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1 Einleitung 


Moderne demokratische Gesellschaften werden seit einigen Jahren durch ganz un- 
terschiedliche Entwicklungen ungemein herausgefordert: von der Krise der Volks- 
parteien über die Repräsentationskrise der Demokratie bis hin zur fortschreiten- 
den Etablierung neuerer Parteien wie der AfD. Während sich in den 2000er Jah- 
ren bei den europäischen Nachbarn politische Kräfte rechts der Mitte formierten 
und teilweise auch in Regierungsverantwortung gelangten, schien die Bundesre- 
publik ein Fels in der Brandung zu sein - denn hier hatten solche Parteien kaum 
eine Chance. Inzwischen hat sich die Situation jedoch geändert; teilweise spre- 
chen Sozialwissenschaftler bereits davon, dass sich die Bundesrepublik mit dieser 
Entwicklung nun auch im europäischen Vergleich »normalisiert« habe." 

Jedenfalls hat sich in der politischen Landschaft einiges getan. Spätestens seit 
2014 ist die bundesrepublikanische Gesellschaft mit dem Auftauchen von PEGIDA 
in Bewegung geraten und wandelt ihr Gesicht. Neben all den politischen Verände- 
rungen erneuern sich dabei auch die Verhandlungs- und Aushandlungsformen de- 
mokratischer Verarbeitungsprozesse. Politik kann immer weniger auftradierte La- 
gerbildungen bauen und auf gefestigte Loyalitäten setzen. Stattdessen erleben wir 
derzeit in ganz unterschiedlichen Formen Tendenzen und Folgen des gesellschaft- 
lichen Tribalismus, des Auseinanderfallens alteingesessener politischer Lager- und 
Milieugrenzen und damit eine Ausdifferenzierung des politischen »Marktes«. 

Diese Tendenzen betreffen freilich auch den politischen Rechtsradikalismus. 
Denn fraglos haben wir in den vergangenen Jahren ganz unterschiedliche Formen 
»rechten« Aufbegehrens und der Formierung eines neuen Wutbürgertums erlebt.” 
Die parteipolitische Speerspitze dieses gesellschaftlichen Unbehagens ist momen- 
tan die AfD; zuvorderst ist diese Partei jedoch Ausdruck und Symbol tieferliegen- 
der gesellschaftlicher Veränderungen. Spätestens seit dem NSU-Komplex hat sich 


1 Vgl. bspw. Gassert, Philipp: Deutschlands Parteiensystem wird normal, in: Die Zeit, 02.11.2018. 
Die ersten beiden Kapitel der vorliegenden Studie sind in leicht veränderter Form bereits als 
Kurzstudie publiziert worden: Finkbeiner, Florian/Trittel, Katharina: Traditionslinien des Rechts- 
radikalismus in der politischen Kultur Niedersachsens. Ein historischer Problemaufriss, Göttin- 
gen 2019. 

2 Vgl. Nachtwey, Oliver: Die Abstiegsgesellschaft. Über das Aufbegehren in der regressiven Mo- 
derne, Berlin 2016, S. 216ff. 


Rechtsradikalismus in Niedersachsen 


die Problemwahrnehmung des Rechtsradikalismus in unserer Gesellschaft verän- 
dert, im selben Atemzug hat sich auch dessen Gestalt gewandelt, die es im Blick 
zu behalten gilt.? 

Seit den 2010er Jahren vollziehen sich quer zu den tradierten gesellschaftlichen 
Konfliktlagen, die Sozialwissenschaftler auch als Cleavages bezeichnen, soziokul- 
turelle Umbrüche, die irgendwann von Historikern im Nachhinein als völlig neue 
Ausprägung von »Krisen« und Spaltungslinien beurteilt werden könnten.* Injedem 
Fall greifen derzeit ganz unterschiedliche Entwicklungen und Trends ineinander, 
die in ihrer Emergenz insgesamt die gesellschaftlichen Konfliktlinien verschieben. 
Die Erosion der Volksparteien, die nicht erst seit Kurzem begonnen hat, sondern 
schon weit vorangeschritten ist, ist lediglich das offensichtlichste Zeichen. Aktuell 
beobachten wir vor allem eine Verschiebung politischer Identifikationen der Bür- 
ger mit Parteien. Parteiidentitäten und -bindungen gehen schon seit Längerem 
zurück, auch die Mitgliedschaften sind rückläufig. Und noch etwas niedrigschwel- 
liger angesetzt: Bürger wählen heutzutage ganz offensichtlich Parteien immer we- 
niger aus Überzeugung. Daran leiden sie alle: von den Sozialdemokraten über die 
Christdemokratie bis zur LINKEN. 

Ganz offensichtlich haben sich hier nicht bloß Mentalitäten verändert, sondern 
das Beziehungsverhältnis an sich hat sich gewandelt. Es ist nicht einfach nur das 
Vertrauen, das Bürger in »die« Politiker setzen, das sich auf einem historischen 
Tiefstand befindet. Mehr noch: Die Bürger versprechen sich einfach immer weni- 
ger von der Politik. Denn: Der heutige Wähler ist aufgrund von Individualitäts- 
und Flexibilitätsparadigmen vor allem ein »Kunde« auf dem Wählermarkt. »Der 
Kunden-Bürger schaut sich in den Regalen des politischen Angebots um, wählt 
aus, was seine Konsumbedürfnisse rasch und preiswert befriedet.«° Ist der Bürger 
mit seinem gewählten Produkt unzufrieden, sucht er sich das nächste Mal eben 
ein anderes - und beschwert sich. Die historisch tradierten Polster, die Latenz- 
zeit für Politik, der Spielraum für politisches Handeln haben sich also verschoben. 
Die selbstbewusst auftretenden Bürger wenden sich mit einer veränderten Erwar- 
tungshaltung an die Politik. Sie wollen eine »sofortige Bedürfnisbefriedigung«® 
und gewähren kaum Aufschub. 

Das mag an und für sich in Nuancen vielleicht nichts Neues sein, galt sicher- 
lich auch schon für die Willy-Brandt-Wähler Ende der 1960er und Anfang der 1970er 


3 Vgl. Trittel, Katharina u.a.: Demokratie-Dialog. Die Arbeit des Instituts für Demokratieforschung 
im Rahmen der »Forschungs- und Dokumentationsstelle zur Analyse politischer und religiöser 
Extremismen in Niedersachsen, in: Demokratie-Dialog, H. 1 (2017), S. 2-9. 

4 Vgl. Inglehart, Ronald F./Norris, Pippa: Trump, Brexit and the Rise of Populism: Economic Have- 
Nots and Cultural Backlash, Faculty Research Working Paper Series, Harvard 2016, S. 8. 

5 Walter, Franz: Zeiten des Umbruchs? Analysen zur Politik, Stuttgart 2018, S. 10. 
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Jahre. Aber - und hier besteht die Schieflage, die das Problem verschärft -: Poli- 
tik funktioniert heute anders als vor fünfzig Jahren. Sie ist komplexer geworden, 
bindet ganz neue Ebenen und Akteure ein, sodass der Aushandlungsspielraum für 
politische Entscheidungen wesentlich geschrumpft ist - was es umso schwieriger 
macht, die gesteigerten Erwartungen der Bürger an die Politik zu erfüllen: »Der 
Bürger, der es in seiner Rolle als Konsument gewohnt ist, dass sein je individuelles 
Bedürfnis prompt befriedigt wird, reagiert politisch verdrossen, da die Politik den 
Bürgern nicht geben kann, was diese als Konsumenten verlangen und als Parti- 
zipanten zugleich verunmöglichen.«’ All das verändert natürlich auch die Erwar- 
tungshaltungen und Bindungen der Bürger an Politik. 

Das Phänomen des politischen Rechtsradikalismus® gehört in seiner Grund- 
ausprägung als politische Bewusstseinsform - unerheblich, ob man dies nun be- 
grüßt oder nicht - zum Bewusstseinshaushalt moderner Gesellschaft.? In allen 
Gesellschaften gab und gibt es immer zumindest kleine Gruppen, die entsprechen- 
de politische Ansichten vertreten, weshalb die Auseinandersetzung damit auch als 
»never ending story«'” bezeichnet worden ist. Ganz in diesem Sinne sprachen die 
Soziologen Erwin Scheuch und Hans-Dieter Klingemann bereits in den 1960er Jah- 
ren davon, dass es immer einen gewissen Bodensatz an rechtsradikalen Einstel- 
lungen in Gesellschaften gebe, weshalb sie den Rechtsradikalismus auch als eine 
»normale Pathologie«" bezeichneten. Bis heute wird darüber gestritten, ob dieser 


7 Ebd., S. 23. 

8 DerBegriff»Rechtsextremismus« ist aufgrund seiner inflationären Verwendungschwammig. Als 
Ordnungsbegriff von Sicherheitsbehörden benutzt, meint»Rechtsextremismus« streng genom- 
men die Überschreitung einer »demokratisch« legitimen Grenze, die wiederum an der freiheit- 
lichen demokratischen Grundordnung (fdGO) festgemacht wird. Der Begriff wird aber teilweise 
auch als politische Einordnung verwendet, die sich- von der»Extremismustheorie«abgrenzend 
— nicht an einer solchen Grenzziehung mithilfe der fdGO orientieren will. Je nachdem, wie der 
Begriff verwendet wird, meint er also Unterschiedliches. In der vorliegenden Studie geht es we- 
niger um die »randständigen« oder »außerhalb« des vermeintlich demokratisch-legitimen bzw. 
illegitimen Spektrums liegenden Positionen, sondern um die politischen Bewusstseinsformen, 
die gerade nicht derart eingeordnet werden, deren Definition unsererseits als »rechtsradikal« 
also der angesprochenen Begriffsdebatte gewissermaßen vorgelagert ist. Daher wird in dieser 
Arbeit von »Rechtsradikalismus« gesprochen, auch um diesen Unterschied bereits semantisch 
anzuzeigen. Unter »rechtsradikal« verstehen wir Positionen, die für autoritäre Politik- und Ge- 
sellschaftsvorstellungen stehen und dabei tendenziell antiliberal, völkisch, rassistisch und ge- 
schichtsrevisionistisch sind; vgl. hierzu auch Fetscher, Iring: Rechtes und rechtsradikales Denken 
in der Bundesrepublik, in: Ders. (Hg.): Rechtsradikalismus, Frankfurt a.M. 1967, S. 11-29, hier S. 13. 

9 Vgl. Adorno, Theodor W.: Studien zum autoritären Charakter, Frankfurt a.M. 1995, S. 14. 

10 Salzborn, Samuel: Rechtsextremismus. Erscheinungsformen und Erklärungsansätze, Baden- 

Baden 2014, S. 7. 

11 Scheuch, Erwin K./Klingemann, Hans Dieter: Theorie des Rechtsradikalismus in westlichen In- 
dustriegesellschaften, in: Ortlieb, Heinz-Dietrich/Molitor, Bruno (Hg.): Hamburger Jahrbuch für 
Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik, Tübingen, Bd. 12 (1967), S. 11-29, hier S. 13. 
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Bodensatz in quantitativen Zahlen zu beziffern sei - Scheuch und Klingemann gin- 
gen von knapp unter zehn Prozent aus. Aber sie bestimmten schon damals, dass 
das eigentliche Problem dabei weniger die Quantifizierung eines solchen Segmen- 
tes sei als die jeweilige soziokulturelle Konstituierung dieses Bodensatzes. 

Seit Gründung der Bundesrepublik war der auf dieser Grundlage fußende 
Rechtsradikalismus eine »randständige, weithin einflusslose politische Subkul- 
tur«'*. Doch seine Konstituierung hat sich heutzutage gewandelt. Der Rechtsra- 
dikalismus zeigt sich aktuell nicht nur organisatorisch in variierenden Formaten, 
agiert gemäß verschiedenen Strategien, begünstigt und ermutigt auch aktionisti- 
sche und gewaltbereite Gruppierungen sowie Kader — wie er es immer schon in 
unterschiedlicher Ausprägung getan hat -; vielmehr hat er inzwischen auch einen 
größeren gesellschaftlichen Resonanzraum; denn offensichtlich haben sich die 
Reichweite und Ausprägung dieses vermeintlichen Bodensatzes erweitert, sodass 
etwa die AfD inzwischen über ein ungemein großes Wählerpotenzial verfügt. 

Betrachten wir also zunächst einmal ganz allgemein Rechtsradikalismus 
als politische Bewusstseinsform, so gilt aus Sicht von Sozialwissenschaftlern, vor 
allem die gesellschaftspolitischen Konstituierungsbedingungen und Ausprägungs- 
formen in den Blick zu nehmen, die den potenziellen Hang zur Aktivierung und 
Verschärfung dieser latenten Bewusstseinsform gewissermaßen begünstigen.” 
Die Frage ist also, wie dieser Bodensatz verfasst ist, welche strukturellen und 
kulturellen Mentalitätsbestände wie ausgeformt sind und welche potenziellen 
Polster diese gegen Krisenerscheinungen ausgebildet haben, um auch gegen rigo- 
rose Agitatoren abfedernd wirken zu können. Denn ob ein politisches Phänomen 
auch zu einer dauerhaften Erscheinung wird, hängt von der Beschaffenheit des 
Resonanzbodens ab. 

Diese Gemengelage ist in ihrer Überlagerung unterschiedlicher gesellschaftli- 
cher Phänomene, politischer Tendenzen und kultureller Faktoren ungemein kom- 
plex und analytisch kaum sortierbar. Und auch mit Blick auf den weiter unten aus- 
führlicher aufgeführten Forschungsstand kann festgehalten werden, dass die For- 
schung bezüglich der erwähnten Entwicklungen bislang keine zufriedenstellenden 


12 Botsch, Gideon: Die extreme Rechte in der Bundesrepublik Deutschland 1949 bis heute, Darm- 
stadt 2012, S. 1. 

Die Psychoanalyse sucht im prinzipiell brüchigen Charakter des bürgerlichen Individuums den 
»seelischen Mechanismus« (Fromm, Erich: Zum Gefühl der Ohnmacht, in: Zeitschrift für Sozi- 
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alforschung, Jg. 6 (1937), S. 95-119, hier S.96), also wie das Individuum mit dem »Gefühl der 
Ohnmacht« umgeht und wie es darauf reagiert. Demgegenüber kann sozialwissenschaftliche 
Forschung lediglich danach fragen, welche Formen der Deformationen soziokulturell zu die- 
ser potenziellen nicht-individuellen Ohnmacht führen können bzw. vor welchem gesellschafts- 
politischen Hintergrund die triebstrukturellen Kränkungen des Individuums in Projektionen, 
Kompensationen und Rationalisierungsbemühungen umschlagen können; vgl. in diesem Sin- 
ne bereits Adorno: Studien zum autoritären Charakter, S. 4, S. 12 u. S. 38. 
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Antworten geliefert hat und vor allem noch unzählige Einzelaspekte umstritten 
sind. 

Aus diesem Grund haben wir uns dafür entschieden, einen Schritt zurückzu- 
treten und den Blick zunächst auf einen einzelnen ausgewählten Aspekt zu richten, 
um die angesprochenen Fragen, Ambivalenzen und Dynamiken zu untersuchen. 
Diese Eingrenzung des Gegenstandes betrifft in einem ersten Schritt die geogra- 
fische Begrenzung auf das Bundesland Niedersachsen. Zwar folgt diese Auswahl 
auch forschungspragmatischen Gründen; aber nicht zuletzt soll es ja um die tie- 
fergehende Analyse der soziokulturellen Einbettung politischer Phänomene gehen 
- denn gerade im Wechselspiel von Konstituierungsbedingungen und Dynamiken 
des Rechtsradikalismus offenbaren sich teilweise erstaunliche Ambivalenzen. Und 
genau zu diesen Spannungen liegen letztlich viel zu wenige gesicherte Erkennt- 
nisse vor; überdies klafft eine große Lücke in der Forschungslandschaft. Weil diese 
Grundspannung sicherlich überall in der Bundesrepublik vorhanden ist, sich ledig- 
lich lokalkulturell jeweils unterschiedlich formieren mag, kann nach ihr prinzipiell 
auch überall gesucht werden. 

Um ein Beispiel für eine solche Ambivalenz aufzuzeigen, blicken wir nach Nie- 
dersachsen. Natürlich erfolgte die Auswahl dieser Region aus forschungsoperati- 
ven und -pragmatischen Gründen - schließlich wurde die »Forschungs- und Do- 
kumentationsstelle zur Analyse politischer und religiöser Extremismen in Nieder- 
sachsen« (FoDEx) zur Erforschung der historisch-kulturellen Entwicklung und de- 
ren Bedeutung für die Gegenwart ebenjenes Bundeslandes initiiert. Aber auch in- 
haltlich bietet sich diese Region aus guten Gründen an: Niedersachsen hat eine 
lange Tradition des politisch erfolgreichen Rechtsradikalismus - gelang doch hier 
über viele Jahre rechtsradikalen Strukturen, Organisationen und Assoziationen, 
sich zu vernetzen und ein tiefin das kulturelle Leben hineinreichendes Wurzelwerk 
aufzubauen. Nicht ohne Grund bezeichnete die Historikerin Helga Grebing Nie- 
dersachsen einst als »Stammland des Nachkriegsrechtsradikalismus«'*. Und auch 
der Historiker Bernd Weisbrod betonte diese kulturellen Bedingungen - habe es in 
Niedersachsen doch wie in kaum einer anderen Region Deutschlands »erstaunlich 
konstante [...] Hochburgen des Rechtsradikalismus vor und nach 1945«'° gegeben. 

Zwar gibt es diese Performanz heute fraglos nicht mehr; doch bedeutet dies 
freilich nicht, dass die untergründigen Strukturen, Mechanismen und Verstrickun- 
gen sozialer Praktiken keinen Nährboden für rechtsradikale Formationen bilden 


14 Grebing, Helga: Niedersachsen vor 40 Jahren. Gesellschaftliche Traditionen und politische Neu- 
ordnung, in: Niedersächsisches Jahrbuch für Landesgeschichte, Bd. 60 (1988), S. 213-227, hier 
S. 224. 

15 Weisbrod, Bernd: Das 20. Jahrhundert in Niedersachsen. Eine Einführung, in: Ucker, Bernd Ul- 
rich u.a. (Hg.): Niedersächsische Geschichte, Göttingen 1997, S. 497-510, hier S. 502. 
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und bleiben können - schließlich ist der Erfolg der AfD in seiner gesamten Erschei- 
nung ein Phänomen, das bis vor Kurzem kaum vorstellbar schien. Und auch die 
gesellschaftlichen Eruptionen, Dissonanzen und Ambiguitäten, die gerade seit der 
sogenannten Flüchtlingskrise 2015 offenbar werden, hätte man 2010 noch kaum 
für denkbar gehalten. 

Freilich: Die verdichteten Momente der Aggressivität und des teils leichtfüßi- 
gen Umschlagens in Gewalt finden sich derzeit verstärkt in ostdeutschen Regionen. 
Aber eben nicht nur. Auch in Niedersachsen stoßen wir auf Anzeichen für potenzi- 
elle Hochburgenregionen'° der AfD, für sich verstetigende Strukturen rechtsradi- 
kaler Kräfte, für neue Möglichkeits- und Spielräume rechtsradikaler Demonstrati- 
onspolitik, aber auch für vereinzelte eruptive Gewaltausbrüche, wie etwa den An- 
schlag auf eine Unterkunft von Geflüchteten in Salzhemmendorf im August 2015. 
Und doch zählt zu diesen Ambivalenzen eben auch, dass bspw. die AfD auf der 
einen Seite in bestimmten Regionen elektoral teils erheblich schlechter abschnitt, 
als die eigentlich günstigen Ausgangsbedingungen erwarten ließen; auf der ande- 
ren Seite erzielte sie jedoch in anderen Regionen, unter anderen Voraussetzungen 
dann auch in Niedersachsen teils überraschend hohe Stimmenanteile - wie etwa 
in Salzgitter, Delmenhorst oder Wilhelmshaven.” 

Diese Diagnose verstärkt grundlegend das Bedürfnis nach tiefergehenden Un- 
tersuchungen lokalkultureller Bedingungen für politischen Rechtsradikalismus. 
Das Forschungsinteresse hierzu hat in den letzten Jahren also aus guten Gründen 
deutlich zugenommen.” Die „Forschungs- und Dokumentationsstelle zur Analyse 
politischer und religiöser Extremismen in Niedersachsen“ (FoDEx) untersucht 
diese Dynamiken zunächst einmal im Kleinen. Sie möchte das weite Feld von 
Themengebieten und potenziellen Gegenständen - fokussiert auf Niedersachsen - 
sondieren und grundlegende Voraussetzungen, Bedingungen und Mechanismen 
sowie Ausdrucksformen rechtsradikalen Potenzials extrapolieren. 


16 Der Begriff»Hochburg« ist inhaltlich vage und analytisch umstritten. Wir verwenden ihn in die- 
ser Arbeit, um damit Gebiete und Regionen zu beschreiben, in denen eine Partei relativ konstant 
hohe Wahlerfolge erzielt, organisatorisch vernetzt und lokalkulturell verankert ist. 

17 Vgl. Finkbeiner, Florian: Mächtiges Überraschen. Die Crux des AfD-Erfolges am Beispiel der 
Landtagswahl in Niedersachsen 2017, in: Demokratie-Dialog, H. 2 (2018), S. 80-86. 

18 Beispielsweise die sogenannte Sozialraumanalyse; vgl. Quent, Matthias/Schulz, Peter: Rechts- 
extremismus in lokalen Kontexten. Vier vergleichende Fallstudien, Wiesbaden 2015; Luzar, 
Claudia: Rechtsextremismus im sozialräumlichen Kontext. Viktimisierung durch rechtsextre- 
me Gewalt und raumorientierte Opferberatung, Schwalbach/Ts. 2015. 
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1.1 Forschungsfrage 


Eine historische Beschreibung erscheint zielführend, um langfristig an die Tiefen- 
dimensionen der Entstehungsbedingungen von politischem Rechtsradikalismus 
heranzukommen und gesellschaftliche Tendenzen in ihrer Emergenz valide aus- 
zuloten. Gerade deshalb geht es vor allem um den Einfluss politischer, lokaler und 
medialer Konjunkturen. FoDEx zielt langfristig darauf ab, die Entwicklung von 
Einstellungsmustern, Konjunkturen politischer Tendenzen sowie Anknüpfungs- 
möglichkeiten rechtsradikalen Gedankenguts gleichsam unter einem Brennglas zu 
analysieren.” Vor diesem Hintergrund versteht sich die vorliegende Studie als ers- 
ter explorativer Schritt auf diesem Weg. 

Diesen Überlegungen folgend wird der Untersuchungsgegenstand dieser Stu- 
die zunächst eingegrenzt auf die Wechselwirkung zwischen rechtsradikalen Phä- 
nomenen und lokalkultureller Mehrheitsgesellschaft (besonders hinsichtlich loka- 
ler Akteure und Institutionen in ausgewählten Fällen in Niedersachsen). Denn im- 
mer wieder fällt auf, dass in lokalpolitischen Kontexten gewisse politische Phäno- 
mene rechts der Mitte von der Lokalpolitik und der Bürgerschaft auf ganz unter- 
schiedliche Weise verhandelt werden. Diese Unterschiede existieren nicht nur - 
wie auf den ersten Blick ersichtlich - zwischen Ost- und Westdeutschland; bei ge- 
nauerem Hinsehen zeigen sie sich auch im kleinen regionalen Vergleich. Insofern 
gehen wir mit unserem explorativen Design und aufgrund bisheriger Erfahrungen 
in Projekten mit politischer Kulturforschung davon aus, dass diese unterschiedli- 
chen Aushandlungsmodi gesellschaftlicher Phänomene und Konflikte selbst wie- 
derum Einfluss auf die neuerlichen Bedingungen rechtsradikaler Phänomene ha- 
ben. 

Denn nicht zuletzt prägen die öffentliche Artikulation politischer Meinungen, 
Wortmeldungen wie Kritik oder auch Proteste den gesellschaftlichen Konfliktbe- 
wältigungsmodus. Sie sind historisch gewachsener Alltag in Deutschland und ha- 
ben damit - ob sie auf der vermeintlich »guten« Seite stehen oder ob sie vermeint- 
lich »undemokratische Ziele« verfolgen, ist dabei zweitrangig - auch Bedeutung 
für das zeitspezifische Verständnis von politischer »Normalität« und sind damit 
Teil des demokratischen Selbstverständigungsprozesses, wie der Historiker Phil- 
ipp Gassert in seinem Buch »Bewegte Gesellschaft«*° überzeugend dargelegt hat. 

Immer wieder trugen Partizipationsströme und gesellschaftliche Eruptionen 
dazu bei, Repräsentationslücken aufzuzeigen und geänderte Ansprüche zu offen- 
baren, sodass sie »Fermente für rechtzeitige systemimmanente Innovation«”' sein 


19 Vgl. Trittel u.a.: Demokratie-Dialog, S. 8f. 

20 Gassert, Philipp: Bewegte Gesellschaft. Deutsche Protestgeschichte seit 1945, Stuttgart 2018, 
S.11f. u. S. 29. 

21 Walter: Zeiten des Umbruchs?, S. 19. 
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konnten, da die Politik hierauf reagierte und diese geänderten Ansprüche und For- 
derungen aufnehmen konnte, sich dadurch modernisierte. Doch dieses lokalspe- 
zifische Verständnis von »Normalität« prägt wiederum aus seinem eigenen Norm- 
korsett heraus den Grad an politischer Radikalität im politisch legitimen und ak- 
zeptierten Normspektrum und ob ein politischer Impuls als Affront gegen die eta- 
blierte Stadtgesellschaft oder gar als »Gefahr für die Demokratie« empfunden wird. 
Derlei Spannungen und Deutungskämpfe sind von weitreichender Bedeutung - 
prägen sie doch die weiteren Erfolgsbedingungen für bestimmte Kräfte entschei- 
dend mit, wie sich gerade in der Frühphase von PEGIDA in Dresden zeigte, als sich 
die neue Protestgemeinschaft konstituierte und anfangs durch ihr Image als bür- 
gerschaftliches Engagement und nicht als rechtsradikale Bewegung ordentlichen 
Zulauf aus altbürgerlichen Kreisen der Dresdner Bürgerschaft erhielt.”” 

Insofern können lokalkulturelle Verhandlungs- und Aushandlungsformen ei- 
ne ungemeine Bedeutung für die Dynamik rechtsradikaler Agitation haben. Doch 
auch umgekehrt können regionale Normstrukturen zugleich ungemein hemmend 
wirken, beispielsweise dabei helfen, den öffentlichen Artikulationsversuch kleiner 
rechtsradikaler Gruppierungen von vornherein zu unterbinden oder in kürzester 
Zeit eine verhältnismäßig große Mobilisierung von Gegenprotesten zu begünsti- 
gen. In diesem Wechselspiel und in dieser steten Spannung haben lokalkulturel- 
le Verhandlungsformen sowie ihre spezifischen lokalpolitischen Kontexte zumin- 
dest einen mitentscheidenden Einfluss auf die jeweilige Performanz rechtsradika- 
ler Mentalitäten und Bewusstseinsformen. 

Aber freilich haben sie zugleich bloß eine begrenzte Bedeutung, sind nicht al- 
leine entscheidend. Insofern betrachten wir im Folgenden lediglich einen kleinen 
Ausschnitt des politisch-kulturellen Lebens, doch erhoffen wir uns hierdurch den- 
noch erste Rückschlüsse auf eventuelle vom Einzelfall ausgehende Verallgemeine- 
rungen. Aus diesem Grund steht in der nachfolgenden Untersuchung an ausge- 
wählten lokalkulturellen Fällen die Art und Weise im Vordergrund, wie lokale Ak- 
teure auf rechtsradikale Ereignisse, Gruppen oder Phänomene reagieren und wel- 
chen Umgang sie mit ihnen finden. 

In der Forschung zur Kultursoziologie und Kommunalpolitik wird immer wie- 
der hervorgehoben, welch nicht zu unterschätzende Bedeutung die kommunale 
Selbstverwaltung für das Gemeinwesen und die Strukturierung des Alltags sowie 
dessen prägendes Normkorsett habe. Schließlich sind lokale Gemeinschaften in 


22 Dies bestätigte sich auch in der soziostrukturellen Teilnehmerzusammensetzung im zeitlichen 
Verlauf, als PEcıDa dieses bürgerliche Image gänzlich verlor und sich radikalisierte; vgl. Geiges, 
Lars/Marg, Stine/Walter, Franz: PEGIDA. Die schmutzige Seite der Zivilgesellschaft?, Bielefeld 
2015; Schenke, Julian u.a.: PEGIDA-Effekte? Jugend zwischen Polarisierung und politischer Un- 
berührtheit, Bielefeld 2018, S. 49ff. 


1 Einleitung 


ihrer Konstituierung zwiespältig, doch hat die politische Verhandlung vor Ort ei- 
nen mitentscheidenden Anteil an der Performanz der sozialen Eigenschaften loka- 
ler Lebenswelten.” Denn gleichzeitig kann auch der jeweils eingespielte Umgang 
mit politischen Phänomenen auf das lokalkulturelle Selbstverständnis der Bürger- 
schaft zurückwirken. Ohne dabei vorschnell von spezifischen Zusammenhängen 
auszugehen, möchten wir in lokalen Fallstudien zugleich nach den lokalen Kontex- 
ten und Konstituierungsbedingungen der jeweiligen rechtsradikalen Phänomene 
suchen und Mechanismen systematisieren. 


1.2 Politische Kulturforschung 


In den vergangenen Jahren haben die Bedeutung und das Verständnis »politischer 
Kultur« für demokratische Gesellschaften zugenommen. Dabei wird »politische 
Kultur« als Bindeglied zwischen Bürgern und politischem System verstanden, das 
eine Art Verhandlungsraum demokratischer Resilienz bildet.” In Anlehnung an 
die US-amerikanischen Politikwissenschaftler Gabriel Almond und Sidney Verba, 
die dieses Verständnis von »politischer Kultur« und »Politischer Kulturforschung« 
popularisierten, findet diese Auffassung heute weite Verbreitung; denn sie ermög- 
licht eine quantifizierbare und dadurch operationalisierbare analytische Sicht auf 
den Mechanismus der politischen Einstellungsebene und Stabilität politischer Sys- 
teme. Diese Tradition Politischer Kulturforschung, die sich bis heute auch auf die 
Arbeiten von David Easton und seinen Ansatz demokratischer Unterstützung be- 
zieht, findet sich auch in der sogenannten Rechtsextremismusforschung. Das ope- 
rationalisierbare Konzept der »politischen Kultur« wird in dieser Tradition als Er- 
klärungsfaktor für den Rechtsradikalismus herangezogen.” Letzterer stellt in die- 
ser Perspektive eine Art Störfaktor in der Sozialisation von Menschen oder eine An- 
einanderreihung quantifizierbarer Bedeutungsgehalte dar, die der Soziologe Tho- 
mas Herz in diesem Sinne bezeichnenderweise als »Basiserzählung« beschrieben 


23 Vgl. Holtmann, Everhard/Rademacher, Christian/Reiser, Marion: Kommunalpolitik. Eine Ein- 
führung, Wiesbaden 2017, S. 4f. 

24 Vgl. Lange, Hendrik: Determinanten der Demokratiezufriedenheit. Einfluss ökonomischer Fak- 
toren auf die politische Kultur in der BRD, Wiesbaden 2018, S. 2. 

25 Vgl. Klein, Anna/Sitzer, Peter/Heitmeyer, Wilhelm: Politische Kultur und Rechtsextremismus, 
in: Melzer, Wolfgang/Tippelt, Rudolf (Hg.): Kulturen der Bildung. Beiträge zum 21. Kongress der 
Deutschen Gesellschaft für Erziehungswissenschaft, Opladen 2009, S. 109-123; Becker, Reiner: 
Wenn abstrakte Items auf die Wirklichkeit der Stammtische treffen. Die lokale politische Kultur 
als begünstigender Faktor für die Herausbildung von Rechtsextremismus, in: Frindte, Wolfgang 
u.a. (Hg.): Rechtsextremismus und »Nationalsozialistischer Untergrund«. Interdisziplinäre De- 
batten, Befunde und Bilanzen, Wiesbaden 2016, S. 443-461. 
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hat. In dieser Sichtweise müsse lediglich die spezifische »Veränderung der Basis- 
erzählung«, also der politischen Kultur vor Ort, gesucht werden, um Auswüchse 
des Rechtsradikalismus erklären zu können, womit Herz explizit auf die »Attacken 
deutscher Jugendlicher auf Asylbewerber« abzielt.” 

Ganz unabhängig davon, welche Erklärungskraft dieser Ansatz auch haben 
mag: Unser Verständnis von Politischer Kulturforschung unterscheidet sich davon 
grundlegend. Kurz gesagt: FoDEx arbeitet mit den Methoden des Göttinger Insti- 
tuts für Demokratieforschung, die vor allem die Bedeutung der Politischen Kultur 
für die Konstituierung politischer Phänomene und deren historisch-kritische 
Einordnung hervorheben. Politische Kultur ist für uns nicht einfach nur ein Erklä- 
rungsfaktor unter anderen für Rechtsradikalismus, sondern der gesellschaftliche 
Austragungsort für Politik schlechthin. Und in diesem Ineinandergreifen unter- 
schiedlicher Prozesse, Entwicklungen und Tendenzen in der politischen Kultur 
insgesamt können gewisse Dynamiken eine Art Folie und einen Resonanzraum für 
bestimmte politische Vorstellungen und Bewusstseinsformen bilden oder diese 
begünstigen. Aus diesem Grund schließen wir uns in unserem Verständnis von 
Politischer Kultur vor allem dem Politikwissenschaftler Karl Rohe an, der mit 
seinem Zugang und mit spezifischem Einfühlungsvermögen in geschichtlich-ge- 
sellschaftliche Prozesse die Bedeutung von Mentalitäten wie kaum ein anderer 
geprägt hat.” 

Rohe versucht, in der Politischen Kultur - im Schnittfeld von Politik und Kul- 
tur - in historischen und gegenwärtigen Gesellschaften auftretende Probleme und 
Phänomene zu kontextualisieren.”® In diesem Sinne wird Politische Kultur ver- 
standen als »objektiv-geistiger Strukturzusammenhang«”?, also als das gesamtge- 
sellschaftliche Ineinandergreifen von Sozial- und Deutungskultur. Es geht dabei 
um die Verbindung von Einstellungen (klassische Soziokultur) mit der übergeord- 
neten, die Einstellungen prägenden Metakultur als neuer Form der Deutungskul- 
tur.°° Rohe betont daher gerade für die Analyse dieser je spezifisch ausdifferen- 
zierten Metakultur die Eigenheiten von Regionen: Jede Region, so Rohe, habe ih- 


26 Herz, Thomas A.: Rechtsradikalismus und die»Basiserzählung«. Wandlungen in der politischen 
Kultur Deutschlands, in: Falter, Jürgen W./Jaschke, Hans-Gerd/Winkler, Jürgen R. (Hg.): Rechts- 
extremismus. Ergebnisse und Perspektiven der Forschung, Opladen 1996, S. 485-501, hier S. 485. 

27 Grundlegend Rohe, Karl: Politische Kultur und der kulturelle Aspekt von politischer Wirklich- 
keit. Konzeptionelle und typologische Überlegungen zu Gegenstand und Fragestellung Poli- 
tischer Kultur-Forschung, in: Berg-Schlosser, Dirk/Schissler, Jakob (Hg.): Politische Kultur in 
Deutschland. Bilanz und Perspektiven der Forschung, Opladen 1987, S. 39-48. 

28 Vgl. Rohe, Karl: Politische Kultur und ihre Analyse. Probleme und Perspektiven in der Politi- 
schen Kulturforschung, in: Historische Zeitschrift, Bd. 250 (1990), S. 321-346. 

29 Rohe, Karl: Politik. Begriffe und Wirklichkeiten: Eine Einführungin das politische Denken, Stutt- 
gart 1994, S. 162. 

30 Vgl. Rohe, Karl: Wahlen und Wählertradition in Deutschland. Kulturelle Grundlagen deutscher 
Parteien und Parteiensysteme im 19. und 20. Jahrhundert, Frankfurt a.M. 1992, S. 17. 
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re eigene verdichtete Erfahrung, eigene Gewohnheiten, Rituale, Traditionen, also: 
kulturelle Sinnbezüge. Und daher könne sich für einzelne Regionen auch jeweils 
eine unbewusste Lebensweise ausprägen, die wiederum auf die Soziokultur rück- 
zuwirken vermöge, also als »regionales Residuum« verbleibe oder sich eben auch 
mit der Zeit auflöse. Rohes Perspektive will dem je spezifischen »Geheimnis«” ei- 
ner Region zumindest näher kommen, um die jeweilige Mentalität zu verstehen. 
Karl Rohe versteht dabei Mentalität in Anlehnung an Max Weber als eine »mentale 
Auskristallisierung von Kultur«°*, also als die Gesamtheit der Sinnbezüge in der 
Deutungskultur spezifischer Milieus. 

Diese Auffassung von Politischer Kultur unterscheidet sich grundlegend von 
anderen Kultur-Ansätzen, da Rohe Kultur in mehreren Dimensionen denkt: Po- 
litische Kultur ist statisch und dynamisch zugleich, kann sich unter bestimmten 
Bedingungen leichtfüßig wandeln, aber ebenso ungemeine kulturelle Beharrungs- 
kräfte und Resilienzen besitzen, die polsternd gegen politische Verheißungen wir- 
ken können.” Genau diesen tieferreichenden Vorstellungsmustern, die unter der 
Oberfläche messbarer Einstellungen liegen und sich zu einem Sinnzusammen- 
hang verbinden, soll in dieser Studie explorativ zumindest ansatzweise nachge- 
spürt werden.?* Dabei versteht sich von selbst, dass eine solche Erfassung auf- 
grund ihrer Komplexität an dieser Stelle zunächst lediglich in Auszügen erfolgen 
kann. Insofern versteht sich diese Studie als erster Aufschlag, der zwar nicht sämt- 
liche Mechanismen, Sinnbezüge und tiefenanalytischen Dynamiken zu erfassen 
vermag, für das genauere Verständnis der Politischen Kulturen gleichwohl erste 
Besonderheiten, Auffälligkeiten, Zusammenhänge und weitere Forschungsfragen 
eruiert. 

Aus diesem Grund gehen wir auch nicht von einer normativ korrekten, zwei- 
felsfrei institutionenstützenden politischen Kultur aus, sondern von der bundesre- 
publikanischen Demokratie als ständig in Bewegung befindlichem, von ihren Bür- 
gern stets (mit-)geformtem Prozess, in dessen Verlauf unterschiedlichste Auffas- 
sungen politischer Kultur miteinander ringen. So blicken wir auch nicht eindimen- 
sional auf Aktivisten und Bewegungen, sondern beziehen die damit untrennbar 
verbundenen Interaktionsdynamiken und Wechselwirkungen mit der Mehrheits- 
gesellschaft ein, mit dem jeweiligen lokalen Umfeld, der medialen Öffentlichkeit, 
den Reaktionsweisen und Strategien staatlicher, polizeilicher und geheimdienstli- 
cher Behörden sowie weiterer gesellschaftlicher Institutionen. 


31 Ebd., S. 11. 

32 Ebd., S.16. 

33 Lösche und Walter zufolge dürfe das »Milieu« aber auch nicht idealisiert oder mythologisiert 
werden; vgl. Lösche, Peter/Walter, Franz: Katholiken, Konservative und Liberale: Milieus und Le- 
benswelten bürgerlicher Parteien in Deutschland während des 20. Jahrhunderts, in: Geschichte 
und Gesellschaft, Jg. 26 (2000), S. 471-492, hier S. 472. 

34 Vgl. Rohe: Politische Kultur und der kulturelle Aspekt von politischer Wirklichkeit, S. 39f. 
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In diesem Punkt zeigen sich deutliche Überschneidungen in der Perspektive 
der Politischen Kulturforschung nach Karl Rohe und der Auseinandersetzung mit 
»Rechtsextremismus« nach dem Erziehungswissenschaftler Peter Dudek und dem 
Politikwissenschaftler Hans-Gerd Jaschke. Insofern orientiert sich unsere Arbeit 
intentional an beiden Forschungssträngen, sucht hier nach Anknüpfungspunkten 
und Impulsen für die Analyse des empirischen Materials. Im Vordergrund die- 
ser Perspektive der Rechtsextremismusforschung stehen die historisch entwickel- 
ten und kulturell geprägten Strukturen einer Gesellschaft als maßgeblicher An- 
satzpunkt zur Erklärung von »Rechtsextremismus«.” Der Politische Kulturansatz 
rekurriert auf die gesellschaftlichen Wert- und Normvorstellungen, die das Ver- 
hältnis von Rechtsradikalismus und gesellschaftlicher »Mitte« bestimmen bzw. die 
Ausbreitung (oder auch Zurückdrängung bzw. zumindest Einhegung) rechtsradi- 
kaler Einstellungen vom demokratischen Kern einer Gesellschaft abhängig ma- 
chen. 

Ausgangspunkt ist die These, dass »Rechtsextremismus« nicht adäquat erklärt 
werden könne, sofern nicht sowohl historische Perspektiven als auch organisati- 
onssoziologische und interaktionstheoretische Dimensionen in die Analyse mit- 
einbezogen würden.?° Damit geht es weniger um eine phänomenologische, posi- 
tivistische und akteurszentrierte Betrachtung des Rechtsradikalismus als darum, 
diesen als »strukturelles Problem«’” zu analysieren. Es geht besonders um die Ge- 
mengelage, in der sich politische Lager rechts der Mitte innerhalb des politisch-ge- 
sellschaftlichen bzw. politisch-kulturellen Kontextes befinden: In diesem Feld sind 
die Wechselwirkungen zwischen dem politischen Handlungssystem, dem kultu- 
rellen System und der Bevölkerung zu beachten.” Diese »gesamtgesellschaftliche 
Sichtweise« möchte »das Schwergewicht auf den Beziehungsaspekt legen, der die 
rechtsradikalen Subkulturen mit gesellschaftlichen Institutionen, Sichtweisen und 
Reaktionsformen verbindet«; und damit wird »Rechtsextremismus« »als Problem der 
politischen Kultur« betrachtet.” 

Dudek und Jaschke sehen die sogenannte Politische Kultur als »strukturelle 
Konfliktlage«*°, die eine offen-aufgeklärte Auseinandersetzung mit dem Problem 
des »Rechtsextremismus« behindere, diesen vielmehr offen ausgrenze. Damit wer- 
de ein Spannungsbogen eröffnet - zwischen den offen rechtsextremen Trägern 


35 Vgl. Dudek, Peter/Jaschke, Hans-Gerd: Entstehung und Entwicklung des Rechtsextremismus in 
der Bundesrepublik. Zur Tradition einer besonderen politischen Kultur, Bd. 1, Opladen 1984, 
S. 17ff.; auch Salzborn: Rechtsextremismus, S.105. 

36 Vgl. Dudek/Jaschke: Entstehung und Entwicklung des Rechtsextremismus in der Bundesrepu- 
blik, S. 17ff. 

37 Ebd., S. 31. 

38 Vgl. ebd., S. 30. 

39 Ebd., S. 167 (alle Herv. i. O.). 

40 Ebd., S. 173. 
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(die ausgegrenzt werden) und den politischen Orientierungen der Mehrheitsge- 
sellschaft bzw. den immanent angelegten Dispositionen, die zwar nach außen hin 
gemäßigt erscheinen, aber in Krisenlagen eben doch anschlussfähig für rechtsra- 
dikale Barden seien können. Insofern müssen auch die Ausgrenzungsstrategien 
und deren kulturelle, soziale sowie politisch institutionalisierte Träger analysiert 
werden.* 

Dieser Ansatz legt zunächst den Schwerpunkt auf den »Umgang mit Rechtextre- 
mismus«®”, um die Ereignisketten von Hysterie, vermeintlich demokratischem Ab- 
wehrreflex und moralischem Argumentieren gegen »Rechtsextremismus« zu ana- 
lysieren. Insofern betont diese Perspektive die Ambivalenz der Politischen Kultur, 
da so der Rechtsradikalismus nicht nur seine Ursache in der Kultur findet, sondern 
auch seine Dynamik bzw. demokratietheoretische Problematisierung überhaupt 
erst in der spezifisch gesellschaftlichen Einbettung und Verhandlung gewinnt - 
und damit zum Teil eben auch im Umgang mit Rechtsradikalismus in der Politi- 
schen Kultur. 

An diese Sichtweise soll unser Forschungsvorhaben anschließen: Denn wir su- 
chen den Resonanzboden der Deformation, den Untergrundstrom autoritärer Poli- 
tikvorstellungen; und wir suchen nach Verhandlungsmodi, wie auf die Deformatio- 
nen reagiert wird, was dort passiert und wie sich diese politischen Tendenzen wei- 
terentwickeln. Denn ohne Frage: Die »Erwartungs- und Repräsentanzvakua« ha- 
ben den Spielraum für neue politische Kräfte und Formationen vergrößert, haben 
auch autoritären Politikangeboten neue Attraktivität verliehen, nicht zuletzt auch 
für »rigide Nationalegozentriker weit rechts der republikanischen Mitte«.® Wir 
fragen nun danach, wie das gesellschaftlich-kulturelle Feld politischen Bewusst- 
seins bestellt ist - zumindest in dem Rahmen, in welchem wir es im regionalen 
und kommunalen Umfeld am Beispiel des politischen Umgangs mit rechtsradika- 
len Phänomenen in Niedersachsen erschließen können. 


1.3 Forschungsstand 


Das Thema »Rechtsextremismus« im Allgemeinen ist in der Forschung ein Fass oh- 
ne Boden. Ganze Bibliothekswände sind mit einschlägigen Publikationen gefüllt. 
Wenn man überhaupt von einer »Rechtsextremismusforschung« sprechen kann, so 
ergibt sich bei näherer Betrachtung, dass sich dieses Forschungsfeld vor allem da- 
durch auszeichnet, ein Sammelsurium an interdisziplinären, kaum subsumierba- 
ren Ansätzen zu sein, die sich - streng genommen - oft gegenseitig nicht ergänzen, 


41 Vgl. ebd., S. 172. 
42 Ebd., S. 486 (Herv. i. O.). 
43 Walter: Zeiten des Umbruchs?, S. 204. 
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sondern ausschließen.“ Diese Ambiguität zeigt sich schon auf den ersten Blick 
allein an der namensgebenden Begrifflichkeit. Die Kontroverse über den Begriff 
»Rechtsextremismus« zwischen ordnungspolitischem Kategorisierungs- und ana- 
lytischem Strukturbegriff verläuft quer durch die politischen Lager.“ 

Allerdings lassen sich in dem weiten Forschungsfeld bestimmte Schneisen 
schlagen, um den Forschungsstand zu systematisieren: Erstens steht in unse- 
rem Zusammenhang nicht das Phänomen des »Rechtsextremismus« an sich 
im Vordergrund, sondern wir zielen auf die untergründigen gesellschaftli- 
chen Resonanzschwellen, wie sie sich in der gesellschaftlichen Verhandlung des 
»Rechtsextremismus« zeigen. Aus diesem Grund müssen nicht alle theoretischen 
Auseinandersetzungen über Facetten, Deutungsebenen oder Interpretationsan- 
sätze gesondert aufgeführt werden, sondern es genügt, auf diese in der Diskussion 
der empirischen Ergebnisse einzeln zurückzugreifen.“ Zweitens grenzt sich der 
Forschungsstand insofern weiter ein, als empirische Forschungen zum Komplex 
»Rechtsextremismus« tendenziell losgelöst von theoretischen Auseinanderset- 
zungen betrieben werden und sich diese oftmals auf einzelne Phänomene wie 
Gruppen, Parteien oder subkulturelle Strukturen konzentrieren.“ Inzwischen 
existieren zwar einige Studien zu »Rechtsextremismus« in einzelnen Bundeslän- 
dern oder Regionen, doch ist deren Anzahl grosso modo noch überschaubar.* Fragt 


44 Um den Überblickscharakter zu wahren, orientiert sich diese grobe Einteilung an Winkler, Jür- 
genR./Jaschke, Hans-Gerd/Falter, Jürgen W.: Einleitung: Stand und Perspektiven der Forschung, 
in: Dies. (Hg.): Rechtsextremismus. Ergebnisse und Perspektiven der Forschung, Opladen 1996, 
S. 9-21; Salzborn: Rechtsextremismus; Pfahl-Traughber, Armin: Rechtsextremismus in der Bun- 
desrepublik Deutschland, München 2006; Birzer, Markus: Rechtsextremismus — Definitions- 
merkmale und Erklärungsansätze, in: Mecklenburg, Jens (Hg.): Handbuch deutscher Rechtsex- 
tremismus, Berlin 1996, S. 72-83; Stöss, Richard: Forschungs- und Erklärungsansätze-ein Über- 
blick, in: Kowalsky, Wolfgang/Schroeder, Wolfgang (Hg.): Rechtsextremismus. Einführung und 
Forschungsbilanz, Opladen 1994, S. 23-66; Stöss, Richard: Rechtsextremismus im Wandel, Ber- 
lin 2010. 

45 Vgl. Neugebauer, Gero: Extremismus, Rechtsextremismus, Linksextremismus: Einige Anmer- 
kungen zu Begriffen, Forschungskonzepten, Forschungsfragen und Forschungsergebnissen, in: 
Schubarth, Wilfried/Stöss, Richard (Hg.): Rechtsextremismus in der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Eine Bilanz, Bonn 2000, S. 13-37; Virchow, Fabian: »Rechtsextremismus«: Begriffe, For- 
schungsfelder, Kontroversen, in: Ders./Langebach, Martin; Häusler, Alexander (Hg.): Handbuch 
Rechtsextremismus, Wiesbaden 2016, S. 5-41; Grimm, Marc: Rechtsextremismus. Zur Genese 
und Durchsetzung eines Konzepts, Weinheim/Basel 2018. 

46 Zum Überblick vgl. Frindte, Wolfgang u.a.: Ein systematisierender Überblick über Entwick- 
lungslinien der Rechtsextremismusforschung von 1990 bis 2013, in: Dies. (Hg.): Rechtsextremis- 
mus und»Nationalsozialistischer Untergrund«. Interdisziplinäre Debatten, Befunde und Bilan- 
zen, Wiesbaden 2016, S. 25-96; Stöss: Rechtsextremismus im Wandel. 

47 Vgl. Virchow, Fabian/Langebach, Martin/Häusler, Alexander (Hg.): Handbuch Rechtsextremis- 
mus, Wiesbaden 2016. 

48 Auf diese wird weiter unten noch genauer eingegangen. 
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man damit zusammenhängend drittens wiederum nicht nach der potenziellen 
Virulenz eines sogenannten Rechtsextremismus, sondern richtet den Blick auf das 
Verhalten, den Umgang und die Reaktionen vor Ort, also auf»Rechtsextremismus«, 
verringert sich das Ausmaß bisheriger Forschungserkenntnisse nochmals erheb- 
lich. 

Die Kombination einer sogenannten Politischen Kulturforschung mit der Er- 
forschung des Rechtsradikalismus ist aufgrund der Diffusität und Beliebigkeit des 
Begriffs der Politischen Kultur streng genommen kaum verbreitet. Wie bereits 
beschrieben, finden sich zwar einige Überlegungen zum Zusammenhang dieser 
Dimensionen; doch wird politische Kultur weithin tendenziell als statisches Kon- 
strukt und abstrakter Erklärungsfaktor angesehen.* Versteht man hingegen po- 
litische Kultur als dynamische gesellschaftliche Dimension, in deren Wechselwir- 
kung das Phänomen »Rechtsextremismus« eingebettet ist, fallen viele Forschungs- 
arbeiten bereits aus dem Raster.” Diese Perspektive ist in den USA schon seit den 
1950er Jahren weitverbreitet,’' in Deutschland haben - wie bereits erwähnt -vor 
allem Dudek und Jaschke versucht, diese Denkrichtung zu etablieren.” Sie beto- 
nen besonders die Bedeutung der historisch entwickelten und kulturell gepräg- 
ten Strukturen einer Gesellschaft als maßgeblichen Ansatzpunkt zur Erforschung 
des »Rechtsextremismus« und seiner Einbettung in gesellschaftliche Normvorstel- 
lungen.” Bis in die 1980er Jahre ist in verschiedenen Settings versucht worden, 
diese Perspektive weiterzuentwickeln - bspw. durch die Kombination von loka- 
len Milieustudien, politischen Kulturansätzen und der Erklärung rechtsradikaler 


49 Andere Forschungsstränge, die mit einem Konzept der politischen Kultur operieren, fokussie- 
ren besonders auf die Einstellungsforschung. In der Diktion von Rohe entspricht dieses Ver- 
ständnis von politischer Kultur allerdings allein der Ebene der Deutungskultur. Insofern unter- 
scheiden sich hier die Auffassungen von Politischer Kulturforschung. 

50 Dies problematisiert bereits Butterwegge, Christoph: Ambivalenzen der politischen Kultur, in- 
termediäre Institutionen und Rechtsextremismus, in: Schubarth, Wilfried/Stöss, Richard (Hg.): 
Rechtsextremismus in der Bundesrepublik Deutschland. Eine Bilanz, Bonn 2000, S. 292-313. 

51 Vor allem durch den Ansatz eines »Extremismus der Mitte«; vgl. Lipset, Seymour Martin: Poli- 
tical Man. The Social Bases of Politics, London 1960. In dieser Tradition stehen auch die »Stu- 
dien zum autoritären Charakter«, die zwar nicht mit diesen Begrifflichkeiten arbeiteten, aber 
durch die Einbeziehung der psychoanalytischen Theorie Freuds und der Betonung der kulturel- 
len Einflüsse sowie Wechselwirkungen zwischen Persönlichkeitsstruktur und Einflüssen der So- 
zialisation ebenfalls intentional ein solches Programm analysierten; vgl. Adorno: Studien zum 
autoritären Charakter. 

52 Vgl. Dudek/Jaschke: Entstehung und Entwicklung des Rechtsextremismus in der Bundesrepu- 
blik; Minkenberg, Michael: Die neue radikale Rechte im Vergleich: USA, Frankreich, Deutsch- 
land, Opladen 1998. 


53 Salzborn bemerkt, dass diese Grundüberlegung in der Rechtsextremismusforschung zwar weit- 


w 


verbreitet sei, aber in der öffentlichen Debatte kaum vertreten werde, da die »demokratische 
Mitte« damit nicht eo ipso losgelöst von einem randständigen »Rechtextremismus« betrachtet 
werde; Salzborn: Rechtsextremismus, S. 110. 
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Wahlerfolge.°* Allerdings hat sich daraus in Deutschland keine eigenständige For- 
schungstradition entwickelt.” Residuen dieses »Forschungsansatzes« finden sich 
lediglich noch rudimentär in der psychoanalytischen, teils sozialpsychologischen 
und sozialisationstheoretischen Forschung, die heutzutage allerdings weitgehend 
unabhängig von sozialwissenschaftlichen Forschungsansätzen operiert.°° 
Unabhängig davon hat in den vergangenen Jahren das Interesse an empiri- 
schen Studien über »Rechtsextremismus« in regionalen und lokalen Zusammen- 
hängen zugenommen.” Dabei fällt vor allem die Varianz der kleinteiligen Ansätze 
ins Auge: Auf der einen Seite stehen Studien, die gewisse Regionen aufgrund der 
Performanz rechtsextremer Phänomene in der Öffentlichkeit auswählen. In die- 
sen Analysen steht die Bedeutung des wechselseitigen Zusammenhangs politischer 
und kultureller Subsysteme im Vordergrund, weshalb oftmals einzelne Gruppen 
oder Teilkohorten - wie zum Beispiel Jugendliche - innerhalb eines Beziehungsge- 
flechts herausgegriffen werden.?® Auf der anderen Seite versuchen vor allem aktu- 


54 Vgl. Henning, Eike: Das sozialmoralische Milieu und seine Ausgestaltung vor Ort: die histori- 
sche Wahlanalyse kleiner Gemeinden und Stimmbezirke, in: Best, Heinrich (Hg.): Politik und 
Milieu. Wahl- und Elitenforschung im historischen und interkulturellen Vergleich, St. Katha- 
rinen 1989, S. 119-154; Stöss, Richard: Rechtsextremismus in einer geteilten politischen Kultur, 
in: Niedermayer, Oskar/Beyme, Klaus v. (Hg.): Politische Kultur in Ost- und Westdeutschland, 
Berlin 1994, S. 105-139. 

55 Vgl. Clemenz, Manfred: Aspekte einer Theorie des aktuellen Rechtsradikalismus in Deutsch- 
land. Eine sozialpsychologische Kritik, in: König, Hans-Dieter (Hg.): Sozialpsychologie des 
Rechtsextremismus, Frankfurt a.M. 1998, S. 126-176, hier bes. S. 137-144. 

56 Vgl. Oevermann, Ulrich: Zur soziologischen Erklärung und öffentlichen Interpretation von Phä- 
nomenen der Gewalt und des Rechtsextremismus bei Jugendlichen. Zugleich eine Analyse des 
kulturnationalen Syndroms, in: König, Hans-Dieter (Hg.): Sozialpsychologie des Rechtsextre- 
mismus, Frankfurt a.M. 1998, S. 83-125. Teilweise sind diese Dimensionen aber auch noch der 
interpretativen Sozialforschung, bspw. in Form von Biografie-Rekonstruktionen, verhaftet, wie 
dies häufig in der Analyse von jugendlichem Rechtsextremismus Anwendung findet; vgl. Sigl, 
Johanna: Biografische Wandlungen, ehemals organisierter Rechtsextremer. Eine biografieana- 
Iytische und geschlechterreflektierende Untersuchung, Wiesbaden 2018; Özsöz, Figen: Rechts- 
extremistische Gewalttäter im Jugendstrafvollzug. Der Einfluss von Jugendhaft auf rechts- 
extremistische Orientierungsmuster jugendlicher Gewalttäter, Berlin 2009; Nölke, Eberhard: 
Marginalisierung und Rechtsextremismus. Exemplarische Rekonstruktion der Biographie- und 
Bildungsverläufe von Jugendlichen aus dem Umfeld der rechen Szene, in: König, Hans-Dieter 
(Hg.): Sozialpsychologie des Rechtsextremismus, Frankfurt a.M. 1998, S. 257-278. 

57 Vgl. Dülmer, Hermann/Ohr, Dieter: Rechtsextremistische Wahlabsicht und regionaler Kontext: 
Mehrebenenanalysen zur Rolle sozialer Milieus und regionaler Gruppenkonflikte in Deutsch- 
land, in: Politische Vierteljahresschrift, Jg. 49 (2008), H. 3, S. 491-517; Becker, Reiner/Hafeneger, 
Benno: Rechtsextremismus im ländlichen Raum - Im Spannungsfeld von politischer Bildung, 
Beratung und pädagogischer Arbeit mit rechten Jugendlichen, in: Debiel, Stefanie u.a. (Hg.): 
Soziale Arbeit in ländlichen Räumen, Wiesbaden 2012, S. 147-160. 

58 Hierzu zählt etwa die Studie »Sozialpsychologie des Rechtsextremismus«, die in den 1990er 
Jahren Jugendliche in der Region Kärnten unter sozialpsychologischen Gesichtspunkten unter- 
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ellere Studien, regionale Kontextfaktoren zur Erklärung des »Rechtsextremismus« 
mithilfe sogenannter Sozialraumanalysen zu extrapolieren.” 

Dieser Forschungsstrang stellt auch für unser Vorhaben eine wichtige Basis dar 
- lassen sich damit doch Indikatoren und Grundüberlegungen zur Justierung eines 
Analyserahmens setzen, auf die später in der Auswertung zurückgegriffen werden 
kann. Allerdings kann unter dem Gesichtspunkt der Politischen Kulturforschung 
einem solchen Design nur eingeschränkt gefolgt werden; denn die Sozialraum- 
analyse erstrebt tendenziell die Erklärung eines vermeintlichen »Ist«-Zustands, 
während Politische Kulturforschung auf das Verständnis eines politisch-kulturel- 
len Mentalitätswandels einer Region abzielt.°° Oder einfacher ausgedrückt: Beide 
Vorgehensweisen folgen unterschiedlichen Logiken und haben jeweils verschiede- 
ne Perspektiven auf einen empirischen Gegenstand. 

Uns geht es weniger sozialraumanalytisch um eine Positionsbestimmung 
rechtsradikaler Akteure innerhalb des Kontextes und deren Erklärung durch 
Extrapolation lokalkultureller Kontextfaktoren als um das wechselseitige Ineinan- 
dergreifen unterschiedlicher Strukturdimensionen innerhalb eines »objektiv-geis- 


suchte; siehe Menschik-Bendele, Jutta/Ottomeyer, Klaus: Sozialpsychologie des Rechtsextre- 
mismus. Entstehung und Veränderung eines Syndroms, Opladen 1998; aber auch die Studie 
»Rechtsextremismus und sein Umfeld«, die in den 2000er Jahren Regionalanalysen in öko- 
nomisch starken Regionen Baden-Württembergs durchführte. Dabei wurden unterschiedli- 
che methodische Ansätze kombiniert, wie etwa ethnografische Beobachtungen, Fokusgrup- 
pen oder auch speziell an Jugendliche gerichtete quantitative Fragebögen; vgl. Held, Josef u.a.: 
Rechtsextremismus und sein Umfeld. Eine Regionalstudie und die Folgen für die Praxis, Ham- 
burg 2008, S. 47. Siehe auch Baier, Dirk/Pfeiffer, Christian: Regionale Unterschiede im Rechts- 
extremismus Jugendlicher, in: Zeitschrift für Jugendkriminalität und Jugendhilfe, H. 2/2010, 
S. 135-145. 

59 Vgl. Möller, Kurt: Regionale Bedingungsfaktoren des Rechtsextremismus aus sozialwissen- 
schaftlicher und (sozial-)pädagogischer Perspektive, in: Zeitschrift für Jugendkriminalrecht 
und Jugendhilfe, H. 2/2010, S. 159-164. Hierzu zählen v.a.: die Studie »Rechtsextremismus im lo- 
kalen Kontext«, die anhand von vier Fallstudien die regionalen Kontextfaktoren, die Angebots- 
strukturen der extremen Rechten sowie die »rechtsextremen Geländegewinne« und dadurch 
auch die sogenannten Normalisierungseffekte untersucht (siehe Quent/Schulz: Rechtsextre- 
mismus in lokalen Kontexten); die Studie »Menschenfeindlichkeit in Städten und Gemeinden«, 
welche die sogenannte Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit in sozialräumlichen Kontex- 
ten am Beispiel von Dortmund und Dresden untersucht (siehe Grau, Andreas/Heitmeyer, Wil- 
helm (Hg.): Menschenfeindlichkeit in Städten und Gemeinden, Weinheim/Basel 2013) sowie 
die Studie »Rechtsextremismus im sozialräumlichen Kontext« am Beispiel von Dortmund (sie- 
he Luzar: Rechtsextremismus im sozialräumlichen Kontext). Noch positivistischer zu Thüringen 
vgl. Best, Heinrich u.a.: Topographie und regionale Kontextanalyse des Rechtsextremismus in 
Thüringen, Projektbericht KomRex, Jena 2017. 

60 Vgl. Walter, Franz: Analyse von regionalen Teilkulturen im Zerfall — das Beispiel Sachsen. 
Göttinger Antwort auf Bochumer Kritik, in: Politische Vierteljahresschrift, Jg. 34 (1993), H. 4, 
S. 674-680. 
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tigen Strukturzusammenhangs«“ 


- also um die Erklärung gesellschaftlicher 
Bewusstseinsformen innerhalb der politischen Kultur. Kurzum: Für die Sozial- 
raumanalyse ist Rechtsradikalismus primär eine bereits identifizierte Gefahr und 
ein klar sichtbarer Brandherd, dessen Ausbreitung und Ursachen lokalisiert wer- 
den sollen, weil sie einen vermeintlichen Bruch mit der »Normalität« darstellen.” 
Für die Politische Kulturforschung ist Rechtsradikalismus hingegen ein latenter 
Mentalitätsstrom, der auch dann für Veränderung sorgt, wenn er gerade nicht 
organisiert, sichtbar und personalisiert identifizierbar ist; denn er ist Teil der 
lokalspezifischen politischen Kultur und damit eingebettet in die jeweilige sozial- 
wie deutungskulturelle Aushandlung einer vermeintlichen »Normalität«. 

In den vergangenen Jahren ist die Bedeutung der kommunalen Auseinander- 
setzung und des lokalen Umgangs mit dem Phänomen des Rechtsradikalismus 
immer stärker hervorgehoben worden.“ Allerdings ist zu konstatieren, dass sich 
diese Perspektive vor allem auf die Dimension der zivilgesellschaftlichen Ausein- 
andersetzung konzentriert und den Umgang damit vor allem binär begreift: die 
vermeintlich rechtsradikale Erscheinung gegen die Zivilgesellschaft.* Doch gerät 
hierbei nur allzu leicht die Ambivalenz der Zivilgesellschaft per se aus dem Blick: 
Sowohl das Phänomen des Rechtsradikalismus als auch dessen politische Organi- 
sationsformen gehören nun einmal ebenso zur politischen Kultur wie zur »Zivilge- 
sellschaft«. Denn fraglos erfüllen rechtsradikale subkulturelle Bewegungen die Mi- 
nimalvoraussetzungen bürgerschaftlichen Engagements in der politischen Sphäre; 
doch zielen sie zumeist gerade nicht auf die Aspirationen der Zivilgesellschaftsa- 
pologeten ab. Vielmehr zeigen rechtsradikale Assoziationen, dass zivilgesellschaft- 
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liches Engagement als solches noch lange keine Stabilisierung demokratischen Ge- 
meinwesens bedeutet, wie schon das Beispiel der Weimarer Republik belegt.“ 
Zwar hat die Betonung der Bedeutung kommunaler Kontextfaktoren für 
die Entstehung und Entwicklung rechtsradikaler Phänomene insgesamt zuge- 
nommen; doch spielen kommunale Analysen zum Phänomen des »Rechtsex- 
tremismus«, so urteilte der Politikwissenschaftler Dierk Borstel bereits 2011, 
weiterhin eine »eher marginale Rolle«°. Zwar existieren durchaus Fallbeispiele 
aus einzelnen Bundesländern‘ oder zu speziellen Städten und Regionen“; doch 
betrachten diese zumeist in ihrer Anlage und eigentlichen Analyse ganz unter- 
schiedliche empirische Gegenstände, Phänomene und Zusammenhänge, sodass 
nur schwerlich von einer Stringenz gesprochen werden kann. Ein relativ großer 
Anteil empirisch ausgerichteter Forschung zu Rechtsradikalismus in regionalen, 
lokalen oder kommunalen Kontexten konzentriert sich auf Untersuchungen in 
den neuen Bundesländern.‘ Zu Niedersachsen liegen in dieser Hinsicht bisher 
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keine vergleichbaren Untersuchungen vor.” Insofern kann in Bezug auf unser For- 
schungsinteresse in mehrfacher Hinsicht von einer Forschungslücke gesprochen 
werden. 

Betrachtet man nun den Stand der Forschung weitergehend unter dem be- 
reits angesprochenen Aspekt, wie genau das Phänomen des Rechtsradikalismus 
in der politischen Kultur verortet wird und welche Interaktionsmuster konkret 
angeschaut werden, schränkt er sich abermals weiter ein. Außerdem zeigt sich 
dann noch deutlicher, mit welch unterschiedlichen Ansätzen operiert wird: So be- 
trachtet die Fallstudie von Britta Schellenberg am Beispiel von Mügeln, wie sich 
das politische Klima in einem lokalen Kontext konkret darauf auswirkt, dass sich 
rechtsradikale Einstellungen in Gewalt entladen - und diese Gewalt in der Gesell- 
schaft mehrheitlich gerechtfertigt und entschuldigt wird.” Die Studie »Demokra- 
tische Stadtkultur als Herausforderung« untersucht den Umgang mit Rechtsextre- 
mismus am Beispiel zweier ostdeutscher Kleinstädte; ihr Fokus liegt aber weniger 
auf der Verhandlung eines solchen politischen Phänomens als auf der Aktivierung 
eines bürgerschaftlichen Engagements dagegen.” In ihrer Studie »Angstzonen« 
analysiert Uta Döring wiederum »rechtsdominierte« Orte in Ostdeutschland; um 
das »Klima vor Ort« zu untersuchen, konzentriert sie sich vor allem diskursana- 
lytisch auf den Zusammenhang von medialer Berichterstattung, der lokalen Ver- 
handlung dieser Mediendeutung und dem Selbstbild lokal involvierter Akteure.” 
Ganz ähnlich fragt Adrienne Krappidel in ihrer Untersuchung nach dem »Verhalten 
rechtsextremer und demokratischer Kommunalpolitiker«; dabei legt sie den Ak- 
zent auf den Umgang von rechtsextremen Wählergemeinschaften und der »demo- 
kratischen« Gegenseite im kommunalen Umfeld, wonach die Verhaltensdynamik 
und die Wechselwirkungen des sogenannten politischen Handelns von Kommu- 
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nalpolitikern mitentscheidend für den Spielraum rechtsextremer Mandatsträger 
seien.” 


1.4 Methode, Fallauswahl und Vorgehen 


Rechtsradikalismus ist eine politische Bewusstseinsform, die mit untergründigen 
Mentalitätsströmen der Gesellschaft in Verbindung steht und daher im histori- 
schen Längsschnitt zu deuten und zu erklären ist. Aber über diesen Zusammen- 
hang gibt es in der Verbindung von theoretischen Überlegungen und empirischer 
Forschung, wie im Forschungsstand gezeigt wurde, relativ wenige valide Studien, 
erst recht nicht über Niedersachsen. 

Unsere Studie möchte diesen Problemzusammenhang daher zumindest aus- 
schnittartig beleuchten; d.h., wir beginnen, das Feld von dieser Warte aus for- 
schungspraktisch zu sondieren. Wie bereits ausgeführt beschränkt sich unser Vor- 
haben auf das Bundesland Niedersachsen. Dabei wird der Akzent vor allem auf 
kommunalpolitische Aushandlungen, Interaktionen und den Umgang mit rechts- 
radikalen Phänomen gelegt, um zunächst einmal mehr über dieses Beziehungs- 
geflecht zu erfahren. Denn die Analyse der Wechselwirkungen und die Perpetuie- 
rung gesellschaftspolitischer Verhandlungsmuster eröffnen einen forschungsprak- 
tischen Zugriff, um die normsetzende Konturierung der lokalgebundenen Bürger- 
gesellschaft zu fassen. 

Um überhaupt erst einmal die Spannweite dieser möglichen lokalkulturell ge- 
bundenen Aushandlungsmuster erfassen zu können, nähert sich die nachfolgende 
Untersuchung ihrem Gegenstand über ein exploratives Vorgehen. Dadurch kön- 
nen zwar a priorilediglich Aussagen und Erkenntnisse über die ausgewählten Fäl- 
le getroffen werden, nicht hingegen allgemeingültige über Niedersachsen insge- 
samt. Allerdings wurden kontrastive Fälle ausgewählt, um von vornherein dem sich 
wandelnden Erscheinungsbild wie auch der Diversifikation rechtsradikaler Phä- 
nomene Rechnung zu tragen. Daher haben wir unsere Fallstudien so festgelegt, 
dass wir möglichst unterschiedliche Phänomene, Ausformungen und Ausprägun- 
gen von Rechtsradikalismus in den Blick nehmen, um jeweils die unterschiedlichen 
Interaktionen und Reaktionen der Stadtgesellschaft genauer untersuchen zu kön- 
nen. 

Durch die Verschiedenheit der Fälle ermöglicht dieses Vorgehen eine potenzi- 
ell größere Varianz in der Betrachtung der Beziehungsmuster, da nicht von vorn- 
herein davon ausgegangen werden kann, dass jede Stadt- oder Bürgergesellschaft 
unabhängig vom lokalkulturellen Kontext gleich oder ähnlich auf gleiche oder zu- 
mindest ähnliche rechtsradikale Phänomene reagieren würde. In den letzten Jah- 
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ren entstanden in der Bundesrepublik wie in Niedersachsen ganz unterschiedli- 
che Ausprägungen rechtsradikaler Erscheinungen; dies betrifft freilich nicht nur 
die AfD. Vielmehr sind neue Gruppen wie die Identitäre Bewegung, neue Organi- 
sationsformate wie PEGIDA auf den Plan getreten oder es entstanden auch erup- 
tiv-spontane Assoziationsstrukturen wie beispielsweise kurzzeitig die sogenann- 
ten Bürgerwehren, die in ihrer Performanz gemeinsam mit der projizierten Bedro- 
hungssituation einer sogenannten Asylkrise einzelne Gruppen ermutigten, auch 
gewaltsam etwa gegen Flüchtlingsunterkünfte und deren Bewohner vorzugehen. 
Nicht zuletzt finden sich aber auch ganz unabhängig davon rechtsradikale Spiel- 
arten wie die sogenannten Reichsbürger, die schon seit Jahren existieren, sich teil- 
weise im Alltag institutionalisiert haben, deren Bedeutung, tatsächliche Ausbrei- 
tung und potenzielle Gefahr aber erst seit Kurzem öffentlich bekannt sind. Vor dem 
Hintergrund dieser Auffächerung werden in dieser Studie besonders drei Fälle aus- 
führlich analysiert, da sie unterschiedliche Formen haben, ebenso wie eine unter- 
schiedliche Bedeutung und vor allem lokalspezifisch jeweils in unterschiedlichen 
Modi verhandelt wurden und teilweise noch werden. 

1.) Der erste Fall ist Salzhemmendorf; denn der Flecken erlangte 2015 bun- 
desweite Bekanntheit, als dort im Zuge der »Asylkrise« einer der ersten Brand- 
anschläge auf eine Unterkunft von Geflüchteten in den westdeutschen Bundeslän- 
dern verübt wurde. Der Anschlag wurde republikweit wie auch in der Gemeinde als 
»Schock« wahrgenommen, als scheinbar spontanes Ereignis. Doch bei genauerem 
Hinsehen wurde schnell offenbar, dass sich hier lokalspezifische Faktoren verdich- 
teten, die diesen Anschlag an diesem Ort nicht mehr gänzlich »zufällig« erscheinen 
lassen. 

2.) Der zweite Fall wiederum nimmt ein vermeintlich neues Phänomen in den 
Blick: das politisch diffuse Spektrum zwischen völkischen Siedlern, Reichsbürgern, 
Staatsleugnern und Verschwörungstheoretikern. Diese Strömungen existieren zu- 
meist schon lange und haben sich teilweise durchaus erfolgreich im kommuna- 
len Alltag festgesetzt. Ein eindrückliches Beispiel hierfür stellen in Niedersachsen 
die sogenannten Ludendorffer dar, die in Dorfmark im Heidekreis fest etabliert 
sind und hier seit den 1970er Jahren alljährlich ihr Osterfest ausrichten, zu dem 
bundesweit mobilisiert wird. Die Ludendorffer stoßen allerdings kaum auf bür- 
gerschaftliche Kritik oder provozieren lokale Auseinandersetzungen; ihre Präsenz 
wirkt vielmehr ritualisiert, sodass davon ausgegangen werden kann, dass sich in 
der Dorfmarker Gesellschaft eine gewisse Gewöhnung eingestellt hat. 

3.) Als dritter Fall wurde der Braunschweiger PEGIDA-Ableger BRAGIDA ausge- 
sucht. Hier fällt nicht nur der rigorose Deutungskampf in der Stadtgesellschaft 
ins Auge, der bereits zuvor in der Konstituierungsphase von PEGIDA in Dresden zu 
beobachten gewesen war. Auch das Faktum, dass sich hier ein bewegungsförmiger 
Rechtsradikalismus auf der Straße konstituierte, der einerseits mobilisierungsfä- 
hig war, andererseits aber auch große Gegenproteste auslöste, war für die Auswahl 
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mitentscheidend. Denn hierdurch lassen sich auch potenzielle stadtgesellschaftli- 
che Polarisierungseffekte - sofern es sie tatsächlich gibt - in den Blick nehmen, 
die - berücksichtigte man nur die ersten beiden Fälle - womöglich nicht zu beob- 
achten wären. 

Um die verschiedenen hier bereits angedeuteten Überlegungen, Forschungs- 
perspektiven und Problemstellungen zusammenzuziehen, soll an dieser Stelle 
noch einmal das Vorgehen für die Untersuchungen der Fallstudien in gebotener 
Kürze resümiert werden: Unter Rückgriff auf stadtsoziologische Fragestellungen” 
werden in den ausgewählten Regionen vor allem Reaktionen und Umgangsformen 
vor Ort mit rechtsradikalen Phänomenen im Vordergrund stehen. Das bedeutet, 
dass der Beziehungs- und Interaktionsaspekt zwischen Handeln und Verhandeln 
der beteiligten Akteure untersucht wird. Letztlich stehen die rechtsradikalen Ak- 
teure, Gruppen oder individuellen Protagonisten nicht im Vordergrund, sondern 
sie sind eine Art Aufhänger. Denn wir wollen mehr über die untergründigen 
Normvorstellungen der »Mehrheitsgesellschaft« erfahren, wie sie sich in Form 
der unmittelbaren Reaktion auf politische Phänomene äußern - verrät doch 
die Verhandlung dieser Phänomene einiges über das tradierte, unhinterfragte 
Verständnis von Normen und deren Tendenz zur Selbstverständlichkeit, die 
wiederum im Sinne der politischen Kultur eine Verbindungslinie zwischen (ver- 
borgenen) rechtsradikalen Mentalitäten und Bewusstseinsformen, (manifesten) 
rechtsradikalen Gruppen und der vermeintlichen »Mitte« darstellen. 

Wie bereits der Soziologe Ulrich Oevermann herausgearbeitet hat, können öf- 
fentliche Reaktionen auf ein politisches Phänomen einen Zugang darstellen, mehr 
über die unterschwelligen Akzeptanz- und Toleranzschwellen des jeweiligen kul- 
turellen Kontextes zu erfahren.” Eine vergleichende Systematisierung kann al- 
so dabei helfen, sich dem Normkorsett weiter anzunähern, indem zum Beispiel 
herausgestellt wird, ob auf ein bestimmtes politisches Phänomen öffentlich von 
verschiedenen Akteuren gleichermaßen mit einer »Über-Dramatisierung«, einer 
krassen Relativierung, gar einer »Tabuisierung« oder einer »ungewollten Dämo- 
nisierung« reagiert wird.” Dementsprechend muss dann anschließend möglichen 
Gründen für diese Reaktionsformen nachgegangen werden, um herauszuarbeiten, 
welche Akteure und Institutionen in welcher Weise reagieren; ferner müssen die 
Bedingungen herausgestellt werden, unter denen diese Reaktionsformen auftre- 
ten. Diese Herangehensweise wählt etwa auch die Prozesssoziologie. Die Grund- 
lage hierfür bilden die Überlegungen und Beobachtungen der Soziologen Norbert 
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Elias und John Scotson, die in ihrer Studie »Etablierte und Außenseiter« eigen- 
spezifische Grundstrukturen im sozialen Verhalten und der Verhandlung inner- 
halb des lokalen Raums einer Stadtgesellschaft herausgestellt haben. Am Beispiel 
von Nachbarschaftsbeziehungen von Einwohnern in einer englischen Industrie- 
stadt (Leicester) stellten Elias und Scotson eigendynamische Aushandlungsmuster 
zwischen den verschiedenen Stadtteilen und Gruppen fest, die teilweise quer zu so- 
zioökonomischen Konstanten lagen. Elias und Scotson beschrieben diese Muster 
der eigendynamischen Prozesse zur Verstetigung von Machtbeziehungen als soge- 
nannte Figurationen, welche die sozialen Grundstrukturen der Etablierten und Au- 
Benseiter untergründig mitprägen würden.”® Dieser Erklärungsansatz findet bis 
heute in unterschiedlichen soziologischen Untersuchungen Anwendung und gilt 
auch als Grundlagenwerk der Stadtforschung.” 

Vor diesem Hintergrund stellen wir an die jeweiligen Fälle drei Fragen. Erstens: 
Welche unmittelbaren Reaktionen gab es von den unterschiedlichsten Akteuren in 
der Stadtgesellschaft auf das jeweils ausgewählte Phänomen? Hierbei sollen zum 
Beispiel Rekonstruktionen der Interaktionsabläufe helfen, das Ineinandergreifen 
und die sich daraus entwickelnde Dynamik besser aufzeigen zu können.°° Zwei- 
tens: Wie gehen verschiedene lokale Akteure und Institutionen mit dem jeweiligen 
rechtsradikalen Phänomen um? Hierbei soll die genauere Verhandlung des Phäno- 
mens untersucht werden, welche Logik und eingespielten Muster die unmittelba- 
re Reaktion grundierten — dabei geht es vor allem um die Beleuchtung des kom- 
munalen oder regionalen Umgangs, um gewisse Auffälligkeiten herauszuarbeiten. 
Drittens: Wie entwickeln sich das stadtgesellschaftliche Verhalten und der Umgang 
mit dem Phänomen nach den ersten Reaktionen; und lassen sich bestimmte Deu- 
tungen identifizieren, die über den Einzelfall hinausgehen? Diese Sondierung des 
Gegenstandsfeldes trifft freilich zunächst kaum Aussagen über die jeweiligen Ur- 
sachen; aber die Analyse dieser Bedingungen und Mechanismen kann dabei helfen, 
mögliche weiterführende Forschungshypothesen herauszuarbeiten. 

Die kommunalpolitische Auseinandersetzung mit Rechtsradikalismus und 
rechtsradikalen Phänomenen in den drei Fallstudien wird mit einem Set an un- 
terschiedlichen quantitativen und qualitativen Methoden bearbeitet. Doch stellen 
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die drei Fallstudien und das jeweilige Phänomen unterschiedliche Anforderungen 
an die Bearbeitung, da teilweise unterschiedliche Akteure in den Blick geraten, 
mithin sich die Perspektiven unterscheiden. Nicht zuletzt verlangt der jeweilige 
sozio- wie lokalkulturelle Hintergrund eine flexible Handhabung des Materials - 
war der Zugang zum Gegenstand doch jeweils unterschiedlich, da zum Beispiel 
das ausgewählte rechtsradikale Phänomen in Braunschweig zeitlich in der Bear- 
beitungsphase bereits an unmittelbarer Virulenz verloren hatte. Vor allem aber 
war — was sicherlich für die meisten empirischen Lokalstudien genuin immer eine 
gewisse Herausforderung darstellt - die Gesprächsbereitschaft im Feld von Fall zu 
Fall unterschiedlich. 

Ausgangspunkt jeder Fallstudie waren intensive Literaturrecherchen, die nicht 
nur den wissenschaftlichen Forschungsstand betrafen, sondern auch Materi- 
alsammlungen von zivilgesellschaftlichen Organisationen einbezogen. Je nach 
Fall wurden diese Recherchen um Primärquellenarbeit mit Dokumenten der 
rechtsradikalen Gruppen ergänzt, um die Eigenperspektive beispielsweise der 
Ludendorffer genau beleuchten zu können. Zu den quantitativen Ansätzen zählten 
Strukturdatenanalysen und Wahlstatistiken sowie vor allem Medienanalysen zur 
Berichterstattung der Lokalpresse, ergänzend zu überregionalen Medien. Aber 
auch die lokale Stadtpolitik wurde einbezogen, weshalb ebenfalls entsprechende 
Landtags- oder Stadtratsdokumente, wie Anfragen oder Protokolle, analysiert 
wurden. Zu den qualitativen Ansätzen zählten neben ethnografischen Beobach- 
tungen vor Ort - beispielsweise der Proteste und Gegenproteste oder der Prozesse 
an Amts- und Landgerichten - vor allem Interviews, die den fallspezifischen Be- 
dingungen angepasst werden mussten. Daher wurden neben Experteninterviews 
und leitfadengestützten Einzelinterviews auch teilweise narrativ ausgerichtete 
Interviews mit Protagonisten geführt; teilweise wurden ein leitfadengestütztes 
und ein narratives Vorgehen in den Interviews miteinander kombiniert, wenn 
beispielsweise unmittelbar Betroffene interviewt wurden. Insgesamt wurden 
18 Interviews geführt: sieben zu Salzhemmendorf, acht zu Dorfmark und drei 
zu Braunschweig. Die Interviews wurden mit Personen in verschiedenen Funk- 
tionen geführt; je nach Fall waren dies vor allem Bürgermeister, Landräte und 
Kommunalpolitiker, aber auch zivilgesellschaftlich Engagierte, Sozialarbeiter und 
Lokaljournalisten (siehe Liste im Anhang). 
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Der Einzug der AfD in den Deutschen Bundestag im Jahr 2017 ist der vorläufige 
Höhepunkt einer gesellschaftlichen Entwicklung, die sich spätestens seit PEGIDA 
2014/15 angekündigt hatte. Bereits zuvor war die neue Sammlungspartei rechts 
der Mitte im Kontext der »Flüchtlingskrise« mit beachtlichen Ergebnissen in eini- 
ge Landesparlamente eingezogen. Damit ist seit den 1950er Jahren erstmals wieder 
eine Partei deutlich rechts der Mitte im Bundesparlament vertreten. Anders als frü- 
here rechtsradikale Parteien in Deutschland könnte sich die AfD als fester Bestand- 
teil des bundesdeutschen Parteienspektrums etablieren. Dies wirft die grundle- 
gende Frage nach dem Zustand aktueller Bewusstseinsformen, gesellschaftlicher 
Politik- und Moralvorstellungen, politischer Überzeugungen und Mentalitäten auf. 

Denn die fortwährende Krise der alten Volksparteien und der Zuspruch für 
die AfD vollziehen sich schließlich nicht im luftleeren Raum. Sie sind vielmehr 
Ausdruck gesellschaftlicher Veränderungen, ausdifferenzierter Vorstellungen, Er- 
wartungen und Ansprüche an die Politik und damit »Spiegel der sozialen und kul- 
turellen Parzellierung«'. Und ebenjene Umbrüche drücken sich letztlich auch im 
Zerfasern des bundesdeutschen Parteienspektrums aus. Schließlich zählt zu den 
wichtigsten Aufgaben von Parteien die Aggregationsfunktion politischer Interes- 
sen und Vorstellungen - Parteien bündeln, kanalisieren und repräsentieren bis zu 
einem gewissen Grad politische Stimmungen. Insofern sind sie in ihrer jeweiligen 
soziokulturellen Verankerung und Institutionalisierung immer auch Symbole po- 
litischer Mentalitätsbestände. Doch wie sich diese Veränderungen vollziehen, ist 
offen. Jedenfalls deuten die derzeitigen Entwicklungen auf politische Verwerfun- 
gen im Bewusstseinshaushalt der bundesdeutschen Bürgerschaft hin, was über- 
haupt erst die Grundvoraussetzung des Erfolges »rigide[r] Nationalegozentriker 
weit rechts der republikanischen Mitte«” schafft. 


1 Walter: Zeiten des Umbruchs?, S. 63. 
2 Ebd., S. 204. 
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Die Debatte, wie sich rechtsradikale Organisationen, Assoziationen oder Ein- 
stellungsmuster analysieren lassen, ist zergliedert und zerstritten. Unzählige Per- 
spektiven, Blickwinkel und Zugriffe haben sich in den vergangenen Jahren heraus- 
kristallisiert und in der Forschungslandschaft institutionalisieren können.’ Diese 
in Teilen festgefahrene Auseinandersetzung soll an dieser Stelle nicht rekapituliert 
werden; auch wird keine Positionierung darin angestrebt. Vielmehr soll mit einem 
der Debatte vorgelagerten Zugriff der Blick auf die Voraussetzungen und Bedin- 
gungen rechtsradikaler Bewusstseinsformen gerichtet werden: auf die Verfasstheit 
der politischen Kultur, der untergründigen Stimmungen und Mentalitätsbestände 
als gesamtgesellschaftlicher Nährboden. Denn einig ist sich die Forschung zumin- 
dest darin, dass die Konditionen für die Virulenz des Rechtsradikalismus - auf- 
grund der Komplexität dieses Phänomens - nicht genau zu bestimmen sind. Le- 
diglich gesellschaftliche Rahmenbedingungen in der politischen Kultur für diese 
Eruptionen lassen sich herausarbeiten.* 

Politische Kulturforschung setzt an diesem Punkt an, ihre Analyse ist ein Teilas- 
pekt der Bestimmung der Performanz heutiger Phänomene. Der bereits erwähnte 
Karl Rohe erweiterte den vor allem von Gabriel Almond und Sidney Verba popu- 
larisierten Begriff der politischen Kultur, indem er weiter differenzierte zwischen 
den Ebenen einer politischen Sozial-° und einer politischen Deutungskultur.° Die 
Sozialkultur bilde eine Art Basis, ein Set an latenten Gewohnheiten, unausgespro- 
chenen Selbstverständlichkeiten, kurz: an Lebensweisen und Mentalitäten. Diese 
seien, so Rohe, die tradierten Grundüberzeugungen, die jeweils spezifische kultu- 
relle Beharrungskräfte besäßen, die dem Einzelnen auch nicht unbedingt bewusst 
sein müssten und die »zumindest für eine Zeitlang nicht in Frage gestellt wer- 
den«, mithin »die Ermöglichungsvoraussetzung allen politischen Lebens darstel- 
len«.” Demgegenüber sei die Deutungskultur eine Art »Überbau«, also die öffent- 
lich sichtbare und manifeste Form politischer Artikulation und Interaktion. 

Der analytische Kniff in Rohes Einteilung besteht nun darin, dass zwar beide 
Ebenen voneinander getrennt werden müssen, aber miteinander in steter Wech- 
selwirkung stehen. Allerdings: Während sich die Deutungskultur je nach Konjunk- 
tur und politischer Wechselstimmung relativ schnell wandeln kann, muss dies zu- 
gleich nicht deterministisch auch einen langfristigen Einfluss auf die Sozialkultur 
haben. Und ebenso umgekehrt kann die jeweilige Verkrustung in der Sozialkultur 


3 Zum Überblick vgl. Stöss: Forschungs- und Erklärungsansätze; Neugebauer: Einige Anmerkun- 
gen zu Begriffen; Salzborn: Rechtsextremismus. 

4 In der Forschung wurde dieser Ansatz v.a. von Dudek und Jaschke geprägt; vgl. Dudek/Jaschke: 
Entstehung und Entwicklung des Rechtsextremismus in der Bundesrepublik. 

5 Um Missverständnissen vorzubeugen: Rohe gebraucht die Begriffe »Sozialkultur« und »Sozio- 
kultur« nicht konsequent, auch weil sie inhaltlich synonym sind. 

6 Rohe: Politische Kultur und der kulturelle Aspekt von politischer Wirklichkeit. 

7 Ebd., S. 42. 
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auch einen spezifischen Einfluss auf die jeweilige Ausprägung der Deutungskultur 
haben. An dieser Stelle gilt es nach Rohe, das gesamtgesellschaftliche Ineinander- 
greifen von Sozial- und Deutungskultur zu fassen. Erst in diesem Sinne meint 
Politische Kultur für Rohe den erwähnten »objektiv-geistigen Strukturzusammen- 
hang«°, bezeichnet tieferreichende Vorstellungsmuster, die unter der Oberfläche 
messbarer Einstellungen liegen und sie zu einem Sinnzusammenhang verbinden.’ 
Ein solch umfangreiches Programm kann im Rahmen dieser Studie freilich kaum 
geleistet werden; dennoch kann Rohes Zugriff als Orientierungsmarke dienen, so- 
dass sich Einzelanalysen zumindest in diese Richtung konzentrieren können. 

Grundlegend für eine Fortführung dieses Gedankens ist, die Entwicklung 
rechtsradikaler Parteien und Organisationen in Niedersachsen im Längsschnitt 
zu betrachten. Der Überblick über die Ambivalenzen der politischen Kultur 
und das Wechselverhältnis zu rechtsradikalen Assoziationen, Mentalitäten und 
Bewusstseinsformen sowie Milieustrukturen soll eine Art Einstieg und histo- 
risch-ethnografische Folie als Ausgangspunkt für weiterführende Einordnungen 
liefern. Im Anschluss an Rohe bilden die lokalkulturelle Institutionalisierung und 
die Performanz von Parteien zuvörderst Kristallisationskerne der jeweiligen so- 
ziohistorischen Verfasstheit der politischen Kultur. Parteien und Organisationen 
verraten insofern zunächst einmal etwas über die Konstituierung der lokalen 
Deutungskultur. Erst mit einem genaueren, vertiefenden Blick lässt sich also im 
Anschluss an die Deutungskultur auch potenziell etwas über die tieferliegende 
Sozialkultur und damit die Politische Kultur insgesamt aussagen. 

Die Analyse von Parteien liefert daher einen ersten strukturierenden Zugriff auf 
die Verfasstheit der Deutungskultur. Denn mithilfe der Wahlerfolge rechtsradika- 
ler Parteien in einzelnen Regionen wird ein erstes orientierendes Raster geschaf- 
fen, das etwas über die Beschaffenheit der jeweiligen sozialhistorischen, regio- 
nal-lokalen Deutungskultur aussagt. Gruppierungen, Organisationen und Netz- 
werke sind aufgrund ihrer Artikulationsfunktion primäre Seismografen für be- 
stimmte lebensweltliche Milieus und kulturelle Einstellungsmuster. Ihre Präsenz, 
aber auch ihr spezifisch-regionaler Zerfall dienen als Anhaltspunkte auf dem Weg 
zur Identifikation rechtsradikaler Teilkulturen - auch wenn sich die Perspektive an 
dieser Stelle ihrer analytischen Grenzen bewusst ist.'° 

Es gibt, wieder mit Karl Rohe, keinen sozialstrukturellen und keinen histo- 
risch-kulturellen Determinismus; stattdessen sind historische Traditionen und 
Sinnbezüge lediglich »Chancen, die einer Partei zugespielt werden. Mehr nicht.«" 
Diese Ambivalenzen stellen sich in regionalkulturellen Kontexten teilweise viel 


8 Rohe: Politik, S. 162. 

9 Vgl. Rohe: Politische Kultur und der kulturelle Aspekt von politischer Wirklichkeit, S. 39f. 
10 Vgl. grundlegend Walter: Analyse von regionalen Teilkulturen im Zerfall. 

11 Rohe: Wahlen und Wählertradition in Deutschland, S. 182. 
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deutlicher dar als in großen, überbordenden Betrachtungen.” Gerade auch im 
Bundesland Niedersachsen zeigen sich historisch »landesspezifische Charakte- 
ristika«”, die zeithistorisch immer wieder unterschiedliche Auswirkungen auf 
das Ausmaß rechtsradikaler Einstellungsmuster wie auch auf die Strukturen des 
politischen Rechtsradikalismus hatten. 

Nach 1945 bestand das Land Niedersachsen aus unterschiedlichsten, teils wi- 
dersprüchlichen Traditionsbeständen - versinnbildlicht etwa in den jahrzehnte- 
langen Auseinandersetzungen zwischen Hannover und Oldenburg. Niedersach- 
sen war von Anbeginn gekennzeichnet durch ein »beachtliches Stück an Ungleich- 
zeitigkeit zwischen der politischen Neuordnung und der ihr graduell nachhinken- 
den gesellschaftlichen Entwicklung«”. Allein die verschiedenen territorialen Herr- 
schaftstraditionen, die preußische Erfahrungszeit, aber auch der Zusammenbruch 
der nationalsozialistischen Gau-Satrapien sowie die »Flurbereinigung« der Län- 
der unter britischer Besatzung machten das Land Niedersachsen seit seiner Grün- 
dung am 1. November 1946 zu einem »Kunstland« ohne eigenständiges, einheitli- 
ches Landesbewusstsein.'* Niedersachsen galt als ein »eher konservative[s] Bun- 
desland«', arbeiteten dort in den 1960er Jahren schließlich noch rund zwanzig 
Prozent der Erwerbspersonen in der Landwirtschaft." 

Trotz dieser Ambivalenzen, trotz dieser spezifisch ländlich-geprägten Sozial- 
struktur galt das Land nach 1945 zugleich auch als SPD-Hochburg. Die Sozial- 
demokraten stellten hier insgesamt über vierzig Jahre den Regierungschef, bis 
heute gilt das Land als Kaderschmiede für SPD-Politiker mit bundespolitischen 
Ambitionen, wie etwa Kurt Schumacher, Gerhard Schröder oder Sigmar Gabri- 
el.’” Sozialhistorisch betrachtet zeichnet die politische Entwicklung Niedersach- 
sens gerade auch aufgrund seiner Flächengröße ein steter lebensweltlicher Kon- 
flikt unterschiedlicher Milieus aus. Die Konstituierung dieser »sozialmoralischen 


12 Vgl. Weisbrod, Bernd: Region und Zeitgeschichte: Das Beispiel Niedersachsen, in: Niedersäch- 

sisches Jahrbuch für Landesgeschichte, Bd. 68 (1996), S. 91-105. 

Nentwig, Teresa/Werwath, Christian: Einleitung, in: Dies. (Hg.): Politik und Regieren in Nieder- 

sachsen, Wiesbaden 2016, S. 15-24, hier S. 18. 

14 Vgl. Reeken, Dietmar v.: Ein Land — viele Regionen? Landesbewusstsein, Landesintegration und 
Regionalkultur in Niedersachsen, in: Nentwig, Teresa/Werwath, Christian (Hg.): Politik und Re- 
gieren in Niedersachsen, Wiesbaden 2016, S. 59-78, hier bes. S. 61ff. 

15 Grebing: Niedersachsen vor 40 Jahren, S. 214. 

16 Vgl. Weisbrod: Das 20. Jahrhundert in Niedersachsen, S. 497. 

17 D'Antonio, Oliver: Die CDU in Niedersachsen, in: Nentwig, Teresa/Werwath, Christian (Hg.): Po- 
litik und Regieren in Niedersachsen, Wiesbaden 2016, S. 135-158, hier S. 157. 

18 Vgl. Schildt, Axel: Landestradition und moderne Lebenswelt. Niedersachsen seit den sechziger 
Jahren. Eine Skizze, in: Ucker, Bernd Ulrich u.a. (Hg.): Niedersächsische Geschichte, Göttingen 
1997, S. 651-663, hier S. 652. 

19 Vgl. Micus, Matthias: Die SPD in Niedersachsen. Rote Bastion auf tönernen Füßen, in: Nent- 
wig, Teresa/Werwath, Christian (Hg.): Politik und Regieren in Niedersachsen, Wiesbaden 2016, 
S. 107-133. 
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Milieus« (M. Rainer Lepsius) ist sowohl von konfessionellen als auch von sozio- 
strukturellen Kontextfaktoren in ihrer geschichtlichen Entwicklung geprägt. Im 
heutigen Niedersachsen lassen sich seit dem 19. Jahrhundert schematisch grob 
vier Milieu-Ausprägungen identifizieren, die sich freilich regional-lokal nochmals 
unterschiedlich ausformten”°: Der Nordwesten von Oldenburg bis Wittmund war 
klassisch liberal, wohingegen der Westen von Süd-Oldenburg bis Osnabrück und 
ins Emsland katholisch-konservativ geprägt ist; und während die nordöstliche Re- 
gion von Osterholz bis Lüneburg auf eine lange welfisch-protestantische Tradition 
zurückblicken kann, sammelte sich in den Industriegebieten im östlichen Braun- 
schweiger Bezirk um Helmstedt, Braunschweig und Salzgitter das sozialistische 
Milieu. Alle vier Milieus knüpften nach 1945 weitgehend an ihre traditionellen Or- 
ganisationsmuster aus der Weimarer Zeit an und formten dementsprechend un- 
terschiedliche Parteiausprägungen mit.” 


2.1 Parteien in Niedersachsen in der Nachkriegszeit 


Der politisch-kulturelle Wandlungsprozess nach 1945 verlief in Niedersachsen we- 
sentlich langsamer als in West- und Süddeutschland. Die Fixierung auf fest umris- 
sene homogene Wählergruppen - wie auch die politische Orientierung insgesamt 
— schien hier besonders von lokalen und regionalen Interessen geprägten Politik- 
angeboten repräsentiert zu werden. Die Bindung gerade des Bürgertums an die 
jeweiligen Repräsentanten hielt aufgrund regionalkultureller Resilienzen wesent- 
lich länger an als etwa in den Industrieregionen West- und Süddeutschlands: »So 
überlebte im niedersächsischen Raum eine spezifische Ausprägung des Parteien- 
systems, das durch eine vorübergehende Renaissance des Neonazismus und die 
politische Zersplitterung des Bürgertums gekennzeichnet war. «<? 


20 Vgl. Grebing: Niedersachsen vor 40 Jahren, S. 220. 

21 Naßmacher, Karl-Heinz: Der Wiederbeginn des politischen Lebens in Niedersachsen. Wähler- 
tradition, Parteieliten und parlamentarische Aktivität niedersächsischer Regionalparteien nach 
1945, in: Niedersächsisches Jahrbuch für Landesgeschichte, Bd. 55 (1983), S. 71-97, hier S. 77. 

22 Trittel, Günter J.: Die»verzögerte Normalisierung«: Zur Entwicklung des niedersächsischen Par- 
teiensystems in der Nachkriegszeit, in: Ucker, Bernd Ulrich u.a. (Hg.): Niedersächsische Ge- 
schichte, Göttingen 1997, S. 635-650, hier S. 636. 
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Tabelle 1: Niedersächsische Landtagswahlergebnisse 1949- 63 


SPD CDU DP FDP KPD | Zen- | GB/ DRP SRP 
trum | BHE 
| 1947 43,4 19,9 17,9 8,8 5,7 4,1 = 0,3 = 
| 1951 33,7 23,7 8,3 1,8 3,3 14,9 2,2 11,0 
| 1955 35,2 26,6 12,4 7,9 1,3 1,1 11,0 3,8 _ 
| 1959 39,5 30,8 12,4 5,2 = (0) 8,3 3,6 = 
| 1963 44,9 37,7 2,7 8,8 = > 3,7 1,5 = 
Anmerkung: Die CDU trat 1951 zusammen mit der DP als Niederdeutsche Union an. Quelle: 
Eigene Darstellung nach Angaben des Landeswahlleiters; Hucker, Bernd Ulrich/Schubert, 
Ernst/Weisbrod, Bernd (Hg.): Niedersächsische Geschichte, Göttingen 1997, S. 722. 


Nach der ersten Bundestagswahl 1949 war - und das besonders in Niedersach- 
sen - sofort von »Weimarer Verhältnissen« die Rede.” Schließlich gründeten sich 
hier, zwischen Wilhelmshaven und Göttingen, gleich mehrere Parteien rechts der 
Mitte, die mit teils beachtlichen Ergebnissen in die Parlamente einzogen. Ein lan- 
deskulturelles Spezifikum in der Parteienlandschaft war vor allem die Deutsche 
Partei (DP), mit dem konservativen Cunctator Heinrich Hellwege an der Spitze. Die 
DP war die nationalkonservative Konkurrenz zur CDU, vor allem in den protestan- 
tischen Gebieten Niedersachsens, wo ihre organisatorischen Zentren lagen.” Hell- 
wege symbolisierte parteipolitisch geradezu das landesspezifische Welfentum und 
die anti-preußischen Affekte in den nordöstlichen Teilregionen Niedersachsens. 
Aber auch mentalitätsgeschichtlich betrachtet ist die DP eine Besonderheit; denn 
nach 1945 erfuhr das Heimat-Pathos eine ungemeine Verbreitung, wie es auch die 
Heimatfilme jener Jahre par excellence ausdrücken. Hellwege wiederum verkör- 
perte diese Heimat-Sehnsucht und bediente als »Mann der Heimat« mit der DP 
ebendiese Bedürfnisse. 

Insbesondere im Gebiet von Cuxhaven bis Lüchow-Dannenberg versammelte 
die DP den alten selbstständigen Mittelstand und die bäuerliche Landbevölkerung 
hinter sich. Zwar erhielt sie bei der Wahl 1955 bloß 12,4 Prozent; aufgrund partei- 
strategischer Erwägungen der CDU wurde Hellwege dennoch zum Ministerpräsi- 
denten einer Regierungskoalition aus DP, CDU, FDP und GB/BHE gewählt. Dane- 
ben war aber auch gerade der GB/BHE (Gesamtdeutscher Block/Bund der Heimat- 
vertriebenen und Entrechteten) in Niedersachsen politisch erfolgreich. Schließlich 


23 Vgl. ebd., S. 635. 

24 Vgl. Ritter, Gerhard A./Niehuss, Merith: Wahlen in der Bundesrepublik Deutschland. Bundes- 
tags- und Landtagswahlen 1946-1987, München 1987, S. 120. 

25 Walter, Franz: Rebellen, Propheten und Tabubrecher. Politische Aufbrüche und Ernüchterungen 
im 20. und 21. Jahrhundert, Göttingen 2017, S. 186-215. 
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bildete Anfang der 1950er Jahre in Niedersachsen die Gruppe der »Vertriebenen« 
und »Flüchtlinge« rund »ein Drittel der Nachkriegsbevölkerung«’°. Bei der Land- 
tagswahl 1951 erzielte der GB/BHE 14,9 Prozent. Sein politisches Profil war in Nie- 
dersachsen insofern besonders, als der GB/BHE seine Politik in der Praxis hier 
viel stärker als die Bundespartei an den sozialpolitischen Interessen seiner Anhän- 
ger ausrichtete. Hier war er eine wirkliche Klientelpartei; und weil diese primär 
nur diesen Interessen verpflichtet war, konnte sie auch pragmatischer agieren als 
andere Landesverbände, was ihre politischen Chancen auf Regierungsbeteiligun- 
gen erhöhte.”” Doch der GB/BHE war nicht die einzige Partei für Vertriebene und 
Flüchtlinge - sonst wäre er wahlpolitisch vermutlich noch erheblich bedeutender 
gewesen. Denn auch die CDU erzielte bei dieser Gruppe eine relativ große Reso- 
nanz. In diesem nicht unbedeutenden Wählerspektrum zeigte sich aber auch eine 
sozialstrukturelle Spaltungslinie: Nach Helga Grebing wählten den GB/BHE vor al- 
lem eher diejenigen Vertriebenen und Flüchtlinge, die bereits vor ihrer Flucht arm 
gewesen waren, sowie die Älteren. Die jungen Vertriebenen und Flüchtlinge, die 
nun zwar arm waren, doch ihre soziale Position aus der Zeit vor ihrer Flucht als 
Maßstab anlegten, wählten dagegen tendenziell eher gerade nicht den GB/BHE 
und auch nicht die SPD, sondern vor allem die CDU.?® 

Daneben zählte in Niedersachsen anfangs auch die FDP zu den Parteien rechts 
der Mitte. Sie trat zwar das Erbe der Deutschen Demokratischen Partei (DDP) und 
der Deutschen Volkspartei (DVP) in deren alten Wählerhochburgen aus der Wei- 
marer Zeit - wie Hannover, Oldenburg, Schaumburg-Lippe oder Lippe-Detmold 
- an und fungierte gerade in diesen liberalen Traditionsgebieten zwischen Nord- 
Oldenburg und Wittmund” als »lokale Milieupartei«’°. Wie stark eine solche Mi- 
lieubindung sein konnte, zeigt sich etwa daran, dass die FDP im Wahlkreis Am- 
merland bei den Kommunalwahlen 1948 gar 48,8 Prozent erzielen konnte.” Doch 
änderte die FDP mit der Zeit ihre Agenda.” Schließlich war sie nach 1945 zum Teil 
eben auch ein Auffangbecken für ehemalige NSDAP-Mitglieder, welche die FDP we- 


26 Weisbrod: Das 20. Jahrhundert in Niedersachsen, S. 500. 

27 Vgl. Naßmacher, Karl-Heinz: Andere Parteien in Niedersachsen, in: Nentwig, Teresa/Werwath, 
Christian (Hg.): Politik und Regieren in Niedersachsen, Wiesbaden 2016, S. 203-226, hier S. 210. 

28 Vgl. Grebing: Niedersachsen vor 40 Jahren, S. 226. 

29 Vgl. Suckow, Achim: Regionale Traditionen und Rechtsextremismus im nordwestlichen Nie- 
dersachsen, in: Weisbrod, Bernd (Hg.): Rechtsradikalismus in der politischen Kultur der Nach- 
kriegszeit. Die verzögerte Normalisierung in Niedersachsen, Hannover 1995, S. 207-230, hier 
S. 208. 

30 Rohe: Wahlen und Wählertradition in Deutschland, S. 167. 

31 Vgl. Marten, Heinz-Georg: Die FDP in Niedersachsen. Demokratie der ersten Stunde, Hannover 
1972, S. 91. 

32 Vgl. ebd., S. 21. 
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gen ihres teils deutschnationalen Profils” unterwanderten.’* So stürzte der FDP- 
Verband in Hannover in eine Krise, als die britischen Militärbehörden dem Mit- 
begründer der dortigen FDP - Walther Hasemann, der seit 1946 zugleich Landes- 
vorsitzender war - wegen dessen NSDAP-Vergangenheit die Parteiarbeit untersag- 
ten.” Doch da mit dem Ende des Jahres 1948 zugleich die Kontrollen der politischen 
Parteien endeten, konnte Hasemann bis 1949 als Landesvorsitzender der FDP in 
Niedersachsen arbeiten, ehe er in den Bundestag einzog. 

Bis Mitte der 1950er Jahre kämpfte die FDP parteiintern um ihren politischen 
Kurs. Dies zeigte sich etwa in der sogenannten Schlüter-Affäre.?” Nachdem die FDP 
infolge der Landtagswahl 1955 mit CDU, DP und GB/BHE eine Regierungskoalition 
eingegangen war, entbrannte ein Skandal um den neuen Kultusminister der FDP, 
den erst 33-jährigen Leonhard Schlüter. Schlüter war in der FDP schnell aufgestie- 
gen, nachdem er zuvor in der DRP aktiv und bereits dort für seine rechtsradikalen 
Ansichten bekannt gewesen war.” Der Rektor der Universität Göttingen, Emil Wo- 
ermann, protestierte — unterstützt von Studenten - nach der Ankündigung, dass 
Schlüter neuer Kultusminister werden solle. Zunächst suchte Woermann das Ge- 
spräch u.a. mit Ministerpräsident Hellwege und führenden FDP-Vertretern. Doch 
als diese keinerlei Einlenken signalisierten und Schlüter schließlich ernannten, tra- 
ten der Rektor und der Senat von ihren Ämtern in der akademischen Selbstverwal- 
tung zurück.” Gerade innerhalb der FDP geriet die Schlüter-Affäre zum Lackmus- 
test. Der eine Teil der Partei forderte seinen Rücktritt, der andere Teil, tenden- 
ziell stärker aus dem niedersächsischen Landesverband, stärkte dagegen Schlüter 
den Rücken.*° Als die Affäre immer heftiger in der Öffentlichkeit verhandelt wur- 
de, bot Schlüter letztlich doch, am 9. Juni 1955, Ministerpräsident Hellwege seinen 
Rücktritt an. Mindestens bis zu dieser Zeit ist die FDP im Parteienspektrum den 
rechtsradikalen Parteien zuzuordnen. 
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Nach 1945 verhinderte zunächst die Lizensierungspraxis der Alliierten weit- 
gehend die frühe eigenständige Organisation offen bekennender rechtsradikaler 
Parteien, sodass sich deren Kader in andere Parteien eingliedern mussten. Doch 
ab Ende der 1940er Jahre konnten sich gerade in Niedersachsen zwei Parteien kon- 
stituieren, die paradigmatisch für den organisierten Rechtsradikalismus in der 
Nachkriegszeit stehen: die Deutsche Reichspartei und die Sozialistische Reichs- 
partei. Nach 1945 entstand im norddeutschen Raum aus der ehemaligen DNVP 
die Deutsche Konservative Partei (DKP). Sie konnte sich aber nur schwer profilie- 
ren, weshalb sie sich nach kurzer Zeit mit anderen Kleinstparteien zur Deutschen 
Reichspartei (DRP, bundesweit auch als DKP-DRP bekannt) zusammenschloss. Die 
spätere DRP wurde bald zur »Herberge für Rechtsextremisten unterschiedlicher 
Prägung«“. Hier konnten sich früh ehemalige NSDAP-Mitglieder durchsetzen und 
ihren Einfluss geltend machen. Einer Gruppe um Fritz Dorls, Gerhard Krüger, Jus- 
tus Krause und Fritz Rößler - allesamt NSDAP-Mitglieder der ersten Stunde - ge- 
lang, sich in der DRP gegen gemäßigtere Kräfte durchzusetzen.** Zu den noch re- 
lativ moderaten Kräften zählten etwa auch der zuvor genannte Leonhard Schlüter, 
der daraufhin zur FDP ging, oder Adolf v. Thadden, der spätere NPD-Vorsitzende. 
Die DRP, deren niedersächsischer Landesverband 1951 allein rund 1.200 Mitglie- 
der zählte, hatte ihre Anhänger vornehmlich in »städtischen Krisengebieten« (wie 
beispielsweise in Wolfsburg und Braunschweig) und teilweise bis hinein in die Ar- 
beiterschaft.* 

Von den Gemeindewahlen in Wolfsburg am 28. November 1948 ging in gewisser 
Weise ein Aufbruchssignal für den organisierten Rechtsradikalismus in Nieder- 
sachsen aus, später bekannt als sogenannter Wolfsburg-Schock**. Hier erreichte 
die DRP mit 64,3 Prozent überraschend die absolute Mehrheit. Die SPD, die noch 
1946 bei der Kommunalwahl die absolute Mehrheit hinter sich gewusst hatte, wurde 
aufgrund von Korruptionsaffären sozialdemokratischer Betriebsräte bei VW kurz- 
fristig auf 21,8 Prozent abgestraft.* Doch kurz nach der Wahl wurde selbige auf- 
grund von Formfehlern annulliert und die Britische Militärregierung ließ die DRP 
zur Neuwahl nicht wieder zu. Bei der Bundestagswahl 1949 erzielte die DRP, nun 
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wieder zugelassen, in Wolfsburg 40,1 Prozent.* Daher lässt sich mit Fug und Recht 
sagen, dass Niedersachsen »Stammland und Hochburg der DRP-Organisation«®” 
war. Wahlstatistiken zeigen, dass sie organisatorisch dort gut vertreten war und bei 
Wahlen »überdurchschnittliche Stimmenanteile« erzielen konnte, wo »die NSDAP 
besonders früh besonders erfolgreich gewesen war«.*® Dies trifft gerade auf jene 
Gegenden zu, in denen es »ländlich-mittelständische Strukturen« mit »geringer 
Industrialisierung« gab, die mit einem »überaus hohen protestantischen Bevölke- 
rungsteil zusammentrafen«.” 

Bei der ersten Bundestagswahl 1949 erzielte die DRP in Niedersachsen 8,1 Pro- 
zent und damit fünf Bundestagsmandate. An der Verteilung der Stimmenanteile 
zeigt sich, in welchen Regionen die DRP von spezifischen lokalen Kontextfaktoren 
profitieren konnte: Überdurchschnittliche Stimmenanteile erzielte sie besonders 
in Aurich-Emden (11,5), Leer (12,7) und Wilhelmshaven (23,7), also dem nordwest- 
lichen Weser-Ems-Bezirk. Sie war aber auch im Bezirk Lüneburg in Uelzen (15,3) 
oder im Bezirk Braunschweig in Gandersheim-Salzgitter (15,5), in Braunschweig- 
Land/Helmstedt (18,7) oder in Peine-Gifhorn (16,6) überaus erfolgreich.°° In all die- 
sen Regionen verdichtete sich zum Zeitpunkt der Wahl die wirtschaftliche Not im 
Zusammenhang mit Eingliederungsproblemen der zahlreichen Vertriebenen, wes- 
halb diese Faktoren die DRP-Wahlentscheidung begünstigt haben dürften.” 

In ganz Niedersachsen lag die Arbeitslosenquote 1949 bei 16,5 Prozent, in DRP- 
Hochburgen wie Emden/Stadt mit 23,1 Prozent oder in Wilhelmshaven mit 30,7 
Prozent sogar noch deutlich höher.” Auch wenn innerhalb der DRP anfangs ehe- 
malige NSDAP-Mitglieder einigen Einfluss ausüben konnten, so waren diese von 
dem programmatischen Profil der Partei doch im Grunde enttäuscht: Einige Par- 
teifunktionäre sahen den Kurs der DRP als zu gemäßigt an, sodass sie sich relativ 
schnell abspalteten und 1949 die Sozialistische Reichspartei (SRP) gründeten. 

Diese Partei knüpfte an nationalsozialistische Traditionslinien an und hatte, 
bezeichnenderweise, gerade auch in Niedersachsen ihre »Hochburg«°. Hier lag ihr 
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organisatorischer Schwerpunkt, auch ihre Parteigründung ging von hier aus, ihre 
wichtigsten Parteiführer agierten von dort.’* Ihre lokalen Hochburgen hatte die 
SRP besonders in den Kreisen Wolfsburg, Hameln, Friesland und Dannenberg.” 
Bundesweit zählte die SRP 1951 über 10.000 Mitglieder, von denen über 6.500 al- 
lein aus Niedersachsen stammten, also deutlich mehr als die Hälfte der gesamten 
Parteimitgliedschaft.”° Die niedersächsische »Regionalpartei«°” wurde auf der 


»mittleren und höheren Funktionärsebene fast ausschließlich von ehemaligen, 
im lokalen Umfeld verankerten »alten Kämpfern« geführt, denen es gelang, so- 
wohl Teile des bäuerlich-mittelständischen Honoratiorentums von den bürgerli- 
chen Parteien fernzuhalten als auch größere Anteile eines soziostrukturell höchst 
inhomogenen Protestpotenzials an sich zu ziehen «<. 


Bei den niedersächsischen Landtagswahlen 1951 erhielt die SRP elf Prozent und 
damit 16 Mandate - und dies, obwohl die Bundesregierung noch zwei Tage vor 
der Wahl einige SRP-Suborganisationen verboten und einen Parteiverbotsantrag 
angekündigt hatte.” Das SRP-Ergebnis war bis hinauf zur Bundesebene ein poli- 
tischer Schock, der kurze Zeit später auch zum ersten bundesdeutschen Parteiver- 
botsantrag führte. Zu offensichtlich und manifest wurde die Präsenz eines hohen 
gesellschaftlichen Anteils rechtsradikaler Mentalitäten als Basis für entsprechen- 
de politische Organisationen, sodass die SRP schließlich 1952 vom Bundesverfas- 
sungsgericht als NSDAP-Nachfolgeorganisation eingestuft und verboten wurde. 
Betrachtet man die Wahlergebnisse genauer, zeigen sich zugleich aber auch 
teils deutliche regionale Unterschiede: Denn einerseits hatte die SRP »in 375 


Wahlkreisen die relative Stimmenmehrheit«* 


und in 35 Gemeinden sogar die 
absolute gewonnen; andererseits erhielt sie in vielen Regionen bloß Ergebnisse im 
Promillebereich. Die besten Werte erzielte sie etwa im Bezirk Hannover in Die- 
pholz (32,9) oder im Weser-Ems-Bezirk in Emden/Stadt (23,5). Insgesamt erwies 
sich besonders der nordwestliche Teil des Bezirks Lüneburg als SRP-Territorium, 
in welchem die Partei auf ihre besten Ergebnisse kam, wie beispielsweise in 


Bremervörde (32,9), Lüäneburg-Land (29,7), Hadeln (28,0), Verden (27,7), Rotenburg 
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(27,6) oder Zeven (26,2).° Schließlich gab es gerade in diesen Regionen eine über- 
durchschnittliche Anzahl von Heimatvertriebenen. Die SRP war also besonders 
in solchen Regionen erfolgreich, in denen einst die NSDAP relativ früh überdurch- 
schnittliche Ergebnisse erzielt hatte, bzw. auch in den Stammlanden der DP.“ 
Demgegenüber erzielte die SRP schwache Ergebnisse in katholisch geprägten 
sowie in Industrieregionen.“° Wahlstatistisch lässt sich bei den SRP-Ergebnissen 
indes nicht von einem bestimmten Wählermilieu sprechen.“ 

Dieser Abriss verdeutlicht, dass die SRP und die DRP zwar überwiegend in 
denselben Regionen erfolgreich waren, in denen zuvor schon die NSDAP relativ 
rasch Wahlerfolge hatte erzielen können; er zeigt aber auch, dass beide Parteien 
von jeweils unterschiedlichen Strukturmomenten profitierten. 

Allein dieser kurze Überblick über die unterschiedlichen rechtsradikalen Par- 
teien in der Nachkriegszeit verdeutlicht, mit welch außerordentlich hohem rechts- 
radikalen Potenzial die junge Bundesrepublik, speziell in Niedersachsen, konfron- 
tiert war. Bei der Bundestagswahl 1949 bemaß sich dieses jenseits von CDU/CSU, 
SPD und FDP »im Bundesgebiet auf 10,5 Prozent der Wähler«° - wobei die Stim- 
men für lizenzierte rechtsradikale Parteien, Stimmen für Vertriebenenorganisatio- 
nen und Stimmen für Unabhängige eingerechnet sind. In Niedersachsen lag der 
Anteil noch deutlich über dem Bundesdurchschnitt. 

Allein die bislang genannten Charakteristika und lokalkulturellen Spezifika der 
unterschiedlichen rechtsradikalen Parteien verraten schon einiges über die Kris- 
tallisationsmomente für den Antrieb des Rechtsradikalismus. Und in Niedersach- 
sen überlagerten sich nach 1945 geradezu paradigmatisch unterschiedliche gesell- 
schaftliche Entwicklungen und ganz spezifische lokalkulturelle Folien, die sich in 
fünf Merkmalen verdichten lassen: 


« Erstens hatte auf lokaler Ebene keine konsequente Entnazifizierung stattgefun- 
den. Zwar gab es eine solche ebenso wenig in anderen Bundesländern; aber 
in Niedersachsen verschärften die dort gebündelten Strukturmerkmale diesen 
Umstand, sodass die ehemaligen NSDAP-Mitglieder hier gerade im politischen 
Leben wieder eine herausgehobene Stellung erlangten. Denn die regionalen 
Antreiber für den Aufbau rechtsradikaler Strukturen waren schließlich vor al- 
lem die »einheimischen Kader der alten Kämpfer«°*®. 
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Zweitens hatte Niedersachsen besonders unter mangelnden Strukturreformen 
und sozialen Krisen zu leiden. Der Wiederaufbau zerstörter Städte kam nur 
schleppend voran, was die Wohnungsnot verschärfte. Überhaupt wirkten die 
wirtschaftlichen Aufbauhilfen auch aufgrund politisch-organisatorischer Pro- 
bleme hier teils viel später als in strukturstarken Industrieregionen wie et- 
wa Nordrhein-Westfalen. Hinzu kamen aber auch noch andere, verschärfen- 
de Faktoren, wie beispielsweise die Verzögerung der Bodenreform, wodurch 
gerade die Landbevölkerung die Klärung der Eigentums- und Nutzungsrechte 
an Grundstücken abzuwarten hatte, ehe diese bewirtschaftet werden konnten. 
Nicht zuletzt war gerade die städtische Bevölkerung an Nahrungsmitteln un- 
terversorgt. Infolge der Nahrungsmittelknappheit und der gestiegenen Preise 
ereigneten sich 1950 andauernde Hungerdemonstrationen und Hungerstreiks. 
Nachdem beispielsweise das Land Niedersachsen 1948 mit seinen Kartoffellie- 
ferungen in Rückstand geraten war und mehr Kartoffeln für die eigene Be- 
völkerung einlagerte, als ihm bestimmt war, kürzte das damalige Wirtschafts- 
und Ernährungsamt zur Strafe die Brotrationen - der darauffolgende Konflikt 
weitete sich zum bundesweiten »Kartoffelkrieg« aus.“ 

Ein spezifisch niedersächsisches Phänomen war drittens die »Flüchtlingsfrage«: 
Die große Zahl Heimatvertriebener und Flüchtlinge bildete eine drängende po- 
litische Aufgabe für alle Erstaufnahmeländer entlang der Grenze zur Sowjeti- 
schen Besatzungszone” - Niedersachsen nahm 1950 insgesamt über 1,8 Millio- 
nen Vertriebene auf. Dabei zählte das junge Bundesland damals selbst lediglich 
4,1 Millionen Einwohner — was einer Vertriebenenquote von rund 27 Prozent 
der Gesamtbevölkerung entsprach; Flüchtlinge gab es zur gleichen Zeit rund 
360.000, also knapp fünf Prozent.” Allerdings bestanden starke regionale Un- 
terschiede, die darüber entschieden, ob aus dieser »Vertriebenen-Frage« jeweils 
grundlegende Probleme erwuchsen. Für Niedersachsen lässt sich von einem 
»Ost-West-Gefälle«’” sprechen: Nach 1945 konzentrierten sich die Ballungszen- 
tren für Vertriebene aufgrund der geografischen Lage entlang der Ostgrenze 
von Stade, Harburg und Lüneburg bis Lüchow-Dannenberg. Auch bis in den 
Raum Hannover, von Celle bis Nienburg oder Hildesheim, verteilten sich die 
Vertriebenen.” Zugleich fällt hierbei allerdings auch auf - wohl nur zum Teil 
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auch der bloßen Anzahl von Vertriebenen geschuldet -, dass die Regionen un- 
terschiedlich mit den Vertriebenen umgingen. Gerade in West-Niedersachsen 
verteilten sich die Flüchtlinge stärker auf einzelne regionale Teilgebiete, wes- 
halb hier auch schon von einer »Stärkung der Provinz«’* gesprochen wurde. 
Demgegenüber sammelten sich die Vertriebenen in Ost-Niedersachsen ten- 
denziell eher in Ballungsgebieten, was zusätzliche Integrationsprobleme ver- 
ursachte.”° Der außerordentlich hohe Anteil an Flüchtlingen und Vertriebenen 
in Niedersachsen verstärkte überdies das Bedürfnis nach gemeinschaftsstif- 
tenden Momenten - sowohl für die einheimische Bevölkerung als auch für die 
Zugezogenen. Und gerade diese Funktion erfüllte in der Nachkriegszeit die 
Imagination der »Heimat«; konnten doch die eingesessenen Niedersachsen in 
ihren Wunsch nach Heimat eine »heile Welt« projizieren und die Flüchtlin- 
ge und Vertriebenen ihre Sehnsucht nach der »alten Heimat« ausdrücken und 
sich zugleich mit ihrer neuen Lage abfinden. Das Heimat-Pathos galt zwar für 
die gesamte Bundesrepublik nach 1945, aber in Niedersachsen drückte es sich 
durch den überproportional hohen Anteil an Vertriebenen und Flüchtlingen 
besonders stark aus. 
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Abbildung 1: Verteilung der Vertriebenen und Flüchtlinge in Niedersachsen 1945 
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Quelle: Statistische Monatshefte Niedersachsen, Jg. 1 (1947), H. 1, S. 19. 


e  Viertens war der Antikommunismus in Niedersachsen nicht zuletzt aufgrund 
der großen Landesgrenze zur DDR gerade im östlichen Gebiet ausgesprochen 
ausgeprägt und rabiat. Beispielsweise charakterisierte Ministerpräsident Hell- 
wege sein Bundesland als das »Grenzland zum Bolschewismus« und bezeich- 
nete den Antikommunismus buchstäblich als eine »deutsche Aufgabe unserer 
niedersächsischen Heimat«.” 

e Und fünftens - darauf deuten die Wahlergebnisse rechtsradikaler Parteien so- 
wohl in der Weimarer Zeit als auch nach 1945 hin - erfuhr die »nationalsozia- 
listische Blut-und-Boden-Ideologie im Agrarland Niedersachsen vor allem in 
den mittelbäuerlich geprägten ländlichen Eliten eine besondere Resonanz«’”. 


Diese Probleme verloren erst Mitte der 1950er Jahre merklich an politischer Rele- 
vanz. Im Zuge des »Wirtschaftswunders« wurden soziale Probleme wie Wohnungs- 
und Ernährungsmangel spürbar abgemildert; dazu trugen auch die einsetzende 
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Konsumwelle und der Wiederaufbau der zerstörten Städte bei. Diese »voranschrei- 
tende soziale Befriedung« entzog »allen rechtsextremen Gruppen« vordergründig 
die »Existenzgrundlage«.”® 


2.2 Regionale und milieugeprägte Wählertraditionen 


Vor diesem skizzierten Hintergrund lassen sich schematisch grob drei niedersäch- 
sische Teilregionen als rechtsradikale Hochburgen nach 1945 identifizieren: Erstens 
war der organisierte Rechtsradikalismus besonders in ländlich-agrarischen Ge- 
bieten mit welfischer Tradition stark. Sowohl die SRP als auch die DRP erziel- 
ten überdurchschnittliche Erfolge etwa im Nordosten um Lüneburg, Stade, Celle, 
Bremervörde/Rotenburg und Verden. Die SRP war darüber hinaus zweitens auch 
in einzelnen Industrieregionen mit sozialistischem Milieu im östlichen Nieder- 
sachsen erfolgreich; so erzielte sie etwa in Wolfsburg, Helmstedt, Salzgitter und 
Goslar hohe Ergebnisse. Und schließlich waren rechtsradikale Parteien wie SRP 
und DRP drittens gerade auch in liberalen Traditionsgebieten, wie beispielsweise 
in Wilhelmshaven, Wittmund oder Nordoldenburg, aber auch in Göttingen-Stadt, 
überdurchschnittlich stark. 

Diese teils fließenden Übergänge zeigten sich schon in der Weimarer Zeit etwa 
in Nienburg, wo die starke protestantische und welfische Tradition dazu führte, 
dass die Region eine »deutschnationale Hochburg« der DNVP und des Stahlhelms 
wurde.” Gerade in diesen ländlich-protestantischen Gebieten 


»gehörten die soldatischen Verhaltensweisen zum landestypischen Tugendka- 
non. Hier gedieh dershomo harzburgiensis<, jener männlich-soldatische Typ des 
bodenständigen Kämpfers, der sich unter Berufung auf die niedersächsischen 
Stammeseigenschaften der nationalen Wiedergeburt durch politische Säuberung 
nach innen und wehrhafte Haltung nach außen verschrieben hatte.«°° 


Schließlich waren die Welfen bis Anfang des 20. Jahrhunderts hinein eines der be- 
deutendsten Adelsgeschlechter Europas gewesen. Ihre Dynastie stellte bis in die 
Neuzeit Fürsten und Kaiser, stabilisierte im 18. Jahrhundert die Personalunion 
des Kurfürstentums Hannover mit Großbritannien - bis heute gilt das Fürsten- 
geschlecht als konstitutives Moment der Historisierung einer »niedersächsischen« 
Identitätssuche. Das Welfentum steht pars pro toto für eine »invention of tradition« 
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(Hobsbawm/Ranger), also eine konstruierte Herrschaftslegitimation qua kulturel- 
ler Adaption selektiver Traditionen. Oder einfacher ausgedrückt: Der Rückbezug 
auf die Welfen stiftet Niedersachsen als einem erst 1946 gegründeten Bundesland 
einen historisch legitimierten (partiellen) Landesstolz, was bis heute u.a. am Lan- 
deswappen (»Welfenross«) zu erkennen ist. 

Und zugleich ist an dieser milieugeprägten Wählertradition auffällig, dass Li- 
berale hier nie ein Wurzelwerk hatten aufbauen können. Doch musste diese Wel- 
fentradition nicht automatisch auch rechtsradikale Parteien begünstigen; denn wo 
das Welfentum weniger in eine deutsch-nationale Tradition als eher in eine kon- 
servative Solidargemeinschaft eingebunden war, konnten Parteien weit rechts der 
Mitte, wie die DRP, organisatorisch nie Fuß fassen.°' Je genuin konservativer und 
in sich homogener die Teilmilieus waren, sodass ihre Selbstabgrenzung nach au- 
ßen umso stärker ausfiel - wie etwa prototypisch in Celle -, desto schwieriger hatte 
es etwa die DRP, sich dort zu verankern.?? 

Demgegenüber waren die liberalen Milieus schon immer wesentlich fragiler 
gewesen. Denn anders als in konservativen oder sozialistischen Milieus waren bei 
ihnen bereits seit der Kaiserzeit Parteibindungen nie besonders tiefgreifend ausge- 
prägt.” Auch dadurch erklärt sich, weshalb rechtsradikale Parteien immer schon in 
liberalen Traditionsgebieten im Landesvergleich überdurchschnittliche Ergebnis- 
se erzielen konnten, wie etwa in Wilhelmshaven oder den Kreisen Wittmund und 
Friesland. In diesen liberalen Stammgebieten im nördlichen Weser-Ems-Raum ta- 
ten sich zugleich Sozialdemokraten - sofern es keine unmittelbaren Industrieorte 
waren wie etwa in Varel, Brake oder Delmenhorst - besonders schwer.®* Die linksli- 
berale DDP war von Nord-Oldenburg bis Ostfriesland die Anwältin des »Bildungs- 
und Besitzbürgertums, der kleinen und mittleren Beamten«°°; doch konnte sie nie 
feste Bindungen zu ihrer Klientel aufbauen, sodass sich zunächst fließende Über- 
gänge zur DNVP ergaben. In Oldenburg lässt sich während der Weimarer Jahre so 
deutlich wie in kaum einer anderen Teilregion dieser »Flügelwechsel der bürger- 
lichen Wähler nach rechts«° studieren. Hier konnte die NSDAP binnen kürzester 
Zeit die Strukturen und den Wählerstamm der DNVP absorbieren und usurpie- 
ren.®” Aber auch in der Nachkriegszeit lagen in diesen Gebieten etwa die Ergebnis- 
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se der SRP über dem Landesdurchschnitt®? - allerdings auch hier in unterschied- 
lichen Ausprägungen: Während DRP und SRP 1951 in den Kreisen Wittmund und 
Friesland zusammen 14,9 Prozent erzielten, wählten im benachbarten Wilhelms- 
haven auch aufgrund der spezifischen Krisensituation um den ehemals wichtigen 
Kriegshafen knapp ein Viertel aller Wahlberechtigten diese Parteien.® 

Der bereits angesprochene Faktor der hohen Anzahl von Vertriebenen und 
Flüchtlingen wirkte sich ebenfalls auf die Wahlerfolge rechtsradikaler Parteien 
aus. Allerdings konnten DRP und SRP dieses Potenzial regional jeweils nur dort 
abschöpfen, wo der GB/BHE bloß schwach verankert war, wie in den neuen 
Industriestädten Salzgitter oder Wolfsburg.” Wo sowohl die SPD als auch die 
CDU parteipolitisch bereits früh lokal konsolidiert waren und wo die hohe An- 
zahl von Vertriebenen und Flüchtlingen lediglich kurzzeitig zu Wahlerfolgen des 
GB/BHE führte, konnten DRP und SRP hingegen kaum Erfolge erzielen. Dies ist 
beispielhaft im Raum Goslar zu beobachten: Dort erhielt der GB/BHE 1951 zwar 
16,2 Prozent, aber die DRP schaffte lediglich 1,9 Prozent und auch die SRP blieb 
mit 8,4 Prozent deutlich unter ihrem Landesdurchschnitt.?' 

In den sozialistischen Milieus - nicht nur in den urbanen Industrieregionen, 
sondern auch in den Küstenstädten - hatten es Parteien rechts der Mitte (erwar- 
tungsgemäß) erheblich schwerer; doch auch hier konnten sie je nach lokalkulturel- 
len Bedingungen durchaus bestehen.?” Historisch betrachtet hatten rechtsradika- 
le Gruppierungen kaum eine Chance in Regionen mit einer sozialdemokratischen 
Prägung, konsolidierten Parteistrukturen und gleichzeitig einem gefestigten libe- 
ralen Milieu des prosperierenden Bildungs- und Besitzbürgertums, wie etwa im 
südlichen Niedersachsen zwischen Hannover und Göttingen.” Exemplarisch zeigt 
sich dies besonders im Raum Schaumburg-Lippe: Hier reichten in der Weimarer 
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Zeit die Ergebnisse der SPD fast an die absolute Mehrheit heran und auch die 
linksliberale DDP besaß hier einzelne Zentren.”* 

Überhaupt: Schaumburg-Lippe war im Gebiet des späteren Niedersachsens die 
einzige Teilregion, in der die NSDAP erst nach 1933 stärkste Kraft mit 43,4 Pro- 
zent wurde - in allen anderen Regionen war die NSDAP dies spätestens bis 1932.” 
Ähnliches gilt auch für Regionen mit einer starken sozialdemokratischen Solidar- 
gemeinschaft, wie in den städtischen Wahlkreisen Braunschweigs” oder Hanno- 
vers”. Je brüchiger allerdings die inneren Verflechtungen in diesen sozialistischen 
Milieus zwischen den sozialdemokratischen Assoziations- und den Parteistruktu- 
ren waren — beispielsweise im Braunschweiger Umland wie an dem bereits er- 
wähnten »Wolfsburg-Schock« ersichtlich -, desto eher konnten rechtsradikale Par- 
teien auch hier zumindest begrenzte Erfolge verbuchen.?® Gerade in den sozialisti- 
schen Milieus im Braunschweiger Bezirk, in denen die SPD für die wirtschaftliche 
Misere verantwortlich gemacht wurde, erreichte der GB/BHE 1951 etwa in Helm- 
stedt (22,1) oder im Braunschweiger Land (23,0) überdurchschnittliche Ergebnisse. 
Wo die SPD hingegen organisatorisch besonders stark war und der Arbeiterschaft 
einen vermeintlichen Ausweg wies, erzielten die Sozialdemokraten ihre besten Er- 
gebnisse, wie etwa in der Stadt Braunschweig (40,3).” 

Am resistentesten gegenüber rechtsradikalen Parteien waren aber eindeutig 
die katholischen Milieus. In den katholischen Traditionsgebieten der Deutschen 
Zentrumspartei (DZP) beispielsweise, in den nordwestlichen Regionen von Süd- 
Oldenburg bis ins Emsland, tendenziell auch im Eichsfeld, konnten weder in der 
Weimarer Zeit noch in der jungen Bundesrepublik Parteien weit rechts der Mitte 
nennenswerte Erfolge erzielen.'”° Dass das katholische Milieu hier unzweifelhaft 
eine abfedernde Wirkung auf politische wie kulturelle Verwerfungen haben konnte, 
zeigt sich exemplarisch am Raum Osnabrück. Während in der Weimarer Zeit im 
sonstigen Gebiet des heutigen Niedersachsens die parteipolitische Radikalisierung 
und Polarisierung gerade auch für Neu- und Erstwähler ab Mitte der 1920er Jahre 
sich zuvörderst in Zunahmen für die NSDAP und die KPD äußerten, kanalisierte 
in Osnabrück gerade das Zentrum diese Stimmen." In der Nachkriegszeit bauten 
die Christdemokraten dann insbesondere diese katholischen Teilregionen zu ihren 
Hochburgen aus, in denen sie bis heute über eine Hausmacht verfügen.'” 
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Jenseits dieser spezifischen Milieuprägungen beeinflussten freilich auch ande- 
re, aber damit zusammenhängende Kontextfaktoren die regionalen Wählertradi- 
tionen. Allein die Motivlagen und die sozioökonomische Basis unterschieden sich 
sowohl regional als auch parteilich, wie ein Vergleich der DRP-Erfolgsursachen 1949 
mit jenen der SRP 1951 verdeutlicht: Der DRP-Erfolg 1949 lag, ähnlich den Gründen 
für den Erfolg des GB/BHE, vor allem an der verschärften wirtschaftlichen Situa- 
tion der Vertriebenen und Flüchtlinge. Kaltefleiter zufolge waren »etwa die Hälfte 
der DRP-Wähler Vertriebene«'”, die mit der Lizenzierung des GB/BHE 1951 dann 
auch zu dieser Partei wechselten. Die DRP-Erfolge resultierten also auch aus sozia- 
len und wirtschaftlichen Konflikten vor allem in Regionen, in denen ein großer An- 
teil an Vertriebenen und hohe Arbeitslosigkeit zusammentrafen. Als dritter Faktor 
kommt allerdings noch die Sozialstruktur hinzu - war doch die DRP in einzelnen 
Regionen, in denen die beiden ersten Faktoren alleine auftraten, nicht automatisch 
erfolgreich. Die DRP-Wählerschaft setzte sich zum Teil eben auch aus Handwerk 
und Industrie zusammen, und zwar in Urbanisierungsregionen, die evangelisch 
waren. Dies spiegelt sich wahlanalytisch auch in der Neigung eines relativ großen 
Teils der mittelständischen evangelischen Stadtbevölkerung, die DRP zu wählen.'°* 

Anders sah das Elektorat der SRP 1951 aus: Zwar war die SRP in denselben Re- 
gionen wie die DRP zuvor erfolgreich; aber sie baute ihre Ergebnisse teils deut- 
lich aus. Nach Kaltefleiter hatte die SRP lediglich etwa die Hälfte ihrer Wähler 
aus der ehemaligen DRP-Wählerschaft rekrutiert, die andere Hälfte musste also 
dementsprechend 1949 noch für andere Parteien gestimmt haben.’ Daraus folgt, 
dass die SRP nicht einfach bloß die elektorale Nachfolge der DRP antrat, sondern 
kurzzeitig auch als Sprachrohr anderer Wählerschichten fungierte. Grundsätzlich 
waren beide Parteien zwar durch ähnliche Wahlstrukturmomente - wie eine re- 
lativ hohe Arbeitslosigkeit, einen hohen Vertriebenenanteil und eine mehrheitlich 
evangelische Konfession - begünstigt; aber in der Sozialstruktur unterschieden sie 
sich: Wies die DRP einen relativ hohen Urbanisierungsgrad auf, fiel dieser bei der 
SRP eher gering aus. Daraus folgt, dass dieser Teil der mittelständischen, evan- 
gelischen Stadtbevölkerung zwar 1949 für die DRP votierte, nicht aber 1951 für die 
SRP. Und ebenso umgekehrt: Wählte die evangelische Bevölkerung in den Gebieten 
mit den erstgenannten Faktoren, aber einem geringen Urbanisierungsgrad 1951 die 


SRP, hatte sie 1949 der DRP ihre Stimme verweigert.!” 
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Abbildung 2: Eigene schematische Darstellung zur geografischen Ausbreitung des 
Rechtsradikalismus in den 1950er Jahren. 
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Aufgrund der langfristigen Prägung durch regionale politische Teilkultu- 
ren und unterschiedliche Konfessionen wird oft von einem »niedersächsischen 
Sonderweg in der Nachkriegszeit« gesprochen, von einer »verzögerten Norma- 
lisierung«.'”” Weil die traditionellen Milieu- und Regionalparteien nach 1945 
außerordentlich stark waren, fanden die beiden großen Parteien, SPD wie CDU, 
keine geerbten Mehrheiten vor. Diese Parteien konnten sich erst nach der Über- 
windung und Integration widersprüchlicher regionaler Politiktraditionen ab den 
1960er Jahren landesweit durchsetzen.” Der politische Aufstieg der CDU ist das 
Spiegelbild des Niedergangs von DZP und DP bzw. auch des großen Stimmenver- 
lustes der FDP.'” In Niedersachsen tat sich die CDU zu Beginn besonders schwer, 
überregionale Strukturen aufzubauen und Milieugrenzen zu überschreiten."° 
Vielmehr bildeten sich dort kleine, regional fragmentierte CDU-Landesverbände, 
denen auch nur zögerlich gelang, den neu postulierten überkonfessionellen 
Charakter der Christdemokraten durchzusetzen. CDU-Strukturen konnten sich 
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anfangs lediglich dort konsolidieren, wo die Parteifunktionäre entweder in katho- 
lische Milieus eingebettet waren - wie im Emsland oder im Eichsfeld -, oder in 
protestantischen Gebieten, in denen das Zentrum faktisch nicht existierte, wie in 
Braunschweig." 

Eine Innovation und Erfolgsgeschichte sondergleichen in der deutschen Partei- 
engeschichte war die erst in den 1950er und 1960er Jahren einsetzende Entstehung 
von Volksparteien, paradigmatisch der Sammlungspartei CDU in ihrer Tendenz, 
traditionell divergierende Strömungen des Bürgertums zusammenzubinden. In 
Niedersachsen zog sich dieser Konzentrationsprozess der Christdemokraten im 
Vergleich zum Bundestrend deutlich länger hin.™ Der »sich in vielfältigen so- 
zialen und politischen Differenzierungen äußernde Regionalismus, die in diesem 
Land besonders drückende »braune Erblast< und die Intensität der sozialen Kri- 
sen waren die wesentlichen Faktoren, die die »Normalisierung« verzögerten«'”. In 
den 1960er Jahren kamen auf gesellschaftlicher Ebene sozioökonomische und kul- 
turelle Wandlungsprozesse und Modernisierungsschübe in Gang, die auch in Nie- 
dersachsen regionale Milieus schrumpfen, die Säkularisierung voranschreiten und 
die überlieferten regionalen politischen Eigenkulturen abschmelzen ließen. Erst in 
diesen Jahren wurde die CDU endgültig zur entscheidenden Referenz- und Identi- 
fikationsgröße für das bürgerliche Lager. Dies zeigt sich gerade in den nördlichen 
Gebieten Niedersachsens, wo sich die CDU erst ab den 1970er Jahren wirklich lo- 
kal verankern konnte."* Dieser einsetzende bürgerliche Sammlungsprozess trug 
jedenfalls entscheidend dazu bei, dass der sich organisierende Rechtsradikalismus 
Mitte der 1950er Jahre seine parteipolitische Ausformung einbüßte. 


2.3 Die NPD als nationale Sammlungspartei in den 1960er Jahren 


Auf der einen Seite dauerte es gerade in Niedersachsen aufgrund regionalkultu- 
reller Bedingungen wesentlich länger, bis das Parteienspektrum sich in seiner Dy- 
namik dem bundespolitischen Trend anglich und »normalisierte«. Doch auf der 
anderen Seite war es wiederum Niedersachsen, von wo aus eine neue rechtsra- 
dikale parteipolitische Offensive ausging. Zwischen 1966 und 1969 erlebte der or- 
ganisierte Rechtsradikalismus eine neuerliche Blütephase, gerade auch angesichts 
der polarisierten Stimmung im Kontext der ersten Großen Koalition ab 1966. Am 
28. November 1964 wurde in Hannover die Nationaldemokratische Partei Deutsch- 
lands (NPD) als Sammelorganisation für das nationale Lager gegründet. Sie wurde 
zwar durch ehemalige DRP-Funktionäre initiiert; doch damit sich die Kontinuität 
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der DRP nicht allzu offen zeigte und um eine breitere Wählerbasis anzusprechen, 
wurde zunächst nicht die eigentliche »Schlüsselfigur«"* Adolf v. Thadden, sondern 
Friedrich Thielen ihr erster Vorsitzender.” Von Thadden war 1921 in Hinterpom- 
mern als Sohn eines adligen Grundbesitzers und Landrats geboren worden." Auch 
aufgrund seiner pietistischen Familientradition hatte er zeitlebens eine starke re- 
ligiöse Prägung. Von Thaddens politische Karriere begann 1947 mit dem Eintritt in 
die DKP-DRP (Deutsche Konservative Partei-Deutsche Rechtspartei, später DRP). 
Bei den Kommunalwahlen 1948 erzielte v. Thadden in Göttingen 10,8 Prozent und 
war dort bis 1958 Stadtverordneter, zeitweise auch Senator und stellvertretender 
Bürgermeister. Zugleich zog er für die DRP 1949 in den niedersächsischen Land- 
tag ein, dem er bis 1953 und dann wieder ab 1955 angehörte. Anfang der 1960er 
Jahre war v. Thadden einer der entscheidenden Initiatoren der neuen NPD. Er 
führte die alten DRP-Strukturen in die neue Partei ein; dabei folgten ihm mehr 


8 in der Par- 


als 3.000 Mitglieder, weshalb er von Anfang an eine »Hausmacht« 
tei hinter sich wusste und für die neue Partei rasch zur zentralen Führungsfigur 
avancierte.” Insgesamt gesehen ist v. Thadden wohl die bedeutendste Gestalt aus 
den Reihen des »nationalen Lagers« nach 1945. Allein seine rhetorischen, organisa- 
torischen und strategischen Qualitäten hoben ihn von anderen Politikern des na- 
tionalen Lagers ab.'”° Er war zweifelsohne nationalistisch und antikommunistisch 
eingestellt, besaß aber eine eigentümlich besitzbürgerliche Ausrichtung, weshalb 
er im eigenen (tendenziell kleinbürgerlich-proletarischen) Lager programmatisch 
auch durchaus umstritten war - nicht nur vonseiten der Neonationalsozialisten.'”' 
Ab 1967 amtierte v. Thadden dann als Bundesvorsitzender der NPD. 
Programmatisch gab es zwar durchaus weiterhin offene Bezüge zum National- 
sozialismus, doch waren diese weit weniger konstitutiv als etwa noch zuvor bei der 
neonazistischen SRP. In den 1960er Jahren war die NPD primär eine deutschnatio- 
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nale Partei”? - auch wenn sie ein neofaschistisches Moment innehatte." Elektoral 
erzielte sie relativ hohe Ergebnisse. Hatte sie bereits kurz nach ihrer Gründung bei 
der Bundestagswahl 1965 mit 2,0 Prozent immerhin einen Achtungserfolg verbu- 
chen können, schaffte sie in der Folgezeit den Einzug in sieben Landesparlamente. 
Bei der Bundestagswahl 1969 verfehlte die NPD mit 4,3 Prozent lediglich knapp den 
Einzug in den Bundestag. 


Tabelle 2: NPD-Wahlergebnisse 1965- 69 


Wahl Prozent 
BTW 1965 2,0 
LTW SL1965 & 
LTW HH 1966 3,9 
LTW NRW 1966 5 
LTW HE 1966 79 
LTW BY 1966 7,4 
| LIWHB1067 8,8 
| LTWNI1967 7,0 
| LTW RP 1967 6,9 
| LTW SH1967 5,8 
| LTW BE1967 > 
| LTW BW1968 9,8 
| BTW 1969 4,3 


Quelle: Eigene Darstellung nach Angaben von Landeswahlleitern 


In Niedersachsen - in den 1960er Jahren das »Stammland« der NPD - errang 
sie 1967 sieben Prozent und damit zehn Mandate. Ihr Hauptsitz lag in Hannover, 
wo ihre drei führenden Köpfe - Adolf v. Thadden, Hans-Joachim Richard und Wal- 
demar Schütz - auch ihren Wirkungsbereich hatten.'”* Sicherlich konnte die neue 
Partei in ihrer Gründungsphase auf die Ressourcen in Niedersachsen zurückgrei- 


122 Dudek/Jaschke: Entstehung und Entwicklung des Rechtsextremismus in der Bundesrepublik, 
S. 349. 

123 Vgl. Kühnl, Reinhard: Die NPD. Struktur, Programm und Ideologie einer neofaschistischen Par- 
tei, Berlin 1967. 

124 Vgl. Röpke, Andrea: »Wir erobern die Städte vom Land aus!«, Schwerpunktaktivitäten der NPD 
und Kameradschaftsszene in Niedersachsen, Braunschweig 2005, S. 10. Auch Richards betont, 
dass Niedersachsen das »Stammland der Rechten« und damit der NPD gewesen sei; Richards, 
Fred H.: Die NPD: Alternative oder Wiederkehr?, München 1967, S. 20. 
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fen; in ihrem »Ursprungsland«'” hatte sie schließlich ihre besten Voraussetzungen. 
Doch gleichzeitig verschob sich ab 1967 jenseits des zentralen Wirkungsbereiches 
der NPD in Niedersachsen der regionale Akzent stetig nach Nordrhein-Westfalen 
und Hessen, später auch ins nördliche Bayern.'** 

In Niedersachsen indes lassen sich wahlanalytisch einige zentrale Wirkungs- 
zentren der NPD in den 1960er Jahren identifizieren. Zunächst war die neue na- 
tionale Kraft in denjenigen Regionen überdurchschnittlich erfolgreich, in denen 
bereits zuvor DRP, SRP und DP Erfolge einfuhren und untereinander um Einfluss 
rangen” - vor allem in protestantischen, ländlich-agrarischen Gebieten, die zwar 
mittelständisch geprägt waren, aber eine schwache Wirtschaftsstruktur aufwiesen. 
Bei den Wahlen 1969 stieß die Partei im Durchschnitt deutlich besser in Gemeinden 
mit über achtzig Prozent evangelischer Bevölkerung auf elektoralen Zuspruch. '”® 
Dies galt besonders für den Bezirk Lüneburg, im Umkreis von Stade und Rotenburg 
bis nach Celle.” Wähler neigten deutlich eher zur NPD, wenn sie wirtschaftspes- 
simistische Einstellungen hatten und in wirtschaftlich schwachen Regionen leb- 
ten, in denen zugleich der Flüchtlings- und Vertriebenenanteil an der Bevölkerung 
überdurchschnittlich hoch war."° 

Allgemein betrachtet bestand die soziale Zusammensetzung der NPD- 


Bl Im 


Wählerschaft überwiegend aus der unteren und oberen Mittelschicht. 
bundesweiten Durchschnitt der Wahlen von 1965 bis 1967 hatte die NPD ihr 
größtes Wählerreservoir unter Arbeitnehmern in kleinen Betrieben und unter 
Selbstständigen.”” Reinhard Kühnl betont darüber hinaus, dass die NPD ihre 
Anhängerschaft vor allem unter dem alten und neuen Mittelstand, den kleinen 
Geschäftsleuten und Unternehmern sowie den Angestellten und Beamten, aber 
auch der Bauernschaft fand.” Wie schon zu den regionalen und milieugeprägten 
Wählertraditionen bezüglich der DRP- und SRP-Erfolge in den 1950er Jahren 


festgestellt, zeigt sich auch in den 1960er Jahren, dass die NPD dort Anklang 
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Partei Deutschlands, in: Stöss, Richard (Hg.): Parteien-Handbuch. Die Parteien der Bundesre- 
publik Deutschland 1945-1980, Bd. 4, Opladen 1986, S. 1922-1994, hier S. 1974. 

127 Vgl. Schmollinger: Die Nationaldemokratische Partei Deutschlands, S. 1955. 

128 Vgl. Ritter/Niehuss: Wahlen in der Bundesrepublik Deutschland, S. 187. 

129 Vgl. Suckow: Regionale Traditionen und Rechtsextremismus im nordwestlichen Niedersach- 
sen, S. 221. 

130 Vgl. Schmollinger: Die Nationaldemokratische Partei Deutschlands, S. 1958. 

131 Vgl. Hoffmann: Die NPD. Entwicklung, Organisation, Struktur, S. 366. 
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lerreservoir der NPD, in: Politische Vierteljahresschrift, Jg. 8 (1967), H. 2, S. 237-271, hier S. 246. 

133 Siehe Kühnl, Reinhard: Die NPD. Analyse rechtsradikaler Entwicklungen in der Bundesrepu- 
blik, in: Frankfurter Hefte, Jg. 22 (1967), H. 1, S. 22-30, hier S. 22. 
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fand, wo die Sozialdemokratie in sozialistischen Milieus Schwierigkeiten hatte, 
ihre Klientelbindungen zu konsolidieren. So kam die NPD beispielsweise 1967 im 
Braunschweiger Land auf immerhin sechs Prozent.'* Der Politikwissenschaftler 
Richard Stöss hat außerdem betont, dass der NPD »auch im katholischen Milieu 


[...] beträchtliche Zugewinne«'* 


136 


gelungen seien, was für Niedersachsen aber nur 
bedingt nachzuweisen ist. 

Nachdem die NPD den Einzug in den Bundestag knapp verpasst hatte, fiel die 
Partei in eine tiefe Krise: Sie zog in keine weiteren Landesparlamente mehr ein, 
die Parteifunktionäre übertrafen sich gegenseitig in Schuldzuweisungen und vor 
allem: Der Partei liefen die Mitglieder davon. Zählte die NPD 1969 noch über 28.000 
Mitglieder, so waren es 1972 nur noch 14.500 und 1978 lediglich noch 8.500. Nach 
innerparteilichen Auseinandersetzungen trat Adolf v. Thadden 1971 als Parteivor- 
sitzender zurück. Sein Nachfolger wurde Martin Mußgnug, der allerdings weder 
Charisma noch organisatorisches Geschick besaß und daher in v. Thaddens Fuß- 
stapfen wohl scheitern musste. In der Folgezeit zerfiel die NPD regelrecht, sodass 
lediglich ein kleiner Stammkern übrig blieb. Aus Enttäuschung spaltete sich ein ra- 
dikaler, mehr aktivistisch ausgerichteter Flügel ab, der den parlamentarisch-lega- 
listischen Kurs nicht mehr mittragen wollte. In der Folgezeit fielen der »CDU/CSU 
etwa vier Fünftel der Wählerschaft der NPD zu«””. Bei der nächsten Landtagswahl 
in Niedersachsen 1970 kam die Partei dann nur noch auf 3,2 Prozent. Dies war der 
Anfang vom vorläufigen Ende der neuen nationalen Sammlungspartei. 


2.4 Rechtsradikale Organisationsversuche in den 1970er und 
1980er Jahren 


Nach ihrem kurzzeitigen Höhenflug und letztlich nur knappem Scheitern bei der 
Bundestagswahl 1969 löste sich die NPD organisatorisch auf. Das politische Lager 
rechts der Mitte befand sich aber nicht nur deshalb nach 1968 in einer schweren 
Krise: Der inzwischen manifest gewordene gesellschaftliche Wandel, die Studen- 
tenproteste, die linke Politisierung insbesondere junger Kohorten sowie der ein- 
setzende »Wertewandel« (Ronald Inglehart) und die Säkularisierung hatten alle- 
samt zu einer Erosion der Milieustrukturen geführt. Lokal-regionale Eigenheiten 
wandelten sich hierdurch eindrücklich, die Solidargemeinschaften verloren an Bin- 
dung. Geschlossene regionale und lokale Milieus, wie sie noch zu Zeiten der Wei- 


134 Vgl. Pollmann: Traditionen des Rechtsradikalismus im Raum Braunschweig, S. 243. 

135 Stöss: Die extreme Rechte in der Bundesrepublik, S. 139. 

136 Dieser These widerspricht auch Hoffmann: Die NPD. Entwicklung, Organisation, Struktur, 
S. 376. 

137 Stöss: Die extreme Rechte in der Bundesrepublik, S. 141. 
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marer Republik existiert hatten, lösten sich immer weiter auf.” Gerade hierdurch 
verlor der organisierte Rechtsradikalismus alter Prägung aber seine gesellschaftli- 
chen Grundlagen. Erst vor dem Hintergrund des fundamentalen lebensweltlichen 
Wandels werden die darauffolgenden Entwicklungen nachvollziehbar. Das Spek- 


trum zerfaserte und zerbrach in lose Kleinstgruppierungen und Subkulturen.”? 


Tabelle 3: Niedersächsische Landtagswahlergebnisse 1967- 86 


SPD CDU DP FDP Grüne DKP NPD 
1967 43,1 41,7 = 6,9 = = 7,0 
1970 46,3 45,7 = 4,4 = 0,4 3,2 
1974 43,1 48,8 = 7,0 = 0,4 0,6 
1978 42,2 48,7 = 4,2 3,9 0,3 0,4 
1982 36,5 50,7 = 5,9 6,5 0,3 = 
1986 42,1 44,3 = 6,0 7,1 0,1 = 


Quelle: Eigene Darstellung nach Angaben des Landeswahlleiters und von Hucker, Bernd 
Ulrich/Schubert, Ernst/Weisbrod, Bernd (Hg.): Niedersächsische Geschichte, Göttingen 1997, 
S. 722. 


Dass nach 1968 rechtsradikale Parteien nur noch bedingt Wahlerfolge erzie- 
len konnten, ist bloß der an der Oberfläche sichtbare Ausdruck für nachfolgen- 
de tieferliegende Umstrukturierungsprozesse angesichts des einsetzenden Gene- 
rationenwechsels: Der deutsche Rechtsradikalismus wandelte nachdrücklich seine 
Erscheinungsform - und wurde zunehmend militanter. Anfang der 1980er Jah- 
re sprach der Verfassungsschutz des Landes Niedersachsen davon, dass sich die 
NPD seit den 1970er Jahren endgültig zur »führende[n] Kraft des Rechtsextremis- 
mus«'*° entwickelt habe. Diesen habe sie erstens programmatisch zumindest äu- 
ßerlich modifiziert und von der tradierten Bindung an den starren Nationalsozia- 
lismus gelöst; und zweitens nehme die NPD organisatorisch, personell wie auch 
strukturell eine Vermittlungsfunktion zwischen den verschiedenen Strömungen, 
Kräften und Formationen ein. 


141 


Retrospektiv betrachtet erstaunt eine solche Einschätzung allerdings.“ Denn 


nach 1969 stürzte die NPD in eine schwere politische, personelle und programmati- 


138 Vgl. Rohe: Wahlen und Wählertradition in Deutschland, S. 172. 

139 Vgl. Botsch: Die extreme Rechte in der Bundesrepublik Deutschland, S. 60f. 

140 Niedersächsisches Innenministerium: Wehrhafte Demokratie. Verfassungsschutz in Nieder- 
sachsen, Hannover 1981, S. 128. 
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tur, S. 134-163. 
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sche Krise, in einen »Dissoziationsprozess«'"*; sie war »organisatorisch ausgezehrt 
und fristete in den folgenden Jahren ein lustloses und inaktives Dasein«'*. Gera- 
de in Norddeutschland, besonders aber in Schleswig-Holstein und Niedersachsen, 
machte sich der organisatorische Zerfallsprozess deutlich bemerkbar. In manchen 
Kreisen schaffte es die NPD nicht einmal mehr, ihre JN-Gruppen zu halten, und 
musste diese schließlich auflösen.'** Hatte die NPD-Jugendorganisation 1970 noch 
zwischen 1.100 und 1.800 Mitglieder gezählt, waren es zehn Jahre später bundes- 
weit bloß noch 500;'* in Niedersachsen hatte die JN 1977 gerade einmal noch 150 
Mitglieder." 

Kurzum: Die NPD konnte ihren Anspruch als führende Kraft innerhalb des 
organisierten Rechtsradikalismus letztlich nach außen kaum erfüllen, die Partei 
spielte nur noch szeneintern eine Rolle, konnte in der Öffentlichkeit kaum mehr 
Wirkung entfalten - zumal ihr ab den 1970er Jahren auf Bundesebene immer stär- 
kere Konkurrenz durch die sich stärker bürgerlich gerierende DVU des Gerhard 
Frey erwuchs. 

Das rechtsradikale Spektrum zerfaserte in den 1970er Jahren in unterschiedli- 
che Lager: Von der NPD oder der DVU über subkulturelle Gruppen, die sich als so- 
genannte Neue Rechte verstanden, bis zu den sogenannten Nationalrevolutionären 
und neonazistischen Zirkeln.'* Vor allem das neonazistische Lager, das sich zu- 
nehmend von parteipolitischen Strukturen löste und sich in unabhängigen Struk- 
turen zu organisieren suchte, verlor deutlich an Anhängerschaft. Gruppierungen 
wie die NSDAP-AO (NSDAP-Auslands- und Aufbauorganisation), die besonders in 
Hessen und Niedersachsen aktiv war, mussten erst wieder Netzwerke und Kader 
aufbauen. Der niedersächsische Verfassungsschutz sprach zumindest Anfang der 
1980er Jahre von nur noch »rd. 120 Neonazis«'®. 

Doch gleichzeitig radikalisierte sich in jenen Jahren gerade dieses neonazisti- 
sche Spektrum und wurde zunehmend militanter.'*” Eine herausragende Rolle für 
die Organisation und Koordination über die Grenzen dieser Szene hinaus spielte 
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damals Michael Kühnen. Er war die entscheidende rechtsradikale Führungsfigur 
mindestens Norddeutschlands. Seine Aktivitäten gingen zumeist vom norddeut- 
schen Raum aus. Kühnen wurde einer der letzten Apologeten der NSDAP, stets 
war sein großes politisches Ziel der Wiederaufbau dieser Partei in der Bundes- 
republik. Die nach ihm benannte »Kühnen-Bewegung« markierte in jenen Jahren 
einen grundlegenden Generationen-, Führungs- und Taktikwechsel des organisier- 
ten Rechtsradikalismus. Kühnen war die große charismatische Galionsfigur des 
zwischenzeitlich so militant auftretenden jugendlichen Rechtsradikalismus."° 
Geboren 1955, wuchs er als Einzelkind in einem konservativ-katholischen 
Elternhaus im Rheinland auf. Enttäuscht von der Wahlniederlage der NPD 1969 
wandte sich Kühnen von dieser Partei und ihrer Jugendorganisation (JN) ab und 
suchte sich zwischenzeitlich konspirativ-aktionistische Bezugsgruppen.'”' Diese 
fand er nach eigener Aussage zunächst in der »Liga gegen den Imperialismus«, 


12 in welcher er Überschneidungen im Stil und 


einer Nebenorganisation der KPD, 
teilweise auch im Weltanschaulichen mit seinem »nationalen Sozialismus« sah.” 
Ab Mitte der 1970er Jahre organisierte er sich dann dauerhaft im militanten neo- 
nationalsozialistischen Spektrum: zuerst bei der »Aktion Neue Rechte« und dann 
bei der »Aktionsgemeinschaft Vierte Partei«. Zuvor war Kühnen als Leutnant bei 
der Bundeswehr wegen rechtsextremer Aktivitäten unehrenhaft entlassen worden. 
Durch seinen Mentor Wolf-Dieter Eckart, führender Aktivist der NSDAP-AO, rasch 
politisiert und gefördert, gründete Kühnen ab 1977 eigene Organisationen wie die 
Aktionsfront Nationaler Sozialisten (ANS)”*, deren erster »Organisationsleiter« 
er wurde, als der er die ANS zur bis dato »wohl auffälligsten und aggressivsten 
Neonazigruppe«" seit 1945 ausbaute. 

Die Kühnen-Gruppe marschierte nun in SA-ähnlichen Uniformen auf, provo- 
zierte mit öffentlichkeitswirksamen Aktionen," verübte Gewalt- und Straftaten; 
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hänge, Wirkungen, Frankfurt a.M. 1989, S. 232-247, hier S. 237. 
156 Michael Kühnen wurde bundespolitisch bereits 1978 durch die sogenannte Eselmaskenaktion 


bekannt: Kühnen und einige seiner ANS-Anhänger demonstrierten in Hamburg mit Eselmas- 
ken und Pappschildern, auf denen stand: »Ich Esel glaube noch, daß in deutschen KZs Juden 
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allein Kühnen wurde im ersten Halbjahr 1978 insgesamt 18-mal festgenommen." 
Nicht mehr die Älteren, ehemaligen NSDAP-Mitglieder prägten nun das Bild, son- 
dern eine junge, nachwachsende Generation. Kühnen strebte auch als Erster deren 
strukturellen Ausbau an, indem er national-revolutionäre, anarchistische und an- 
dere Subkulturen wie Hooligans oder Skinheads anzusprechen und zu integrieren 
versuchte. Kühnen hatte ein charismatisches und rhetorisches Talent, war darüber 
hinaus aber auch ein geschickter Organisator und Netzwerker. Neben den Grup- 
pen, die er selbst leitete, unterstützte er zugleich andere Zusammenschlüsse wie 
etwa die Nationalistische Front (NF)"®, baute Kontakte der neonazistischen Szene 
ins Ausland auf oder gründete taktisch verschiedene Gruppen teilweise parallel, um 
strafrechtlichen Verbotsmaßnahmen zuvorzukommen und fließend Ersatzorgani- 
sationen bereitzustellen, vor allem in Niedersachsen und Hamburg.” Er zog me- 
diale Aufmerksamkeit auf sich - sei es durch unangekündigte öffentlich-provozie- 
rende Aktionen, Interviews oder medienwirksame Verhaftungen, wie sie sich auf 
einem von ihm inszenierten Parteitag im Juli 1990 in Cottbus beobachten ließ, als 
Kühnens Festnahme von der ARD gefilmt wurde. Vor allem aufgrund dieser media- 
len Resonanz avancierte Kühnen in den 1980er Jahren neben Karl-Heinz Hoffmann 
(Wehrsportgruppe Hoffmann), dem Rechtsanwalt Manfred Roeder und Friedhelm 
Busse zu einer der zentralen Leitfiguren des neonazistischen Lagers. 

Anfang der 1980er Jahre befand sich das rechtsradikale Spektrum bundesweit 
in einer Orientierungs- und Findungsphase, gepaart mit einem neuerlichen Auf- 
trieb des organisierten Rechtsradikalismus.'°° Diese Phase wird teilweise auch als 
eine Art »Inkubationszeit«!“ beschrieben. In jenen Jahren änderte die NPD ihre 
Taktik und Programmatik. Sie trat nun außenpolitisch für Blockfreiheit und Neu- 
tralität ein, suchte einen dritten Weg zwischen Kapitalismus und Kommunismus 
und propagierte eine vermeintliche Abkehr vom biologischen Rassismus durch den 
sogenannten Ethnopluralismus.'“ Auch strategisch kam der NPD ab Mitte der 
1980er Jahre innerhalb der Subkultur des rechtsradikalen Spektrums wieder eine 
gewisse Rolle zu, da sie bei der Europawahl 1984 mit 0,8 Prozent zumindest in den 
Promillebereich und damit in den Genuss der Wahlkampfkostenerstattung kam. 


vergast wurden.«Journalisten dokumentierten die anschließende Verhaftung und berichteten 
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Wie ernüchtert das politische Spektrum rechts der Mitte bis zu dieser Zeit ge- 
wesen sein muss, lässt sich schon daran erkennen, dass dieser bescheidene Wahler- 
folg der NPD genügte, um wieder relativ attraktiv für Bündnispartner zu werden, 
wie sich etwa auch an der neuen Kooperation mit der DVU zeigte. Auch die Mitglie- 
derzahlen stiegen Ende der 1980er Jahre wieder auf über 7.000. Allein in Nieder- 
sachsen hatte die NPD 1981 etwa 800 Mitglieder. Laut niedersächsischem Innen- 
ministerium konzentrierten sich die Aktivitäten der NPD in den 1980er Jahren auf 


163 im Bezirk Lüneburg vor allem in Celle, Harburg-Land, Lüne- 


folgende Regionen: 
burg und Stade; im Bezirk Weser-Ems in Oldenburg und im Bezirk Braunschweig 
in Northeim. 

Zwischenzeitlich erlebte eine neue Partei im rechtsradikalen Spektrum einen 
Höhenflug: Die Republikaner (REP), gegründet von ehemaligen Christsozialen um 
Franz Handlos und Franz Schönhuber, wurden für kurze Zeit zur neuen Sammel- 
bewegung für frustrierte Bürgerliche bis weit rechts der Mitte. Diese neue Partei 
erzielte Ende der 1980er Jahre durchaus beachtliche Erfolge in Berlin (7,5 Prozent) 
oder bei der Europawahl (7,1 Prozent). Auf Bundesebene erlangte sie zumindest 
eine gewisse Bedeutung, tat sich in Niedersachsen allerdings besonders schwer. 
Dort schaffte sie es kaum, organisatorische Strukturen aufzubauen; ihre Mitglie- 
derstärke blieb deutlich hinter dem Bundestrend und auch elektoral konnte sie 
hier kaum vergleichbare Erfolge erzielen: Bei der Landtagswahl 1986 konnte sie 
aus organisatorischen Gründen nicht antreten und selbst 1990 erzielte sie lediglich 
1,5 Prozent.'* Die genauen Gründe für das vergleichsweise schlechte Abschneiden 
der Republikaner ausgerechnet in Niedersachsen sind bis heute nur unzureichend 
erforscht. 

Gegen Ende der 1980er Jahre diversifizierte sich das rechtsradikale Lager end- 
gültig. Die einzelnen Strömungen und Gruppierungen, die sich nicht in Parteien 
organisierten — was gerade für das neonazistische Spektrum galt -, entfernten 
sich immer weiter voneinander. Aber nicht nur zwischen diesen Teilströmungen, 
sondern auch innerhalb dieser Lager kam es zu immer stärkeren Grabenkämpfen. 
Die aus der ANS hervorgegangene Aktionsfront Nationaler Sozialisten/Nationale 
Aktivisten (ANS-NA) wurde 1983 verboten und organisierte sich von da an als »Be- 
wegung«, spaltete sich allerdings 1986 aufgrund der Personalie Kühnen. Anlass war 
eine Auseinandersetzung um dessen Homosexualität: Der eine Flügel um Kühnen 
sah Homosexualität lediglich als eine Form der Sexualität und damit als private 
Moralentscheidung; der andere Flügel um Jürgen Mosler lehnte Homosexualität 
als »Abnormalität« ab. Die Spaltung entlang der Homosexualitätsfrage fand iro- 
nischerweise Analogien in einer ideologischen Frage zum Verständnis des Natio- 
nalsozialismus. Während Kühnen sich offen immer an der Röhm-SA orientierte, 


163 Siehe Niedersächsisches Innenministerium: Wehrhafte Demokratie, S. 141. 
164 Vgl. Stöss: Die extreme Rechte in der Bundesrepublik, S. 202. 
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verstand sich Mosler immer stärker in der Tradition der SS.’ Die Gräben vertief- 
ten sich gegen Ende der 1980er Jahre, Kühnen geriet immer stärker in eine Isola- 
tion.” Die endgültige Spaltung dieser Flügel zeigte sich symbolisch, als der 100. 
Geburtstag Adolf Hitlers im April 1989 zwar gemeinsam propagiert, aber die Ge- 
denkveranstaltungen voneinander getrennt durchgeführt wurden. 

Diese innerszenische Auseinandersetzung betraf freilich bloß einen kleinen 
Teil des Rechtsradikalismus, kann aber dennoch als übergeordnet symptomatisch 
für die Situation des rechtsradikalen Lagers angesehen werden - strahlten die- 
se Zerwürfnisse doch auf die weiteren Entwicklungen aus. Mitte der 1980er Jahre 
avancierte die Freiheitliche Deutsche Arbeiterpartei (FAP) zu der Partei des neo- 
nationalsozialistischen Lagers. Zwar schon 1979 von Martin Pape gegründet, blieb 
diese Kleinstpartei zunächst bedeutungslos. Erst infolge des ANS-NA-Verbots 1983 
änderte sich die Situation: Denn Michael Kühnen ließ seine Kader systematisch die 
FAP-Strukturen infiltrieren, ohne dabei selbst der FAP beizutreten. Dieser »Taktik- 
wechsel«'‘ zielte darauf ab, unter dem Schutz einer legalen Partei das NS-Verbot 
zu umgehen. Die Mitgliederzahl der FAP stieg hierdurch Mitte der 1980er Jahre auf 
über 500 an. 

Der Konflikt um Kühnen ab 1986 wirkte sich direkt auf die weiteren Konstitu- 
ierungsprozesse der FAP aus. Das Kühnen-Lager wurde formal aus der FAP ausge- 
grenzt. Doch nachdem Mosler den innerparteilichen Machtkampf gegen den da- 
mals neu gewählten Vorsitzenden Friedhelm Busse, der zuvor Leiter der neonatio- 
nalsozialistischen Volkssozialistischen Bewegung Deutschlands/Partei der Arbeit 
(VSBD/PdA) gewesen war, verloren hatte, verließ auch das Mosler-Lager die Partei. 
Infolge der zunehmenden Isolierung Kühnens gründete dieser neue Parallelorga- 
nisationen wie etwa die kurze Zeit später wieder verbotene Nationale Sammlung 
(NS)'® oder die Gesinnungsgemeinschaft der Neuen Front (GdNF). Mit diesen In- 
itiativen protegierte Kühnen zugleich zwei junge Anhänger und Kader, die ab den 
1990er Jahren - nach seinem Tod 1991 infolge einer Aids-Erkrankung - einigen 
Einfluss auf die rechtsradikale Szene haben sollten: Christian Worch und Thomas 
(»Steiner«) Wulff. Bis heute wird Michael Kühnen in der Szene verehrt, sein My- 


165 Vgl. Pfahl-Traughber: Rechtsextremismus, S. 81. 

166 Einige ehemalige Kühnen-Anhänger wechselten die Fronten, liefen zu Mosler über, sodass 
sich Kühnen immer mehr isolierte. Laut Schätzungen soll das Mosler-Lager 1989 mit rund 350 
Mitgliedern deutlich stärker als das Kühnen-Lager mit rund 130 Mitgliedern gewesen sein 
(vgl. ebd.). Andere Quellen sprechen von 170 Kühnen-Anhängern; vgl. Kniest: Die »Kühnen- 
Bewegung, S. 103. 

167 Kniest: Die»Kühnen-Bewegung«, S. 99. 

168 Vgl. Pfahl-Traughber, Armin: Das Verbot der»Nationalen Sammlung« durch das Bundesinnen- 
ministerium im Januar 1989, in: Backes, Uwe/Jesse, Eckhard (Hg.): Jahrbuch Extremismus & 
Demokratie, Bd. 2 (1990), S. 218-227. 


2 Traditionslinien des Rechtsradikalismus in Niedersachsen 


thos von früheren Weggefährten wie Thomas Brehl oder Otto Riehs weiterhin mit 
Fest- und Erinnerungsschriften gepflegt.'® 

Auch wenn die FAP bei Wahlen nie nennenswerte Erfolge verbuchen konnte - 
sie verharrte meist bei rund 0,1 Prozent -, so hatte sie doch innerhalb des neona- 
zistischen Lagers eine besondere Prägekraft: Sie baute einzelne Ortsverbände auf, 
schulte Jugendliche und vernetzte Einzelgruppen.'’° 
schuss über den NSU in seinem Abschlussbericht 2017 festhielt, hatte die FAP unter 


der Federführung von Karl Polacek im südlichen Niedersachsen an der Grenze zu 


Wie der Untersuchungsaus- 


Thüringen ein Schulungszentrum eingerichtet, mit dem gezielt Jugendliche für die 
neonazistische Szene angesprochen werden sollten. Einzelne Neonazis wie Micha- 
el S., der auch im NSU involviert war, fanden durch diese Strukturen ihren Ein- 


171 Michael S. beschrieb vor dem Untersuchungsausschuss Karl 
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stieg in die Szene. 
Polacek sogar als seinen »politischen Ziehvater«'”*. Dass die FAP sich gerade im 
südlichen Niedersachsen organisierte, lag vor allem auch daran, dass Polacek En- 
de der 1980er Jahre in Mackenrode bei Göttingen wohnte, die dortigen Strukturen 
und Netzwerke kannte.’ Während die Bundes-FAP immer stärker auseinander- 
fiel und 1991 bloß noch rund 150 Mitglieder zählte'”*, konnten sich in Hessen und 
Niedersachsen einzelne FAP-Strukturen weiter konsolidieren. 

Was lässt sich nun aus den rechtsradikalen Organisationsversuchen jener Jah- 
re für übergeordnete Aussagen über regionalspezifische Kontextfaktoren und deu- 
tungskulturelle Determinanten rechtsradikaler Einstellungsmuster ableiten bzw. 
welche regionalen Schwerpunkte lassen sich identifizieren? 

Mit der Erosion der klassischen sozialmoralischen Milieus, mit der Entlokali- 
sierung einzelner Regionen und der Performanz des deutschen Parteiensystems’” 
lässt sich ab den 1970er und 1980er Jahren kaum mehr von »Hochburgen« rechts- 
radikaler Parteien im engen Sinne sprechen.'”° Dafür haben sich die Konstituie- 


169 Siehe Freundeskreis Michael Kühnen (Hg.): Michael Kühnen. Sein Leben, sein Wirken, sein 
Kampf, Köln 2005. 

170 Vgl. Niedersächsisches Innenministerium: Antwort auf die Kleine Anfrage: Neofaschistische 
Aktivitäten in Hannover und Umgebung, Drs. 11/815 v. 02.03.1987. 

171 Vgl. Untersuchungsausschuss des Bundestages: Beschlussempfehlung und Bericht des 3. Un- 
tersuchungsausschusses, Drs. 18/12950 v. 23.06.2017, S. 572 oder auch S. 1107. 

172 Ebd., S. 1148. 

173 Vgl. Stengel, Eckhard: Der Schoß ist fruchtbar noch. Rechtsextremismus in Südniedersachsen. 
Ein Überblick, in: Duwe, Kornelia/Gottschalk, Carola/Koerner, Marianne (Hg.): Göttingen ohne 
Gänseliesel. Texte und Bilder zur Stadtgeschichte, Göttingen 1988, S. 247-249. 

174 Vgl. Kniest: Die »Kühnen-Bewegung«, S. 112. Andere Quellen beziehen sich auf die damaligen 
Parteiangaben und nennen ca. 300-400 Mitglieder. 

175 Vgl. Walter, Franz: Vom Milieu zum Parteienstaat: Lebenswelten, Leitfiguren und Politik im 
historischen Wandel, Wiesbaden 2010, bes. S. 149ff.; Lösche/Walter: Katholiken, Konservative 
und Liberale. 

176 Kock, Sonja: »Hochburgen« des Rechtsextremismus im Südwesten der Bundesrepublik. Zur 
Tragweite politikwissenschaftlicher Erklärungsansätze rechtsextremer Wahlerfolge, in: Klär- 
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rungsbedingungen mit dem Ende der Solidargemeinschaften (Peter Lösche) zu 
nachhaltig und irreversibel verändert. Was sich hingegen aber gerade in Nieder- 
sachsen immer noch deutlich nachzeichnen lässt, sind die jeweilige regionale Prä- 
senz und deren Organisationsschwerpunkte, sodass sich anbietet, hierbei von lo- 
kalen Verdichtungsräumen zu sprechen. Allerdings lassen sich diese einzelnen Bal- 
lungsgebiete allenfalls noch hinsichtlich organisatorischer Gesichtspunkte identi- 
fizieren - abgesehen von den jeweils führenden Aktivisten bzw. den öffentlich be- 
kannt gewordenen Straffälligen liegen kaum valide Daten über die soziostruktu- 
rellen Zusammensetzungen der rechtsradikalen Gruppierungen jener Jahre vor. 

Bereits in den 1970er Jahren zeichnete sich bundesweit die Tendenz ab, dass 
sich der Rechtsradikalismus kaum mehr parteipolitisch zusammenbindet. Viel- 
mehr hatte das Spektrum in diesen Jahren unterschiedliche Ausprägungen und Fa- 
cetten, die sich nicht alle kanalisieren ließen. Einzelne Strömungen und Teilgrup- 
pierungen rechtsradikaler Strukturen waren in den 1980er Jahren zu kleinteilig, 
als dass sie geografisch-lokalkulturell herausgehoben werden könnten. Lediglich 
bei den Organisationen und Teilstrukturen, die sich um die NPD gruppierten, las- 
sen sich gewisse Muster erkennen: Sie waren in Niedersachsen lokal besonders im 
Bezirk Lüneburg im Umkreis von Celle, Harburg, Lüneburg und Stade, aber auch 
in Oldenburg stark. Zumindest nominal zeigen sich hier tendenzielle Überschnei- 
dungen mit den rechtsradikalen Hochburgen in den 1950er Jahren: Rechtsradikale 
Strukturen waren in den 1980er Jahren dort noch stark vorhanden, wo einst SRP 
und DRP in den ländlich-agrarischen Gebieten mit welfischer Tradition im nord- 
östlichen Niedersachsen über ihre Hochburgen verfügt hatten. 


2.5 Diversifikation und Informalisierung rechtsradikaler Strukturen 
ab den 1990er Jahren 


Nach der deutschen Vereinigung 1989/90 erlebte der Rechtsradikalismus kurzzei- 
tig eine erneute Blütephase, die geprägt war von einer rassistischen Gewaltwelle. 
Vor allem in den neuen Bundesländern attackierten meist jugendliche Rechtsradi- 
kale Flüchtlingsunterkünfte, um die Fußball- und Skinheadszenen entstanden ge- 


178 


waltbereite Subkulturen.'”” Dieser Wandel der rechtsradikalen Erscheinungsform 


ner, Andreas/Kohlstruck, Michael (Hg.): Moderner Rechtsextremismus in Deutschland, Ham- 
burg 2006, S. 207-237. 

177 Dieser Mangel an soziostrukturellen Daten hängt auch damit zusammen, dass sich die An- 
hängerschaft rechtsradikaler Parteien zwischen den 1950er und 1980er Jahren tendenziell zu 
einem »Unterschichtenphänomen« gewandelt hatte und dadurch sozialwissenschaftlich we- 
sentlich schwerer zu erforschen ist; Stöss: Rechtsextremismus im Wandel, S. 86. 

178 Vgl. Greiffenhagen, Martin/Greiffenhagen, Sylvia: Ein schwieriges Vaterland. Zur politischen 
Kultur im vereinigten Deutschland, München 1993, S. 140-155. 
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wirkte im ersten Moment derart überraschend eruptiv, dass bezeichnenderweise 
in den Sozialwissenschaften darüber diskutiert wurde, ob der »Rechtsextremis- 
mus« nun sogar eine neue »soziale Bewegung« sei.’ Rechtsradikale Subkulturen 
erhielten eine neue Attraktivität, und aufgrund ihrer gestiegenen Bedeutung und 
zunehmenden Radikalität auch eine neue Qualität. Als exponiertes Beispiel gilt die 
sogenannte Wiking-Jugend (WJ), die Anfang der 1990er Jahre als größte rechtsra- 
dikale Jugendorganisation galt. Sie orientierte sich an der Kaderstruktur der na- 
tionalsozialistischen Hitler-Jugend und organisierte sich nach dem sogenannten 
Lebensbundprinzip. Die WJ war bereits in den 1950er Jahren - bezeichnenderwei- 
se - in Niedersachsen gegründet worden. Aber erst nach der deutschen Vereini- 
gung stiegen ihre Mitgliederzahlen deutlich an, auf ca. 400-500 Personen. In jenen 
Jahren baute sie ihre Strukturen aus und wurde für neonazistische wie diffus völ- 
kische Kleingruppen zu einer zentralen Schnittstelle. Aufgrund ihrer gestiegenen 
Bedeutung und Radikalisierung wurde die Wiking-Jugend 1994 vom Bundesinnen- 
ministerium verboten.'?° 


Tabelle 4: Niedersächsische Landtagswahlergebnisse 1990- 2013 


SPD CDU FDP Grüne LINKE REP NPD 
1990 44,2 42,0 6,0 5,5 = 1,5 0,2 
1994 44,3 36,4 4,4 7,4 = 3,7 0,2 
1998 47,9 35,9 4,9 7,0 = 2,8 = 
2003 33,4 48,3 8,1 7,6 0,5 0,4 = 
2008 30,3 42,5 8,2 8,0 71 z 1,5 
2013 32,6 36,0 9,9 13,7 3,1 = 0,8 


Quelle: Eigene Darstellung nach Angaben von Landeswahlleitern 


Vereinzelt konnten rechtsradikale Parteien Anfang der 1990er Jahre elektora- 
le Erfolge erzielen. Die DVU zog 1991 mit 6,2 Prozent in die Bremer Bürgerschaft 
ein und die REP holten 1992 in Baden-Württemberg 10,9 Prozent. Allerdings konn- 
ten diese Parteien sonst kaum elektoral hinzugewinnen. Bei den niedersächsischen 
Landtagswahlen 1994 kam das politische Lager rechts der Mitte, von den Republi- 
kanern bis zur NPD und anderen Kleinstparteien, gerade einmal auf vier Prozent. 
Bereits bei der Bundestagswahl 1990 hatte die NPD für die Partei enttäuschende 0,3 
Prozent erzielt, woraufhin innerparteiliche Konflikte ausbrachen, an deren Ende 


179 Vgl. Leggewie, Claus: Rechtsextremismus. Eine soziale Bewegung?, in: Kowalsky, Wolf- 
gang/Schroeder, Wolfgang (Hg.): Rechtsextremismus. Einführung und Forschungsbilanz, Op- 
laden 1994, S. 325-338. 

180 Vgl. Fromm, Rainer: Am rechten Rand. Lexikon des Rechtsradikalismus, Marburg 1993, S. 171ff. 
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der Vorsitzende Mußgnug sein Amt aufgab. In Reaktion auf diese NPD-Krise kün- 
digte Gerhard Frey seine DVU-Kooperation mit der NPD wieder auf, wodurch die 
NPD gerade in Süd- und Ostdeutschland strategisch stark geschwächt wurde. An- 
fang der 1990er Jahre soll es in Deutschland insgesamt knapp 59.000 Mitglieder in 
rechtsradikalen Organisationen gegeben haben. Der größte Anteil entfiel damals 
auf die DVU, besonders in Süd- und Ostdeutschland, mit ca. 24.000 Mitgliedern; 
die Republikaner kamen auf 19.000 und die NPD auf 6.600. Der Rest verteilte sich 
auf sonstige rechtsradikale Vereinigungen, Skins und Hooligans.” 

Anfang der 1990er Jahre wandelte sich die Erscheinungsform des Rechtsradika- 
lismus einerseits aufgrund des zunehmenden staatlichen Repressionsdrucks infol- 
ge der Pogrome, andererseits auch aufgrund einer Parteien- und Parlamentsüber- 
drüssigkeit im politischen Spektrum infolge ausbleibender Wahlerfolge. Von nun 
an waren kleine, autonome Gruppenorganisationen - »Freie Kräfte« oder »Freie 
Kameradschaften« genannt - prägend für die szeneinterne Organisation wie auch 
die öffentliche Wahrnehmung. Parteien wie die NPD oder die Freie Arbeiterpar- 
tei (FAP) spielten zwar szeneintern weiterhin eine Rolle, verloren aber tendenzi- 
ell ihren rechtsradikalen Identifikationskern. In dieser Dekade gewannen in der 
Szene insbesondere informelle, aktiv-kämpferisch auftretende Strukturen an Be- 
liebtheit.'?* Dabei ist diese Form der unabhängigen Aktionsgruppen noch ein Ak- 
tionsrelikt aus der Zeit von Michael Kühnen, der diese Organisationsform bereits 
Anfang der 1980er Jahre für die ANS/NA als »Gau-Einheiten« strukturiert hatte.’ 

Die erste bedeutsame Kameradschaftsstruktur, die sogenannte Nationale Of- 
fensive (NO), entstand aus der FAP heraus. Die NO war eine vor allem in Bayern 
aktive neonazistische Gruppierung mit rund 100 Mitgliedern. Nach rassistisch mo- 
tivierten Angriffen wurde sie 1992 verboten. Parallel bildeten sich ab 1990 »autono- 
me« NS-Gruppen, die sich infolge der desillusionierenden Parteierlebnisse unab- 
hängig organisieren wollten. Das »Konzept« dieser dezentralen Kameradschafts- 
strukturen weitete sich immer mehr aus. In den 1990er Jahren gab es im gesamten 
Bundesgebiet mehr als 150 Freie Kameradschaften, deren jeweiliger Organisati- 
onsgrad und deren Mitgliederstärke dabei allerdings stark variierten.'** Seit den 
1990er Jahren etablierten sich gerade auch von diesen Strukturen initiierte »Auf- 
märsche« als fester Bestandteil der Szene." 


181 Vgl. Leggewie: Druck von rechts, S. 164. 

182 Vgl. Schedler, Jan: »Modernisierte Antimoderne«: Entwicklung des organisierten Neonazismus 
1990-2010, in: Ders./Häusler, Alexander (Hg.): Autonome Nationalisten. Neonazismus in Be- 
wegung, Wiesbaden 2011, S. 17-35. 

183 Vgl. Kniest: Die»Kühnen-Bewegung«, S. 53f. 

184 Vgl. Botsch: Die extreme Rechte in der Bundesrepublik Deutschland, S. 110. 

185 Vgl. Virchow, Fabian: Dimensionen der »Demonstrationspolitik« der extremen Rechten in 
Deutschland, in: Klärner, Andreas/Kohlstruck, Michael (Hg.): Moderner Rechtsextremismus in 
Deutschland, Hamburg 2006, S. 68-101. 
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In Niedersachsen war insbesondere für die neonazistische Szene das Ver- 
bot der FAP im Jahr 1995 die negative Initialzündung für den Umbau ihrer 
Organisationsstrukturen. Nach dem Verbot bildeten sich aus den ehemaligen 
FAP-Einzelstrukturen direkte Ableger in Form Freier Kameradschaften. Diese 
wurden besonders von Aktivisten wie Christian Worch oder Thomas (»Steiner«) 
Wulff organisiert, denen für die Vernetzung der norddeutschen Neonazi-Szene 
eine zentrale Bedeutung zukam.'” Der ehemalige Kühnen-Vertraute Christian 
Worch galt nunmehr als die »neue Führungsfigur im neonationalsozialistischen 
Lager«'®’. Aber auch Thorsten Heise kam damals nicht nur innerhalb der FAP eine 
bedeutende Rolle zu; er war auch eine zentrale Integrationsfigur für das neona- 
zistische Spektrum in Südniedersachsen, Nordhessen und Thüringen.'® Heise, 
1969 geboren, kam bereits als Jugendlicher in Kontakt mit Karl Polacek und damit 
auch mit der FAP, der er bereits 1984 beitrat. Bis Anfang der 1990er Jahre wohnte 
er in Nörten-Hardenberg, zog 1993 nach Northeim, wo er Kameraden um sich 
gruppierte.'?? 1990 war der junge Heise kurzzeitig im Zuge der Parteiumstruktu- 
rierung nach dem Kühnen-Konflikt kommissarischer FAP-Landesvorsitzender in 
Niedersachsen gewesen, ehe er dann 1992 das Amt auch offiziell übernahm. ”?? 

Südniedersachsen war Anfang der 1990er Jahre eine zentrale Verdichtungsre- 
gion, in der sich die zerfaserte rechtsradikale Szene teilweise konstitutiv organi- 
sieren konnte. Hier, zwischen Hannover und Göttingen, konzentrierten sich die 
Aktivitäten vor allem des neonazistischen Spektrums gerade deshalb, weil dort füh- 
rende Kaderfunktionäre wohnten, die Freundeskreise und Netzwerke hatten. Ge- 
rade diese »Bewegungsunternehmer«, wie eben Karl Polacek oder Thorsten Heise, 
verstanden sich darauf, Gruppen zu organisieren und zu koordinieren." Zu den 
wichtigsten Kameradschaften im norddeutschen Raum zählten in den 1990er Jah- 
ren vor allem die Kameradschaft Bremen, die Kameradschaft Hamburger Sturm 
und die Kameradschaft Pinneberg; in Niedersachsen waren es besonders die Ka- 
meradschaft Celle 73, die Kameradschaft Lüneburg/Uelzen Trupp 16 und die Ka- 
meradschaft Northeim.” 


186 Vgl. Untersuchungsausschuss des Bundestages, S. 1152. 

187 Pfahl-Traughber: Rechtsextremismus, S. 100. 

188 Vgl. Untersuchungsausschuss des Bundestages, S. 992. 

189 Vgl. Das Redaktionskollektiv: Neonazis in Südniedersachsen, Göttingen 2008, S. 4f. 

190 Vgl. Budler, Kai: Gewalt, Rechtsrock und Kommerz. Justizwunder Thorsten Heise, in: Der 
Rechte Rand 175/2018, URL: https://www.der-rechte-rand.de/archive/4183/portrait-thortsen- 
heise/?fbclid=1wARo6KCI1ANBrICGy_uQDwKflfAZdpPo2VAwOcIX7Hd2hTEw3g2k6L8fognQ. 
[eingesehen am 20.02.2019]. 

191 Sehr detailliert illustriert etwa in einer linken Dokumentationsbroschüre, vgl. 0.V.: DOKU. Nazi- 
Aktivitäten und Polizeiverhalten in Südniedersachsen. Fakten, Analysen und Hintergründe: 
Chronologie, Göttingen 1990. 

192 Vgl. Grumke, Thomas/Wagner, Bernd (Hg.): Handbuch Rechtsradikalismus. Personen, Organi- 
sationen, Netzwerke vom Neonazismus bis in die Mitte der Gesellschaft, Opladen 2002, S. 395. 
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Letztere etwa war Mitte der 1990er Jahre von Thorsten Heise initiiert und or- 
ganisiert worden. Öffentlich in Erscheinung trat sie erstmals 1998 bei einer De- 
monstration gegen die Wehrmachtsausstellung in Dresden. Aufgrund ihres regen 
Aktionismus erlangte sie relativ schnell bundesweite Bekanntheit.” Ab Mitte der 
1990er Jahre nahm dann das Freie und Soziale Aktionsbüro Norddeutschland eine 
zentrale Rolle ein.'”* Diese Koordinierungsstelle versuchte, mit Demonstrationen, 
Konzerten und weiteren Aktionen einzelne Teilströmungen zu vernetzen. In die- 
sem Radius fiel dann im Zuge der neuen Verbotswelle (wie dem der FAP 1995 und 
weiterer Organisationen) auch der NPD wieder eine bedeutende Rolle zu. Diese 
passte sich den gewandelten Anforderungen an, indem sie sich nun als »Bewe- 
gungspartei« zu strukturieren versuchte. Die NPD wollte wieder der parteipoli- 
tische Vernetzungsanker für das rechtsradikale Spektrum sein und als eine Art 
Dachorganisation fungieren, indem sie die Freien Kräfte tendenziell integrierte.” 

Dieser Strategiewechsel fand parteipolitisch und programmatisch seinen 
Niederschlag im maßgeblich von Udo Voigt, dem 1996 neu gewählten NPD- 
Vorsitzenden, konzipierten »Drei-Säulen-Konzept«: Der NPD ging es nun um 
den Kampf um die Köpfe, den Kampf um die Straße und den Kampf um die 


Parlamente.’ 


Sie versuchte, die organisatorische Rolle der FAP einzunehmen, 
dabei allerdings auf einen größeren Anhängerkreis zu zielen. Deshalb übernahm 
die NPD nun beispielsweise auch die Tradition der FAP, am 1. Mai eigenständige 
Demonstrationen zu veranstalten.'” Für eine kurze Zeit schien diese Strategie 
aufzugehen, denn die Partei konnte sowohl aktionistische Kräfte an sich binden 
als auch teilweise elektorale Erfolge erzielen (weniger in Niedersachsen als vor 


allem in Ostdeutschland). 


193 Dieser Aktionismus mit bundesweiter Strahlkraft wird — unabhängig von der politischen Fär- 
bung - informativ etwa in einer Dokumentationsbroschüre veranschaulicht; siehe Antifa Of- 
fensive 99: Weg mit der faschistischen Kameradschaft Northeim. Ein Überblick zum»Netzwerk 
Heise«, Info 2 Broschüre, Göttingen 1999. 

194 Vgl. Grumke/Wagner: Handbuch Rechtsradikalismus, S. 395; Virchow, Fabian: The groupuscu- 
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2.6 Die NPD als rechtsradikales Flaggschiff ab den 2000er Jahren 


In der Millenniums-Phase wurde die NPD endgültig zum »Gravitationsfeld« (Bun- 
desamt für Verfassungsschutz) bzw. zum »Flaggschiff« (Marc Brandstetter) des na- 
tionalen Rechtsradikalismus - und blieb dies auch für ein knappes Jahrzehnt.'”® 
Befeuert durch die zunehmenden organisatorischen Vernetzungen der NPD mit 
der Subkultur der Skinheads, der Rechtsrock-Szene, aber auch mit rechtsterroris- 
tischen Gruppierungen wie Blood & Honour sowie durch die jüngsten Wahlerfolge 
wurde Anfang der 2000er Jahre der erste Verbotsantrag gegen die NPD gestellt, 
der 2003 allerdings scheiterte. 

Andere Parteien rechts der Mitte hatten demgegenüber gerade im norddeut- 
schen Raum kaum Etablierungschancen. Die Schill-Partei blieb trotz ihres kurz- 
fristigen Erfolges 2001 in Hamburg sonst chancenlos - bei den niedersächsischen 
Landtagswahlen 2003 kam die neue bürgerliche Protestpartei gerade einmal auf 
ein Prozent." Auch die Republikaner konnten sich in Niedersachsen nicht kon- 
solidieren; sie hatten im norddeutschen Raum kaum Mitglieder gewinnen und le- 
diglich fragile organisatorische Strukturen aufbauen können.”°° Die Freien Kame- 
radschaften banden sich in dieser Dekade daher immer stärker an die NPD. In den 
1990er Jahren doch gerade in Abgrenzung von Parteistrukturen entstanden, such- 
ten sie nun, nach - organisatorisch wie finanziell - ernüchternden Phasen, wie- 
der die Kooperation, vor allem mit der NPD. Beispielsweise unterstützte die Partei 
2003 die Gründung der Kameradschaft Göttingen, die allerdings keine langfristige 
Bedeutung in der Szene einnehmen konnte.” Diese informellen Koordinations- 
formate zwischen verschiedenen rechtsradikalen Strömungen und Subkulturen - 
von den Freien Kräften über die Parteisoldaten bis zu den Skinheads - bauten sich 
Anfang der 2000er Jahre gerade auch durch die zunehmende Anzahl von sogenann- 
ten Rechtsrock-Konzerten und Demonstrationen, zu denen bundesweit mobilisiert 
wurde, weiter aus. 

Auch in dieser Zeit blieb Südniedersachsen eine Schwerpunktregion der rechts- 
radikalen Szene, da die Kameradschaftsstrukturen sich hier durch Netzwerke be- 
sonders gut mobilisieren ließen.’ Diese hatten zuvor vor allem die Freien Kräfte, 
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wie die berüchtigte Kameradschaft Hamburger Sturm oder die Kameradschaft Lü- 
neburg/Uelzen Trupp 16, aufgebaut. Als die Kameradschaft Hamburger Sturm ver- 
boten wurde, konnten andere Gruppierungen deren Wurzelwerk weiter nutzen.’ 
Anfang der 2000er Jahre zählten zu den zentralen Kameradschaftsstrukturen im 
norddeutschen Raum weiterhin die Kameradschaft Northeim und die Kamerad- 
schaft Hannover/Celle (Kameradschaft 73); hinzu kamen neue, wie die Kamerad- 
schaft Weserbergland oder die Freien Kräfte Barsinghausen.” Doch gleichzeitig 
befanden sich diese Strukturen in einer Orientierungskrise. Dies verdeutlicht et- 
wa die 2002 vom Aktionsbüro Norddeutschland initiierte Debatte über die wei- 
tere taktisch-aktionistische Ausrichtung der Kameradschaftsszene: Das Diskussi- 
onspapier »Demokultur statt Demotourismus« warf der eigenen Szene vor, einem 
»Spaßfaktor« zu verfallen und kaum neue Mitglieder zu rekrutieren.?°° 

Doch führte die kurzfristige Auseinandersetzung zu keinen weiteren Konse- 
quenzen; stattdessen wurde die Frequenz der Demonstrationen tendenziell bei- 
behalten. Die zentrale Integrationsfigur für die neonazistische Szene blieb der 
Netzwerker und Organisator Christian Worch.’° Dass Worch hier als zentraler 
Protagonist herausgehoben wird, verdeutlicht allein schon im Unterschied zu den 
zuvor erwähnten Persönlichkeiten die Wandlungen des deutschen Rechtsradika- 
lismus: von v. Thadden über Kühnen zu Worch. War der Rechtsradikalismus ei- 
nes v. Thadden tendenziell noch alt-bürgerlich (und aristokratisch) sowie parla- 
mentarisch ausgerichtet, verschärften sich von Kühnen zu Worch die politischen 
Positionen, die immer rabiater und antiparlamentarischer wurden, und zugleich 
brachte der juvenil daherkommende Rechtsradikalismus immer stärker aktionis- 
tisch-kämpferische Persönlichkeiten hervor. 

Die formalisierte Kooperation zwischen den Freien Kräften und der NPD zeich- 
nete sich auch auf personeller Ebene ab. So trat der niedersächsische Kamerad- 
schaftsführer Thorsten Heise, der zwischenzeitlich mit seiner Familie nach Fret- 
terode ins thüringische Eichsfeld gezogen war, Anfang der 2oooer Jahre in die NPD 
ein und verlagerte seine Aktivitäten stetig hin zur Organisation von Konzerten und 
zum Vertrieb von Tonträgern. 

Dass die NPD in jenen Jahren ihre Stellung im neonazistischen Spektrum ten- 
denziell festigte, exemplifiziert auch die Personalie Jürgen Rieger. Der Hamburger 
Rechtsanwalt hatte der NPD bis dahin eher skeptisch gegenübergestanden, doch 
2006 schloss er sich der Partei an und übernahm vor allem im norddeutschen Raum 
zugleich zentrale organisatorische sowie finanzielle Vernetzungsfunktionen. Die 
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niedersächsische NPD zählte 2005 ungefähr 450 Mitglieder. In der Forschungslite- 
ratur wurden für die Nullerjahre vier NPD-Wirkungsbereiche hervorgehoben, die 
allerdings - vergleicht man sie mit den lokalen Verdichtungsräumen der 1970er 
und 1980er Jahre - an Evidenz verloren haben: In Niedersachsen war die NPD be- 
sonders aktiv im Kreis Lüneburg um Manfred Börm, in Stade um Adolf Dammann, 
in Osnabrück um Franz-Josef Möllenkamp und - etwas abgeschwächt - in Göttin- 
gen um das »eingespielte Führungsgespann Stephan Pfingsten und Martin Gott- 
hardt”. 

Doch deutet die relativ geringe Mitgliederzahl zugleich auf die zunehmend 
strukturellen Probleme im rechtsradikalen Lager hin, die sich bereits bei der NPD- 
Jugendorganisation JN abzeichneten. Zuvor führende JN-Kader wie Holger Apfel 
aus Hildesheim waren nun altersbedingt nur noch in der NPD aktiv und die neue 
Konkurrenzsituation hinsichtlich der Freien Kräfte verschärfte die materiellen wie 
personellen Nachwuchsprobleme. Unabhängig von diesen Parteistrukturen radika- 
lisierten sich neonazistische und völkische Formationen weiter. Nach dem Verbot 
der Wiking-Jugend 1994 beerbte die bereits 1990 gegründete Heimattreue Deutsche 
Jugend (HDJ) die organisatorische Bedeutung der WJ. Die HDJ wurde zu einer 
zentralen subkulturellen Kaderschmiede und Vernetzungsstruktur unterschied- 
licher rechtsradikaler, neonazistischer, völkischer sowie germanisch-heidnischer 
Strömungen. Über die internen Strukturen, die Mitglieder und deren Vernetzung 
sowie über lokale Schwerpunkte liegen kaum valide Quellen vor. Zumindest aber 
verzeichnete das niedersächsische Innenministerium ab Mitte der 2000er Jahre 
gestiegene Aktivitäten der HDJ in Niedersachsen.?°® Als die Organisation mit über 
500 Mitgliedern und gewaltorientierten Aktionen bundesweite Aufmerksamkeit 
erregte, wurde die HDJ 2009 vom Bundesinnenministerium verboten. Seitdem hat 
sich keine vergleichbare Nachfolgeorganisation mehr etabliert. 


2.7 Die AfD als Symbol des politischen Formwandels 


Will man nun mehr über die historisch-kulturellen Traditionslinien in Niedersach- 
sen und die Entwicklungen des Rechtsradikalismus bis zur Gegenwart herausfin- 
den, so stößt man auf zwei gravierende Mängel: Zum einen ist diesbezüglich ein- 
deutig ein Forschungsdefizit auszumachen, liegen über diese Entwicklungslinien 
für die Zeit nach den 1990er Jahren doch kaum Untersuchungen vor - und wenn, 
dann konzentrieren sie sich zumeist auf historische Entwicklungen. Zum anderen 
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ist festzuhalten, dass die heutige Forschung - und dies ist strukturell wohl auch 
dem ersten Defizit geschuldet - von den Daten und Angaben des Verfassungs- 
schutzes abhängig ist. Denn dieser erzeugt Material, auf das sich unweigerlich be- 
zogen werden muss, weil sonst kaum Angaben, Statistiken und Befunde über diese 
Entwicklungen existieren. Insofern hat der Verfassungsschutz Deutungshoheit, ist 
aber gleichsam auch auf sich allein gestellt. 

Dieses Problem zeigt sich im historischen Abriss ganz konkret ab dem Zeit- 
punkt Mitte der 2000er Jahre, als die Wahlergebnisse rechtsradikaler Parteien in al- 
len Regionen Niedersachsens in den Promillebereich zurückgingen und auch ande- 
re rechtsradikale Netzwerke infolge ihrer gewandelten Erscheinungsformen kaum 
mehr dermaßen stark im öffentlichen Raum präsent waren wie noch ihre Vorgän- 
gerorganisationen. Aber natürlich bedeutet dieser öffentliche Bedeutungsverlust 
keineswegs, dass damit auch die rechtsradikalen Bewusstseinsformen verschwun- 
den wären. 

Aufgrund mangelnder Erkenntnisse, die unabhängig von den Angaben des Ver- 
fassungsschutzes sind, stößt die Beschreibung hier an ihre Grenzen. Aus diesem 
Grund muss der nachfolgende Gang der Untersuchung gewissermaßen einen Per- 
spektivwechsel vollziehen und mithilfe anderer Materialien zumindest versuchen, 
sich dennoch den regionalen Besonderheiten anzunähern - auch wenn von vorn- 
herein eingestanden werden muss, dass die Güte dieser Materialien umso stärker 
abnimmt, je mehr sich diese Quellen auch selbst auf Berichte des Verfassungs- 
schutzes berufen, deren Angaben wiederum - bedingt durch die Logik der Insti- 
tution - intersubjektiv nicht überprüfbar sind. Im Folgenden wird daher versucht, 
sich den regionalen Ausprägungen des Rechtsradikalismus mithilfe anderer Sta- 
tistiken und Daten anzunähern; doch wird auch diese Darstellung - entsprechend 
der obigen Erläuterung: bezeichnenderweise - nicht ganz auf die Angaben des Ver- 
fassungsschutzes verzichten können. 

Insofern folgt allein hieraus schon die Erkenntnis — aus Sicht der Forschung 
geradezu die dringende Notwendigkeit -, dass vor allem im historisch-kritischen 
Vergleich die Daten, Materialien und Urteile des Verfassungsschutzes nach und 
nach überprüft und ergänzt werden müssen. Dass Positionsbestimmungen und 
Bewertungen staatlicher Behörden reflektiert werden müssen, zeigt sich beispiels- 
weise auch an ihrem Urteil über den Zustand des Rechtsradikalismus Ende der 
2000er Jahre. Denn der Verfassungsschutz befindet, dass es in dieser Zeit - wie 
bereits in den 1980er Jahren - einen »Strukturwandel des Rechtsextremismus in 


Niedersachsen«?” 


gegeben habe. Allerdings liegen dieser Bewertung lediglich Mit- 
gliederzahlen oder vermutete (zugeschriebene) Anhängerschaften bestimmter Or- 


ganisationen als Maßstab zugrunde. Diese Angaben sind in jedem Fall wichtig und 
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hilfreich, zeichnen aber eben nur ein Bild des Rechtsradikalismus qua Identifizie- 
rung und Personalisierung, entsprechend dem institutionellen Auftrag des Verfas- 
sungsschutzes. 

Doch bedeutet dies freilich nicht, dass sich auch die Forschung allein auf diese 
Perspektive beschränken muss. Denn durch diese Verengung des politischen Phä- 
nomens geraten - erwartungsgemäß - anderweitige Ausprägungen oder kulturelle 
Konturen des Rechtsradikalismus aus dem Blickfeld. Dieses Forschungsdefizit gilt 
es in nachfolgenden Studien aufzuarbeiten. Aber bis dahin lassen sich - noch ein- 
mal: aufgrund der fehlenden Materialgrundlage - hinsichtlich der weiteren Ent- 
wicklung des Rechtsradikalismus mithilfe der Organisationen und Anhängerschaf- 
ten lediglich Anhaltspunkte und schematische Umrisse zeichnen. 

Blickt man vor diesem Hintergrund konkret auf die NPD, so verlor diese immer 
stärker an praktischer Bedeutung; ihre Mitgliederzahlen waren seit 2007/08 stetig 
rückläufig: 2017 soll sie noch ca. 300 Personen gezählt haben.” Retrospektiv kann 
das Jahr 2009 als eine Art Scheidungsjahr für den organisierten Rechtsradikalis- 
mus angesehen werden. Zwar konnte die NPD damals in Sachsen mit 5,6 Prozent 
wieder in den Landtag einziehen; doch in Thüringen, wo die Partei viel Energie in 
den Wahlkampf gesteckt hatte, scheiterte sie im selben Jahr mit knapp 4,3 Prozent; 
auch im Saarland brach sie damals auf1,5 Prozent ein. Bei den Europawahlen konn- 
te die NPD hingegen nicht einmal antreten, und bei den Bundestagswahlen kam 
sie zwar immerhin auf1,5 Prozent, was allerdings eher ihren marginalen Charakter 
unterstrich." Damit zusammenhängend verlor die NPD in jenen Umbruchsjah- 
ren erneut ihre organisatorische Vormachtstellung im rechtsradikalen Spektrum, 
büßte an Mobilisierungskraft ein. 

Dies deutete sich bereits durch neue Bürgerbewegungen an, wie beispielswei- 
se die sogenannten Pro-Bewegungen vor allem in Nordrhein-Westfalen ab Anfang 
der 2010er Jahre. Zunehmend entstanden andere subkulturelle Phänomene, wel- 
che die NPD mit ihrem Programm kaum anzusprechen vermochte. In jenen Jahren 
zwischen Thilo Sarrazins Erfolgsprovokation »Deutschland schafft sich ab« (2010) 
und den neuen Protestaktivisten um PEGIDA hat sich offenkundig ein neues gesell- 
schaftliches Bedürfnis nach rechtsradikalen, mindestens autoritären, völkischen 
und antiliberalen Positionen entwickelt, das sich zugleich demonstrativ von klas- 
sischen rechtsradikalen Organisationen abzugrenzen pflegt.” 

Exemplarisch hierfür stehen die aus den Freien Kameradschaften hervorgegan- 
genen Autonomen Nationalisten (AN). Diese Unterströmung verstand sich als ak- 
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tionistischer, teils gewaltbereiter Flügel, der sich weniger an Organisationsstruktu- 
ren als vielmehr an Lebensstilfragen orientierte.”" Die Mitgliederzahl dieser Grup- 
pierung allein in Niedersachsen soll 2011 rund 400 betragen haben.” Aus diesem 
Spektrum speiste sich später die Identitäre Bewegung (IB), die in Niedersachsen 
laut Verfassungsschutzbericht 2016 rund fünfzig Anhänger zählen soll.” Die Di- 
versifikation und Zersplitterung in Einzelspektren der rechtsradikalen Szene ver- 
deutlicht ein Blick auf die Mitgliederstatistiken: 2012 gab es nach Angaben des Ver- 
fassungsschutzes in ganz Niedersachsen 550 Mitglieder rechtsradikaler Parteien, 
400 Neonazis sowie 685 »Personen, die der rechtsextremistischen Subkultur zu- 
gerechnet werden [...]. 920 Rechtsradikale in Niedersachsen werden als gewaltbe- 
reit eingestuft.«”'° So wurde etwa 2012 die Neonazi-Gruppe »Besseres Hannovers, 
die sich seit 2010 kurzfristig immer mehr zur bedeutendsten Gruppierung Nieder- 
sachsens entwickelt hatte, nach Razzien vom Innenministerium verboten. Dadurch 
verlor die lokale Szene kurzzeitig ihre Organisations- und Vernetzungsstruktur, 
woraufhin einige ehemalige Mitglieder neue Organisationen gründeten.” 

Auch erhält die NPD nunmehr parteipolitisch neue Konkurrenz: Parteien wie 
»Der III. Weg« oder »Die Rechte« versuchen zunehmend, die NPD als Dachorga- 
nisation der Aktionsgruppen, Autonomen Nationalisten, Freien Kräfte, Kamerad- 
schaften und JN-Aktivisten in den Regionen zu verdrängen.” Bis heute ist »Der 
III. Weg« in Niedersachsen allerdings nur in einzelnen Regionen organisatorisch 
strukturiert; und auch die Partei »Die Rechte«, die 2012 von dem Kameradschafts- 
führer und ehernen Anti-Parteiaktivisten Christian Worch mitgegründet wurde, 
soll laut den Verfassungsschutzberichten 2016 und 2017 in Niedersachsen lediglich 
noch vierzig Mitglieder zählen. 

In diesem Zusammenhang lässt sich in den vergangenen Jahren ein Wandel der 
neonazistischen Szene beobachten. Gerade die Demonstrationen in Bad Nenndorf 
galten jahrelang als zentraler Symbolort: Seit 2006 fand ein »Trauermarsch« zum 
Bad Nenndorfer Wincklerbad westlich von Hannover statt. Zu dieser Demonstra- 
tion kamen 2010 mehr als 900 Anhänger aus der ganzen Republik, 2015 waren es 
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dann nur noch 180. Inzwischen findet der »Trauermarsch« nicht mehr statt.” Aber 
auch der Trend zur Bildung loser, autonomer Gruppen mit lokalem oder regiona- 
lem Radius hat weiter zugenommen. Häufig war dies mit einer aktionistischen 
Orientierung und einem Label-Wechsel hin zu sogenannten Aktionsgruppen ver- 
bunden. Ein Beispiel hierfür ist das Aktionsbündnis 38, in welchem u.a. lokale 
Aktionsgruppen und Freie Kräfte aus Braunschweig, Wolfsburg, Gifhorn, Helm- 
stedt und Wolfenbüttel aufgegangen sind. Hier bestehen zudem deutliche perso- 
nelle Überschneidungen zur Partei »Die Rechte«. Weiterhin entstanden etwa die 
Aktionsgruppe Weserbergland und die Aktionsgruppe Nordheide, die neben den 
Freien Kräften Celle, der Kameradschaft Northeim, den Freien Kräften Ostfries- 
land oder den Autonomen Nationalisten in Bückeburg und Nienburg zu den Ak- 
tivsten in Niedersachsen gehören.””° Die Kameradschaft Northeim existiert heute 
de facto allerdings nicht mehr; und auch die NPD verliert immer mehr an Rückhalt. 

Ihr zweites Verbotsverfahren wurde mit verfassungsgerichtlicher Beschei- 
nigung aufgrund politischer Bedeutungslosigkeit eingestellt. Sie hat erstens für 
das rechtsradikale Spektrum derzeit zu »schwache Angebotsstrukturen«”” und 
zweitens bei Wahlen kaum mehr Erfolge: Landesweit verfügte die NPD nach den 
Kommunalwahlen 2016 in Niedersachsen lediglich noch über zwanzig Mandate: 
in der Harzregion mit den Gemeinden Vienenburg, Bad Lauterberg, Herzberg, 
dem Landkreis Goslar, im Bereich Heide im Landkreis Heidekreis, der Stadt 
Munster und Schneverdingen, in Südost-Niedersachsen in der Vertretung des 
Landkreises Helmstedt, der Samtgemeinde Nord-Elm, Gemeinde Süpplingen, 
der Stadt Helmstedt sowie dem Ortsrat Emmerstedt. Weitere Mandate bestehen 
im Landkreis Stade, Landkreis Rotenburg (Wümme), Landkreis und Stadt Ver- 
den sowie in der Stadt Oldenburg. Nichtsdestotrotz existieren heute weiterhin 
rechtsradikale Netzwerkstrukturen, wie beispielsweise im Umkreis von Südnie- 
dersachsen, Nordhessen und Nordthüringen. Gerade auf der kleineren politischen 
Ebene dominiert nunmehr jedoch die neue Sammlungspartei rechts der Mitte, die 
AfD?”””, die inzwischen deutlich mehr Mandate als die NPD gewinnt. 
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Laut niedersächsischem Verfassungsschutz gebe es derzeit noch rund 280 
Neonazis sowie 600 Personen des subkulturell geprägten »Rechtsextremismus«.”” 
Diese Entwicklung interpretiert der Verfassungsschutz dahingehend, dass »sich 
die gewohnten Organisationsformen überlebt« hätten und einer »neuen Unüber- 
sichtlichkeit« gewichen seien - denn statt fester Organisationsformen rekrutiere 
sich die rechtsradikale Szene inzwischen stärker durch »anlassbezogene Aktions- 
formen von nur temporärer Bestandsdauer«.””* Die sogenannten Bürgerwehren 
im Zuge der »Flüchtlingskrise« seit 2015 wurden schließlich, soweit valides Da- 
tenmaterial zu diesen Organisations- und Aktionsformen existiert, nur teilweise 
vom organisierten rechtsradikalen Spektrum getragen.” Das fast schon euphe- 
mistisch anmutende Phänomen der sogenannten Wutbürger ist nur ein Beispiel 
für die vielfältigen neuen Ausdrucksformen rechtsradikalen Aufbegehrens.”** 
Diese Entwicklungen haben sich, soweit dies Anfang 2019 beurteilt werden kann, 
weitgehend vom tradierten Rechtsradikalismus gelöst - auch wenn freilich in 
Niedersachsen noch autonome freie neonazistische Kräfte existieren, wie etwa die 
»Volksbewegung Niedersachsen«.”” 

Betrachtet man also lediglich die tradiert-etablierten Strukturen des politi- 
schen Rechtsradikalismus, könnte der Eindruck entstehen, dieser spiele heute 
kaum mehr eine politisch-gewichtige Rolle. Doch in den vergangenen Jahren hat 
sich fraglos das Verständnis davon gewandelt, was wir gesamtgesellschaftlich 
als »rechts« verstehen. Die traditionellen rechtsradikalen Gruppierungen agieren 
zwar weiterhin im klandestinen Raum; aber sie verlieren tendenziell immer 
stärker an öffentlicher Resonanz. Die NPD etwa steckt, wie schon beschrieben, in 
einer schweren, existenziellen Krise. Bereits bei den niedersächsischen Kommu- 
nalwahlen 2016 trat sie nur noch in wenigen Kreisen an; und wenn, dann erzielte 
sie lediglich Ergebnisse im unteren Promillebereich. Die einzige lokal-kulturelle 
Ausnahme bildete Helmstedt, wo die Partei 1,6 Prozent erhielt. Dies lag aber 
vor allem an der NPD-Ikone Adolf Preuß, einem Landwirt, der dort schon seit 
1968 für die NPD im Gemeinderat sitzt und sich in unzähligen Vereinen der 


223 Siehe Niedersächsisches Ministerium für Inneres und Sport: Verfassungsschutzbericht 2017, 
S.16. 

224 Niedersächsisches Ministerium für Inneres und Sport: Verfassungsschutzbericht 2016, S. 22. 

225 Vgl. Steppat, Timo: Bürgerwehren: Selbsthilfe gegen die da draußen, in: Frankfurter Allgemei- 
ne Zeitung, 01.10.2014; Quent, Matthias: Bürgerwehren: Hilfssheriffs oder inszenierte Provo- 
kation? Amadeu Antonio Stiftung, Berlin 2016. 

226 Vgl. Franke, Berthold: Aus Angst wird Wut wird Hass. Ein Wiedersehen mit dem Kleinbürger, 
in: Blätter für deutsche und internationale Politik, H. 6/2017, S. 89-99. 

227 Vgl. Knepper, Niklas: Marginalisiert und doch gefährlich! Südniedersächsische Neonazi- 
Gruppierung »Volksbewegung Niedersachsen« zwischen Bedeutungsverlust und Gewalt, in: 
Demokratie-Dialog, H. 1 (2017), S. 67-76. 
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Region engagiert.” Zur Landtagswahl 2017 trat die NPD dann nicht einmal 
mehr an. Dies deutet auf eine zweifache Veränderung hin: der gesellschaftlichen 
Basis, die ihre rechtsradikale Mentalität sowie die dazugehörigen Politik- und 
Gesellschaftsvorstellungen nun offensichtlich anders artikulieren will; und der 
Angebotsstrukturen, um diesem gewandelten Bedürfnis entsprechen zu können. 

Inzwischen hat eine weitere Partei die bundespolitische Bühne betreten, um ei- 
ne nationale Erneuerung anzustoßen: die Alternative für Deutschland. Die AfD ist 
gewissermaßen teilweise das Produkt unterschiedlichster gesellschaftlicher Ent- 
wicklungen sowohl innerhalb des organisierten Rechtsradikalismus, der immer 
stärker an Attraktivität eingebüßt hat, als auch innerhalb solcher Milieu- und Klas- 
senfragmente, die zuvor noch keine rechtsradikalen Parteien gewählt hatten. Zum 
einen integriert die AfD zunehmend kleine rechtsradikale Gruppen, wie beispiels- 
weise die Ende 2017 aufgelöste »pro Deutschland«-Bewegung; zum anderen erzielt 
sie zugleich beträchtliche Wahlerfolge innerhalb der bürgerlichen Mittelschichten. 
Wie erste statistische Wahlanalysen belegen, greift die »Prekaritäts-« oder auch die 
»Modernisierungsverlierer«-Ihese - also die Vorstellung, dass sozioökonomisch 
Abgehängte (oder sich zumindest so Fühlende) eher rechtsradikale Parteien wählen 
- mit Blick auf die AfD-Wählerschaft deutlich zu kurz.” 

Die erst 2013 gegründete Partei versammelt unterschiedlichste gesellschaft- 
liche Verwerfungserscheinungen und kanalisiert verschiedene Bedürfnisse sowie 
Motive in einer rabiat-larmoyant rechtsnationalistischen Anklage. Schließlich ist 
vor dem Hintergrund aktueller Entwicklungen auch weiterhin davon auszugehen, 
dass sich Frustrationen in der bürgerlichen Mitte in der »Misstrauensgesellschaft« 
weiter ausbreiten werden und dass die AfD zumindest kurz- bis mittelfristig davon 
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profitieren wird.” Zumindest auszuschließen sind solche Befürchtungen aktuell 


jedenfalls nicht, wie beispielsweise eine Studie aus dem Jahr 2017 über die Frustra- 
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tion und die politische Spaltung innerhalb der CDU-Mitgliedschaft unlängst belegt 
hat.” 

Gegenwärtig tut sich die AfD in Niedersachsen noch verhältnismäßig schwer - 
nicht nur im Ost-West-Vergleich, sondern auch im Vergleich zu anderen westdeut- 
schen Bundesländern wie Baden-Württemberg oder Hessen, in denen die Partei 
organisatorisch stärker aufgebaut ist und auch deutlich bessere Wahlergebnisse 
erzielt. Doch auch in Niedersachsen deuten sich gesellschaftliche Tendenzen der 
Frustration, politischen Verhärtung und Verkrustung an, die zwar spezifisch in 
ganz heterogenen Wählergruppen und diversifizierten Wahlmotiven münden, von 
denen die AfD aber in Zukunft profitieren könnte.”?? 

Und doch bleibt zugleich aufgrund der Ambivalenzen der politischen Kultur 
offen, ob die AfD in Niedersachsen noch weiteren Zulauf erhalten wird. Die Par- 
tei symbolisiert pars pro toto die gesellschaftlichen und politischen Verschiebungen 
in der Deutungskultur und steht damit stellvertretend für die neuen gesellschaft- 
lichen Tendenzen. Prinzipiell lassen sich drei Ebenen unterscheiden, die für die 
weitere Entwicklung der AfD mitentscheidend sein werden: Erstens wird es dar- 
auf ankommen, wie sie sich auf einer organisatorischen Ebene weiterentwickelt, 
wie sie agiert und vor allem wie auf sie reagiert wird - denn dieses Wechselspiel 
bestimmt den Handlungsspielraum der Parteifunktionäre. Zweitens wird sich zei- 
gen, ob sich innerhalb der Anhängerschaft die Parteiidentifikation erhöhen wird 
und ob die AfD einen steten Wählerstamm wird aufbauen können. Und drittens 
wird es darauf ankommen, wie sehr sich politische Frustration, Misstrauen und 
Apathie in größeren Teilen der Gesellschaft bereits verfestigt haben. Denn noch 
ist offen, wie hoch inzwischen überhaupt der gesellschaftliche Anteil derer ist, die 
zumindest potenziell in den Radius der AfD fallen, wie hoch der Anteil an stillen 
Sympathisanten der Partei ist und damit auch, wie weit fortgeschritten die postu- 
lierte gesellschaftliche Spaltung inzwischen tatsächlich ist. Jedenfalls wird sich erst 
noch herausstellen, in welche Richtung die sich verändernden Erwartungshaltun- 
gen”, die rumorenden Frustrationsschübe, die Verbitterung über politische Ent- 
scheidungsträger, der Statusfatalismus und die gewandelten Mentalitätsbestände 
sich entwickeln werden, kurzum: Welche Konsequenzen sich aus dem »zunehmen- 
deln] Tribalismus der modernen Gesellschaft«?°*, der sich schon seit Jahren ab- 
zeichnet, ??° ergeben werden. Erst dann wird sich zeigen, welchen Einfluss die AfD 
— hier als stellvertretendes Symbol der Ausdifferenzierung politischer Lager und 


231 Siehe Neu, Viola: »Ich wollte etwas bewegen.« Die Mitglieder der CDU. Eine Empirische Ana- 
lyse von Mitgliedern, Wählern und der Bevölkerung, Konrad-Adenauer-Stiftung, Sankt Augus- 
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234 Ebd., S. 43. 

235 Vgl. Walter, Franz: Baustelle Deutschland. Politik ohne Lagerbindung, Frankfurt a.M. 2008. 
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Teilkulturen auf Ebene der Deutungskultur - langfristig auch auf die Soziokultur 
und damit auf die politische Kultur insgesamt haben wird. 

Vor dem Hintergrund dieses historischen Abrisses drängt der Blick in die Ge- 
genwart. In drei aktuellen Fallbeispielen haben wir die Aushandlungsformen und 
-modi rechtsradikaler Ereignisse und Phänomene in lokalen Kontexten analysiert, 
um diese als Teil der Deutungskultur (und damit als Teil der regionalen politischen 
Kultur) vor Ort besser verstehen zu können. 
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3 Fallbeispiel 1: Salzhemmendorf 


Kaum zwölf Stunden nach dem Brandanschlag auf die Flüchtlingsunterkunft an 
der Hauptstraße 70 in Salzhemmendorf in der Nacht vom 27. auf den 28. August 
2015 findet eine Kundgebung statt, die Aufsehen erregt. In den Nachrichten werden 
Bilder der Demonstration zu sehen sein, bunte Fahnen, Transparente, viele Leute, 
Jung und Alt. Eine Gruppe skandiert: »Ob Ost oder West, nieder mit der Nazi-Pest« 
und »Um Europa keine Mauer, gleiches Recht für alle und zwar auf Dauer«.' Die 
Salzhemmendorfer Vereine sind präsent, die Kameraden der Freiwilligen Feuer- 
wehr in Uniform. Etliche von ihnen sind am frühen Morgen am selben Ort gewe- 
sen, um zu löschen. Landespolitiker reihen sich ein. Der Ministerpräsident war 
bereits früh zur Stelle und sprach von versuchtem Mord.” Der Bürgermeister des 
Fleckens gibt Interviews. Rückblickend wird er sagen, dass sein Handy quasi nicht 
still gestanden habe. Kaum ein Sender, kaum eine Redaktion, die nicht Mitarbeiter 
nach Salzhemmendorf entsandt habe, um O-Töne des parteilosen Verwaltungslei- 
ters einzufangen, die an diesem Tag immer gleich ausfallen. Fassungslos sei man. 
Es gebe keine Erklärung. Eine rechte Szene gebe es in Salzhemmendorf schließ- 
lich nicht. Man sei geschockt. Wie ein Blitz habe die Nachricht eingeschlagen: Drei 
junge Leute, zwei von ihnen aus dem Flecken Salzhemmdorf, eine Täterin aus der 
nahen Umgebung, haben am frühen Morgen einen Molotowcocktail gebaut und ihn 
auf die Flüchtlingsunterkunft am Ortseingang geworfen, um dort untergebrachte 
Flüchtlinge zu ermorden, wie ein Jahr später das Landgericht Hannover urteilen 
wird. Das Urteil aus dem Jahr 2016 macht unmissverständlich klar: Es war ein aus 
Fremdenhass begangener Anschlag, bei dem lediglich durch Zufall niemand kör- 
perlich zu Schaden kam. 

Dagegen steht Salzhemmendorf auf, geht noch am Nachmittag desselben Ta- 
ges auf die Straße, demonstriert. Das Motto der Veranstaltung lautet »Gute Nach- 
barschaft«. Etwa 2.000 Menschen beteiligen sich, zeigen damit, dass sie die Tat 
verurteilen. Von einem wichtigen Zeichen für die Gemeinde sprechen daher die 


1 OV.: Über 2000 Menschen bei Kundgebung in Salzhemmendorf, in: Deister- und Weser-Zeitung, 
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Redner und der Landrat. Ein Signal der Solidarität gegen den Hass. Fremdenfeind- 
lichkeit im Weserbergland habe keine Chance, wenn Demokraten zusammenstän- 
den, heißt es. 

Die Demonstration war eine überaus hör- und sichtbare Reaktion auf den 
Brandanschlag in der Nacht zuvor. Dabei ist sie freilich nur ein Teil des Gefüges 
von Reaktionen und Interaktionen verschiedener Gruppen auf das Ereignis vom 
August 2015. Die Demonstration stellt einen Vorgang dar, wie Salzhemmendorf, 
genauer: wie Teile der Einwohnerschaft des Ortes sowie angereiste Demonstrie- 
rende auf den Brandanschlag reagiert haben. Sie gibt somit einen Einblick auf 
die Art und Weise, wie (Teile des Ortes) Salzhemmendorf reagierten, nämlich mit 
einer öffentlichen Bekundung von Solidarität mittels bürgerschaftlichen Protest- 
engagements, das von Vereinen und federführend von der Lokalpolitik spontan 
organisiert und getragen wurde. Insofern steckt tatsächlich bereits einiges von 
dem, was das gesellschaftliche und politische Selbstverständnis Salzhemmendorfs 
umfasst, in dem Vorgang der Demonstration. 

Allerdings ist das zum einen nicht alles und zum anderen enthält dieses Selbst- 
verständnis auch etliche Ambivalenzen, wie zu zeigen sein wird. Denn wie der Ort 
insgesamt den Brandanschlag verhandelt hat, wie er mit ihm umging, wie Akteu- 
re aus Salzhemmendorf ihn - den ersten rechtsradikal motivierten Brandanschlag 
im Kontext der »Flüchtlingskrise« in Westdeutschland - deuteten und (für sich) 
erklärten, steht im Zentrum dieses Beitrags. Im Vordergrund stehen weniger die 
Täterin und die Täter als vielmehr das Handeln und Verhalten, die Sichtweisen und 
Deutungen verschiedener Salzhemmendorfer Akteursgruppen. Wie wurde mit der 
rechtsradikal motivierten Gewalttat umgegangen und was hat man darunter über- 
haupt verstanden? Welche Erklärungen finden die lokalen Akteure für die Tat? Dies 
nachzuvollziehen erklärt logischerweise zwar nicht die Tat, gibt jedoch einen Ein- 
blick in das lokale Umfeld, in dem sie sich ereignen konnte. 


3.1 Das kleinstädtische Kur-Ort-Idyll und die Bürgergesellschaft vor Ort 


Auf der Landkarte liegt Salzhemmendorf inmitten dreier gedachter Dreiecke. Das 
erste, das größte, das sich um den Ort zeichnen ließe, hat als Eckpunkte die Städte 
Göttingen, Hannover und Bielefeld - die Großstädte liegen zwischen 50 und 100 
Kilometer entfernt. Das zweite, nächstkleinere, Dreieck spannt sich um die Mit- 
telzentren Hameln, Hildesheim und Einbeck, die zwischen 20 und 40 Kilometer 
entfernt sind. Das dritte Dreieck besteht aus drei kleinen Höhenzügen des Leine- 
berglandes, die den Tausend-Einwohner-Ort rahmen: der Ith im Westen, der Os- 
terwald im Norden und der Thüster Berg im Osten. Kaum ein Wanderführer des 
Weserberglands lässt die Routen hinauf zum Lönsturm auf dem Kanstein aus, ver- 
weist nicht auf die Klettermöglichkeiten an den Ith-Klippen, die Seenlandschaft, 
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die Felsformationen, die Türme und Burgruinen der Region.” Wer beispielsweise 
im späten Frühjahr in der Region unterwegs ist, hat kaum Schwierigkeiten, sich 
Salzhemmendorf inmitten dieses norddeutschen Mittelgebirgsidylis als staatlich 
anerkannten Kurort vorzustellen, der es auch einst war. 

Doch gilt der Flecken im Osten des Landkreises mit seinen insgesamt elf Orts- 
teilen? als wirtschaftlich weniger gut gestellt als der Rest Hameln-Pyrmonts. Wohl 
auch deshalb setzte Salzhemmendorf ab 1986 voll auf den Kurbetrieb, wollte den 
Fremdenverkehr zum lokalen Wirtschaftsfaktor entwickeln und errichtete die »Ith- 
Saale-Therme« sowie ein neues Kurhotel mit 52 Betten und einem Saal für 130 
Personen.” Die Gemeinde Salzhemmendorf investierte einiges, um ihren Ort als 
Kur-Idyll weiter auszubauen - fungierte sie schließlich als hundertprozentige Ge- 
sellschafterin der Kurbetriebsgesellschaft. Die Grundsteinlegung erfolgte im Mai 
1990, doch bereits zwei Jahre später kam es zu Turbulenzen: Die Gesellschaft stand 
vor dem Konkurs, etliche Verantwortliche aus Wirtschaft und Politik - u.a. der 
damalige Bürgermeister - zogen sich zurück. Man suchte händeringend externe 
Investoren, doch fand sie nicht. Hotel und Badetherme kamen unter den Ham- 
mer: Im Februar 1995 wurden »Salzhemmendorfs Kurträume«‘ vor dem Hamelner 
Amtsgericht zwangsversteigert.’ 

Heute wird das Wellnessbad und Gesundheitszentrum »Ith Sole Therme« von 
einer Gesellschaft betrieben. Und das Hotel ist nunmehr eine Seniorenresidenz. 
Die Gemeinde hat damit nichts mehr zu tun - außer, dass das kostspielige Schei- 
tern des Kur-Projektes in den lokalpolitischen Erzählungen seither einen festen 
Platz einnimmt. 

Mit der Idee des Kurbetriebes hatte die Kommune Mitte der 1980er Jahre ge- 
gen den Arbeitsplatzabbau und den Fortzug angehen wollen. Noch 1992 absolvier- 
ten die Profifußballer von Hannover 96 ein Trainingslager in Salzhemmendorf. Die 
Mannschaft hatte wenige Wochen zuvor überraschend den DFB-Pokal gewonnen. 
Ihr Aufenthalt in Salzhemmendorf war daher umso mehr eine lokale Attraktion.’ 
Drei Jahre später gelang der Gemeinde nur mit viel Glück, den Sportplatz, aufdem 
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heute der SV Blau-Weiß Hemmendorf-Salzhemmendorf Kreisligafußball spielt, 
aus der Konkursmasse zu lösen und wieder in Besitz zu nehmen. Die Kurpleite 
hat bis heute sichtbare Spuren hinterlassen - denn die Gemeinde sah im Kurbe- 
trieb ein Zukunftsprojekt, das der Kommune jedoch letztlich bloß »einen Haufen 
Schulden« eingebracht habe, wie uns ein führender Lokalpolitiker (11) im Gespräch 
verdeutlichte, doch sogleich anfügte: Die Lage, die Anbindung, die Situation der 
Kindertagesstätten, die attraktiven Grundstückspreise - »Uns geht es alles in allem 
gut«. 

Wer durch Salzhemmendorf spaziert, entdeckt viel Fachwerk, gepflegte Gär- 
ten, freistehende Einfamilienhäuser, Frisör, Markt, Ratskeller, die St. Margare- 
thenkirche in zentraler Lage nahe der Grundschule, Krippe, Kindergarten. Die in 
den 1970er Jahren errichtete Kooperative Gesamtschule befindet sich jenseits der 
Calenberger Allee, der L462, der Ortsdurchfahrtsstraße, die Salzhemmendorf in 
einen älteren und einen jüngeren Part teilt. Entlang dieser Landstraße reihen sich 
Discountmärkte aneinander: Aldi, Rewe, KiK, Netto und eine Aral-Tankstelle, die 
zugleich den abendlichen Treffpunkt für manch jungen Erwachsenen darstellt.? 

Normal und ruhig, protestantisch, ländlich, kleinbürgerlich: So charakterisie- 
ren Gesprächspartner” den Flecken Salzhemmendorf, dem seit einer Gebietsre- 
form im Jahr 1973 elf Gemeinden angehören." »Größer als ein Dorf, aber noch kei- 
ne Kleinstadt« (I6), wie uns eine Verwaltungsmitarbeiterin erläutert hat. Bei der 
jüngsten Gemeinderatswahl 2016 wählte man in der Region mit knapp 36 Prozent 
der Stimmen die SPD zur stärksten politischen Kraft; die CDU kam auf 25 Prozent, 
die Grünen erhielten gut 16 Prozent der Wählerstimmen. Der amtierende Bürger- 
meister wurde 2014 als parteiloser Bewerber, von der CDU unterstützt, mit knapp 
siebzig Prozent der Stimmen gewählt. Bei der Bundestagswahl im September 2017 
wählte Salzhemmendorf ähnlich ausgeglichen, etwa paritätisch Christ- und Sozi- 
aldemokratie: 34 Prozent stimmten für die SPD, dreißig Prozent für die CDU. FDP, 
Grüne und DIE LINKE erhielten zwischen sechs und acht Prozent der Stimmen; 
die AfD kam auf gut elf Prozent. Von den 7.560 Wahlberechtigten votierten 27 für 
die NPD (0,5 Prozent). Bei der niedersächsischen Landtagswahl nur einen Monat 
später wurden CDU und SPD erneut klar die stärksten Kräfte: Die SPD kam auf 


9 Vgl. oV.: Tante Emma stirbt schon seit Jahren, in: Deister- und Weser-Zeitung, 07.08.2015. 

10 Fürden vorliegenden Text sind insgesamt sieben Interviews mit Verantwortlichen aus der Kom- 
munalpolitik, der Zivilgesellschaft, den Lokalmedien und beteiligten Akteuren berücksichtigt 
worden, die in Salzhemmendorf und Umgebung in der Zeit zwischen Mai und September 2017 
geführt wurden. Überdies sind als Quellen Medienberichte und die Urteilsschrift aus dem Pro- 
zess gegen das Trio verwendet worden. Mehrere Vor-Ort-Beobachtungen wurden im Sommer 
2017 vorgenommen, während derer etliche informelle Gespräch geführt werden konnten. 

11 Vgl. Priebs, Axel: Stadt und Umland im 20. Jahrhundert. Vom Gegensatz zu stadtregionalen 
Planungs- und Handlungsansätzen, in: Historische Kommission für Niedersachsen und Bremen 
(Hg.): Niedersächsisches Jahrbuch für Landesgeschichte, Bd. 78 (2006), S. 77-99. 
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42, die CDU auf 28 Prozent der Stimmen. Von den übrigen Parteien erhielten nur 
die Grünen mit zehn Prozent ein zweistelliges Ergebnis, gefolgt von der AfD (acht 
Prozent), der FDP (fünf Prozent) und der Partei DIE LINKE (vier Prozent). Hier 
wie dort: Die politischen Mitten wurden elektoral favorisiert. 

Jüngere lokalpolitische Debatten, die in der Lokalzeitung Deister- und Weser- 
Zeitung für Schlagzeilen sorgten, bilden den Kanon kommunalpolitischer Alltags- 
kontroversen ab: die Frage nach Kindergartenplätzen, sicheren Schulwegen, Stra- 
ßensanierungen. Gediegen und moderat fielen selbst Streitigkeiten wie jene über 
einen geplanten Schulneubau aus, der mehrere Grundschulstandorte zusammen- 
ziehen sollte. Eine Elterninitiative und ein Ratsmitglied hatten ein Bürgerbegeh- 
ren gegen den Bau einer dreizügigen zentralen Grundschule in Salzhemmendorf 
angestrengt. Ihr Ziel war es, die drei kleineren Grundschulen in den Ortsteilen 
Lauenstein, Wallensen und Oldendorf zu erhalten. Das Thema Infrastruktur im 
Zusammenhang mit Fortzug, demografischen Entwicklungen, baulichen Moder- 
nisierungen und Instandsetzungen lässt sich bei der Durchsicht der Lokalzeitung 
in der Tat als eine bedeutende Angelegenheit der vergangenen Jahre ausmachen. 
Geprägt von der Frage: »Was ist für den Flecken noch machbar?«', standen so 
beispielsweise drei Freibäder und ein Hallenbad zur Disposition, entspannen sich 
wiederkehrende Debatten im Gemeinderat und darüber hinaus über Sparmaßnah- 
men und Ausgabenkontrollen. 

In Gesprächen mit kommunalpolitischen Verantwortungsträgern betonten 
diese, dass aufgrund der Haushaltslage »keine vernünftige politische Arbeit« 
mehr möglich sei. Der Strukturwandel sei aufgrund von »Jobverluste[n]« und 
der »Kurpleite« (Iı) ausgefallen. Beispielhaft dafür stehe die Werksschließung 
des Fertighausanbieters Okal im Ortsteil Lauenstein, wo zu Spitzenzeiten 1.100 
Mitarbeiter Beschäftigung fanden.'* Anfang 2000 wurde die Firma an eine Betei- 
ligungsgesellschaft verkauft, die Okal mit anderen Fertighausanbietern vereinte. 
Zunächst war noch von bis zu vierzig Neueinstellungen in Lauenstein die Rede 
gewesen; doch dann entschied man sich gegen den Standort im Weserbergland. 
Heute gibt es im Ort keine Okal-Arbeitsplätze mehr - bis auf einen für die Verwal- 
tung des ehemaligen Werksgeländes. Die Produktion in Lauenstein wurde 2006 
komplett stillgelegt. 


12 Zwar votierten 86 Prozent der Stimmberechtigten gegen den Neubau; jedoch scheiterte der 
Bürgerentscheid am erforderlichen Quorum von 25 Prozent, das mit 15,6 Prozent deutlich un- 
terschritten wurde; vgl. dazu oV.: Schuldebatte - Eltern leiten Bürgerbegehren ein, in: Deister- 
und Weser-Zeitung, 07.03.2011. 

13 Vgl. Stolte, Christiane: Was ist für den Flecken noch machbar?, in: Deister- und Weser-Zeitung, 
22.01.2017. 

14 Siehe Zieseniß, Joachim: Okal aus Lauenstein feiert 90-jähriges Bestehen, in: Deister- und 
\Weser-Zeitung, 11.08.2018. 
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Erst die »Kurpleite«, dann die Okal-Werksschließung - für Salzhemmendorf 
waren die Jahre von etwa 1990 bis Mitte der 2000er Jahre Zeiten des Umbruchs, 
die sich auch in den Erzählstrecken der von uns befragten Kommunalpolitiker prä- 
gnant wiederfanden. Die »Kurpleite« habe auf der einen Seite Jobverluste verur- 
sacht, mit denen Fortzug und die Beschleunigung eines allgemein konstatierten 
demografischen Wandels einhergingen. Auf der anderen Seite habe der »drama- 
tische Strukturwandel (Iı) ebenfalls zur Folge gehabt, dass die Kommunalpolitik 
über immer weniger Gestaltungsräume verfüge. Allein die »Kurpleite« - vor Ort ein 
geflügeltes Wort - habe ein Loch in den Etat der Kommune gerissen, der Flecken 
steht auch infolgedessen unter Finanzierungsvorbehalt, hat Bedarfszuweisungen 
beantragt (I1: »Die Bankrotterklärung der Kommune«), was das Recht auf kommu- 
nale Selbstverwaltung freilich beschränkt. Auf eine zumindest teilweise Entlastung 
der Schulden arbeite man hin - »dass wir auch mal wieder vorausschauend pla- 
nen können, dass wir Maßnahmen konkret annehmen können, nicht immer nur 
da das Feuer löschen, wo es am meisten brennt, was wir die letzten zwanzig Jahre 
machen, das ist irgendwann ermüdend. Also, dass man da wirklich mal vernünf- 
tige politische Arbeit machen kann.« Iı verdeutlicht die Zwänge, in der sich die 
Kommune aus seiner Sicht befinde, am Beispiel lokaler Infrastrukturmaßnahmen 
und verweist schlussendlich trotz allem auf ein gewisses Einvernehmen, das vor 
Ort zwischen Politik und Bürgern herrsche: 


»Die letzte Straße, die wir komplett neu ausgebaut haben, war irgendwie vor 25 
Jahren [...]. [S]eitdem flicken wir nur. Das geht mal eine Zeit lang gut, aber wenn 
man eine Lebensdauer von fünfzig Jahren für eine Straße hat, dann ist das schon 
lang, und wenn man weiß, dass wir seit 25 Jahren nur geflickt haben, dann ahnt 
man, dass da einiges im Argen liegt und noch auf uns zukommt. Also, vor ein paar 
Jahren haben wir uns da noch unsere Brücken vorgenommen. Das war nie The- 
ma. Da ging es nur um Kur und wir wollen hier ganz groß rauskommen. Ja und 
wir haben uns dann mal angeguckt, Pflichtaufgabe, ja so eine Brücke muss man 
alle fünf Jahre mal durch so einen Brücken-TÜV schicken. Das wurde hier noch 
nie gemacht. [...] Ja, das sind so Dinge, wo wir so wirklich nach und nach uns nur 
dran lang arbeiten und immer nur da, wo es am dollsten brennt, agieren können. 
[..] Wir haben schon viele Dinge geschafft, also gerade Schulen, Kindergärten, [...] 
da gibt es auch eine ganz Menge Forderungen, Brandschutz, Inklusion, energeti- 
sche Sanierungen. Also, wenn man da bei einem alten Gemäuer anfängt, ist man 
sehr schnell auch bei einem Neubau. Da haben wir eine ganze Menge gemacht, 
auch bei unseren Sporthallen, unserer Schwimmhalle. Das Ding ist auch, wie es 
immer ist, Anfang der 70er entstanden, istjetzt vierzig Jahre alt. Technische Anla- 
gen, ahnt man, also da istimmer was. Also das sind so Dinge, wo wir in den letzten 
Jahren viel geschafft haben, aber der Bürger, ja, wie gesagt, weiß, auch das geht 
alles nur schrittweise, nicht der große Rundumschlag, sondern wir machen dann 
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nach und nach vieles über mehrere Jahre [...] und das läuft eigentlich hier sehr 
einvernehmlich mit den Bürgern, das muss man wirklich sagen.« (1) 


Die Passage verdeutlicht nicht nur, dass der Gesprächspartner inzwischen eine ge- 
wisse Großspurigkeit in dem Kur-Projekt von einst sieht, sondern auch, dass es 
einen gemeinschaftlichen Aspekt im Umgang mit den kommunalen Alltagsproble- 
men zu geben scheint, dass offenbar ein gewisses Verständnis seitens der Bürger 
für die Situation der Kommune besteht. Es gebe »ein sehr gutes Miteinander«, wie 
er mehrfach betont. Garant dafür sei das (noch) intakte Vereinsleben. Schützen-, 
Sport- und Heimatvereine, auch die eingemeindeten Dörfer - »stolze Ortsteile«, 
wie er sagt -, verfügen jeweils über eigene Zusammenschlüsse mit jahrzehntelan- 
ger Tradition. Das Engagement der Bürger sei vorhanden und zeichne Salzhem- 
mendorf aus - vom Ockenser Carnevalsverein über den Tennisclub Lauenstein, die 
Ortsfeuerwehren bis zum Bergmusikverein Frauenchor Osterwald. Eine »vorbildli- 
che Mentalität« attestiert der Lokalpolitiker den Vereinen, durch die eine aufgrund 
klammer Haushaltskassen ausfallende Kommunalpolitik erst aktiviert worden sei 
und welche diese sogar in Teilen ersetze. 


»Wenn die [Bürger, Anm. d. V.] hier nicht selbst aktiv werden und Hand anlegen, 
passiert im Zweifel nichts, aber das hat wie gesagt durchaus positive Auswirkun- 
gen, also zum Beispiel, wir haben sämtliche Dorfgemeinschaftshäuser, dieesja so 
gibt in solchen Orten, meist die alten Schulen, werden durch Vereine betrieben. 
[..] Die Gebäude gehören zwar noch dem Flecken Salzhemmendorf, aber wir ha- 
ben denen gesagt: »Betreibt das, ihr müsst die laufenden Kosten einbringen.< Das 
hat den großen Vorteil, dass dann jetzt wirklich ehrenamtliches Engagement da 
läuft [...]. Also, da laufen viele Dinge, die wir als Gemeinde sonst so nie hingekriegt 
hätten.« (I1) 


Man gewinnt den Eindruck, dass die Vereine im beschaulichen Salzhemmendorf 
das Herz des alltäglichen Lebens vor Ort ausmachen. Die Zivilgesellschaft fängt 
hier die Strukturprobleme und die überforderte Kommunalpolitik zumindest teil- 
weise auf. In der Bürgergesellschaft hat sich ein noch größeres Netz gespannt: 
Zu nennen wären Freibäder in Trägerschaft von Vereinen, zwei Kindergärten in 
Trägerschaft von Elternvereinen sowie eine Bürgerhilfe, die an Bedürftige Essen 
und Kleidung ausgibt, sowie ein Kulturförderkreis. Diese zivilgesellschaftlichen 
Zusammenschlüsse zusammengenommen stellen die wichtigsten Ansprechpart- 
ner für die Lokalpolitik und Verwaltung dar. Durch personelle Schnittstellen er- 
scheinen sie miteinander eng verflochten und werden in unseren Gesprächen auch 
als ein bedeutender Grund dafür genannt, dass es sich in Salzhemmendorf »im 
Grunde gut leben lässt« (I1). Man versteht sich als Inbegriff des Gemäßigten, des 
Moderaten, als Ort des Ausgleichs, auch geografisch weder (zu) ländlich noch ur- 
ban. Man bringe sich ein, passe aufeinander auf, agiere gemeinschaftlich. Füh- 
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rende Lokalpolitiker artikulieren ihren Anspruch, »für alle da« sein zu wollen, und 
vor allem den Ort »zusammenzuführen« (I1), womit insbesondere gemeint ist, mit 
dem Vereinswesen zusammenzuarbeiten. 

Doch formulieren vergleichsweise stark geförderte und politisch gewünschte 
Vereine auch Ansprüche an Politik und Verwaltung. Iı sprach von »Vereinen, die 
ihr Recht einfordern«, die bedacht werden wollten - sei es mit Aufmerksamkeit, 
Präsenz des Verwaltungsleiters oder anderen (symbolischen) Privilegien. Zum Teil 
treten die starken Vereine betont selbstbewusst auf; aufgrund ihrer Bedeutung vor 
Ort, ihrer Bindekraft und in Ermangelung eigener Handlungsspielräume ist die 
Verwaltungsleitung den Vereinen gegenüber auch stets gesprächs- und konzessi- 
onsbereit. Das Anspruchsdenken der Vereine sei, so unsere Gesprächspartner aus 
der lokalen Politik, jedenfalls nicht kleiner geworden in den vergangenen Jahren. 
Gleiches gelte aber auch für deren Engagement im und für den Ort. Ein Lokalpo- 
litiker sprach allerdings auch davon, dass die »Fördervereinskulisse« (14) brösele. 
Vereine drohten wegzukippen. Ein Wettbewerb um den schwindenden Nachwuchs 
habe sich entwickelt, zumal Größe und Mitgliederzahl stets dazu dienten, den Ver- 
ein im Ort zu legitimieren. Zudem, so sagte uns eine Vielfachengagierte, brächten 
sich immer nur die Gleichen ein: die Alteingesessenen, die Bekannten aus Politik, 
Verwaltung und Vereinswesen (I5). Dass sich an dieser Stelle ein gleichsam fes- 
ter lokaler Kreis entwickelt habe, der über die (kommunalen) Belange und Themen 
Salzhemmendorfs entscheide, sie zumindest stark präge, das Leben und den All- 
tag insofern deutlich bestimme, vermittelte sich uns auch in weiteren Gesprächen, 
insbesondere mit Menschen, die nur zeitweise im Ort lebten und arbeiteten. Dar- 
aus resultiert zum einen, dass nur das als Thema erkannt und verhandelt wird, was 
(im eigenen sozialen Kreis) bekannt ist; und zum anderen, dass dieser hochaktive 
Verbund aus Vereinen, Verwaltung und Politik ausschließende Wirkung auf Drit- 
te, »Nicht-Engagierte« oder Neuhinzugekommene haben kann, freilich aber nicht 
haben muss. 


»Also, es istja ein eher kleiner Fleckenort. Er hatsich stark verändert in den letzten 
Jahren, in den letzten Jahrzehnten würde ich sagen. Das Ortszentrum hat sich et- 
was verlagert. Während so in unserer Kindheit das Ortszentrum [...] wirklich dann 
kleine, handwerkliche Betriebe hatte, vom Schlachter über Bäcker und Handels- 
betriebe, ja, Gemüsehandel und einen kleinen Edeka, also mehrere Läden schon 
immer auch gewesen sind, Spar und was es da alles gab, hat sich das Ganze verla- 
gertaufein altes Industriegelände, was eher unten im alten Kernort war. Dort gibt 
es jetzt einen großen Supermarkt, es gibt Aldi usw. Es gibt dann größere Märkte, 
damit ist Salzhemmendorf so ein bisschen ein kleines Mittelzentrum geworden. 
Vielleicht ist es dadurch auch nicht mehr ganz so, dass jeder jeden kennt. Also es 
ist auch eine große Fluktuation in den Einwohnern [...]. Als ich Kind war, wohnten 
hier immer die gleichen Leute und man blieb hier wohnen und jetzt gehen viele 
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eben weg, weil hier die Arbeitssituation nicht die beste ist. [...] Dadurch hatsich so 
ein bisschen die Struktur des Ortes verändert. Das sind auf der einen Seite die Alt- 
eingesessenen, die hier schon immer waren, die man schon immer kennt, und es 
gibt ganz viele Leute, die kennt man einfach gar nicht. Die sind halt auch manch- 
mal nicht lange da. Also auch in der Schule, da merkt man das auch, dass es so 
ein hin- und wegziehen ist, was es früher nicht so gab, oder ich habe es nicht so 
wahrgenommen als Kind.« (15) 


In solche Erzählungen von einem im Wandel begriffenen bzw. einem sich bereits 
gewandelten Ort mischt sich die Klage, dass eine gewisse Anonymität Einzug ge- 
halten habe, dass man sich vom Jeder-kennt-jeden längst entfernt habe. Salzhem- 
mendorf stellt sich demzufolge als Ort zwischen Wandel und Kontinuität dar, wor- 
aus eine gewisse Grundspannung resultiert. Die Beharrung anzeigenden, wohl 
auch Sicherheit versprechenden und zunehmend sogar gestärkt in Erscheinung 
tretenden zivilgesellschaftlichen Verbindungen begegnen einer Bürgerschaft, die 
sie zwar (noch und teilweise) einzubinden vermag, die aber wegen sozialer Um- 
brüche und Veränderungen nicht mehr so umfassend ansprechbar erscheint wie 
vormals. Plakativer: Das Kur-Idyll - ohnehin eine Projektion, ein Werbebild mithin 
- hat Eintrübungen erhalten. 


3.2 Der Anschlag 


Der Brandanschlag im August 2015 war für die Gemeinde ein Schock. Wohl nie- 
mand hatte damit gerechnet, dass sich inmitten des Idylls und der eng vernetzten 
Bürgergesellschaft solch eine Tat abspielen könnte. Für einen ersten analytischen 
Zugriff werden im Folgenden zunächst die Ereignisse der Nacht vom 27. auf den 
28. August 2015 dargestellt, um die Varianz der Reaktions-, Verhandlungs- und 
Deutungsformen nachvollziehen zu können. Grundlage für die Rekonstruktion der 
Ereignisse bilden vor allem die Dokumente der späteren Gerichtsverhandlung, die 
etliche dichte Beschreibungen vom Gewalthergang, über die Herkunft und Biogra- 
fien der Täter bieten.” Gerichtsdokumente können jedoch auch Verzerrungen be- 


15 Zu den Chancen und Schwierigkeiten bei der Analyse von Ermittlungsakten im Kontext rechter 
Gewalt vgl. auch Willems, Helmut: Fremdenfeindliche Gewalt. Einstellungen, Täter, Konflikt- 
eskalation, Opladen 1993, S. 105-110; vgl. auch zur Methode der Gerichtsaktenanalyse Backes, 
Uwe/Mletzko, Matthias/Stoye, Jan: NPD-Wahlmobilisierung und politisch motivierte Gewalt. 
Sachsen und Nordrhein-Westfalen im kontrastiven Vergleich, Köln 2010, S. 108-112. 
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inhalten, unterliegen stets Selektionsvorgängen’°, können auch schlichtweg falsch 
sein.” Jedenfalls sind sie »Resultat spezieller Beobachtungsprozesse«'. 

Klar ist jedenfalls, dass der Abend gegen 18.30 Uhr mit Bier und reichlich 
»Springer Urvater« begann.” Gemischt mit Cola trank ihn Dennis in seiner Gara- 
ge im Ortsteil Lauenstein gemeinsam mit Sascha, der spontan auf einen Besuch 
vorbeigekommen war. Die beiden späteren Täter hörten Musik, rauchten und 
redeten. Per Whatsapp-Nachricht luden sie Saskia ein, die wenig später zu ihnen 
stieß, und baten gegen 22 Uhr eine gemeinsame Freundin, eine weitere Flasche 
des hochprozentigen Weinbrands vorbeizubringen.”° Und dann erhielt der Abend 
seine ganz eigene Dynamik: Aus den Boxen röhrten nun Gruppen wie Sturmwehr, 
Brigade 66, Nordfront oder Kategorie C - allesamt einschlägige Bands der rechts- 
radikalen Szene. Das Gespräch kam auf Flüchtlinge (»Scheißasylanten«”'), auf 
Heidenau und eine angeblich geplante Unterkunft in der Region (»dauert es nicht 
mehr lange, bis es in Flammen steht«). Sie sprachen auch über das Haus an der 
Hauptstraße 70, in dem früher die Grundschule war und wo nun 31 Asylsuchende 
aus Simbabwe, der Elfenbeinküste, Pakistan, Syrien und dem Irak sowie neun 
Bewohner mit deutscher Staatsangehörigkeit wohnten. 

Was geschah, wird im Gerichtsurteil wie folgt festgehalten: 


»In einer durch die gehörten und mitgesungenen Lieder mit gewaltverherrlichen- 
den und rechtsradikalen Inhalten aufgeheizten Stimmung befindlich, entwickel- 
ten zunächst die Angeklagten L. [Dennis] und D. [Sascha, beides Anm. d. V.] den 
Plan, einen Molotowcocktail zu bauen. Diesen wollten sie entzündet in das Asyl- 
bewerberheiminderH.70 in S. werfen, worüber sie sich besprachen. Das Gebäude 
sollte nach ihren Vorstellungen in Flammen aufgehen. Wenn dabei solche Asylbe- 
werber, die sie als»Neger: bezeichneten, ums Leben kommen sollten, so nahmen 
sie dies als Folge hin.«?? 


Sascha, Mitglied der freiwilligen Feuerwehr, wusste, wie man einen Molotowcock- 
tail baut. Eine leere Flasche »Springer Urvater« diente als Gefäß; Sägespäne in 
Heizöl, Trichter, Benzin, der Streifen eines Putzlappens - sie machten ihre Ar- 
beit akribisch und erklärten Saskia die einzelnen Arbeitsschritte, die an diesem 


16 Vgl. Backes, Uwe/Haase, Anna-Maria/Logvinov, Michail: Rechts motivierte Mehrfach- und Inten- 
sivtäter in Sachsen, Göttingen 2014, S. 24. 

17 Vgl. auch Schellenberg: Mügeln. 

18 Ebd., 5.108. 

19 Kampf, Lena/Leyendecker, Hans/Heide, Britta v.d.: Die Mitte brennt, in: Süddeutsche Zeitung, 
30.11.2015. 

20 Siehe Urteil des Landgerichts Hannover vom 17.3.2016, AZ 39 Ks 6524 Js 76932 (20/15). 

21 Ebd.,S.10. 

22 Ebd., S. 11. 
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Abend nichts trank und sich als Fahrerin zur Verfügung stellte. Im Urteil heißt es: 
Sie »billigte den Plan und wollte ihren Beitrag dazu leisten«*. 

Bevor sich die drei auf den Weg machten, veröffentlichte Sascha noch ein Fo- 
to auf seiner Facebook-Seite: Es zeigte ihn gemeinsam mit Dennis in der Garage. 
Online gestellt wurde es um 1.02 Uhr. Und schon saß Saskia hinter dem Lenkrad 
des VW »Golf II«, Sascha auf dem Beifahrersitz; Dennis hielt den Molotowcocktail. 
Unterwegs fiel Sascha ein, dass er als Feuerwehrkamerad noch seinen »Pieper« be- 
nötige, den er zu Hause liegen gelassen hatte. Weil Sascha vor seinen Kameraden 
nicht als unzuverlässig gelten und überdies nicht riskieren wollte, dass jemand da- 
heim durch den Signalton geweckt würde, kehrten sie deshalb noch einmal um. 
Dabei tauschten Dennis, der »auserkorene Werfer des Molotowcocktails«”*, und 
Sascha ihre Plätze im Auto. Dennis sagte, er wolle nun einen »Neger« brennen se- 
hen. Gegen zwei Uhr erreichte der Wagen das Haus an der Hauptstraße 70. Den- 
nis stieg mit der benzingefüllten Flasche in der Hand aus, ging ein paar Meter in 
Richtung des Hauses, kehrte dann aber wieder um. In welches der beiden Fenster 
der Wohnung im Erdgeschoss er den Molotowcocktail denn werfen solle, fragte er. 
Er müsse das wissen, damit es auch die Richtigen treffe. Ins rechte Fenster solle 
er werfen, sagte Sascha, denn hinter dem anderen befinde sich ein Badezimmer. 
Dann ging Dennis los. Etwa zwei Meter vor besagtem Fenster blieb er stehen, ent- 
zündete den Putzlappenstoff, holte aus, schmiss, eilte zum Wagen zurück, stieg 
ein und rief: »Fahr, fahr, fahr!«’° Saskia beschleunigte das Fahrzeug. »Die ging voll 
durch«, freute sich Dennis und alle drei brachen in Gelächter aus. Saskia sah im 
Rückspiegel, dass es brannte. Sie fuhren in Richtung Lauenstein. 

Es dauerte nicht lange, bis Saschas Pieper Alarm meldete. Zu welchem Einsatz 
er gerufen wurde, war allen sofort klar. Saskia und Dennis fuhren Sascha zur Feu- 
erwehr, setzten ihn an der Wache ab, damit er zu dem von ihm selbst verursachten 
Einsatz ausrücken konnte. Ein Kamerad roch zwar den Alkohol, doch weiter fiel 
Sascha nicht auf. Saskia und Dennis fuhren anschließend auf der L245 nach Hem- 
mendorf, hielten dort an einer Tankstelle, kauften Zigaretten. »Wenn ein Neger 
stirbt, dann feiere ich richtig«”°, sagte Dennis, dem laut Gerichtsurteil zu diesem 
Zeitpunkt die Tragweite der Tat völlig klar gewesen sei. »Mit gefangen, mit gehan- 
gen, wenn das rauskommt, bin ich Single und du deine Kinder los«, waren sei- 
ne Worte zu Saskia. Um 7:53 Uhr erhielt diese eine Whatsapp-Nachricht von ihrer 
Mutter: »und was hadt du wieder. Angestellt. In S. ????, und danach Molotovkok- 
tail.In Asylbewerber.Heim geworfen???Neee Neee Neeee [sic!]«; eine Dreiviertel- 


23 Ebd.,S. 12. 
24 Ebd., S.14. 
25 Ebd., S.15. 
26 Ebd., S. 17. 
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stunde später antwortete Saskia: »Wir haben alle artig haia gemacht aber Schad ja 
nix«.”7 

Diese Kurznachricht der Mutter an Saskia lässt aufhorchen, weil sie darin ihre 
Tochter unvermittelt mit dem Molotowcocktail zu einem Zeitpunkt in Verbindung 
bringt, zu dem die Täterschaft noch nicht publik geworden war. Unklar bleibt, ob 
es sich dabei um eine ironisch gemeinte Nachricht handelte oder um eine Art müt- 
terliche Vorahnung, die zynischerweise sogar ein gewisses Lob enthielt. Für Sascha 
war der Einsatz um 3:30 Uhr beendet. Nach ein paar Stunden Schlaf fuhr er in ei- 
ne nahegelegene Werkstatt, wo er am Auto seines Vaters arbeitete. Zuvor hatte er 
noch das Foto aus der Garage aus seinem Facebook-Profil gelöscht - Dennis hatte 
ihn darum gebeten. Um kurz nach 17 Uhr wurde er festgenommen, gestand, nann- 
te die Namen von Saskia und Dennis, die noch am Abend ebenfalls festgenommen 
wurden. 


3.3 Reaktionen: ein Akt in drei Phasen 


Retrospektiv betrachtet fällt auf, dass die Lokalpolitik, die Verwaltung, aber auch 
die Medien und die Bürgerschaft unterschiedlich auf den Brandanschlag reagier- 
ten - nicht nur unmittelbar danach, sondern auch im zeitlichen Verlauf, als die 
Gemeinde versuchte, den Anschlag zu »verarbeiten« und wieder in den Alltag zu- 
rückzufinden. Spezifisch-politische Reaktionsformen offenbaren ebenso wie der 
dann gefundene lokalpolitische Umgang einiges des politischen Selbstverständ- 
nisses einer Gemeinde und ihrer zivilgesellschaftlichen wie politischen Träger. Sie 
erlauben zumindest in Ansätzen bzw. Ausschnitten eine Annäherung an das Norm- 
gerüst dieser südniedersächsischen Kleinstadt. 

Die politischen Reaktionen und Kommentierungen des Ereignisses lassen sich 
- vereinfacht - in drei Phasen zusammenfassen. Die erste Phase zeichnet sich 
— trotz des Schocks - durch eine politisch und medial routinierte Reaktion aus, 
die zwischen Beschwichtigung, einzelnen Skandalisierungsbestrebungen sowie 
dem Appell für ein bürgerschaftliches Zusammenstehen gegen Rechtsradikalismus 
changierte und freilich manch stanzenhaften Erklärungsversuch bereithielt. Dabei 
herrschte unmittelbar nach dem Anschlag die größte Betriebsamkeit; Kommunal-, 
Landes- und Bundespolitiker schalteten sich mit einer Vielzahl von Wortmeldun- 
gen ein; eine Gruppe um den Landrat organisierte eine Art Krisenmanagement 
vor Ort. Der niedersächsische Ministerpräsident war bereits am Morgen nach 
der Tat nach Salzhemmendorf gefahren und gab dort Interviews vor dem Haus 
an der Hauptstraße. Der Jurist Stephan Weil gab sich betont entschlossen: »Um 


27 Ebd., S. 18; die fehlerhafte Rechtschreibung ist übernommen worden. 
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es klar zu sagen: Das war versuchter Mord«”°. Die Ereignisse der vergangenen 
Nacht seien »die schwerwiegendsten Vorgänge, die wir in Niedersachsen in den 
letzten Monaten und Jahren erlebt haben«??. Die SPD-Fraktionsvorsitzende im 
Landtag, Johanne Modder, sagte: »Ich hoffe, dass die Ermittlungsbehörden die 
Verantwortlichen schnell finden und diese dann die volle Härte unserer Strafge- 
setze zu spüren bekommen.«°° Der Parlamentarische Geschäftsführer der Grünen 
im Landtag, Helge Limburg, teilte mit: »Spätestens jetzt muss klar werden, dass 
wir es mit einer Vorstufe des Terrorismus zu tun haben.«”' Und die damalige 
SPD-Generalsekretärin Yasmin Fahimi bezeichnete den Anschlag als »offene[n] 
Terrorismus«”. Die Verurteilung der Tat - Innenstaatssekretär Stephan Man- 
ke sprach von einer »feigen und widerwärtigen Tat«”, eine Wendung, die in 
den ersten Tagen häufig benutzt wurde - hatte Priorität; meistens gepaart mit 
Bekundungen der Solidarität mit den Opfern. 

Über die Existenz und Bedeutung einer »rechten Szene« in der Region wur- 
de zu diesem frühen Zeitpunkt hingegen vergleichsweise wenig diskutiert. Der 
SPD-Landtagsabgeordnete Ulrich Watermann warnte jedoch nach der Festnahme 
der Täter davor, die Sache als abgeschlossen zu betrachten: »Wir müssen aus den 
Fehlern mit dem NSU lernen und nach Strukturen suchen.«°* Sich einzureden, in 
der Region gebe es keine rechten Netzwerke, so Watermann, reiche nicht. Wäh- 
rend einer Pressekonferenz am Mittag nach dem Brandanschlag waren der Bür- 
germeister des Fleckens (»Eine Tat von Einzelnen«) und der Landrat (»Wir haben 
hier niedersächsische Verhältnisse«’° und keine sächsischen: einen wütenden Mob 
auf der Straße gebe es nicht) zunächst bemüht, die Tat getrennt von übergeordne- 
ten rechtsradikalen Strukturen in der Region zu kommentieren. Vielmehr legten 
sie Wert darauf, das Ereignis mit der Aufnahme von Flüchtlingen im Landkreis zu 


28 Zit. nach Speit: Brandanschlag auf Flüchtlinge, 29.08.2015, S. 54. 

29 Zit. nach oV.: Hunderte demonstrieren gegen Fremdenhass, in: Spiegel Online, 28.08.2015, 
URL: https://www.spiegel.de/politik/deutschland/anschlag-in-salzhemmendorf-hunderte- 
demonstrieren-gegen-fremdenhass-a-1050455.html [eingesehen am 13.03.2019]. 

30 Zit. nach oV.: SPD-Landtagsfraktion verurteilt Anschlag, in: Deister- und Weser-Zeitung, 
28.08.2015. 

31 Zit. nach Speit, Andreas: Brandstiftung mit Folgen für die Täter, in: taz, 31.08.2015. 

32 Zit. nach ebd. 

33 Zit. nach oV.: Verdächtige nach Anschlag auf Flüchtlingsheim gefasst, in: Welt 


Online, 30.08.2015, URL: https: //www.welt.de/politik/deutschland/article145784935/ 
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34 Zit. nach Aschmann, Matthias/Kießler, Jörn: Der Schock sitzt tief, in: Deister- und Weser- 
Zeitung, 30.08.2015. 
Videos von der Pressekonferenz anlässlich des Brandanschlags vom 28.08.2015 sind auf You- 
Tube einsehbar - hier von »WBNachrichten« am 28.08.2015 hochgeladen, URL: https://www. 
youtube.com/watch?time_continue=2&v=G_nKuzY5XMg [eingesehen am 20.01.2019]. Alle Zi- 
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verknüpfen. Dem »Versuch, Menschen umzubringen«, stehe »eine überbordende 
Hilfsbereitschaft« im Weserbergland gegenüber, sagte der Landrat während der 
Pressekonferenz. Man werde »nicht einen Millimeter zurückweichen«, sondern 
umgekehrt »noch viel intensiver und viel offener gegenüber Flüchtlingen auftre- 
ten«. »Jämmerlich« sei es, von einer Überforderung der Kommunen zu sprechen: 
»Wir werden das hier in Hameln-Pyrmont exemplarisch zeigen und vormachen. 
[...] Es ist kein Problem. Wir werden das schaffen.« Und der Bürgermeister beton- 
te: »Bei uns wird Integration gelebt [...]. Ich bin mir sicher, dass die Verbrecher 
genau das Gegenteil von dem erreicht haben, was sie wollten. Nämlich ich ge- 
he davon aus, dass die Hilfsbereitschaft der Salzhemmendorfer Bürgerinnen und 
Bürger in Zukunft sogar noch steigen wird.« Nach dem Anschlag habe sich eine 
»Jetzt-erst-recht-Mentalität«? entwickelt, durch die auch solche Salzhemmendor- 
fer aktiv geworden seien, die sonst vielleicht nicht geholfen hätten. Er schränkte 
ein: »Natürlich gibt es auch bei uns - genau wie in jedem anderen Ort - Menschen, 
die rechtem Gedankengut anhängen.« 

Mit dieser Äußerung stellte der Bürgermeister darauf ab, dass Salzhemmen- 
dorf letztlich ein Ort wie jeder andere sei, keinesfalls eine Ausnahme darstelle. 
Auch komme es auf die Definition an, was unter einer rechten Szene genau ver- 
standen werde. Rechte Gesinnung werde in Salzhemmendorf vom »Hauptteil der 
Bevölkerung« nicht toleriert, sagte er. Aber Personen, die sich in diese Richtung 
politisch orientierten, auszuschließen, sei auch keine Lösung. »Dadurch erreicht 
man nur, dass diese sich radikalisieren«°®, äußerte der Bürgermeister. Mit der ein- 
gangs erwähnten Demonstration für »Gute Nachbarschaft« am Nachmittag nach 
dem Brandanschlag, an der sich eine Vielzahl von Gruppen beteiligten und deren 
Organisation zentral vom Landratsamt ausging, kam diese erste Phase der unmit- 
telbaren politischen Reaktionen zu ihrem Abschluss. 

In der zweiten Phase, die etwa bis zum Prozessauftakt andauerte und deutlich 
weniger stark von den Medien begleitet wurde, standen zwei kommunalpolitische 
Schriften im Mittelpunkt der (lokalen) Debatte, wohingegen überregionale Reak- 
tionen weitgehend pausierten. Beide Schriften sind lokalpolitische Reaktionen auf 
den Brandanschlag, die jeweils darauf abzielen, die Debatte (im Sinne der Verfas- 
ser) zu beeinflussen. Dabei handelte es sich um einen offenen fünfseitigen Brief 
des Landrats an die Bundeskanzlerin Angela Merkel und den Ministerpräsiden- 
ten Stephan Weil, in welchem der Verfasser im Wesentlichen daran anknüpfte, 
was er bereits auf der Pressekonferenz gesagt hatte. Er spricht darin erneut von 


36 Zit. nach Schaper, Maike Lina: Ein Jahr nach dem Brandanschlag, in: Deister- und Weser- 
Zeitung, 27.08.2016. 

37 Zit. nach Aschmann/Kießler: Der Schock sitzt tief, 30.08.2015. 

38 Zit. nach ebd. 
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einem »feigen Anschlag«°”: »Die Täter haben aus Hass gegenüber fremden Men- 
schen gehandelt.« Weiter heißt es: »Wir sind ein Landkreis, der sich der Aufgabe 
der Zuwanderung gerne stellt und eine große Chance in der Zuwanderung sieht. 
Eine überdurchschnittliche große Zahl hilfsbereiter Bürger macht das Ankommen 
leichter, unsere Bürgermeister stehen geschlossen für eine Willkommenskultur.« 
Im ganzen Land gebe es einige Menschen, die fremden- und menschenfeindlich 
dächten und aus dieser Überzeugung sogar schwerste Straftaten verübten: »Diese 
Menschen leben unter uns«, schreibt der Landrat; »es ist aber nicht die Mehrheit, 
es sind sogar so wenig, dass ihre Parteien bei Auszählungen noch nicht einmal 
namentlich erwähnt werden. Das gilt fast überall im Land.« Die AfD, die bei der 
Bundestagswahl 2013 im Landkreis Hameln-Pyrmont vier Prozent der Stimmen“ 
und bei der Europawahl 2014 6,1 Prozent der Stimmen“ erhielt, zählte der Landrat 
offenkundig nicht zu diesen Parteien. Weiter heißt es: »Wir sind ein Landkreis der 
offenen Herzen, wir strecken unsere Hände entgegen und leben in guter Nach- 
barschaft. Unsere Antwort auf diesen Anschlag lautet: Mehr Menschlichkeit, Mehr 
Hilfe, Mehr Zuwanderung.« 

Das Schreiben gleicht einem flammenden Plädoyer für die damalige Flüchtlings- 
und Zuwanderungspolitik der Bundesregierung. Zwar entständen Kosten durch 
Unterbringung, doch »am Ende werden die Kommunen wie auch das gesamte 
System von der Zuwanderung profitieren«: So zahlten »Menschen mit Migrations- 
hintergrund« mehr in die Sozialkassen ein, als sie ihnen entnähmen. »Deutschland 
ist ein Zuwanderungsland und ist es immer gewesen. Und das ist ein Glück, denn 
ohne die Zuwanderung der letzten Jahrzehnte wären wir heute ein sieches Land«, 
schreibt der Landrat und verweist auf den demografischen Wandel und Fachkräf- 
temangel. Etlichen »können wir eine Bleibeperspektive eröffnen«. Er endet, indem 
er sich unter der Überschrift »Nachbar sein« mit einer Frage an seine Mitbürger 
wendet: »Selbst wenn wir eine Turnhalle kurzzeitig für die Unterbringung nutzen 
müssen: Was ist ein ausgefallener Sportvereinskurs gegen existenzielle Not?« 

Der Landrat wirbt also überaus offensiv für Offenheit beim Thema Zuwande- 
rung. Er sieht Migration grundsätzlich als Chance für den Landkreis, sich zu pro- 
filieren und weiterzuentwickeln. Mehr noch: Sozial, kulturell sowie wirtschaftlich 


39 Hier wie im Folgenden Bartels, Tjark: Offener Brief zur Flüchtlingspolitik, Konsequenz 
aus den Anschlägen an Bundeskanzlerin Angela Merkel und Ministerpräsident Stephan 
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1441265445 [eingesehen am 12.03.2019]. 
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stellten die Zugewanderten eine umfassende Chance für die Region dar, eine Be- 
reicherung, wenn man ihnen nur entsprechend begegnete. Sein Schreiben steht 
für ein seitens politischer Verantwortungsträger plakativ ausformuliertes Verspre- 
chen, das - wie im Folgenden noch ausgeführt wird - öffentlich widerspruchslos 
manche Enttäuschung im Kontext des Flüchtlingszuzugs in der Region zumindest 
mitproduziert haben könnte. Von lokalen Politikern wurde der Brief im Allgemei- 
nen positiv bewertet. Die Lokalzeitung titelte: »Beifall für Bartels«**. Nur »in Nu- 
ancen« existierten unterschiedliche Auffassungen, sagte der CDU-Kreis-Chef und 
bemängelte, dass der Landrat »die Begrifflichkeiten nicht sauber getrennt« habe 
- Flüchtlinge seien keine Zuwanderer -, und betonte, es sei »unsere verdammte 
Pflicht, dafür zu sorgen, dass Flüchtlingsheime sicher sind«.* 

Eine zweite schriftliche Einordnung verfassten Salzhemmendorfer Gemeinde- 
räte. In ihrer Stellungnahme vom 10. September 2015 schrieben sie: »Wir wollen, 
dass der Flecken Salzhemmendorf bunt bleibt und wir stehen an der Seite der 
Flüchtlinge - jetzt erst recht!«** Die Verfasser sprechen von einem »rücksichts- 
losen, menschenverachtenden und feigen Brandanschlag [...] - verübt von Mit- 
bürgern aus unseren Ortsteilen«, der sie erschüttert und zugleich beschämt habe. 
Die Tat zeige, dass »die Hassparolen aus dem rechten politischen Spektrum leider 
auch in unserem Umfeld vereinzelt auf Widerhall stoßen«. Auffällig ist, dass hier 
zugleich Anerkennung (»aus unseren Ortsteilen«) und Externalisierung (»verein- 
zelt auf Widerhall«) vorkommen. Einen Ausweg stellt der Ruf nach entschlossenem 
Bürgerengagement dar. Die Kommunalpolitiker wenden sich an die Menschen der 
Gemeinde, in ihrem Engagement nicht nachzulassen und »weiter wie bisher offen 
auf unsere Flüchtlinge und Asylbewerber« zuzugehen und sie »aktiv in unsere Mit- 
te« einzuladen. Der »Salzhemmendorfer Weg« sei jedenfalls ein »Gebot der Nächs- 
tenliebe« und der einzig richtige. Zudem riefen die Gemeinderäte zu »noch mehr 
Wachsamkeit und Zivilcourage« auf, auch dazu, radikalen Parolen entgegenzutre- 
ten und die Sicherheitsbehörden zu unterstützen. In beiden Schriftstücken zeigt 
sich, dass die kommunalpolitischen Verfasser als Antwort auf Rechtsradikalismus 
(mehr) Bürgerengagement in Stellung bringen. Hierbei dient die Flüchtlingshil- 
fe als das bürgerschaftliche Profilierungsfeld schlechthin, entsprechend gezeigtes 
Engagement färbe auf die Gemeinde und den Landkreis ab. 

Den Veröffentlichungen des Land- sowie des Gemeinderats, so unsere Ge- 
sprächspartner, seien weder kontroverse Debatten vorausgegangen noch hätten 
sich solche angeschlossen; sie seien recht einmütig mit ebendiesen Schwerpunkten 
formuliert, verabschiedet und für geboten befunden worden. Nur Einzelpersonen 
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hätten sporadisch Kritik an der Art der Auseinandersetzung des Gemeinderates 
mit dem Ereignis angemeldet. Ein Ortsratsmitglied sagte außerhalb einer Sit- 
zung: »Der individuelle Musikgeschmack heißt noch lange nicht, dass jemand 
auch gewaltbereit ist.«*° Ein weiterer Gemeinderat (I4) erzählte uns im Gespräch, 
dass ihnen »gewissermaßen die Hände gebunden« gewesen seien. Der Druck 
von außen, die Erwartungshaltung, sei so hoch gewesen, dass eine ernsthafte 
Aufarbeitung der Ereignisse zu dieser Zeit nicht möglich gewesen sei. Gemeint 
waren insbesondere der mediale Druck, Anrufe und Nachfragen von Journalisten. 

Prozessauftakt und -ende bildeten eine abschließende dritte Phase der poli- 
tischen Kommentierung. Hier überwog die positive Bewertung eines als intakt 
und funktionierend wahrgenommenen Rechtsstaates, wovon Prozess und Urteil 
eindrücklich gezeugt hätten. Niedersachsens Innenminister Boris Pistorius sah 
im Urteil »ein wichtiges Signal angesichts der angestiegenen rechten Gewalt«; 
der Rechtsstaat sei handlungsfähig und »fest entschlossen im Kampf gegen 
Extremismus jeglicher Couleur«.*“ Hinsehen sei angesagt - ob in der Schule, 
im Sportverein »oder, wie wir in diesem Fall gesehen haben, in der Freiwilligen 
Feuerwehr«. Die Fraktionsvorsitzende der Grünen im Niedersächsischen Landtag, 
Anja Piel, lobte ebenfalls den Rechtsstaat und fügte hinzu: »Die Zivilgesellschaft 
muss sich dem Hass entgegenstellen. Dazu gehört auch, Ermittlungen aktiv 
zu unterstützen, wie es in Salzhemmendorf passiert ist.«* Michael Höntsch, 
SPD-Landtagsfraktionssprecher zum Thema Rechtsextremismus, sagte: »Wer 
Straftaten begeht, hat die Konsequenzen dafür zu tragen. [...] Die Demokratie 
muss wehrhaft bleiben.«** Entsetzt und besorgt sei er über die Hintergründe der 
Tat und das ausgeprägte rechte Gedankengut der Tätergruppe. 

In dieser Phase fanden sich einige Wiederholungen in den Debattenbeiträgen; 
so wies beispielsweise der Bürgermeister abermals darauf hin, dass es sich bei 
den Tätern ja nicht um »die typischen Rechtsradikalen, die Glatzköpfe in Sprin- 
gerstiefeln«*, gehandelt habe - mit Heidenau sei Salzhemmendorf nicht zu ver- 
gleichen. Die Beschreibung von Äußerlichkeiten - für sich bereits fraglich, ob das 
Salzhemmendorfer Trio unter den Randalierern in Heidenau herausgestochen hät- 
te - genügte an dieser Stelle offenbar, um sich mittels Ost-West-Abgrenzung zu 
distanzieren. Doch wurden auch Erweiterungen vorgenommen: der Hinweis auf 
rechtsstaatliche Entschlossenheit und Handlungsfähigkeit gegenüber Rechtsradi- 
kalismus, das Lob und der Appell an die Zivilgesellschaft, weiter hinzusehen, so- 


45 Zit. nach Schaper, Maike Lina: Rechte Tendenzen frühzeitig erkennen, in: Deister- und Weser- 
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wie die Referenz an die sich selbst verteidigende Demokratie. Dafür stehe das 
Urteil des Landgerichts Hannover. Auch das Vorgehen der Polizei wurde gelobt 
— nicht erst während des Prozesses, sondern bereits deutlich zuvor. Nach Aus- 
wertung von Spuren, Zeugenaussagen sowie »aufgrund von Vorerkenntnissen der 
Polizei«°° konnten die Täter rasch gefasst werden. Die zügige Festnahme sei der 
Aufmerksamkeit der Bevölkerung und »der unverzüglichen konsequenten Ermitt- 
lungsarbeit der Soko zu verdanken«°', teilte die Polizei mit. Anders als andernorts 
hätten sich Polizei und Politik in Salzhemmendorf entschlossen gezeigt und sei- 
en deshalb auch erfolgreich gewesen, reproduzierten Medien die Erfolgserzählung 
der Polizei.” 

In diesen drei Phasen der in erster Linie politischen Reaktion auf den Brandan- 
schlag verhandelte Salzhemmendorf vor allem die Auswirkungen der Tat: Sowohl 
die Lokal- als auch die Landespolitik betonte hierbei die Singularität des Ereig- 
nisses, die soziale Isolierung der Täter und das entschlossene Entgegentreten der 
Bürgerschaft gegen Rechtsradikalismus - nach dem Anschlag. 


3.4  Einordnungen der Medien: Flüchtlingsschutz, Ost-West-Vergleiche 
und der »rechts blinde« Verfassungsschutz 


Diverser als in der Landespolitik wurde medial um Einordnungen des Anschlags 
gerungen. Im Nachhinein lassen sich Reaktionen und anschließende Deutungen 
der Medien in verschiedenen Zyklen beschreiben, in denen Themenschwerpunkte 
auf eine spezifische Weise aufgegriffen, kommentiert und interpretiert wurden. So 
bildete sich - schon rein quantitativ - ein erster Schwerpunkt der Berichterstat- 
tung mit hohem Rechercheanteil unmittelbar im Anschluss an die Tat; er hielt fünf 
Tage an. Zum Prozessauftakt sowie zur Urteilsverkündung waren jeweils weitere 
Spitzen der Berichterstattung zu erkennen, die punktuell Anlass für Reportagen 
und Kommentare boten. Diese Spitzen traten umso deutlicher hervor, je stärker 
das jeweilige Medium auf eine bundesweite Ausrichtung in seiner Berichterstat- 
tung setzte. Die lokalen Medien - hier insbesondere die Deister- und Weser-Zeitung, 
aber auch die Hannoversche Allgemeine Zeitung - berichteten häufiger auch jenseits 
der genannten Berichterstattungsspitzen. 

Die Medien im Allgemeinen sehen sich einer regelmäßigen Kritik an ihrer Be- 
richterstattung über rechte Gewalt ausgesetzt.” Auch Wissenschaftler arbeiteten 
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bereits in Bezug auf frühere Anschläge bzw. die Berichterstattung darüber journa- 
listische Defizite heraus und sprachen von »einer Tendenz zu einer entpolitisierten 
Darstellung«°* von Rechtsradikalismus in Lokalmedien. Diese sind zugleich natür- 
lich auch Debattenbeschleuniger, die mit ihren Interventionen und Rechercheer- 
gebnissen die Agenda mitgestalten. Überregionale Medien recherchierten tenden- 
ziell früher und tiefgehender. NDR, WDR und Süddeutsche Zeitung veröffentlichten 
unter der Überschrift »Weinbrand und Benzin«° rasch zahlreiche Details zur Tat, 
welche sodann die Lokalzeitung aufnahm (»Tatverdächtige belasten sich gegensei- 
tig«°°); dasselbe gilt für Recherchen des Nachrichtenmagazins Der Spiegel” (»Den- 
nis L. warf den Molotowcocktail«°®). 

Überregionale Medien stellten die Tat von Salzhemmendorf in größere Zusam- 
menhänge und sahen in der Häufung von Anschlägen auf Flüchtlingsunterkünfte 
eine »neue Qualität«° erreicht. Als singuläres Ereignis wurde der Salzhemmendor- 
fer Anschlag nicht mehr gedeutet, ganz im Gegenteil. »Der Terror ist schon da«°° 
und »rechter Terror ist in Deutschland Normalität«® geworden, hieß es beispiel- 
haft. Wie viel System hinter den Flüchtlingsangriffen stecke, fragte Die Welt.” Zum 
einen fand eine Deutungsauseinandersetzung statt um die Bewertung von »rech- 
tem Terror«; von lokalen Pogromstimmungen war die Rede und Vergleiche zu den 
Angriffen von Mölln, Solingen und Hoyerswerda wurden gezogen: Es »grenzt an 
ein Wunder, dass durch die neue Gewaltwelle noch niemand zu Tode gekommen 
ist«®. Zum anderen ging es um die Bewertung und Einordnung von Radikalisie- 
rungsmomenten. Auch die Themen Onlineradikalisierung und Hass im Netz wur- 
den mit dem Brandanschlag von Salzhemmendorf verknüpft.‘ 
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Überregionale Medien bewerteten die Ereignisse überdies im Kontext der so- 
genannten Ost-West-Debatte: dass Rechtsradikalismus ein gesamtgesellschaftli- 
ches Problem sei, bei dessen Bewältigung der Westen nicht auf den Osten zeigen 
dürfe, der Osten sich aber auch nicht stigmatisiert fühlen sollte, sondern gegen 
Rechtsradikalismus vorzugehen habe.‘ Was der Staat gegen rechte Anschläge un- 
ternehmen müsse und welche Rolle der Staatsschutz dabei spiele, wurde ebenfalls 
entlang von Fragen der Inneren Sicherheit thematisiert. Ein harsches Urteil fällt 
Hans-Ulrich Jörges vom Stern über die Arbeit des Verfassungsschutzes: »Ein beson- 
ders trübes Bild bietet in diesen Tagen der Verfassungsschutz. Trotz seines Spit- 
zelheeres liefert er keine Hinweise auf Täter, Pläne und Anschläge. Womöglich ist 
ein terroristisches Netzwerk nach dem Vorbild des mörderischen NSU am Werk. 
Doch die Verfassungsschützer tappen im Dunkeln, wie über mehr als ein Jahrzehnt 
angeblich schon beim NSU. Rechts blind. Immer noch.«“* 

Die lokalen Medien rangen indes zunächst um Erklärungen. »Der Anschlag 
reißt uns aus der komfortablen Illusion, so etwas könnte nur woanders passie- 
ren. [...] Wir müssen den dumpfen Ressentiments und Sündenbock-Reflexen ent- 
gegentreten. Flagge zeigen für Toleranz, Mitmenschlichkeit und Rechtsstaat. Nicht 
defensiv, sondern mit allem Selbstbewusstsein. Denn wir sind die Mehrheit.«° An- 
ders als Anfang der 1990er Jahre gebe »es heute eine sehr breite, sehr fühlbare Soli- 
darität mit Flüchtlingen. [...] Auch in Salzhemmendorf wird die Willkommenskul- 
tur nicht nur verlautbart, sondern von vielen Menschen gelebt.«°® Die erste Person 
Plural drückt zum einen aus, dass der Kommentator, Frank Werner, sich zwar ein- 
deutig selbst auf der Seite derjenigen verortet, die den Anschlag verurteilen; zum 
anderen aber bleibt dieses »Wir« unbestimmt. Wen genau meint der Autor mit 
»wir«? Auch die HAZ benutzt das »Wir«, meint damit offenkundig die »Mitte der 
Gesellschaft«, die nicht schweigen dürfe. In einem Meinungsbeitrag heißt es: 


»Es sind keine Einzelgänger. [...] Sie stehen nicht am Rand von Salzhemmendorf, 
sondern gehören dazu, und viele nahmen ihre Gesinnung schweigend hin. [...] Ja, 
auch hier gibt es eine Neonazi-Szene, die mal leiser, mal lauter von sich hören 
lässt. Sie marschieren in Bad Nenndorf auf, verbreiteten mit »Besseres Hannover« 
in der Landeshauptstadt ihr Gedankengut, sie verteilen Flyer in unseren Gemein- 
den. Es gibt eine rechtsextremistische Braunschweiger Szene, deren Mitglieder 
seit Neuestem auch in Hildesheim aktiv sind. Die Lehre aus Salzhemmendorf ist: 
Es reicht nicht, wenn Polizei und Verfassungsschutz die organisierte rechte Sze- 
ne im Auge haben. Wir alle müssen sensibler dafür sein, dass es rechtsextremes 
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Gedankengut in der Mitte der Gesellschaft gibt — und wir dürfen es nicht einfach 
schweigend hinnehmen.«” 


Die Deutung, dass es sich um Einzeltäter gehandelt haben könnte, fand sich nicht. 

In den beiden genannten Regionalzeitungen blieb es zunächst bei der recht 
diffusen wie wohl immer gültigen Aufforderung, hinzuschauen, die anschließend 
verknüpft wurde mit einem Blick auf Polizei, Politik und Verwaltung, indem sie 
kurz nach der Tat der Frage nachgingen: »Wie gut geschützt sind die Flüchtlinge 
im Landkreis vor rechter Gewalt?«’° Die Bewohner des Hauses an der Hauptstraße 
70, die Opfer, rückten zugleich ins Zentrum ihrer Berichterstattung. In den Erst- 
reaktionen war es noch kaum um sie gegangen, jedenfalls standen sie noch nicht 
im Fokus der Betrachtung. Doch nun erfuhr man beispielsweise, dass die Frau, die 
mit ihren Kindern in der Wohnung lebte, in welche der Brandsatz flog, »im dikta- 
torisch regierten Simbabwe ihren Ehemann verloren«, ihr der Anschlag »psychisch 
zusätzlich große Wunden geschlagen« habe.” 

Auch wenn sich bei den Lokalmedien Stereotype in die Berichterstattung 
mischten, wie beispielhaft eine Beurteilung des Landesverfassungsschutzes, die 
man als »Einschätzung der Schlapphüte«’” bezeichnete, oder die Bebilderung 
eines Artikels zum Thema »Neonazis und Vereine«, auf der Springerstiefel mit 
weißen Schnürbändern zu sehen waren und unter der eine Zeile stand, die für 
die 1990er Jahre partiell Gültigkeit gehabt haben mag (»Springerstiefel sind bei 
Anhängern der rechten Szene beliebt«”), haben die Lokalmedien doch eine Viel- 
zahl von Aspekten, einschließlich Perspektivwechsel und Kontextualisierungen 
des Ereignisses, recht kontinuierlich über die drei Phasen hinweg journalistisch 
aufbereitet. Auch Vorstellungen von einem Rechtsradikalismus, der sich stark am 
offensiven öffentlichen Auftreten kameradschaftlicher, neonazistischer Gruppen 
der 1990er Jahre ausrichtete, fanden sich, wie ebenfalls in unseren Interviews in 
Salzhemmendorf, wie noch zu zeigen sein wird. 

Darüber hinaus war man um »positive Schlagzeilen« wenige Tage nach dem 
Brandanschlag bemüht, und so wurde der Sportverein als Beispiel dafür porträ- 
tiert, »wie Integration gelebt wird«’*. In den Fußballmannschaften von Blau-Weiß 
Salzhemmendorf, erfährt der Leser in dem Text, spielten drei Flüchtlinge von der 
Elfenbeinküste, die zum Zeitpunkt der Veröffentlichung des Artikels selbst im Haus 


69 Doeleke, Karl: Genau hinschauen, in: Hannoversche Allgemeine Zeitung, 02.09.2015. 

70 OV.: Wie gut geschützt sind die Flüchtlinge?, in: Deister- und Weser-Zeitung, 31.08.2015; vgl. 
oV.: Die Polizei schützt Flüchtlinge, aber wo?, in: Deister- und Weser-Zeitung, 01.09.2015. 

71 OV.: Die Angst ist noch da, in: Deister- und Weser-Zeitung, 01.09.2015. 

72 Behmann, Ulrich: Brandstifter im Netz, in: Deister- und Weser-Zeitung, 19.01.2016. 

73 Schaper, Maike Lina: Neonazis und Vereine, in: Deister- und Weser-Zeitung, 02.01.2016. 

74 Muschik, Moritz: Es gibt keine Berührungsängste, in: Deister- und Weser-Zeitung, 03.09.2015. 


107 


108 


Rechtsradikalismus in Niedersachsen 


an der Hauptstraße wohnten. Der Fußballverein erscheint als vorbildlicher Inte- 
grationsfaktor, der durch die Berichterstattung der Lokalzeitung als Beispiel dafür 
angeführt wird, dass Salzhemmendorf Flüchtlinge in den Alltag - in dem, wie ge- 
zeigt, Vereine eine bedeutende Rolle spielen - aufzunehmen vermag. 

Schließlich wird auch über den Prozess ausführlich berichtet. Im Vordergrund 
stand vor allem die Höhe des Strafmaßes. Jedenfalls hielt die Lokalzeitung es 
für relevant, ihren Lesern unter der Überschrift »Misst die Justiz mit zweier- 
lei Maß?«” zu erläutern, aus welchen Gründen der Salzhemmendorf-Prozess 
mit »langen Haftstrafen« gegen die Täter endete, während zwei libanesische 
Flüchtlinge, die in der Linsingen-Kaserne Feuer gelegt hatten, Bewährungsstrafen 
erhielten. Diese Frage hätten Bürger »in sozialen Netzwerken«’® gestellt, heißt 
es in dem betont sachlich geschriebenen Bericht. Zum Jahrestag des Ereignisses 
befindet das Blatt: Zwar habe sich mit dem Anschlag in den vergangenen 365 Tagen 
eine Zuschreibung verfestigt, der Flecken werde »verschrien als die Spitze des 
»braunen Ostens< im Landkreis«’”. Jedoch gelte insgesamt: »In Salzhemmendorf 
ist wieder Normalität eingekehrt.«”® 

So weit zur Darstellung der unmittelbaren Reaktionen von Medien, Politik und 
Verwaltung. Im Ort selbst reagierte man entsetzt, erschüttert, ungläubig, aber 
rasch. Man half den Opfern, den Bewohnern des Hauses, brachte sie noch in der 
Nacht des Anschlags neu unter, versorgte sie medizinisch wie psychisch. Die Täter 
festzustellen, sie zu fassen, fiel nicht allzu schwer - sie waren von einem Nachbarn 
beobachtet worden. Die Tat selbst zu begreifen, sie zu erfassen, hingegen sehr. Das 
galt für die Lokalpolitik und -medien, die Verwaltung, die Vereine, Nachbarn und 
Betroffene gleichermaßen. Man kann das Erfassen durchaus wörtlich nehmen: ei- 
nen Zugriff zur Tat zu bekommen, sie einzusortieren und zuzuordnen. Schließlich 
braucht es eine Fixierung der Geschehnisse, um entlang dieser die eigene Positio- 
nierung vorzunehmen und damit sich selbst zu verorten, von sich selbst zu berich- 
ten. 

Einen besonderen Stellenwert besaß die Demonstration im Ort. Unsere Ge- 
sprächspartner zeigten sich einig darin, dass es mit der Demonstration, die wie 
oben ausgeführt bereits am Nachmittag des Anschlagtages stattfand, gelungen sei, 
ein (frühes) Zeichen zu setzen - gegen Rechtsradikalismus, gegen Hass und für 
eine gute Nachbarschaft. Die Demonstration habe die Leute zusammengebracht, 
sagte beispielsweise der Landrat und betonte zugleich, dass es den Organisatoren, 
zu denen führend auch sein Amt zählte, gelungen sei, »alle an Deck« zu holen - 
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womit er zuvorderst Politiker aus der Region sowie die örtlichen Vereine meinte, 
die dem kurzfristigen Aufruf folgten. 


»Wir hatten dann Gespräche mit Bewohnern geführt, um dann aber zu beschlie- 
ßen, dass wir an demselben Tag eine Demonstration durchführen müssten, und 
ich wollte das an demselben Tag haben, weil ich eben zwei Dinge nicht wollte: 
Ich wollte nicht, dass die Meldung über diesen Brandanschlag solitär medial vor- 
kommt und bekannterweise wäre schon am nächsten Tag eine Demonstration in 
den Medien nichtmehr erwähnt worden, jedenfalls nichtüberregional. Deswegen 
musste das an demselben Tag stattfinden. Und ich wollte eben auch, dass so eine 
negative Prägung unseres Landkreises als besonders rechtsradikal nicht stattfin- 
det. Und dann hatten wir sehr schnell hier im Haus eine Arbeitsgruppe gebildet, 
die sich darum gekümmert hat, eine solche Demo zu organisieren. Und es gab am 
Mittag eine große Pressekonferenz mit der Polizei. Und parallel hatten wir dann, 
ich glaube für 16, 17 Uhr, also ich weiß nicht, mehrere tausend Leute da vor Ort. 
[..] Damals haben wir die Anfahrt mit den S-Bahnen freigegeben und das ging al- 
les innerhalb von Stunden und dadurch ist es eben gelungen, dass tatsächlich in 
sämtlichen medialen Darstellungen dieser Anschlag auch immer zusammen mit 
dieser Bewegung erwähnt wurde. Und das war ganz wichtig für uns und deswegen 
war es wichtig, das an dem Tag zu machen. Und es war auch ein gutes Abarbeiten, 
um dann irgendwie anstatt in Verzweiflung oder Wut zu verfallen, das dann eben 
umzuformen in eine Aktion. Das war gut für die Beteiligten.« (12) 


Neben der wohl zutreffenden Einschätzung hinsichtlich medialer Berichterstat- 
tungszyklen fällt auf, dass der Landrat die Demonstration als Teil eines Krisenma- 
nagements betrachtet, gewissermaßen als politisches Marketing, um damit den in 
seinen Augen möglichen Schaden - nämlich eine Stigmatisierung Salzhemmen- 
dorfs und damit auch des Kreises als rechtsradikaler Hotspot - abzuwenden. Dem 
sollte sich entgegengestellt werden. Insofern ging es zwar wohl auch um den Aus- 
druck von »Guter Nachbarschaft«, aber der Sichtweise des Landrats folgend, wohl 
weitaus mehr darum, sich abzugrenzen von nun öffentlich in Erscheinung getrete- 
nen Rechtsradikalen, die am Vortag noch ganz selbstverständlich zur Dorfgemein- 
schaft gezählt hatten. Der Landrat spricht sogar von »Bewegung«. Darin liegt ein 
deutlich nach außen gerichteter Nutzen - aber nicht nur; schließlich bewertet er 
bereits die Möglichkeit zur Versammlung von Salzhemmendorfer Bürgern durch 
den Demonstrationsaufruf positiv für »ein gutes Abarbeiten«, als Hilfe zur kollek- 
tiven Bewältigung des Geschehens für die Demonstrationsteilnehmer und durch 
die Demonstrationsteilnehmer, also auch als nach innen gerichteten Nutzen, wie 
er jeder Demonstration innewohnt. 

Doch blieb der kleinste gemeinsame Nenner, der die Demonstrationsteilneh- 
mer einte, vage. Die Überzeugung, gegen (rechtsradikale) Gewalt zu sein, mochte 
an diesem Nachmittag zur Mobilisierung genügt haben. Was »gute Nachbarschaft« 
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ausmache, dürfte indes in Salzhemmendorf durchaus unterschiedlich beantwortet 
werden. Auch ein führender Lokalpolitiker verknüpfte die Durchführung der De- 
monstration mit der raschen Verhaftung der Täter sowie der Täterin und bewerte- 
te beides als überaus positiv für den Ort. Die Exklusion der Täter und der Täterin 
führte gewissermaßen zur Inklusion der Dorfgemeinschaft an diesem Nachmittag 
mit einer darüber hinaus starken Wirkung nach außen, wie er betonte: 


»Ich war schockiert seinerzeit, wiederum war ich erfreut, dass am Abend dann die- 
se große Demo war mit über 2.000 Leuten, glaub ich, waren’s, die hier für gelebte 
gute Nachbarschaft gleich demonstriert haben. War, glaub ich, die einzige sinn- 
volle Antwort, dieman an dem Tag geben konnte. Naja und das i-Tüpfelchen dann 
noch, dass die Attentäter ja auch am gleichen Abend verhaftet wurden und in- 
zwischen ja auch entsprechend bestraft wurden. Also, das war auch sehr wichtig, 
auch für den Ort, muss man hierzu sagen, also, essindnichtwiralle, oder istes viel- 
leicht mein Nachbar oder diese Ungewissheit, sondern es stand dann fest, wer es 
war und aus welchen Motiven die gehandelt haben, das stand ja auch sehr schnell 
fest. Und das war also auch wichtig. Das alles hat natürlich auch wiederum Kräf- 
te freigesetzt. Also die nächsten Tage wurden wir überhäuft mit Spenden [...], die 
man im Grunde dann so schnell gar nicht alle brauchen konnte, [...] da schwappte 
so eine große Welle der Hilfsbereitschaft über uns ein.« (1) 


Diese Interviewpassage verweist auf eine Wirkung nach innen, welche die De- 
monstration in Gang gesetzt habe: nämlich die Aktivierung von Engagement, 
Hilfs- und Spendenbereitschaft gegenüber den Anschlagsopfern im Besonderen 
sowie den Flüchtlingen in Salzhemmendorf im Allgemeinen. Diese Rahmung 
des Demonstrationsgeschehens knüpft unmittelbar an die Rahmenerzählung von 
Politik und Verwaltung von Salzhemmendorf als Ort starken Bürgerengagements 
an. Sie ermöglicht folglich die positive Wendung eines Teils des Ereignisses wie 
auch eine Einbettung in das übergeordnete Selbstverständnis. Dies gelingt freilich 
umso einfacher, je abgeschlossener der Vorgang sich darstellt: gefasste Täter, 
rechtsradikale Tatmotive. 

Folgt man dieser Sichtweise, bilden Solidarität gegenüber den Opfern sowie 
den geflüchteten Menschen insgesamt auf der einen Seite und Aburteilung der 
(rechtsradikalen) Tat auf der anderen Seite ein Gegensatzpaar. Die Demonstration 
für gute Nachbarschaft erscheint dabei als ein Instrument, das die (kurzzeitige) 
Störung des Ortes durch den Brandanschlag wieder durch gelebtes Bürgerenga- 
gement in Einklang zu bringen vermag. Doch das Bild von Engagement einerseits 
und Rechtsradikalismus andererseits, wie man im Folgenden an mehreren Stellen 
sehen wird, ist brüchig, beinhaltet Ambivalenzen, wie sich auch symptomatisch 
am Beispiel der Demonstration zeigen lässt. Zum einen dürfen die Demonstrati- 
onsmotive Solidarität und Anteilnahme zumindest nicht als alleinige Gründe der 
Beteiligung an der Kundgebung betrachtet werden. Mögen sie für den Großteil 
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der Demonstrierenden tatsächlich den Ausschlag gegeben haben, auf die Straße 
zu gehen, enthielten viele Interviews zum anderen auch Hinweise auf weitere Be- 
weggründe für die Teilnahme an der Demonstration sowie das Engagement infolge 
des Anschlags. 


»Es war, glaube ich, ganz vielen im Ort unheimlich peinlich. Es gab dann ja auch 
den Abend gleich eine Demonstration hier, wo dann natürlich auch nichtnur Leute 
aus dem Ort waren, wo sich dann natürlich auch, ich sag mal, ja, Berufsdemons- 
tranten ist vielleicht ein bisschen übertrieben, aber doch durchaus Gruppen auch 
gleich wieder angeschlossen haben, die jetzt mit dem Ort hier gar nichts zu tun 
hatten. [...].« (15) 

»Na, das war so das, dieses klassisch linke Spektrum, würde ich sagen. Da gab’s 
so ein paar, die so schwarz gekleidet waren und, denke ich, relativ professionell, 
sozusagen im Block gelaufen sind, Sprechchöre hatten und so weiter. Also, es wa- 
ren sehr viele wirklich dann auch Leute aus der Umgebung, der Landrat war da 
und alles Mögliche. Gut, klar, die große Politik von Landtags- bis Bundestagsab- 
geordneten, logisch, das heißt, die haben sich auf jeden Fall sehen lassen. Aber 
auch wirklich so Leute, wenn man sich dann unterhalten hat, einfach so aus dem 
Nachbarort, die gesagt haben: »Da will ich hin, da will ich auch ein Zeichen setzen«, 
sozusagen. Aber wie gesagt, das war dann so ein bisschen in Anführungsstrichen, 
hätte ich auch gesagt, ein bisschen so Berufsdemonstranten. Gut, einer hat sich 
auch hingestellt und hat einen Hitlergruß gezeigt, der muss dann irgendwie aus 
dem Nachbarort gewesen sein. Gut, den haben sie halt gleich einkassiert (15: Das 
war ein Freund von dem Einen). Das war natürlich auch ein bisschen, sagen wir 
mal so, verwegen in Anführungsstrichen. [...] Aber so war das wirklich dann eine 
klare Demonstration, dass wir so etwas halt hier nicht haben wollen und hier auch 
nichttolerieren wollen. Und das wurde vom Ort sehr stark getragen und sind auch 
von außerhalb viele dazugekommen.« (14) 


Das Gefühl der Verlegenheit, des Unbehagens und der Beschämung mag - dar- 
über informiert uns exemplarisch dieser Interviewausschnitt - teils die Solidari- 
tät mit den Opfern überlagert, sie möglicherweise erst in einem zweiten Schritt 
ausgelöst haben, eine Art Engagement aus Scham. Unterlegt wird dies mit der In- 
fragestellung der Demonstrationsberechtigung Ortsfremder, von linken »Berufs- 
demonstranten«, womit die (hör- und erkennbare) Anwesenheit auswärtiger anti- 
faschistischer Gruppen bei der Demonstration gemeint war. Verbunden ist diese 
Sichtweise mit der Auslegung, der zufolge der Anschlag zuvörderst ein lokales The- 
ma Salzhemmendorfs sei und entsprechend von der Bevölkerung vor Ort getragen 
werden solle. Dass es während der Demonstration zu einem Zwischenfall gekom- 
men war, der den Ablauf störte, kann diese Einschätzung befördert haben. Ein 
Mann aus Lauenstein soll in Richtung der Demonstrationsteilnehmer einen Hitler- 
gruß gezeigt und den Versuch unternommen haben, einen linken Demonstranten 
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zu schlagen, woraufhin es zu einer kurzen Auseinandersetzung mit ortsfremden 
Antifa-Aktivisten gekommen sein soll, welche die Polizei schlussendlich rasch be- 
endete.” Dieses Handeln und Verhalten - die handfeste politische Auseinander- 
setzung zwischen politischen Lagern - wurde in Salzhemmendorf gleichermaßen 
als störend empfunden, ja zutiefst abgelehnt. Was wie eine hässliche Anekdote im 
Rahmen einer Demonstration erscheint, wirft den Scheinwerfer des Interesses al- 
lerdings auch auf die Frage, was in Salzhemmendorf als rechts- bzw. rechtsradikal 
gilt und, im Anschluss daran, wie mit Rechtsradikalismus umgegangen wird. 


3.5 Rechtsradikalismus in der Region und dessen Wahrnehmung vor Ort 


Allein in den bereits aufgeführten unmittelbar geäußerten Salzhemmendorfer Re- 
aktionen auf die Tat, die zumeist in den Medien geäußert wurden, zeigen sich zwei 
zentrale Muster, die sich auch in den von uns geführten Interviews wiederfinden. 
Dabei handelt es sich zum einen um Bekundungen der Sprach- und Fassungslo- 
sigkeit angesichts des Brandanschlages - es habe keine Anzeichen gegeben, man 
sei wie vom Blitz getroffen und entsprechend schockiert gewesen, wie oben aus- 
führlich dargestellt. Und zum anderen fand sich - und dies erscheint hinsichtlich 
der Einordnung, was allgemein und in Salzhemmendorf als rechts(-radikal) emp- 
funden wird, bedeutender - die Verneinung der Existenz einer »rechten Szene« 
in der Region seitens politischer Verantwortungsträger. Auffällig ist, dass mit der 
Zunahme des örtlichen Abstands der Akteure zu Salzhemmendorf - hier vor allem 
Medien und Politik - die Konturierungen dieser beiden Muster jeweils verblassten, 
sich teils sogar verkehrten. Waren die verwendeten Sprachbilder bei den von uns 
Befragten anschaulich, teils drastisch, fielen die Kommentare und Einschätzungen 
aus der Distanz deutlich kühler aus. Vor Ort war man fassungslos, aus der Entfer- 
nung geißelte man den rechten Terror - so etwa ließe sich, freilich verkürzt und 
somit vereinfacht, diese Auffälligkeit beschreiben. 

Im Folgenden soll dem nachgespürt werden, was die Salzhemmendorfer als 
»rechts« beschreiben. Zuvor aber - gewissermaßen als Zwischenschritt - soll in 
komprimierter Weise auf rechtsradikale Akteure in der Region sowie die ideologi- 
schen Hintergründe der Täter und der Täterin eingegangen werden. Beides soll zur 
Problematisierung der Deutungen der von uns Befragten beitragen, gewiss aber 
nicht zur Desavouierung unserer Interviewpartner. Wie gezeigt, hieß es seitens 
der Kommunalverwaltung und deren Spitze beispielsweise bereits in den Stunden 
nach der Tat, dass es keine aktive rechte Szene vor Ort gebe. Der Anschlag hätte 


79 Siehe oV.: Über 2000 Menschen bei Kundgebung in Salzhemmendorf. 
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genauso gut auch im Nachbarlandkreis passieren können, teilte uns ein Landespo- 
litiker (I2) im Gespräch mit. Das mag in der Tat zutreffen; und über Kausalitäten 
zwischen der Existenz rechtsradikaler Strukturen und tatsächlich verübter Gewalt 
sei damit ebenfalls keine Aussage getroffen. 

Gleichviel lässt sich in der Region zwischen Hameln und Hildesheim seit Jahren 
»eine heterogene Szene vom Kameradschaftsmilieu bis zu rechtsextremen Partei- 
en«° beobachten. Im Nachbarort Coppenbrügge hielt die NPD 1993 ihren Bundes- 
parteitag ab. Den Saal hatte seinerzeit ein Mann aus der Region für einen »Kame- 
radschaftsabend« gemietet.°* Im östlichen Teil des Landkreises Richtung Springe 
waren einst militante Skinhead-Szenen präsent, die regelmäßig im Kleinen ge- 
walttätig auftraten und überregional organisatorische Bindungen hatten, wie bei- 
spielsweise zur NSDAP-AO und dann auch zur Freiheitlich Deutschen Arbeiterpar- 
tei (FAP).® So war auch die »Aktionsgruppe Weserbergland«°* in der Region aktiv. 
Mitglieder der freikameradschaftlichen Gruppe, zu der etwa fünf Personen gehört 
haben sollen, standen wiederum in Kontakt mit Besseres Hannover, einer 2012 ver- 
botenen rechtsextremen Gruppierung, mit der Gruppe Hooligans gegen Salafisten 
(HoGeSa) sowie mit HAGIDA, dem PEGIDA-Ableger aus der niedersächsischen Lan- 
deshauptstadt. 

Während einer HoGeSa-Demonstration im Januar 2015 war eine der Aktions- 
gruppe Weserbergland zugehörige Person strafrechtlich in Erscheinung getreten, 
informierte die Landesregierung den Landtag und fügte hinzu, dass die Aktions- 
gruppe über persönliche Kontakte zu Rechtsextremen in anderen Bundesländern 
verfüge.” Anfang 2017 erregte zudem die Entlassung der Leiterin einer Kinder- 
turngruppe eines Hamelner Sportvereines, die Verbindungen zur Aktionsgrup- 
pe Weserbergland gehabt haben soll, lokal Aufsehen.°° Laut einer Broschüre des 
Wolfsburger »Zentrums Demokratische Bildung« sei sie »führende Aktivistin« der 
verbotenen Vereinigung Besseres Hannover und in der lokalen neonazistischen Ka- 
meradschaftsszene sehr präsent gewesen, habe bis 2016 an einer Vielzahl von De- 
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monstrationen und Veranstaltungen teilgenommen.?” Dass die Frau lange in der 
Szene aktiv war, habe man nicht gewusst, sagte der Vorsitzende des Sportverei- 
nes.®® Über einen Anwalt teilte die Hamelnerin mit, sie sei ausgestiegen, habe »mit 
alldem nichts mehr zu tun« - alles »alte Geschichten«.°” Verbindungen des neu- 
rechten Instituts für Staatspolitik in den Landkreis bestanden ebenfalls: In Bad 
Pyrmont, im »Ostheim« — der Tagungsstätte der Landsmannschaft Ostpreußen 
e. V. -, hielt man 2013 ein Treffen ab.” 

Auch Parteiformationen wirkten in der Region. Die Partei »Die Rechte« grün- 
dete 2014 im nahegelegenen Hildesheim einen Kreisverband. Im März 2015 erin- 
nerten Aktivisten der Partei »Der Dritte Weg« an die »Bombenattentate von Ha- 
meln«” und legten am Friedhof »Am Wehl« unter dem Motto »Gegen das Verges- 
sen. Alliierter Bombenterror auch in Hameln« Blumen nieder.’ Bereits Anfang der 
1990er hatten FAP-Anhänger den Friedhof der Weserstadt für Gedenkfeiern ge- 
nutzt. Am Wochenende nach dem Anschlag verteilten Aktivisten des Dritten Weges 
»Stützpunkt Hermannsland« in Salzhemmendorf Flugblätter »an die angesichts 
dieser propagandistischen Zirkusvorstellung verunsicherten Anwohner«”. Die Lo- 
kalzeitung fragte: Ist eine »Gruppe im Ort aktiv?«°* Ein im Ort bekannter Mann 
aus dem Flecken soll der Partei nahestehen - derjenige, der am Tag nach dem An- 
schlag während der Demonstration seine Hand zum Hitlergruß erhob haben soll, 
jedenfalls derart auffiel, dass die Polizei sein Verhalten hinterher als »Provokation 
einer offenbar rechtsmotivierten Person«” verbuchte. Auch die Täter Sascha und 
Dennis sollen eine Freundschaft zu dieser »regionalen Skinhead-Szenegröße«?° ge- 
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tet und diese sogar ausbildet«, wie die Landsmannschaft in einer Presseerklärung mitteilte. 
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pflegt haben. Unter anderem gehörte der Mann dem regionalen Bund »Ostkreisler 
Jungs« an, einer Gruppe, die sich in der Region traf. 

Obwohl die Treffen und ihre Inhalte weitgehend klandestin waren, muss die 
Existenz dieser Gruppierung zumindest unter jungen Leuten in Salzhemmendorf 
bekannt gewesen sein, wie uns in Gesprächen geschildert wurde. Ihr Internetfo- 
rum - ein schwarzes Eisernes Kreuz mit rotem Schriftzug ist auf der Startseite 
zu sehen - sollen auch Dennis und Sascha angeklickt haben.” Die Treffen seien 
von einem Fremdenlegionär und ehemaligem FAP-Mitglied geleitet worden, der im 
»Rieger-Haus« in Hameln gewohnt haben soll.” Im Jahr 1999 hatte der langjährige 
NPD-Funktionär Jürgen Rieger” in Hameln einen Gebäudekomplex mit ehema- 
ligem Kinocenter, neun Wohnungen und fünf Ladengeschäften gekauft, um dort 
Schulungen und Konzerte durchzuführen - allerdings fanden dort letztlich kaum 
Veranstaltungen statt.'”° 

»Irritierend«, fand daher der Journalist Andreas Speit, »die Aussagen der Po- 
lizei zur rechtsextremen Szene im Landkreis«.'”' NPD, Die Rechte und Der Drit- 
te Weg seien in der Region aktiv und das Innenministerium habe im Landkreis 
für das erste Halbjahr 2015 acht rechte Straftaten registriert, im benachbarten 
Hildesheim 27. Eine Sprecherin des Verfassungsschutzes Niedersachsen sagte, es 
sei nicht »feststellbar, dass die fremdenfeindlichen Übergriffe gegen Flüchtlinge 
bzw. gegen deren Unterkünfte aus dem organisierten Rechtsextremismus resul- 
tieren«'”*. Es »scheinen sich Einzelne aufgerufen zu fühlen, die Anschläge zu be- 
gehen«'”, wird die Behördensprecherin ferner zitiert. Rechtsextremistische Struk- 
turen seien jedenfalls im Landkreis Hameln-Pyrmont nicht bekannt. Auch das Lan- 
deskriminalamt teilte auf Anfrage der Lokalzeitung mit, ihm lägen keine Erkennt- 
nisse über Auffälligkeiten im Landkreis vor.'°* Vor Gericht erzählte eine Zeugin 
von dem Moment, als sie im Radio gehört habe, wie der Bürgermeister gesagt ha- 
be, dass es vor Ort keine organisierte rechtsradikale Szene gebe. Das stimme doch 
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gar nicht, habe sie da gedacht. Namen wollte sie vor Gericht jedoch keine nennen: 
»Sonst werde ich angegriffen von denen.«'” 

Doch welchen Stellenwert nimmt Fremdenfeindlichkeit im Denken und Han- 
deln der Angeklagten tatsächlich ein? Im Gerichtsprozess betonte das Trio, keiner 
von ihnen sei ausländerfeindlich, rassistisch oder gar rechtsradikal.' Tatsächlich 
aber bildeten die drei einen Gruppenzusammenhang, in welchem Herablassung, 
Abwertung und Verunglimpfung anderer sowie Gewaltfantasien, die teils mit dem 
Versuch einer humorigen Umhüllung, teils offen aggressiv ihren Ausdruck fan- 
den, feste Bestandteile der Binnenkommunikation waren. Unsanktioniert konn- 
ten sie geäußert werden, stießen vielmehr noch auf wechselseitige Anerkennung. 
Die drei vertraten geschichtsrevisionistische Ansichten, vollzogen positive Bezug- 
nahmen und eine verherrlichende Zurschaustellung nationalsozialistischer Spra- 
che und Symbole. Sie tauschten sie zumindest in halböffentlichen Chaträumen und 
Whatsapp-Gruppen aus - als eine eingeübte Selbstverständlichkeit, über die auch 
Privates und Alltägliches vermittelt wurde. Zusammen mit einem Freund, der als 
Zeuge vor Gericht aussagte, schrieben sie sich Kurznachrichten in einer gemeinsa- 
men Whatsapp-Gruppe, der sie den Namen »Garage Hakenkreuz« gaben - benannt 
nach dem Treffpunkt in Lauenstein, in welchem später der Brandsatz gebaut wur- 
de. 

Drei Monate lang existierte diese Gruppe, von August bis November 2014. Von 
täglich etwa zehn versandten Mitteilungen waren mindestens drei politisch mo- 


107 wje es im Urteil heißt. Dennis schrieb in die 


tiviert, »rechtsradikaler Natur« 
Gruppe beispielsweise: »Ich bin der neue Adolf!!! Nix Zyklon B!!! Erhängt wird 
das Pack!!!!!!«. Dem Geschriebenen ließ er sechs Hakenkreuzsymbole folgen so- 
wie ein Emoji, das den rechten Arm zum »Hitlergruß« reckt. »Sieg Heil und fette 
beute!!!«, wurde ihm in der Gruppe geantwortet. Man habe lediglich mit rechts- 
extremem Gedankengut experimentiert, sagte der befreundete Zeuge. Allein die 
Tätowierungen am Körper von Dennis widerlegen allerdings die vorgeblich bloß 
spielerisch gemeinten Bezugnahmen auf den Nationalsozialismus: Auf seiner lin- 
ken Brust prangt ein Wikingerschiff, neben welchem er sich die »Odalrune« hat ste- 
chen lassen. Einen großflächigen Wikinger mit einer ausgestreckten Faust, an der 
sich ein Totenkopfring befindet, trägt er auf dem rechten Oberarm. Diese Zeichen 
sind fester Bestandteil rechtsextremer Symbolik: der Totenkopf als Zeichen der SS, 
die »Odalrune« als Zeichen der Wiking-Jugend.'°® Am 26. August - drei Tage vor 
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der Tat - schrieb der später als Zeuge Aussagende an Dennis: »Die grundschule 
wird n asyl heim«, und fügte hinzu: »Ich bete drum das die abgefackelt wird«.'” 
Während der Ermittlungen, zwei Monate nach der Tat, sagte der Verteidiger 
von Dennis, dass dieser zwar eine »gewisse politische Einstellung, also rechte An- 
sichten [habe, Anm. d. V.], er sei aber kein Radikaler. Sein bester Freund ist Auslän- 


der«° 


. Romik M., Freund und Arbeitskollege von Dennis sowie Zeuge im Prozess, 
sagte, Dennis sei für ihn »wie ein kleiner Bruder«'", fremdenfeindliche Tendenzen 
habe er bei ihm nicht wahrgenommen. Romik stammt aus Armenien und wohnte 
früher selbst eine Zeit lang im Haus an der Hauptstraße 70."” 

Auch auf Saschas Handy fand man einschlägiges Bildmaterial — etwa ein Foto 
eines aus Flaschen zusammengestellten Hakenkreuzes, das er knapp zwei Wochen 
vor der Tat gespeichert hatte, sowie ein Bild, das Wehrmachtssoldaten gemeinsam 
»mit einem Farbigen« zeigt. Der Text dazu: »Hans, Helmut, Herrmann, Fritz und 
der neue Minensucher«"”. Mit Saskia tauschte sich Dennis über den Spracherwerb 
ihrer Kinder aus."* Sein Sohn, schrieb Dennis ihr per Whatsapp, habe ein neues 
Wort zu sagen gelernt, nämlich »Hitler«. Saskia antwortete ihm daraufhin, dass 
ihr Sohn bereits seit zwei Wochen »Sieg Heil« sagen könne. Das war zehn Tage vor 
dem Anschlag. Saskia veröffentlichte auf ihrem Facebook-Profil Losungen wie »Leg 
mir Steine in den Weg und ich schwör dir, ich werf sie dir in die Fresse«™. Nach 
außen habe sie unauffällig und mit ihren zwei Kindern eher zurückgezogen gelebt. 
Einer Nachbarin zufolge sei sie als »netter, unauffälliger Typ«"* in Erscheinung 
getreten. Und im Unterschied zu Sascha und Dennis besaß sie keine Vorstrafen. 

Dennis indes war bereits Anfang der 2000er Jahre in seiner Nachbarschaft mit 
dem Ausruf »Heil Hitler« aufgefallen." Auch gegen Sascha war bereits ein Straf- 
verfahren wegen Zeigens des Hitlergrußes und des Ausrufes »Heil Hitler« in der 
Öffentlichkeit geführt worden."? Bei Dennis zählte das Gericht zudem zwei un- 
eidliche Falschaussagen: eine davon in Tateinheit mit Beihilfe zum Betrug sowie 
vorsätzliche Trunkenheit im Verkehr, gefährliche Körperverletzung, vorsätzliche 
Körperverletzung, Sachbeschädigung und gemeinschaftlichen Diebstahl. Ab 2006 
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wurden gegen ihn Freiheitsstrafen zur Bewährung sowie Geldstrafen verhängt: ins- 
gesamt sieben Einträge. Beim sechs Jahre jüngeren Sascha finden sich ebenso vie- 
le registrierte Strafvorgänge: mehrere Sachbeschädigungen, davon eine mit Dieb- 
stahl verbunden, sowie eine Verurteilung wegen gemeinschaftlicher gefährlicher 
Körperverletzung zu einer sechsmonatigen Freiheitsstrafe, die jedoch zur Bewäh- 
rung ausgesetzt worden war. 

Überwiegend männlich, im Alter zwischen 18 und 35 Jahren, zwei von drei Tä- 
tern lebten im Schnitt in dem Ort, in dem die Tat begangen wurde, und seien be- 
reits zuvor strafrechtlich in Erscheinung getreten: So fasst das BKA die Täterprofile 
von Anschlägen auf Flüchtlingsunterkünfte zusammen."” Das Salzhemmendorfer 
Trio passt in diese Typologisierung. Und sie — die beiden jungen Männer - waren 
im Dorf bekannt. Sie trafen sich mit ihren Cliquen, die sich zeitweise überschnit- 
ten, die immer wieder auch Sport- und Feuerwehrvereinsmitglieder einschlossen, 
und verbrachten Zeit auf dem Parkplatz am Rewe, wo sie tranken und Musik hör- 
ten. Sie waren im Ortsbild präsent, bekannt und wurden toleriert. »Es war überall 
bekannt, dass er [Dennis, Anm. d. V.] rechte Ansichten hat, seitdem er Jugendlicher 
war, also das war überhaupt kein Geheimnis und das hätte er selbst auch jederzeit 
zugegeben«, berichtete uns eine Salzhemmendorferin. 


»Ich weiß nur, dass er [Dennis, Anm. d. V.] immer bei dieser Gesinnung geblie- 
ben ist und dass er sich auch oft mit Leuten getroffen hatte, zum Beispiel diesen 
[Name eines Lauensteiners, Anm. d. V.], die auch diese Gesinnung haben. Und da 
muss wohl auch einiges über Facebook gelaufen sein und zu diesem Sascha kann 
ich eigentlich wenig sagen [...]. Aber da hat er halt zum Beispiel auch über Face- 
book wohl geschrieben, sein Sohn könnte schon Hitler: sagen, der istja auch bei 
der Feuerwehr gewesen, der ist einfach dumm wie Brot, also, ich glaube, Brot ist 
intelligenter, also man muss nur zwei Sätze mitihm wechseln, dann weiß man das, 
dass der einfach nur überhaupt keine Ahnung hat, auch über Hintergründe oder 
sonst was.« (13) 
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In Bezug darauf, dass man die Täter und ihre Gesinnung im Ort offenkundig kann- 
te, wird darauf verwiesen, dass man die Flüchtlingsunterbringung in Salzhem- 
mendorf aufgrund des überaus großen Bürgerengagements, wie vielfach in den 
Interviews betont wurde, insgesamt sehr gut und einvernehmlich bewerkstelligt 
habe. Dies wurde offenkundig auch angeführt, um das formulierte Unverständnis 
ob des Anschlags zu unterlegen, um der Frage nach der Existenz Rechtsradikaler 
und deren allgemeiner Akzeptanz unmittelbar etwas entgegenzustellen. Gefragt 
wurde nach Rechtsradikalismus, geantwortet wurde mit dem Verweis auf das gro- 
ße Engagement für Flüchtlinge in der Kommune: Engagement bildet aus dieser 
Perspektive einen Konterpart zum Rechtsradikalismus - als könne Bürgerengage- 
ment eine Art kommunale Selbstimprägnierung bewirken. 


»Nein, da bin ich wirklich aus allen Wolken gefallen. Ich hatte es ja gesagt, wir 
haben vorher wirklich schon intensiv an diesem Thema [Flüchtlingsintegration, 
Anm. d. V.] gearbeitet. Wir hatten ganz viel Unterstützung vorher schon, Ehren- 
amtliche auch und Spenden und so weiter, das lief vorher schon alles. Dann ... es 
gibt hier kein ... Pegida, oder was damals war, gab es hier nicht. Es gibt hier auch 
nicht, dass auf dem Markt mal die NPD oder dass die hier irgendwann mal gestan- 
den hätten, also es gab auch keine politischen Strömungen oder hier im Gemein- 
derat oder so, gar nicht, also nichts, was irgendwo in die rechte Richtung sich dreht 
oder zeigt. [...] Ich hatte dann natürlich auch intensiv mit dem Staatsschutz zutun, 
die waren dann natürlich auch vor Ort, die haben dann auch nochmal gesagt, also 
in Salzhemmendorf: »Es gibt keine rechte Szene.« Natürlich gibt es einzelne Perso- 
nen, die diesem Gedankengut nachhängen, die vielleicht auch, oder die sind auch 
überregional organisiert, aber da gibt’s irgendwelche komischen Vereinigungen. 
»Der Dritte Weg« oder so. Da wohnt wohl einer von denen hier bei uns. In der Zeit 
danach hat man wohl dann auch so Aufkleber an Laternen plötzlich gesehen. Al- 
so, es gab dann auch so regelrechten Tourismus hierher, das hat man dann auch 
festgestellt [...]. Von daher war ich sehr verwundert, dass das jetzt plötzlich dann 
hier, ja bei uns aufschlägt. Vor allem, die [Flüchtlinge, Anm. d. V.] waren ja auch 
dezentral untergebracht, in einem ganz normalen Wohnhaus, also wenn es nur so 
ein überregional bekanntes Asylbewerberheim mit entsprechenden Problemen 
wäre ...« (11) 


Die Vorstellung davon, was eine »rechte Szene« ausmache und wie sich ihre aktive 
Präsenz in der Kommune zeige, woran sie sich erkennen lasse - auch das illustriert 
der obige Interviewausschnitt exemplarisch -, nahm sich in einer übergreifenden 
Deutung aus, wonach eine rechtsradikale Struktur nur dann existiere, wenn sie (im 
Ort und für die von uns Befragten) auch sichtbar in Erscheinung trete. Rechtsra- 
dikalismus habe sich öffentlich zu manifestieren und sodann wiederkehrend aus- 
zudrücken, um zu sein, präziser: Rechtsradikalismus muss den Raum der Privat- 
heit verlassen und in den von der Lokalöffentlichkeit sozial sanktionierten Bereich 
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eintreten, um benannt zu werden und Missbilligung zu erfahren. Der Bereich da- 
zwischen, als Feld von kollektiv teils verachteten, aber noch geduldeten oder gar 
gebilligten rechtsradikalen Ausdrucksweisen und Sagbarkeiten, erscheint breit - 
einhergehend mit recht antiquierten Vorstellungen von dem, was Rechtsradikalis- 
mus heute ist. 


»Ja, das sind dann so die Einstellungen, die dann auch mal so, was weiß ich, rech- 
te Lieder singen oder Böhse Onkelz hören oder was auch immer. Früher sah man 
das ja noch, wenn sie sich entsprechend gekleidet haben, das ist ja nicht mehr so. 
Man sieht es denen ja nicht mehr an. Und die, die den Brandanschlag da verur- 
sacht haben, ja, die waren ja ein Beispiel dafür. Und das istja auch keine Gruppe 
gewesen, sondern die haben sich da so reingesteigert wohl und ja, denen zeigen 
wir das jetzt mal, und hatten natürlich auch ordentlich einen geschüttet und so.« 


(l6) 


Als »wirklich rechts« beschrieb in diesem Zusammenhang eine Befragte die 
Ostkreisler-Gruppe und als »so richtig rechts« den Brandanschlag. Hier zeigt 
sich eine deutliche Ambivalenz in der Wahrnehmung, was als Rechtsradikalismus 
angesehen und - noch mehr - welche politischen Vorstellungen in welcher Weise 
problematisiert werden: Auf der einen Seite wird »rechts« externalisiert als etwas, 
das nicht zu Salzhemmendorf gehöre; auf der anderen Seite wird benannt, dass es 
sich um Leute handele, »die aus der Dorfgemeinschaft kamen« (16). Als Markierung 
der Grenze zwischen noch-toleriertem, vielleicht unkritisch hingenommenem, 
möglicherweise gar gutgeheißenem und akzeptiertem Handeln sowie Verhalten 
auf der einen und abgelehntem auf der anderen Seite kann das Einsetzen von 
Gewalt identifiziert werden - die wohl am deutlichsten nach außen gerichtete 
Handlung der Ablehnung, öffentlicher Ausdruck von Feindseligkeit. 

Folglich und zusammenfassend lässt sich sagen, dass eine Problematisierung 
von Rechtsradikalismus in der Öffentlichkeit sich erst dann vollzieht, wenn es sich 
zum einen um bereits identifizierte Außenseiter handelt - wie um den Mann, der 
auf der Demonstration den Hitlergruß zeigte -; zum anderen, wenn der Raum des 
Privaten verlassen wird, sich Rechtsradikalismus öffentlich zeigt. Doch selbst hier, 
also in der Öffentlichkeit, muss er provokativ in Erscheinung treten, als Störung 
des Alltags empfunden oder in Form von Gewalt zutage treten, um problematisiert 
zu werden. 


»Sicherlich steckte das irgendwie in den Köpfen drin, also die waren diesem Ge- 
dankengut nicht ganz abgetan, aber dann einen Mordanschlag oder Mord, ver- 
suchter Mord ist es dann ja gerichtlich festgelegt, das ist natürlich schon etwas ... 
also, was ich mir persönlich sowieso nie vorstellen kann. Ich meine, dass man sich 
vielleicht da mit einem Plakat hinstellt und da sagt: »Ausländer raus!«, istja eine 
Sache, aber versuchter Mord, das ist ja nochmal eine ganz andere Qualität. Also, 
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das ... hätten die Kinder nicht im anderen Zimmer gelegen, dann wäre das bei de- 
nen im Bett gelandet. Also, dann hätten ja Dinge passieren können, das darf man 
sich ja gar nicht vorstellen. Das ist ... ja, also von daher war ich völlig verwundert.« 


(m) 


Mit der Aussprache dessen, was war, und dass es sich dabei um rechtsradikales 
Gedankengut handele, tat man sich offenkundig teils schwer. Denn mit dem Span- 
nungsfeld zwischen Öffentlichkeit und Privatem geht ein Konflikt bestehend aus 
Nähe und Distanz bezüglich der Identifizierung dieser als »Problem« wahrgenom- 
menen Einstellungen einher - je nachdem, wie das Verhältnis dieses »Rechtsradi- 
kalismus« zur Bürgerschaft, die sich freilich als politische »Mitte« sieht, bestimmt 
wird. So hätte der Ausschluss des Einzelnen wohl auch die Abwertung bzw. die 
Herabsetzung der Ortsgemeinschaft bedeutet. Zumal uns das Erkennen potenziell 
gewalttätiger rechtsradikaler Haltungen im Sinne von »wirklich rechts« als schwie- 
rig geschildert wurde, weil dazu das Wissen fehle: 


»War halt sonst immer alles so weit weg irgendwie und jetzt auf einmal auf dem 
Dorf, in Salzhemmendorf, da ist denen erst mal vielleicht auch so bewusst gewor- 
den, was so richtig rechtsradikal, also radikal, so bedeutet. Und dann kommt es 
auch noch dazu, dass zumindest die beiden Jungs auch bekannt sind, auf dem 
Land kennen die sich alle untereinander, und dass auch niemand gedacht hätte, 
dass die zu so etwas fähig sind. Und das war ja dann auch, bei der Demo sind ja 
unheimlich viele Leute gekommen, ich würde mal sagen, halb oder dreiviertel von 
Salzhemmendorf sind auch gekommen, und es wurde dann viel auch diskutiert, 
so vorher wurde nicht diskutiert, so, wie konnte es dazu kommen, und dass die 
Leute sich auch selbst hinterfragt haben, wie sind wir eigentlich mit denen umge- 
gangen, wir haben gar nicht so viel Hintergrundwissen.« (13) 


Gesprächspartner äußerten, dass Salzhemmendorfer Verantwortungsträger aus 
der Gemeindepolitik und dem Vereinswesen über zu wenig Wissen über rechts- 
radikale Szenen und Strukturen verfügten. Auch daher existiere bei ihnen eine 
Haltung des Verschweigens und des Nicht-Ihematisierens. Diese verhindere aus 
Sorge vor einer Stigmatisierung des Ortes womöglich die unmittelbare Aus- 
handlung, auch den Konflikt mit den Trägern rechten Gedankengutes und ihrem 
familiären Umfeld vor Ort. 


»Aber das Thema an sich [Rechtsradikalismus, Anm. d. V.] wird nicht besonders 
ernst genommen, muss ich jetzt so sagen, gerade auch von den Politikern. Keiner 
möchte sagen: »Mein Ort ist irgendwie rechts angehaucht oder irgendwie haben 
wir da ein Problem mit.< Das würde so keiner zugeben, oder viele wissen es auch 
nicht, die sind so weit weg davon, gerade aus dem Jugendbereich, dass sie das 
nicht so mitbekommen oder auch gar nicht wissen.« (13) 
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Überdies verwiesen Gesprächspartner auf ein hohes Maß an Toleranz gegenüber 
rechtsradikalen Äußerungen, die vor Ort geläufig seien und gepflegt würden; dies 
verdeutlichten sie anhand einer lokal verfestigten antisemitischen Zuschreibung: 


»Viele Sachen sind für die [Politiker, Anm. d. V.] so normal, dass das für sie gar 
nicht mehr auffällt. [...] ist ein Ortsteil von Salzhemmendorf, da ist einer, bei der 
SPD sitzt der im Rat, ja, der hat einen Kiosk, den nennen die seit zwanzig Jahren 
nur»>der Jude«. Das ist aber so in denen drin, als ich das das erste Mal gehört habe, 
habe ich gesagt: Warum nennen die ihn denn »den Juden? Ja, wegen der Preise da 
mit dem Kiosk, und das ist bei denen so in Fleisch und Blut übergegangen ...« (13) 


Womöglich waren Gemeindeverwaltung, Politik und Vereine vor Ort sowie die 
meisten Einwohner Salzhemmendorfs schlichtweg froh darüber, dass die (innere) 
Dynamik des Ereignisses schlagartig nach der Festnahme der Täter und der Täte- 
rin nachließ und wieder, jedenfalls bis zum Prozessbeginn, Ruhe einkehren und 
sich Normalität ausbreiten konnte. Die Abarbeitung des Anschlags konnte rasch 
für abgeschlossen, die Aufarbeitung, mit der immer auch eine Neuaufnahme einer 
Konfliktdynamik einhergehen würde, für beendet erklärt werden. Pessimistisch 
äußerte sich einer unserer Interviewpartner, ob den ursächlichen Momenten 
überhaupt entgegengetreten werden könne, da eine grundsätzliche Streit- und 
Konfliktbereitschaft nicht gegeben sei: 


»... über diesen Teil des Landkreises Hameln-Pyrmont, der eben politisch nicht so 
fortgeschritten ist wie etwa in Hameln. Ja, mir tut das immer leid, diese Orte, die 
Politiker geben sich da wirklich Mühe, aber ich weiß nicht, ob sie wirklich in diese 
Kreise hineinreichen. [..] Ob der [Bürgermeister von Salzhemmendorf, Anm. d. V.] 
diese Konfliktfähigkeit hat, auf diese Leute zuzugehen und denen mal wirklich 
kritisch seine Meinung zu sagen. Das ist ein Mann voller guten Willens, aber an 
der Stelle vermutlich auch ein bisschen zu weich, fürchte ich. Ja, man darf so einen 
Landkreis nicht abschreiben.« (17) 


Die Verortung des Trios in Strukturen und Gruppierungen, die vorgenommenen 
Zuschreibungen und Bezeichnungen, haben sich in der Zeit zwischen dem Brand- 
anschlag und der Urteilsverkündung im März 2016 rasant entwickelt und fielen 
überaus buntscheckig aus. War seitens lokalpolitischer Akteure in Abrede gestellt 
worden, dass »rechte Szenen« in der Region existierten, kam die Rede - vor allem 
in Medienveröffentlichungen - auf »Freizeitfaschos«'”° und »kleinlaute Dorfna- 
zis«™, nahm das Gericht in seiner abschließenden Sitzung eine Gleichsetzung des 
Trios mit bewaffneten, zutiefst rassistischen, organisiert mordenden Zellen und 
Gruppierungen vor, die Andersdenkende und -glaubende bekriegten. Tendenziell 


120 Gude: Feuer im Kinderzimmer. 
121 Wyputta, Andreas: Kleinlaute Dorfnazis, in: taz, 19.02.2016. 
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mögen verharmlosende genauso wie überspitzte Einordnungen den (politischen 
und damit auch medialen) Turbulenzen geschuldet sein, die das Bekanntwerden 
und den Umgang mit einem fremdenfeindlichen Verbrechen in ohnehin bereits 
gesellschaftlich polarisierten Zeiten auslösen. Sie überlagerten teils die Debatte 
und die Problematisierung realer Bezüge der Täter und der Täterin zum organi- 
sierten Rechtsradikalismus, deren Einflechtung in und Verbindungen zu lokalen 
Akteursgruppen der politischen Mitte des Ortes, der Zivilgesellschaft, sowie re- 
gionaler Verdichtungsräume rechtsradikaler Szene-Strukturen in der Region mit 
ihrer Geschichte und ihrer Gegenwart. 

Vor dem Hintergrund dieser Zuschreibungslage erhalten die Aussagen der von 
uns befragten Salzhemmendorfer Kontur. Sie unterschieden sich beispielsweise 
von den Verharmlosungen des Rechtsterrorismus der »Gruppe Freital«, welche 
Freitaler Bürger und Politiker äußerten (»Lausbuben«, »übertrieben«, »rechts sind 
die nicht)? 


teils gar nicht erst anerkannte und dies öffentlich kundgetan werden konnte, 


. Während man in der sächsischen Kreisstadt die Taten als solche 


war dergleichen in Salzhemmendorf nicht zu vernehmen. Man erkannte dort den 
Mordanschlag an, äußerte sich schockiert, war sodann jedoch darum bemüht, 
rasch zu einem Normalzustand zurückzukehren. Dies geschah auch über Rela- 
tivierungen; so einte die von uns Befragten beispielsweise, dass von »Dennis« 
und »Sascha«, aber deutlich seltener von »den Tätern« die Rede war. Auch war in 
Hintergrundgesprächen im Ort vernehmbar, wie auf den Bereich des Irrationalen 
und per se Unerklärlichen verwiesen wurde, dass das Trio in dieser Nacht »irre 
geworden« und »durchgeknallt« sei. Sehr vereinfacht lässt sich somit zusammen- 
fassen: Freital hat sich kaum bis gar nicht vom rechten Terror in der eigenen 
Stadt aus der Balance bringen lassen; Salzhemmendorf war bemüht, ebendiese 
möglichst rasch wieder zu erlangen. 


3.6 Die dörflichen Vereine als »Sammelpunkte rechter Ideen«? 


An dieser Stelle soll der sächsisch-niedersächsische Vergleich nicht überstrapaziert 
werden; aber was die beiden Orte sicherlich deutlich voneinander unterscheidet, 
sind die Bedeutung und das lokale Gewicht des zivilgesellschaftlichen Sektors, der 
in Salzhemmendorf - über Jahrzehnte gewachsen und gepflegt - eine exponierte 
Rolle im Gemeindeleben einnimmt: als bürgerschaftlicher Träger, ressourcenstar- 
ker Produzent gelebter Gemeinschaft und - darüber wurde oben bereits informiert 
- auch als Ersatz verlorener politischer Gestaltungskapazitäten. 


122 Zit. nach ARD-Panorama vom 14.12.2017: »Lausbuben«: Wie man in Freital Terroristen 
verharmlost, Manuskript des Beitrages, URL: https://daserste.ndr.de/panorama/archiv/2017/ 
panorama8182.pdf [eingesehen am 22.05.2018]. 
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Kurzum: Die selbst zugeschriebene Bedeutung und die von außen erfahrene 
Wertschätzung des Engagements der Vereine sind überaus hoch. Für unerklärbar 
hielt man vor diesem Hintergrund, dass einer der Täter aktives Mitglied der Salz- 
hemmendorfer Feuerwehr gewesen war und sogar an den Löscharbeiten nach dem 


123 verurteilt wur- 


von ihm mit verursachten Brand teilnahm - was »aufs Schärfste« 
de, wie es in einer gemeinsamen Presseerklärung des Fleckens Salzhemmendorf 
und der Gemeindefeuerwehr hieß. Die Feuerwehrleute seien in kürzester Zeit am 
Einsatzort gewesen und hätten sich auf der anschließenden Demonstration ein- 
deutig und »mit großer Präsenz für gute Nachbarschaft, gelebte Willkommens- 
kultur und gegen Fremdenfeindlichkeit positioniert«'”*, hieß es in dem Schreiben 
weiter. 

Zur Kundgebung nach dem Anschlag erschienen die Feuerwehrleute vollzählig, 
nur Sascha fehlte. Er war bereits fünf Jahre zuvor aus der Feuerwehr ausgetreten, 
nachdem er strafrechtlich auffällig geworden war. 2013 habe er um eine erneu- 
te Aufnahme gebeten. Um ihm eine zweite Chance zu geben und auch »wegen der 


25, sei ihm diese gewährt worden." Der stell- 


integrativen Aufgabe der Feuerwehr« 
vertretende Ortsbrandmeister sprach zwar von einer riesengroßen Enttäuschung, 
dass einer der Täter aus den eigenen Reihen stamme, stellte aber während eines 
Pressetermins heraus, dass man im Vorfeld des Anschlages keinerlei rechtsradika- 
le Tendenzen in der Ortsfeuerwehr habe erkennen können. Hätte man derartige 
Entwicklungen ausgemacht, wäre man entschieden dagegen vorgegangen.” Hin- 
gegen erläuterte der Kreisbrandmeister, dass man zwar nicht in die Köpfe hinein- 
schauen könne, er aber künftig in der Ausbildung von Führungskräften verstärkt 
auf die Erkennung rechtsradikaler Tendenzen innerhalb der Feuerwehr Wert le- 
gen wolle.”’ Aber »[alls Normalbürger«, führt er aus, »nimmt man die Zeichen der 
Rechten gar nicht wahr«.'” 

Dass zumindest einigen die politische Gesinnung ihres Kameraden gut be- 
kannt gewesen war, erfuhr man wenig später.'”° Und mehr noch: Auch andere Mit- 
glieder der Ortsfeuerwehr sollen auf Facebook Bands mit »Gefällt mir« markiert ha- 
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ben, die dem rechtsradikalen Spektrum zuzurechnen sind." Dazu gehörte auch 


der Jugendwart der Feuerwehr, der ebenfalls auf Facebook »mit einem bekannten 


123 OV.: Feuerwehr und Flecken verurteilen Anschlag aufs Schärfste, in: Deister- und Weser- 
Zeitung, 31.08.2015. 

124 Ebd. 

125 Flade, Florian: Feuerwehrmann am Anschlag auf Heim beteiligt, in: Die Welt, 01.09.2018. 

126 Dazu vgl. auch Schaper: Rechte Tendenzen frühzeitig erkennen. 

127 Siehe oV.: »Keine rechtsextremen Tendenzen erkennbar!«, in: Deister- und Weser-Zeitung, 
31.08.2015. 

128 Vgl. ebd. 

129 Zit. nach Schaper: Rechte Tendenzen frühzeitig erkennen. 

130 Vgl. Schaper: Neonazis und Vereine. 

131 Vgl. Schaper: Rechte Tendenzen frühzeitig erkennen. 
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örtlichen Neonazi befreundet war«”* - gemeint war offenkundig oben genann- 
ter Mann, der auf der Demonstration einen Hitlergruß gezeigt haben soll und der 
zudem mindestens mit einem der Täter befreundet war. Der Jugendwart hatte zu- 
dem diverse Rechtsrock-Bands »geliked«. Auch der NPD und dem Hamelner PE- 
GIDA-Ableger hatte er auf diese Weise Sympathie bekundet, wie in den Medien 
berichtet wurde.'?? Am 2. September 2015 musste er mit sofortiger Wirkung von 
seinem Amt zurücktreten. Der Ortsbrandmeister erklärte dazu: »Er bestätigt diese 
Likes, aber er distanziert sich von ihnen, deshalb hat er sie gelöscht.«'”* Um Scha- 
den von der Feuerwehr abzuwenden, sei er demissioniert. Von seinem NPD-Like 
habe die Feuerwehr nichts gewusst; die »rechten Tendenzen«, wie der Ortsbrand- 
meister gegenüber der Lokalzeitung bekundete, hätten während der Arbeit keine 
Rolle gespielt: »Ich stehe weiter hinter der Arbeit, die er für die Feuerwehr geleistet 
hat.« Auch der Bürgermeister sei mit dem Jugendwehrleiter zufrieden gewesen, 
habe sich nun aber gezwungen gesehen, ihm den Rücktritt nahezulegen: »Jugend- 
arbeit ist besonders sensibel, so etwas lässt sich gegenüber den Eltern nicht mehr 


verantworten.«”° 


Ein Lokalpolitiker sagte im Gespräch, man habe der Politik »sehr 
ans Herz gelegt« den Jugendwart zum Rücktritt zu bewegen, auch um ihn aus »der 
Schusslinie« zu nehmen (I1). 

Die Problematisierung von Rechtsradikalismus und die Reflexion der eigenen 
Rolle fanden demzufolge erst nach dem öffentlichen Bekanntwerden statt. Dabei 
wurde die Grenzüberschreitung erst durch die Öffentlichkeit zu einer solchen und 
hätte sich ohne den Anschlag wohl gar nicht erst entwickelt. Umfassend fiel die 
Infragestellung der eigenen Strukturen allerdings nicht aus. Vielmehr gerieten die 
Protagonisten der Öffentlichkeit schlechthin, die Medien, für ihre Arbeit in die 


Kritik: 


»Facebook-Account, istja alles öffentlich, dadenktja auch kein Mensch dran, und 
dann wurde dajeder Like, wurde dann, ja, der hat mal, was hat er denn, ich glaube 
AfD oder Pegida dabei, AfD glaube ich, also nichts Verbotenes, aber es wurde dann 
alles negativ ausgelegt. Und gerade dann auch mit seiner Position als Jugendleiter, 
war es dann natürlich besonders schwierig. Dann kam natürlich der Verdacht auf, 
dass dann gleich die Kinder und Jugendlichen indoktriniert werden.« 
Interviewer: »In Ihren Augen ungerecht?« 

»Ja, natürlich stehe ich jetzt auch nicht bei jedem Dienst daneben, aber die 
Ortsbrandmeister und alle die dabei waren, haben mir versichert, dass dort nicht 


132 OV.: Jugendwart stürzt über NPD-Bekenntnis, in: Deister- und Weser-Zeitung, 02.09.2015; vgl. 
oV.: Jugendwart tritt zurück, in: Frankfurter Neue Presse, 04.09.2015. 

133 Siehe 0.V.: Wegen rechter Hetze abgezogen, in: Nürnberger Nachrichten, 04.09.2015. 

134 Zit. nach ebd. 

135 Zit. nach ebd. 

136 Zit. nach ebd. 
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so was Entsprechendes passiert. Und als der Jugendleiter dann seinen Rücktritt 
erklärt hat und die Jugendlichen angefangen haben zu weinen, also, ich glaube 
schon, es war ein besonderes Verhältnis zwischen denen und er hat das auch mit 
viel Engagement gut gemacht. Seine Mutter war dann noch mal bei mir, das war 
schon auch interessant. Er hat ein paar Monate vorher eine Medaille gekriegt, Hel- 
fermedaille, [...] beim Elbehochwasser war er im Einsatz, hat dort geholfen, ja, so. 
Was istdas Dingjetzt wert? [...] dann ister plötzlich der Böse, der dort, .. fragt dann 
kein Mensch mehr nach, was da tiefer hintersteckt. Es war schon, es ging ihm auch 
sehr an die Nieren. Man engagiert sich dann, opfert seine Freizeit, alles ehrenamt- 
lich, und dann so was.« (l1) 


Der Jugendwehrleiter trat also zurück, blieb aber Mitglied.” Einem lokalen Fern- 
sehsender erläuterte der Ortsbrandmeister seine Sichtweise auf den Fall: 


»Die Feuerwehr ist ein sozialer Schmelztiegel, in dem natürlich sämtliche politi- 
sche Richtungen vorhanden sind. Abereins muss ganz klargestelltwerden: Eswird 
keinerlei Art von Extremismus und Radikalismus, egal in welche politische Rich- 
tung, toleriert. Und dastolerieren auch die Kameraden nicht. Das heißt, da ist auch 
so eine Art Eigenfunktion. Die Kameraden achten da selbst drauf. Von daher: Es ist 
uns nie aufgefallen.«'*® 


Wer die Äußerungen der Feuerwehr im Zuge der Ereignisse rekapituliert, erhält ein 
gebrochenes Bild: Die Ortsfeuerwehr sieht sich selbst als Querschnitt der Gesell- 
schaft, beheimate jedoch in der Eigenwahrnehmung kein rechtsradikales Gedan- 
kengut. Dass »Extremismus und Radikalismus« in der Feuerwehr nicht erkannt 
wurden, die »Eigenfunktion« offenkundig versagt hat, wird als Beleg dafür ange- 
führt, dass es ihn nicht gegeben habe bzw. er (vor den Kameraden) geheim gehalten 
worden sei. Dass die Feuerwehr einen starken Rückhalt seitens der Lokalpolitik und 
der Bürger Salzhemmendorfs erfahre,” wird als Beweis vorgebracht, der gemä- 
ßigten Mitte anzugehören, womit eine gegenseitige Versicherung der »politischen 
Reinheit« ausgesprochen wird. 

Auch wenn bei den öffentlichen Äußerungen die Furcht vor Stigmatisierung 
eine Rolle gespielt haben mag, wie uns unsere Gesprächspartner mitteilten und 
dabei auch auf mediale Unerfahrenheit verwiesen, erscheint die zivilgesellschaft- 
liche Akteurin Feuerwehr mit ihren inhärenten Ambivalenzen unzureichend pro- 
blematisiert. Retten, löschen, bergen, schützen, Gemeinschaft stiften, Sinn pro- 
duzieren: Dafür stehen die Ortswehren - in ländlichen Gebieten sicher noch viel 


137 Siehe Schaper: Rechte Tendenzen frühzeitig erkennen. 

138 Zit. nach WB Nachrichten: Brandanschlag: Tatverdächtiger hat als Feuerwehrmann ge- 
löscht, 31.08.2015, URL: https://www.youtube.com/watch?’v=WaY4pJPJX90 [eingesehen am 
22.01.2018]. 
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stärker als in städtischen. Doch sind sie - wie andere Vereine und sonstige zivil- 
gesellschaftliche Zusammenschlüsse auch - nicht per se und nicht ausschließlich 
Träger des Guten und der Zivilität. Sie sind mit ihrem inklusiven Anspruch im- 
mer auch strukturell offen und attraktiv für solches Denken und Handeln, das ein 
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Projekt der Exklusion voranzutreiben gewillt ist.'*° Eine entsprechende Vereinfa- 


chung nahm die Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung vor: »Auch Neonazis können 


angeln, Kinder haben oder bei der Feuerwehr sein.«'* 


Daher könnten Vorträge 
über rechtsradikale Unterwanderungsversuche, wie sie das Führungspersonal der 
Feuerwehren des Landkreises nach den Ereignissen von Salzhemmendorf hörte,” 
in der Tat eine Perspektivverengung auf lediglich einen Teilaspekt darstellen. Mag 
sein, dass von außen unterwandert wird, doch steht dies wohl nicht hinter dem 
zurück, was man selbst im Inneren bereits beherbergt und gar kameradschaftlich 
beschützt. Jemand, der viel in der Region unterwegs ist, dort auch lebt, sagte uns 


im Gespräch: 


»Und das ist einfach auch die Spitze eines Eisbergs. Ich persönlich denke immer, 
in den dörflichen Vereinen ist immer noch so ein Sammelpunkt rechter Ideen. Es 
sind nicht zuletzt auch die Feuerwehrvereine, die Feuerwehrjugend. So was darf 
ich gar nicht laut sagen. [Dann werden viele, Anm. d. V.] gleich wütend: Nein, das 
geht nicht. Das ist denen natürlich eine heilige Kuh, die Feuerwehr, die freiwilli- 
ge Feuerwehr und auch die Jugendfeuerwehr. Aber da finden wir sicherlich Reste 
solchen Denkens. Und im Ostkreis, der so ein bisschen abgehängt ist, der wirklich 
Mühe hat voranzukommen, da ist das besonders stark.« (17) 


Dass Feuerwehrkulturen sozial und kulturell Abgeschlossenheit hervorbringen, re- 
sümierte auch die Geschlechterforscherin Ilona Horwath; ihre Studienergebnisse 
fasste sie wie folgt zusammen: »Weiße, heterosexuelle Männer aus der Arbeiter- 
schicht stellen dort die Mehrheit dar und prägen das Bild des typischen Feuerwehr- 
mannes. Die Aufrechterhaltung des Ideals beeinflusst die Chancen auf soziale und 
kulturelle Integration.«'* In den Interviews - zumal mit Verantwortungsträgern 
aus Politik, Vereinen und Verwaltung - war indes ein deutliches Abwehrmoment 


140 Zur Konzeption des Rechtsextremismusals»politisches Projekt der Exklusion«erhellend Brod- 
korb, Mathias: Metamorphosen von rechts. Eine Einführung in Strategie und Ideologie des mo- 
dernen Rechtsextremismus, Münster 2003, S. 23. 

141 Eppelsheim, Philip/Freidel, Morten: Wer zündet Flüchtlingsheime an?, in: Frankfurter Allge- 
meine Sonntagszeitung, 10.07.2016. 

142 Siehe Schaper: Neonazis und Vereine. 

143 Zit. nach Reckendorf, Nina: Innovation durch Vielfalt, Pressemitteilung der Universität Pa- 
derborn vom 12.03.2018, URL: https://www.uni-paderborn.de/en/nachricht/88515/ [eingese- 
hen am 09.01.2019]; vgl. auch o.V.: Löschen und Lesen, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 
09.01.2019; mit Blick auf Österreich vgl. Horwath, Ilona: Gleichstellung im Feuerwehrwesen. 
»Gut Wehr!« und die HeldInnen von heute, Wiesbaden 2013. 
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gegen Kritik festzustellen, die aus Perspektive unserer Gesprächspartner pauschal 
daherkomme und die Feuerwehr - und damit den Ort selbst - in Misskredit brin- 
ge. Man sah sich im Kreuzfeuer, gab an, mit einer Medienkampagne konfrontiert 
gewesen zu sein: 


»Dann kam da sogar ... ja überregionale Presse, sowieso deutschlandweit. RTL und 
alle möglichen. Das war die nächsten Tage ... etwas ruhiger, bis irgendwann fest- 
gestelltwurde, dass der eine Attentäter in der Freiwilligen Feuerwehr war ... plötz- 
lich hat das einen ganz komischen Drall gekriegt, dann gingen alle drauf los, dann 
mussteja das Schlechte gesucht werden. Also stand die Feuerwehr plötzlich unter 
Generalverdacht, dass dort also ein Hort des Nationalsozialismus und des rech- 
ten Gedankenguts, das plötzlich war. Also das war natürlich dann wirklich grenz- 
wertig, dann hat man sich dort, den Jugendleiter rausgepickt, der auch irgendwo 
auf seiner Facebook-Seite mal irgendwas in der Art ... irgendwelche Musikgrup- 
pen geliked hat, das wurde ihm dann zum Verhängnis. Das lief dann so weit, bis 
er wirklich aus der Feuerwehr austreten musste, sonst wäre der ganze .. ja dieser 
Generalverdacht dann nie aus der Welt gekommen. Also, es war wirklich, es war 
dann schlimm, dass plötzlich alles so sich auf die Feuerwehrleute konzentrierte, 
und also da die Kameraden einigermaßen ruhig zu halten, das war schon eine sehr 
schwierige Aufgabe. [...] die machen das freiwillig, die opfern ihre Freizeit, die ha- 
ben dort in der Nacht gelöscht ... haben zugesehen, dass nichts Schlimmeres pas- 
siert, und eine Woche später wurden die sozusagen ans Kreuz genagelt, unter Ge- 
neralverdacht gestellt. Also das war schon ... bemerkenswert. [...] als sie sich auf 
die Feuerwehr eingeschossen hatten. [...] da wurde dann alles umgedreht. [...] Ja, 
das war hauptsächlich die örtliche Presse, die sich dann auch noch so ein bisschen 
mit der regionalen, also mit der hannoverschen zusammengetan hat und dann, es 
istja auch ein Phänomen, [...] also erst der große Hype [...], die Feuerwehr hat ge- 
löscht, große Demonstration, aber da muss ja irgendwas Schlechtes sein, ja, der 
Attentäter war ein Feuerwehrmann, wird das da vielleicht sogar vorgelebt oder 
gemacht oder anerzogen. Es kann nicht einfach nur gut sein, es muss auch irgend- 
wo noch etwas Schlechtes sein. Man kann im Grunde genommen darauf warten. 
Es ist komischerweise bei allen Geschichten so, bei den Positiven, es wird dann 
irgendwie versucht, das ins Negative zu kippen.« (l1) 


12 wiederum beschrieb es als einen »Balanceakt«, sich auf der einen Seite vor die 
Feuerwehr zu stellen - er sah die kommunalen Vertreter dazu in der Verantwortung 
- und auf der anderen Seite aber auch gegen Rechtsradikalismus innerhalb der 
Feuerwehren vorzugehen: 


»Also, weil ich und auch viele andere immer bekräftigt haben, dass wir fern, fern 
davon sind, die Feuerwehr irgendwie pauschal zu verurteilen, weil der Täter letzt- 
lich genauso aus dem öffentlichen Dienst hätte kommen können oder von jedem 
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beliebigen Betrieb. Nur das muss man eben immer wieder unterstreichen, weil es 
zunächst immer so eine Befürchtung gibt, dass man da jetzt in so ein schiefes An- 
sehen kommt. Ich glaube, dass so eine Maßnahme [ein Programm gegen Rechts- 
radikalismus, Anm. d. V.] gut ist, weil das eben genau zeigt, dass es auch anders- 
herum geht. Ich finde auch generell, dass die Feuerwehr landesweit es gut macht. 
Die Jugendfeuerwehr hat schon vor Jahren ein sehr aktives Projekt gegen Rechts- 
radikalismus gestartet und ist da ziemlich deutlich unterwegs und auch markant 
unterwegs. Das finde ich sehr gut. Die Akzeptanz war schon da, aber es ist halt im- 
mer so ein Balanceakt, dass man jetzt nicht irgendwie den Eindruck erweckt, dass 
man die Feuerwehr da vorverurteilen würde. Das wäre auch falsch. Dafür gibt es 
auch keinen Anlass.« (12) 


3.7 Deutungen 
Einzeltäter-These und Machtlosigkeit 


Als eine Form der Deutung stach bei den von uns Befragten die Einzeltäter- oder 
Einzelfall-These hervor. Man interpretierte die Tat als Individualakt - was nicht 
bloß mit der bereits deutlich gewordenen Sichtweise der Lokalpolitiker von ei- 
ner im Kern guten und vor allem nicht-rechtsradikalen Feuerwehr zusammen- 
geht, sondern auch umfassend entschuldet. Dem spontanen Handeln Einzelner, 
die Ungeheuerliches vollbringen, stehe man machtlos gegenüber. Folglich könne 
man vorab keine Zeichen und Hinweise erkannt haben, weil es sie schlichtweg in 
dieser Form nicht gegeben habe. Die folgenden Interviewausschnitte zeigen diese 
Deutung exemplarisch: 


»Vorher hat man ja immer weiter in den Osten geguckt und gesagt: »>Oh Mann, 
was machen die da<, und es wurde einem dann ziemlich schnell bewusst, dass das 
durchaus auch hier passieren kann, dass man an dem Themaarbeiten muss, wahr- 
scheinlich noch mehr als wir es schon vorher gemacht haben, aber im Grunde auch 
eine gewisse Ohnmacht, wenn es denn irgendjemandem in den Kopf kommt, man 
kann es einfach auch nicht aufhalten, man kann vieles vorher machen, vieles ver- 
suchen, aber man kann solche Dinge letztlich nie ganz ausschließen.« (1) 


Unterlassen wurde eine explizite Verknüpfung mit anderen »Einzelfällen«, die 
zwar keine Gewalt gegen Personen beinhalten, sich jedoch zweifelsohne als 
rechtsradikal bezeichnen lassen: 


»Also, es gab mal ganz entfernt, fragen Sie mich nicht wie oft, also, es gab mal 
Schmierereien mit Hakenkreuzen oder so was. Inwieweit das jetzt ein Böse- 
Jungen-Streich war, Dumme-Jungen-Streich oder ernst gemeint, das weiß ich 
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nicht, aber das sind eben auch die Situationen, wo wir ja auch gehalten sind, 
immer den Staatsschutz einzuschalten, das liegt auch bei denen vor, das kommt 
bei denen mit in die große Akte, um sich ein Bild von dem Ort zumachen. Kommt 
so was gehäuft in einem Ort vor, sage ich mal, und dann vielleicht noch ein biss- 
chen mehr als nur Schmierereien, lässt das ja ahnen, dass da ja Menschen sind, 
wo vielleicht ein bisschen mehr hinter steckt, die vielleicht auch organisiert sind. 
Also, so was gab es natürlich vereinzelt, schlimm genug, dass man natürlich sagen 
muss, gibt es aber vermutlich in jedem Ort mal, aber nicht irgendwie gehäuft 
oder regelmäßig oder, also das wirklich nicht. Das waren wirklich Einzelfälle in 
den letzten zwanzig Jahren.« (1) 


Vereine und Lokalpolitik haben sich auf die Sicherheits- und Ermittlungsbehörden 
verlassen, den Zusammenhängen nachzugehen und ihnen grundlegend zu begeg- 
nen statt bloß punktuell im Einzelfallmodus. Selbst aktiver aufzutreten, erschien 
ihnen unmöglich. Auch habe man unter Umständen das Phänomen Rechtsradika- 
lismus unterschätzt, nicht sehen wollen, wie im Gespräch mit einer Person, die 
nicht in Vereinen oder der Lokalpolitik Salzhemmendorfs aktiv ist, deutlich wird: 


»Das war schon total heftig, da waren wir schon fassungslos und ja, dass das jetzt 
irgendwie ein rechter Anschlag war, klar, hätte ich jetzt da nicht in Salzhemmen- 
dorf mit gerechnet und auch nicht mit den Tätern, aber dass viele so fassungslos 
waren, dass da schon auch richtig Rechte sind in Salzhemmendorf, das war vie- 
len nicht so klar und das hat mich jetzt nicht gewundert, also das wusste ich halt. 
[Schon früher hatte es über das Verhalten eines Täters im Ort geheißen, Anm. d. 
V.], das war jetzt eine Einzelaktion, meinten viele, und das hat gar nichts mit Salz- 
hemmendorfzutun, daswarjetztalso nochnichtso, dass gesagt wurde, speziell in 
Salzhemmendorf müsste man mal gucken, mal so ein bisschen Aufklärung betrei- 
ben. Also außer durch diese Kaffeeaktion, wo viele Mitbürger sich gesagt haben, 
wir unterstützen jetzt die Flüchtlingsfamilien.« (13) 


Interessanterweise fokussiert auch diese Kritik an den lokalen Eliten Salzhemmen- 
dorfs auf eine unzureichend geglückte Aufklärungsarbeit hinsichtlich der Flücht- 
lingsunterbringung und nicht auf das Phänomen Rechtsradikalismus, das - ba- 
nalerweise - mehr umspannt als eine rigide Ablehnung geflüchteter Menschen. 
Dabei bleibt es allerdings nicht. Ausgebreitet wird zudem die Ansicht, dass die im 
Ort engagierten Politiker, die den Alltag Salzhemmendorfs so aktiv gestalten, ja 
dominieren würden, sich von den sozialen Schichten im Ort, in denen rechtsra- 
dikales Gedankengut vor allem kursiere, entkoppelt hätten. Man sei nicht mehr in 
der Lage, Rechtsradikalismus zu erkennen, lautete der Vorwurf: 


»Man sieht das Problem ja nicht unbedingt, [...] halt im Rat, in der Ratssitzung, 
da waren viele ganz erstaunt, zum Beispiel über den Drogenkonsum, dass das ein 
Problem ist auf dem Land. Das haben die überhaupt nicht mitbekommen oder 
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auch mit rechten Tendenzen, also wir hatten dann oft Politiker oder auch Bürger- 
meister, wie auch immer, die kommen aus so heilen Familien, auch wenn die Kin- 
der haben, die Kinder machen mit 18 ihr Abi, da ist alles super gelaufen, dann stu- 
dieren die, die haben mit diesen Problemen nie etwas zu tun gehabt irgendwie, 
dann war da immer alles hervorragend und die waren dann total erschrocken [...] 
und die sind dann teilweise aus allen Wolken gefallen. Oder viele, die auch ein- 
fach ein bisschen gutgläubig und naiv sind so. Die einfach so sind, ach, das sind 
doch Vereinzelte. Ich kenne doch die meisten hier, das sind alles doch Nette, das 
so, aber wie gesagt, nicht jeder erlebt die Leute abends, wenn sie sich einen trin- 
ken oder wenn sie so ungezwungener sind. Es istja auch nicht unbedingt so, dass, 
wenn ein Ratsherr da ist oder der Bürgermeister, dass da solche Sprüche fallen.« 


(13) 


In der Tat gingen unsere Gesprächspartner aus Politik und Verwaltung weniger auf 
den Nahbereich als auf externe Einflüsse ein. Das Großthema »Flüchtlingskrise«, 
die politische Großwetterlage mithin, diente den von uns Befragten als eine weitere 
Erklärung unter anderen, um den Anschlag einzuordnen. 


Die »Großwetterlage« als Entschuldungsmuster 


»Ja, ich glaube, das war einfach auch die Großwetterlage, es gab dortja schon ver- 
schiedene Anschläge — meist im Osten in der Zeit- und das wurde ja so über die 
sozialen Medien, oder die Medien überhaupt, sehr breitgetreten und dann haben 
die dann in ihrem Suff, sag ich mal ... sind die wohl auf die Idee gekommen, das 
auch mal zu machen.« (11) 


Tatsächlich geschah der Brandanschlag im Kontext der »Flüchtlingskrise«, in deren 
Verlauf sich mit der AfD eine neue politische Partei bundesweit etablieren konnte 
- im Herbst 2017 zog sie als drittstärkste Kraft in den Bundestag ein.'** Für die 
Vorgänge in Salzhemmendorf ist die »Flüchtlingskrise« insofern von Bedeutung, 
als sie Bezugspunkt (für die Täter) und Hintergrundfolie allen Akteurshandelns war 
und überdies in unseren Interviews als Erklärung für die Tat angeführt wurde. Be- 
reits ein Blick auf die Meldungen der Zwanzig-Uhr-»Tagesschau« vom Freitag, 28. 
August 2015, zeigt die thematische Virulenz und scheinbare Allgegenwärtigkeit, 
welche »die Flüchtlingsproblematik« mit ihren vielfältigen Implikationen im Som- 
mer 2015 hatte. Erstes Thema der Nachrichten seinerzeit: 71 Flüchtlinge wurden 
in einem Lastwagen an der Autobahn 4 im österreichischen Burgenland tot auf- 
gefunden. Zweite Meldung: mindestens 200 Flüchtlinge vor der Küste Libyens er- 
trunken. Dritter Bericht: Brandanschlag auf Flüchtlingsunterkunft im niedersäch- 


144 Vgl. Geiges, Lars: Wie die AfD im Kontext der »Flüchtlingskrise« mobilisierte, in: Zeitschrift für 
Politikwissenschaft, Bd. 28 (2018), H. 1, S. 49-69. 
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sischen Salzhemmendorf samt Bildern der Demonstration. Vierter Beitrag: Will- 
kommenstfest für Flüchtlinge in Heidenau. Fünfte Meldung: NPD-Verbotsverfahren 
nach Krawallen in Heidenau. Sechster Beitrag: Musikfestival für Demokratie und 
Toleranz in Jamel.'* 

Insbesondere die Vorgänge im sächsischen Heidenau hatten die Schlagzeilen 
der vergangenen Tage bestimmt. Am 21. August 2015 war es in der Kleinstadt 
nahe Dresden im Anschluss an eine von der NPD angemeldete Kundgebung zu 
fremdenfeindlichen Ausschreitungen gekommen. Die Täter von Salzhemmendorf, 
wie aus Vernehmungsprotokollen hervorgeht, gaben an, die Vorgänge in Heidenau 
als ihr Vorbild betrachtet zu haben.'* Auch die Sicherheitsbehörden zeigten sich 
im Spätsommer 2015 besorgt angesichts der vielen Angriffe auf Flüchtlingsunter- 
künfte. Man fürchtete, dass »ein neuer organisierter Rechtsterrorismus entstehen 


könnte«'’, und verstärkte die Beobachtungsmaßnahmen.'* 


Der damalige Bun- 
despräsident Joachim Gauck hatte in Bezug auf die Angriffe von einem »Dunkel- 
deutschland« und von einem »hellen Deutschland« gesprochen." Grautöne schie- 
nen nicht zu existieren. Der helle Part befürwortete grundsätzlich die Entschei- 
dung am 4. September 2015, aus Ungarn kommende Flüchtlinge einreisen zu las- 
sen, bejahte den Bundeskanzlerinnen-Satz »Wir schaffen das«, der während einer 
Pressekonferenz einen Tag später fiel, erfreute sich am beispiellosen Begrüßungs- 
applaus an deutschen Bahnhöfen und an der »neuen Willkommenskultur« mit ih- 
rer herzlichen, scheinbar grenzenlosen Hilfsbereitschaft. In Salzhemmendorf so- 
wie im gesamten Landkreis, so war zu hören, füllten sich rasch die Sammelstellen 
und Kleidungskisten, leisteten Freiwillige unzählige Hilfestunden, wurden Flücht- 
linge ganz überwiegend in eigenen, gut ausgestatteten Wohnungen, nicht in Sam- 
melunterkünften, untergebracht. Schulen, Kindergärten und Sportvereine waren 
sensibilisiert. 


»Es fokussierte sich ja interessanterweise alles so auf Ende August, Anfang Sep- 
tember, Frau Merkel mit >Seid willkommen in Massen: sozusagen, und genau in 
der Zeit war auch hier der Anschlag. Es gab auch andere, aber irgendwie hab [ich] 
das Gefühl, alles hat sich sehr auf Salzhemmendorf in der Zeit fokussiert.« (1) 


145 Siehe Tagesschau, 28.08.2015, 20.00 Uhr, URL: https://www.tagesschau.de/multimedia/ 
sendung/ts-9889.html [eingesehen am 10.12.2018]. 

146 Vgl. Nagel, Thomas: Angeklagte sind rechtsradikal, in: Neue Presse, 19.02.2016. 
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URL: https: //www.zeit.de/politik/deutschland/2015-08/bka-fluechtlingsunterkuenfte- 
straftaten-rechtsextremismus-dokumentation-bundesinnenministerium [eingesehen am 
13.03. 2019]. 

148 Siehe oV.: BKA und Verfassungsschutz sollen Lagebild erstellen, in: Die Welt, 29.08.2015. 

149 Zit. nach oV.: Gauck definiert Nation neu, in: Aachener Zeitung, 29.08.2015. 
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Wäre der Anschlag nicht in einer aufgrund der Flüchtlingsthematik politisch auf- 
geladenen Zeit geschehen, wäre das Urteil anders ausgefallen - so vermutete es 


u.a. ein Bekannter des Haupttäters gegenüber der Lokalzeitung."°° 


Ein politisches 
Urteil aufgrund der besonderen gesellschaftlichen Sensibilität in der Flüchtlings- 
frage wurde unterstellt. Diese Deutung hat mit der vorangegangenen Deutung, 
der zufolge es sich bei den Tätern um »Durchgeknallte« oder »Verrücktgeworde- 
ne« handele, eine Verdrängung bzw. Externalisierung gemein. Die Täter stehen 
zum einen als eine einzelne geschlossene, gewaltbereite Gruppe dar; ihre Anders- 
artigkeit - womit vor allem ihre Abartigkeit gemeint ist - drücke sich nicht zuletzt 
in der scharf zu verurteilenden Tat selbst aus. Zum anderen habe die von außen 
kommende Ausnahmesituation der »Flüchtlingskrise« die Tat motiviert, gewisser- 
maßen den Schalter überhaupt erst umgelegt, der sonst hätte kontrolliert werden 
können. 

Diesen beiden hier zusammengezogenen Lesarten ist gemein, dass sie jeweils 
den Scheinwerfer der Aufmerksamkeit vom Ort des Ereignisses selbst abziehen. 
Zum einen erfolgt dies durch eine Ausgrenzung der Täter aus der eigentlich intak- 
ten, zivilen Dorfgemeinschaft; zum anderen geschieht dies durch die Deutung, die 
eine Bedeutungszuweisung an äußere, überwölbende Kräfte vornimmt, die zwar 
die Tat nicht alleine ausgelöst, jedoch den Bewertungsmaßstab verschoben hät- 
ten. Mit Letzterem ist die Formulierung des Verdachts eines politisch gesteuerten, 
öffentlichen sowie juristischen Verfahrens verbunden, mit Erstgenanntem die im- 
plizite Beschwichtigung der Tat und ihrer Motivationen. Beide Lesarten beinhalten 
einen Verdrängungsimpuls, der sich mit dem hohen Maß an lokaler Verbundenheit 
und der gleichzeitigen Abgrenzung von Tat und Tätern erklären lassen könnte. 

Während unserer Gespräche mit Menschen vor Ort wurden wir auch auf das 
Thema Alkohol hingewiesen. Da müsse man schon aufpassen, dass »die 14-Jährigen 
Mädels sich nicht mit Wodka betrinken, was halt so ganz normal passiert auf dem 
Land, vielleicht sogar noch mehr als in der Stadt«, wie uns ein Gesprächspartner 


151 


sagte (13). Hochprozentiges gehöre zu jedem Dorffest, und da würde man nicht 
so genau hinschauen, wenn auch Jugendliche zur Flasche griffen, wohingegen an- 


dere Drogen auf keinerlei Akzeptanz stießen: 


150 Vgl. Schaper: Ein Jahr nach dem Brandanschlag. 
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»Es lief halt viel über Alkohol, ich finde schon, dass der Alkoholkonsum recht hoch 
war und auch ist. Das wird als normal gesehen. So kiffen ist gerade auf dem Land 
etwas ganz furchtbar Schlimmes. Das sind oft ganz andere Leute. Die stehen nicht 
hinterm Rewe. Die treffen sich dann lieber woanders, das sind dann wieder ganz 
verschiedene Gruppierungen irgendwie. Also Alkohol und Dorffest [...], aber ist 
mittlerweile auch wirklich so, dass Security-Leute auch auf dem Dorffest da sind, 
dass die Jugendlichen ihre Rucksäcke vorzeigen müssen, damit sie keinen Alkohol 
mitnehmen.<« (13) 


Aber nicht nur auf die Eingebundenheit und Akzeptanz von Alkohol im Kontext 
örtlicher Feiern wurde verwiesen; auch Probleme anzusprechen, die aus (zu viel) 
Alkohol resultieren, sei tabuisiert, würde von den Bewohnern sowie den Verant- 
wortungsträgern in der Kommune gemieden, obwohl die Konflikte buchstäblich 
offensichtlich seien - im Umfeld der Vereine und Jugendtreffpunkte im Ort, an 
Tankstellen und vor Supermärkten. Auch in unseren Interviews wurde Alkohol im 
Zusammenhang mit der Tat angeführt - teils problematisierend, teils entschuldi- 
gend: 


»Und bei Dennis kann ich mirschon vorstellen, dass der Alkoholkonsum damitein 
Auslöser war, aber, ich meine aber, schon so eine Bombe zu bauen, das ist schon 
keine augenblickliche Geschichte irgendwie.« (13) 


Alkoholkonsum wurde also einerseits in Verbindung mit dem Brandanschlag ge- 
bracht, gleichsam (partiell) die Tat entschuldigend. Andererseits weisen die oben 
dargestellten Passagen darauf hin, dass dem Alkoholgenuss offenbar eine verän- 
derte soziale Funktion zukommt; zumindest für die Gruppe der Jugendlichen im 
Ort erscheint dies zutreffend. Vor den Augen der Dorfgemeinschaft - was den Al- 
kohol überhaupt erst zum Problem für die Dorfgemeinschaft macht - konsumieren 
junge Leute übermäßig Alkohol, treten enthemmt in Erscheinung sowie ritualisiert 
gelangweilt »hinterm Rewe«. Erneut erscheint insbesondere die Rolle der Öffent- 
lichkeit entscheidend für die Identifizierung als problematisch erachteter Tenden- 
zen. Jedenfalls sei es schlimmer geworden, teilte uns I3 mit, und das habe es so 
früher nicht gegeben. Allerdings habe eine politisch öffentliche Problematisierung 
bislang nicht stattgefunden, da Lokalpolitik und Vereine, bei denen der Konsum 
von Alkohol zum Teil zur Vereinskultur gehöre, eben schlichtweg nicht hinsähen. 


Fragen der Zugehörigkeit: Enttäuschungen und Integration 


Bei der Auseinandersetzung mit dem Brandanschlag und bei der Betrachtung lo- 
kaler Reaktionen und Deutungen stoßen wir auf Fragen der Zugehörigkeit, die 
verhandelt wurden: Wer gehört zur Dorfgemeinschaft? Und wer nicht? Die loka- 
len Entwicklungen im Kontext der »Flüchtlingskrise«, die diese Fragen offenkun- 
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dig auch in Salzhemmendorf neu entfachten, tauchten immer wieder in den Er- 
zählstrecken der von uns Befragten auf. In Salzhemmendorf, so zeigte sich, gelte 
man durchaus lange als »Zugezogener« - unabhängig von Herkunft und Hautfarbe 
—, was wohl in eher ländlichen Gegenden die Regel und nicht die Ausnahme sein 
dürfte. Dies hatten bereits in den 1960er Jahren die Soziologen Elias und Scotson 
in ihrer Studie »Etablierte und Außenseiter« herausgearbeitet und u.a. auf »un- 
gleiche Machtbalancen«"” zurückgeführt. Die »Neuen« verfügten gegenüber den 
Alteingesessenen, die als vergleichsweise homogene Gruppe auftreten und agie- 
ren, über weniger Macht, da sie innerhalb des sozialen Beziehungsgeflechts - Eli- 
as nennt es »Figurationen« — den »Normen der höherstehenden Gruppen nicht 
gerecht werden, weil sie gemessen an diesen Normen anomisch sind«."” Die Hin- 
zuziehenden, die Abseitslebenden, die »Außenseiter«, stören gewissermaßen den 
Normenkanon der »Etablierten« - obwohl soziologisch betrachtet diese Etablierten 
die Außenseiter zur Selbstvergewisserung der eigenen höheren sozialen Lage ge- 
radezu benötigen -, weshalb diese entsprechend stigmatisiert werden."* Auch in 
Salzhemmendorf haben wir solche Dynamiken beobachten können; auch hier zei- 
gen sich soziale Muster, die bereits an der Oberfläche liegen, welche Gruppen (mit 
dem entsprechenden sozialen Status) wie stigmatisiert werden. Sie machten sich 
als diverse »Alltagsprobleme, die einfach da sind«, zwischen zugezogenen Asylbe- 
werbern und Einheimischen bemerkbar, wie uns eine Engagierte erzählte. Dass 
sich die Feuerwehr weigere, das Altpapier abzuholen, wenn »da Windeln zwischen 
sind und Essensreste und so«. Dass man Heiligabend nicht den Sperrmüll rausstel- 
le, vor seinem Haus den Weg selbst kehre und sich an die Nachtruhe zu halten habe, 
fasste unser Gesprächspartner beispielhaft unter diese »Alltagsprobleme«. Davon 
hätten sich Nachbarn durchaus genervt gezeigt, und weiter: »Und wenn eine Ratte 
dann da läuft, sind die Flüchtlinge schuld.« Es gebe durchaus einen »unterschwel- 
ligen Rassismus« (16), den die Flüchtlinge erlebten. 


»Und das ist in den Fußball- oder Sportvereinen auch nicht anders [...], also wir 
haben versucht, zum Beispiel Flüchtlinge da mit zu integrieren, dass die Fußball 
spielen können zum Beispiel. Das war gerade bei den jungen Männern, die über- 
haupt nichts zu tun hatten und dann gerne Fußball spielen wollten. Und das war 
ganz unterschiedlich. Bei einigen war das so, ja klar, super ne, zum Beispiel auch in 
Wallensen [Ortsteil des Fleckens, Anm. d. V.], haben die auch privat Fußballschu- 
he verschenkt, weil sie zwei Paar hatten, dass die irgendwie Sachen hatten, die 
durften mittrainieren, Spiele durften sie noch nicht offizielle, also mitspielen, da 
ist das ganz toll gelaufen und in anderen ... da ist das schon, das am Spielfeld auch 
dumme Sprüche gemacht werden, und für die ist das ein totaler Unterschied, ist 
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das jetztirgendwie jemand aus, ein Kurde oder ein Türke oder ein Portugiese, der 
ist hier großgeworden, mit dem bin ich zur Schule gegangen, das ist mein Kum- 
pel, das ist kein Ausländer, oder ob jemand zugezogen ist, oder gar Flüchtling ist, 
das ist dann erst mal etwas Fremdes, und das ist dann erst mal, mit denen wollen 
wir nichts zu tun haben, und ganz krass war es dann, als diejungen Afrikaner dann 
gekommen sind, weil das sieht man an der Hautfarbe, das waren vielejunge Män- 
ner. Das ist auch für mich immer noch so, wenn ich hier durchs Dorf gehe, diese 
Menschen fallen einfach auf.« (13) 


Im Ort hätten daher auch die Frau aus Simbabwe, die mit ihrer Familie dem An- 
schlag zum Opfer fiel, aufgrund ihrer als zurückhaltend-verschlossen wahrgenom- 
menen Art »viele für unhöflich« gehalten, wie uns eine Salzhemmendorferin be- 
richtete. Zudem sei die Frau - ebenso wie eine Gruppe Asylsuchender, die ebenfalls 
2015 in den Ort gekommen war und vorwiegend aus jungen Ivorern bestand - be- 
reits durch ihre Hautfarbe im Dorfbild aufgefallen. Sie brachen, wenn man so will, 
den Alltag und das Normale. Zuwanderung aus Afrika habe man bis dato nicht 
gekannt. Die wenigen portugiesischen, polnischen und russischstämmigen Fami- 
lien würden längst nicht mehr als fremd wahrgenommen. Insbesondere Kinder 
gälten als wichtiger Integrationsfaktor, wie uns berichtet wurde. Sie ermöglichten 
überhaupt erst die Kontaktaufnahme vor Ort; Schule und Kindergarten verbänden 
Familien unabhängig von der Herkunft oder regionalen Verbundenheit: 


»Und ich bin hier ganz lange, ganz viele Jahre auch die Zugezogene gewesen und 
nicht angekommen. Also hier sind sehr viele Menschen hergezogen. Und das ist 
immer, glaube ich, überall auch immer eine gewisse Trennung. Kommt man von 
außen dazu, gehört man nicht richtig dazu. Und das hat sich erst verändert, als 
ich ein Kind gekriegt habe zum Beispiel. Als ich meine Tochter hatte, von dem Mo- 
ment an, öffnete sich mir die Dorfgemeinschaft und es war anders.« (l6) 


Jedoch, wie auch das Beispiel der vom Anschlag betroffenen Familie zeigt, gilt das 
nur bedingt für die Eltern, die von der Flucht oftmals ein deutlich größeres Trauma 
davongetragen haben als ihre Kinder und die in Niedersachsen teils erkrankt anka- 
men. Teils seien offen Vorbehalte, Ressentiments und Abneigung zutage getreten, 
insbesondere unter jüngeren Leuten, wie uns berichtet wurde: 


»Ja, die nehmen uns unsere Arbeit weg, obwohl sie ja gesehen haben, die arbei- 
ten gar nicht, und sie aber irgendwie nicht gecheckt haben, dass sie nicht arbeiten 
dürfen, also sowieso kein Hintergrundwissen undja im Moment auch so viel, dass 
sie sagen, das sind alles Wirtschaftsflüchtlinge, weil die haben alle dicke Handys 
irgendwie. Und die sind auch recht gut angezogen, das sind so Sprüche von den 
Jungs. Wirtschaftsflüchtlinge, und die wollen sich hier nur an unsere Frauen ran- 
machen, und wer so ein dickes Handy hat, irgendwie so, das neueste Ding, der 
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kann ja nicht arm sein, und die sind hier einfach nur, weil sie unsere Knete wollen, 
das ist schon häufig.« (13) 


Auch bei Engagierten und Hilfsbereiten zeigten sich Enttäuschungen über das Zu- 
sammenleben mit und die Integration von Geflüchteten. Dass Angebote von die- 
sen nicht angenommen würden, dass eine gewisse Unzuverlässigkeit vorherrsche, 
auch teils Undankbarkeit, wurde uns erzählt: 


»Sie empfangen diese Leistungen, ohne dass sie jemals in dieses System einge- 
zahlt haben. Und wenn ich dann mal ein halbes Jahr, das sind immer so Jobs für 
ein halbes Jahr, hier so Grünpflege mache [...], gebe mal was zurück, sage ich nicht, 
es istja so langweilig, sondern mache mal was. Und die sagen alle nein. Dasärgert 
mich. Da würde ich mich einfach freuen, wenn wir da mehr Engagement sehen 
würden.« (16) 


Es erscheint so, als würde der »Engagement-Ort« Salzhemmendorf recht hohe 
Engagement-Ansprüche und Integrationserwartungen an seine neuen ausländi- 
schen Mitbürger stellen, die - so die Wahrnehmung der Befragten - zumindest 
partiell uneingelöst blieben. Vor diesem Hintergrund kann das Zusammenleben 
dann nur ambivalent ausfallen: Ressourcenreichtum und Hilfsbereitschaft der auf- 
nehmenden Seite sind verbunden mit Erwartungen an ein korrektes Auftreten 
und Handeln der Neuankömmlinge, der Hilfeempfänger, sowie an spezifische Ver- 
haltensweisen (des Dankes, zumindest aber der Anerkennung). Konflikte erschei- 
nen als unvermeidliche Folge. Hinzu kommen Vorstellungen und Sichtweisen auf 
Flüchtlinge, die uns wie folgt geschildert wurden: 


»[...] auf der einen Seite auch dieses Klischeehafte auch, was aber eben auf Unwis- 
senheit meistens beruht. Nehmen die uns jetzt die Arbeitsplätze weg? Die wollen 
doch wohl nicht hier arbeiten und nehmen uns das bisschen Arbeitsplätze weg? 
Und auf der anderen Seite: Wie, die arbeiten gar nicht, die leben einfach nur so 
von dem Geld? Also egal, was sie machen, es ist eben allesja nicht richtig. Das gab 
es hierja genauso, wie es das überall auch gab.« (15) 


Hier zeigt sich, wie überwölbende Entwicklungen - Migrationsbewegungen in die 
Bundesrepublik - sich lokal auswirken. Das begründet keinen Anschlag, formt aber 
einen Konfliktboden, auf dem Engagement, Zuwendung und Inklusion gleicher- 
maßen wie Ablehnung, Vorbehalte und vorhandener Hass wachsen können. Denn 
neben den bereits ausgeprägten Dispositionen der Täter und ihren Szenezugehö- 
rigkeiten, die innerhalb der gegebenen Regionalstruktur bestehen, die nicht beach- 
tet und toleriert wurden, öffnete - so ist im Text deutlich geworden - die »Flücht- 
lingskrise« für die späteren Täter ein Gelegenheitsfenster, zur Tat zu schreiten, 
Worten auch Taten folgen zu lassen. Zugleich bildete die »Flüchtlingskrise« eine 
Möglichkeit der Entschuldung, indem sie als Erklärung für die Hintergründe des 
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Anschlages den Fokus von Salzhemmendorf auf die allgemeine politisch polarisier- 
te Großwetterlage verschob. 

Die Betrachtung von Salzhemmendorf hat gezeigt, dass der Anschlag auf die 
dortige Flüchtlingsunterkunft keineswegs aus dem Nichts geschah. Die Täter wa- 
ren im Ort für ihre Einstellung bekannt, zuvor mehrfach aufgefallen und sogar 
polizeibekannt. Sie lebten ihre Gesinnung aus und stellten sie weitgehend unge- 
stört dar - in öffentlichen und halböffentlichen Räumen, online wie offline, un- 
ter Freunden, in den Familien, unter Kollegen. Der »Schock« der Kommune resul- 
tierte nicht allein aus dem Bekanntwerden der rechtsradikalen Einstellungen und 
Verhaltensweisen von Dennis und Sascha, sondern daraus, dass hier buchstäblich 
über Nacht ein Ort aus seinem kommunalen und zivilgesellschaftlichen Äquilibri- 
um gerissen wurde. Allerdings wurde er durch die Erkenntnis verstärkt, dass dieser 
Zustand, der vermeintliches Gleichgewicht, Ruhe und Normalität gewährleistete, 
selbst Versatzstücke dessen zu (re-)produzieren vermag, was fremdenfeindliche 
Gewalt durchführbar macht. Dagegen war (und ist) man in Salzhemmendorf - wie 
andernorts - recht hilflos, stiftet der relativ dichte Zusammenhalt ja auch Sinn, Ge- 
meinschaft, schafft Sicherheit und Vertrautheit, sorgt (noch) für Bindungen und 
Zusammengehörigkeitsgefühle, die zuvörderst voraussetzungslos auf dem Lokalen 
gründen und keiner weiteren Erklärung bedürfen. 

Jedoch kann das Maß an Zusammenhalt auch auf Feiern, in Vereinen und 
Verbänden geschützte Räume für rechtsradikales Handeln und Verhalten bieten 
- ein scheinbar unauflösliches Spannungsverhältnis. In Salzhemmendorf, so hat 
diese Fallbetrachtung deutlich werden lassen, lag ein ausgesprochen ausgeprägtes 
Verständnis dessen vor, was die lokale »Dorfgemeinschaft« ausmacht, nämlich 
die aktive Partizipation der Bürger. Sie lässt überhaupt erst »Dorfgemeinschaft« 
entstehen: ohne Engagement keine Gemeinschaft. Sie definiert sich durch (ihr) 
Öffentlich-Werden in Vereinen und Lokalpolitik, wobei die Gemeinschaft, genau- 
er: die dominanten Vereins- und lokalpolitisch Spitzen-Engagierten, aus diesem 
Selbstverständnis heraus festlegt, welche Engagementfelder Gültigkeit erlangen. 
Dabei entsteht - so war es auch in Salzhemmendorf zu beobachten - ein von den 
Dorfeliten konstruierter, sich selbst reproduzierender Raum, der freilich bloß ei- 
nen Ausschnitt des sozialen Lebens der Kommune umfasst, dessen soziale Regeln 
sich aber aus diesen Prämissen ergeben, sich gewissermaßen selbst fortschreiben 
und auch das vorherrschende Normkorsett bestimmen. 

Dass Rechtsradikalismus in der Wahrnehmung der von uns Befragten dabei 
zum größtmöglichen Gegensatz von bürgerschaftlichem Engagement avanciert, 
erscheint sodann als Kennzeichen einer vorgenommenen maximalen Absetzbewe- 
gung schlüssig. Die Analyse hat jedoch gezeigt, dass Rechtsradikalismus nicht als 
Kehrseite, sondern eher als eine Art Beifang einer sich aus dem Engagement bür- 
gerlicher Dorfeliten speisenden Lokalkultur zu begreifen ist, die von dem Streben 
nach Einvernehmen geprägt ist. Sie prämiert das erbrachte und erwünschte bür- 
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gerschaftliche Engagement mit sozialer Inklusion. Sie birgt allerdings, erstens, zu- 
gleich auch das Potenzial der Enttäuschung in sich - denn Engagement ist unstet 
und in gewisser Weise politisch lediglich lose gebunden. Zugleich aber stellt En- 
gagement, zweitens, einen hohen Anspruch an diejenigen, die von ihm zunächst 
profitieren - auch das hat das Fallbeispiel Salzhemmendorf gezeigt. Dass es aber, 
drittens, gerade auch die Orte des Engagements sind, in denen Rechtsradikalismus 
nicht widersprochen wird, in denen er sogar gedeihen kann, wo ihn die Ortsge- 
meinschaft verharmlost, konnte ebenfalls gezeigt werden. Antworten darauf, wel- 
che Mechanismen (lokale) Zivilgesellschaft und (lokale) Politik entwickeln könnten, 
um dieses Spannungsverhältnis aufzulösen, die über Konfliktmanagement hinaus- 
gehen, stehen noch aus. Den Rechtsradikalismus vor Ort würden sie zwar nicht 
tilgen, wohl aber dessen Einhegung verbessern. 


4 Fallbeispiel 2: Dorfmark und die Ludendorffer 


Von Stefan Eisen und Niklas Schröder 


4.1 Einleitung 


Vor der Gaststätte »Zur Post« in Dorfmark - etwa sieben Kilometer nordöstlich von 
Fallingbostel - haben sich an diesem 30. März 2018 einige Dutzend Demonstranten 
zur Mahnwache versammelt und sind somit dem Ruf des »Netzwerkes Südheide 
gegen Rechtsextremismus« gefolgt. Es ist Karfreitag. An diesem Tag, wie auch an 
den beiden darauffolgenden, sind Kundgebungen und Demonstrationen in dem 
kleinen Heideort zwischen Hamburg und Hannover geplant. Der Protest richtet 
sich gegen die Jahrestagung des Bundes für Gotterkenntnis (Ludendorff) e.V., die 
seit vielen Jahren in dem beschaulichen Ort über Ostern stattfindet. »Mit Volks- 
tanz und Vorträgen wird Kindern bis SeniorInnen Rassismus gelehrt. Bekannte 
Nazis sind immer wieder dabei«', heißt es im Aufruf des Netzwerkes. Aus Sicht 
der Protestierenden verbreiteten die Ludendorffer »antisemitische, antichristliche 
und unmenschliche Lehren«?. Der DGB-Sprecher, der maßgeblich die Proteste or- 
ganisiert, äußert: »Die aktuelle große rassistische Bewegung in Deutschland und 
Europa macht es notwendig, sicher [sic!] jedem Verbreiten und Pflegen von Ras- 
sismus entgegenzustellen und aufzuklären. 

Viele der Anwesenden vor der Gaststätte sind einander bekannt. Banner wie 
beispielsweise »Gegen Rassismus und Antisemitismus« oder »Es gibt kein ruhi- 
ges Hinterland!« werden von antifaschistischen Gruppen gehisst, eine Stelltafel 
informiert über die Ludendorffer; es gibt Kaffee, manche wDemonstranten sind 
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mit Klappstühlen gekommen. Es geht ruhig zu, um nicht zu sagen: statisch. Die 
Anhänger der Ludendorffer befinden sich in der Gaststätte. Die Fenster des Lo- 
kals sind mit Vorhängen verhangen. Man sieht nicht, was drinnen geschieht. Zäu- 
ne umstellen die Gaststätte, halten die Gegendemonstranten auf Distanz. Es gibt 
einige Reden, etwas Musik, eine kleine Demonstration zieht zum Abschluss am 
Ostersonntag durch den 3.000-Einwohner-Ort. Ein entscheidendes Ziel des Ge- 
genprotestes sei gewesen, die Ludendorffer »in ihrer Bewegungsfreiheit« einzu- 
schränken, berichten Protestgruppen anschließend auf einem Internetprotal. 
Indes: Die Ludendorffer hatten gar nicht auf die Straße gehen wollen. Ihnen 
genügten auch in diesem Jahr die Räumlichkeiten an der Dorfmarker Poststra- 
Be. Im kommenden Jahr, so war im Umfeld der Ludendorffer zu hören, wie aus 
einem Bericht des als »Volkslehrer« bekannt gewordenen Nikolai Nerling hervor- 
geht, wolle man sich selbstverständlich wieder an Ostern in Dorfmark zur jähr- 
lichen Tagung treffen.” Für den kleinen Ort in der Heide sind die Ludendorffer- 
Tagungen, die seit 1971 jährlich in Dorfmark stattfinden, vor allem aber der sich 
inzwischen formierende Gegenprotest ein Ereignis, das Aufsehen erregt. Die Frage 
danach, wie mit den Ludendorffern im Ort umzugehen sei, ist nach wie vor strit- 
tig. Das Verhältnis zwischen dem Ort Dorfmark, seinen zugehörigen Akteuren und 
den Ludendorffern wird im Folgenden genauer untersucht, um einen Einblick in 
die Wirkungsmechanismen lokalpolitischer Verhandlungsformen zu erhalten. Wie 
die Bürgerschaft auf die Ludendorffer reagiert, wie mit dem wiederkehrenden Ta- 
gungsereignis umgegangen wird und welche Deutungen dafür im Ort gefunden 
werden: All dies kann Aufschluss über das lokale Selbstverständnis geben. 


4.2  Dorfmark: Ein kurzer Überblick 


Zunächst einmal: Was macht den Ort Dorfmark aus? Dorfmark ist nicht einfach 
nur ein »Dorf«, wie sich vielleicht auf den ersten Blick, des Namens wegen, assozi- 
ieren ließe. Dorfmark ist ein Ortsteil der Stadt Bad Fallingbostel im Landkreis Hei- 
dekreis im Städte-Dreieck Hannover, Bremen und Hamburg. Und sieht man ein- 
mal von der Kreisstadt Bad Fallingbostel mit ihren ca. 7.700 Einwohnern ab, zählt 
Dorfmark mit etwa 3.200 Bürgern bereits zu den relativ großen Gemeinschaften 
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in dieser Region der Lüneburger Heide, da die umliegenden ruralen Gebiete und 
benachbarten Siedlungen wie etwa Jettebruch, Mengebostel, Riepe oder Vierde zu- 
sammengenommen lediglich wenige hundert Einwohner zählen.’ Das bedeutet - 
trotz einer formalen Gleichheit gegenüber den genannten Siedlungen als Teil der 
Gemeinde Bad Fallingbostel - eine gewisse Eigenständigkeit und Unabhängigkeit 
Dorfmarks von der Kernstadt, die sich sowohl im kulturellen und sozialen Leben 
vor Ort als auch in infrastrukturellen Kategorien widerspiegelt. 

Denn neben einer direkten Anbindung an die Nord-Süd-Autobahn 7 fällt auch 
die relativ gute Anbindung an die genannten umliegenden Großstädte auf: In nur 
einer Stunde erreicht man auf südlichem Weg die Landeshauptstadt Hannover; 
steigt man in eine Bahn in die entgegengesetzte Richtung, kommt man nach et- 
wa anderthalb Stunden am Hauptbahnhof der Hansestadt Hamburg an. Als infra- 
struktureller Knotenpunkt und aufgrund des davon abgeleiteten Standortvorteils 
ist Dorfmark nicht nur für Berufspendler attraktiv, sondern es bedingt auch ei- 
ne gewisse Beliebtheit der Region für Ausflügler und Urlauber aus den umliegen- 
den Ballungsräumen. In einem 2013 entworfenen Papier, in welchem Bürger sowie 
Vertreter örtlicher Verbände und Vereine mit den Entscheidungsträgern in Verwal- 
tung und Politik ihre Zukunftsvision für die Gemeinde im Jahr 2030 festgehalten 
haben, heißt es: »Bad Fallingbostel hat sich als Reise- und Ausflugsziel zwischen 
den Ballungsräumen etabliert. Gäste aus den Großstädten kennen die Stadt und 
ihre Umgebung als attraktive Region für aktive Erholung und wellnessorientierte 
Angebote in schöner Landschaft.«® 

Um sich diesem Ziel einer besseren touristischen Erschließung und Vermark- 
tung der Gemeinde anzunähern, hatte sich auch der Verein Dorfmark Touristik 
e.V. gegründet, der seitdem das örtliche Fremdenverkehrswesen koordiniert. Auf 
der Website des Vereins wirbt man nicht nur mit »alte[n] Traditionen und coole[n] 
Attraktionen«?, sondern bietet auch eine Vermittlung von Ferienwohnungen und 
-zimmern an. Als touristische Highlights von Dorfmark werden auf der Online- 
Präsenz neben Ausflügen in die umliegende Heidelandschaft auch die traditionelle 
Fachwerkarchitektur und das Strandbad hervorgehoben, das Badevergnügen »für 
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Bad Fallingbostel, Stadt, URL: https://wwwi.nls.niedersachsen.de/statistik [eingesehen am 
22.12.2018]. 

Stadt Bad Fallingbostel: Aktiv — lebenswert — mittendrin. Leitbild für die Stadt Bad Falling- 
bostel, URL: www.badfallingbostel.de/pics/medien/1_1374672344/Leitbild.pdf [eingesehen am 
22.12.2018], S. 14. 

Dorfmark Touristik eV.: Wir stellen uns vor, URL: http://erlebnisdreieck.de/wir-stellen-uns-vor/ 
[eingesehen am 22.12.2018]. 
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die ganze Familie« verspreche.'° Dabei habe sich der Ort in seiner »tausendjähri- 
gen Geschichte den typisch »dörflichen« Charakter« erhalten, biete aber gleichzei- 
tig alles, was Besucher für ihr Wohlbefinden und den täglichen Bedarf benötigen 
würden." 

Im Ortskern - unweit des Bahnhofs - finden sich neben einer Sparkassenfiliale 
auch eine Apotheke, eine Bäckerei und ein Supermarkt. Im westlichen Teil trennt 
die Bundesstraße 440 mit anliegender Tankstelle den älteren Ortskern von einem 
Neubaugebiet; im Osten separieren die Bahnschienen die Ortsmitte von einem 
kleinen Industriegebiet. In vier Jahrgangsstufen beherbergt die örtliche Grund- 
schule momentan acht Klassen; in seiner Praxis praktiziert der ansässige Allge- 
meinmediziner zumindest noch so lange, bis er ins Rentenalter eintritt; und jeden 
Mittwochabend werden in der Fahrschule unweit des von Notz-Parks junge Men- 
schen für ihre anstehenden Fahrprüfungen geschult. 

Dorfmark bietet also trotz seiner recht überschaubaren Einwohnerzahl alle 
notwendigen infrastrukturellen und sozioökonomischen Angebote und Instanzen, 
die im Vergleich etwa südwestdeutsche Dorfgemeinschaften ähnlicher Größe in 
der Regel nicht vorweisen können, wo man oftmals schon mit einer Tankstelle, ei- 
nem kleinen Discounter und einem Döner-Imbiss zufrieden ist. Obwohl die Haupt- 
arbeitgeber der Region eher in den benachbarten Städten zu finden seien und auch 
Dorfmark nicht von den Auswirkungen eines Strukturwandels auf dem Land (Sor- 
gen wegen Ärztemangels, sterbende Landwirtschaft etc.) verschont bleibe, fühle 
man sich in Dorfmark weiterhin »ganz gut aufgestellt« (Iı0), wie uns ein Anwoh- 
ner berichtet. 

Einen wichtigen Beitrag zu diesem Gefühl des »Gut aufgestellt«-Seins abseits 
praktischer Dimensionen - woraus sicherlich auch ein gewisser Regionalstolz 
spricht - leisten ein reges Vereins- und Verbandswesen innerhalb des Ortes sowie 
die jährlich stattfindenden Festivitäten. Schon seit dem Jahr 1928 feiert Dorfmark 
das sogenannte Strandfest am Badeteich im Süden des Ortes und lockt an dem 
entsprechenden Wochenende im Sommer tausende Besucher in den Ort.” Wich- 
tiger Teil des Festprogramms ist neben einer Party im Zelt und einem großen 
Feuerwerk über dem Strandbad auch der sonntägliche Festumzug, bei dem die 
aktiven Vereine aus dem Ort den anwesenden Gästen ihre Festwagen präsentieren. 

Einen besonderen Stellenwert innerhalb dieses Vereinswesens nimmt die tra- 
ditionsreiche Handballabteilung (gegründet 1908) des örtlichen Sportvereins TSV 
Dorfmark ein. Obwohl man sich mittlerweile mit dem benachbarten Verein aus 


10 Dorfmark Touristik eV.: Dorfmark, URL: http://erlebnisdreieck.de/wir-stellen-uns-vor/ 


dorfmark/ [eingesehen am 22.12.2018]. 
11 Ebd. 
12 Siehe Strandfest Dorfmark: Über uns.... Das Strandfest Dorfmark ist das größte »Volksfest« der 


Südheide!, URL: www.strandfest-dorfmark.de/Ueber_uns.htm| [eingesehen am 23.12.2018]. 
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Bad Fallingbostel zu einer Spielgemeinschaft zusammengeschlossen hat, ist man 
auch heute noch stolz auf die Dorfmarker Handballtradition und die Erfolge der 
vielen Jugend- und Seniorenteams. Kamen wir beispielsweise in unseren Gesprä- 
chen mit Anwohnern auf das Thema Vereine zu sprechen, bezeichneten sie Dorf- 
mark wahlweise als »Handballnation« (18) oder »Handballzentrum« (I14). Zudem 
gibt es im TSV noch weitere Sportarten wie Tischtennis, Fußball oder Turnen, aber 
es existieren auch Angebote abseits des Sportvereins: Die freiwillige Feuerwehr in 
Dorfmark ist mit vier Einsatzfahrzeugen und 55 Mitgliedern aktiv;? der Männer- 
gesangsverein »Liedertafel« engagiert sich in einem Netzwerk der Gesangsvereine 
im Landkreis; im sogenannten Hegering Dorfmark werden Jagden in den umlie- 
genden Wäldern organisiert. Zudem bemüht man sich, die Geschichte des Ortes 
und die regionale Kultur am Leben zu erhalten: Seit seiner Gründung habe der 
Heimatverein von Dorfmark eigenen Angaben zufolge knapp 500 Mitglieder ge- 
wonnen,'* betreibe ein Archiv und Museum, gebe eigene Publikationen heraus und 
habe vor einigen Jahren mit den »Derpmarker Plattsnackern« einen plattdeutschen 
Stammtisch ins Leben gerufen. 

Neben dieser lebendigen Vereinskultur, die nahezu alle Interviewpartner - 
Ortsansässige wie Auswärtige - herausstellen, kristallisiert sich zudem die Kirche 
als bedeutende soziale Akteurin im Ort heraus. Anders als auf kommunaler Ebene 
wurde das Kirchspiel Dorfmark in den vergangenen Jahrzehnten nicht in eine 
größere Gliederung mit Fallingbostel eingeteilt, sondern besteht als eigenständige 
Kirchgemeinde St. Martin mit einem Pastor und einer halben Stelle für eine 
Diakonin fort. Obgleich die Gemeinde Bad Fallingbostel gemäß den Zensusdaten 
zur Mitgliedschaft in der evangelischen Kirche im Mittel des Landkreises liegt,” 
schilderte uns ein Interviewter, das Dorfmark in den Kreisen der Landeskirche 
»immer als intakte Kirchengemeinde« (115) wahrgenommen worden sei, die gute 
Besuchszahlen vorweisen könne. 

Blickt man auf die für Dorfmark bestimmenden politischen Schlagzeilen und 
Herausforderungen der vergangenen Jahre, dominierten zwei Themen sowohl un- 
sere Interviews als auch die Berichterstattung der (über-Jregionalen Medien. Ers- 
tens: der Abzug der britischen Streitkräfte aus dem benachbarten Militärstütz- 
punkt; und zweitens: die vergleichsweise hohen Zuteilungsraten von Geflüchteten 
für die Gemeinde Bad Fallingbostel. Dabei sind beide Ereignisse insofern mitein- 


13 Siehe Freiwillige Feuerwehr Dorfmark: Über uns, URL: www.feuerwehr-dorfmark.de/index.php/ 


ueber-uns [eingesehen am 23.12.2018]. 
14 Siehe Heimatverein Dorfmark: Was wir wollen, URL: https://www.heimatverein-dorfmark.de/ 


willkommen/was-wir-wollen/ [eingesehen am 23.12.2018]. 

15 Siehe Landkreis Soltau-Fallingbostel (heute Heidekreis): 61,69 %; Gemeinde Bad Fallingbostel: 
61,87 % vgl. Statistisches Bundesamt, Zensus 2011, URL: https: //ergebnisse.zensus2011.de/ [ein- 
gesehen am 23.12.2018]. 
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ander verwoben, als sie zeitlich zusammenfallen und auch ähnliche Gegenstände 
tangieren. 

Ihren Anfang nahmen die Ereignisse im Mai 2015. Angeführt von Dudelsack- 
Klängen verabschiedeten sich die britischen Regimenter vom benachbarten Trup- 
penübungsplatz Bergen/Oerbke mit einer Militärparade durch die Innenstadt von 
Bad Fallingbostel. Während mit diesem Wochenende eine siebzig Jahre andau- 
ernde Nachbarschaft endete, begann für die Gemeinde ein »deutlicher Einschnitt« 
(lı2) in mehreren Bereichen, wie ein Mitarbeiter aus der Verwaltung schilderte. 
Mit dem Abzug nahmen die über 3.000 Angehörigen des britischen Militärs nicht 
nur ihre Kaufkraft mit zurück nach Großbritannien, sondern auch den Bedarf an 
Wartungs- und Reparaturmaßnahmen, den bis dahin örtliche Handwerksbetriebe 
befriedigt hatten. 

Abseits dieser ökonomischen Dimension verursachte das Ereignis vor allem 
einen massiven Überschuss an Wohnraum. Noch 2012 seien in Dorfmark achtzig 
Wohnungen für Offiziersangehörige gebaut worden, wie einer unserer Gesprächs- 
partner (111) berichtete, die nun neu vermietet werden müssten - ein noch verhält- 
nismäßig kleiner Teil im Vergleich zu den 1.200 freigewordenen Wohneinheiten, 
die im Gebiet der Kernstadt und dem nahegelegenen Camp Fallingbostel vakant 
geworden seien. 

In diese beginnende Phase der Transition fielen die Zuzugsbewegungen von 
Flüchtenden, die Deutschland im Jahr 2015 erreichten und die Behörden vor enor- 
me Herausforderungen stellten. Schon vor dem Abzug der britischen Streitkräfte 
waren Bad Fallingbostel - wie jeder anderen Gemeinde in Deutschland auch - Asyl- 
bewerber zur Unterbringung zugeteilt worden. In Verbindung mit dem nun frei- 
gewordenen Wohnraum auf dem ehemaligen Kasernengelände seien aber noch im 
selben Sommer Überlegungen zur Unterbringung einer größeren Anzahl von Ge- 
flüchteten auf dem Areal gereift. Im September 2015 habe die Lokalpolitik von den 
Plänen der niedersächsischen Behörden, in den ehemaligen Militärgebäuden eine 
Erstaufnahmestelle zu eröffnen, erfahren. Wenige Tage später hätten dann, nach 
Angaben unseres Gesprächspartners, 1.500 Menschen die neu geschaffene Erstauf- 
nahme erreicht.” Während sich für die Bad Fallingbostler Verwaltung hieraus die 
Notwendigkeit ergab, binnen kurzer Zeit einen hohen Organisationsaufwand zu 
stemmen, bedeuteten die gesteigerten Flüchtlingszahlen auch für die lokale »Will- 


16 Vgl. Rabe, Andreas: Too Bad Fallingbostel: Briten ziehen ab, in: NDR, 17.05.2015, URL: https:// 
www.ndr.de/nachrichten/niedersachsen/lueneburg_heide_unterelbe/Too-Bad-Fallingbostel- 
Briten-ziehen-ab,fallingbostel122.html [eingesehen am 24.12.2018]. 

17 Laut Medienberichten sind die Angaben zu Flüchtlingszahlen etwas niedriger, aber für die Grö- 
ße der Gemeinde dennoch relativ hoch; vgl. Exner, Ulrich: Das gebeutelte Dorf hofft auf das 
Geld der Flüchtlinge, in: Die Welt, 26.09.2015. 
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kommensgruppe« (ein Bündnis aus Kirche und Bürgern zur Unterstützung Ge- 
flüchteter) noch mehr ehrenamtliches Engagement." 

Indes rief die Erstaufnahmestelle auch Protest auf den Plan: Im Oktober 2015 
meldete die niedersächsische NPD eine Kundgebung unter der Losung »Asylflut 
stoppen!« in der Innenstadt von Bad Fallingbostel an - den 25 Teilnehmern aufsei- 
ten der Rechtsradikalen standen allerdings soo Gegendemonstranten gegenüber, 
die dem Aufruf zur Gegenkundgebung von DGB, Grünen und der evangelischen 
Kirche vor Ort gefolgt waren.” Es gab also durchaus Widerspruch und Missmut ob 
der Unterbringung von Flüchtlingen in Dorfmark; aber die etablierte rechtsradika- 
le Szene um die NPD herum wusste diesen nur teilweise zu adressieren, denn laut 
unseren Interviewten habe es lediglich zwei »große Nazidemos« (Iı1) gegeben. Die 
Kritik an der Unterbringung muss im Dorf augenscheinlich aber dennoch größer 
gewesen sein, denn der Stadtrat rief die Bürger dazu auf, sich »gegen diskriminie- 
rende, fremdenfeindliche und rassistische Äußerungen« zu verwahren und »aktiv 
für Integration und ein friedliches Zusammenleben« einzutreten«.”° Ein solcher 
Aufruf wäre nicht notwendig, hätte es keine kritischen Stimmen gegeben. Dies 
bestätigt uns auch ein Gesprächspartner, der davon sprach, dass die Stimmung 
innerhalb der Dorfgemeinschaft gespalten gewesen sei (18). 

Verantwortlich für Dorfmark ist die amtierende Bürgermeisterin der Gemein- 
de Bad Fallingbostel, die sich bei der Wahl 2014 als Parteilose gegen den bis da- 
to regierenden Bürgermeister von der CDU durchsetzen konnte. Bei den letzten 
Kommunalwahlen im Jahr 2016 wurde die SPD mit 34,8 Prozent stärkste Kraft und 
bildete seitdem mit zehn Mitgliedern die größte Fraktion im Rat der Stadt Bad Fal- 
lingbostel.”' Ihr folgte eine Gruppe aus Mitgliedern der CDU mit acht und der FDP 
mit zwei Sitzen, die Bürgerliste Bad Fallingbostel mit drei Repräsentanten sowie 
die Liste von Bündnis 90/Die Grünen mit zwei Sitzen.” Die Liste der AfD, die bei 
der Kommunalwahl 2016 erstmals angetreten war, vereinte 9,6 Prozent auf sich, 
mit denen sie drei Sitze im Rat errang - da die Liste jedoch lediglich einen Vor- 
schlag enthielt, bleiben die zwei übrigen Sitze bis zur nächsten Kommunalwahl im 


18 Siehe oV.: »Wir machen nicht nur warm, satt, sauber«, in: Spiegel Online, 23.12.2015, URL: 
https: //www.spiegel.de/politik/deutschland/fluechtlinge-in-bad-fallingbostel-warm-satt- 
sauber-a-1068991.html [eingesehen am 13.03.2019]. 

19 Siehe oV.: 500 Menschen demonstrieren gegen NPD-Demo, in: Kreiszeitung.de, 
24.10.2015, URL: https://www.kreiszeitung.de/lokales/heidekreis/bad-fallingbostel-ort28275/ 
menschen-protestieren-gegen-npd-demo-fallingbostel-5680990.html [eingesehen am 
13.03.2019]. 

20 Zit. nach oV.: Versammlung der NPD: Betroffenheit, in: Kreiszeitung.de, 27.10.2015, 
URL:  https://www.kreiszeitung.de/lokales/heidekreis/bad-fallingbostel-ort28275/stellung 
nahme-stadt-fallingbostel-5677569.html [eingesehen am 13.03.2019]. 

21 Siehe Stadt Bad Fallingbostel: Ergebnis Stadtrat Bad Fallingbostel 2016, URL: http:// 


badfallingbostel.ftp.citywerk.net/KW2o16/index.html [eingesehen am 23.12.2018]. 
22 Siehe ebd. 
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Jahr 2021 unbesetzt.”? Trotz gradueller Unterschiede wurden die Sozialdemokra- 
ten in der Region auch bei der Landtagswahl 2017 stärkste Kraft; lediglich bei der 
Bundestagswahl 2017 wählte man im Wahlbezirk knapp mehr Christ- als Sozialde- 
mokraten. Der Bundestagsabgeordnete des Wahlkreises Rotenburg/Heidekreis ist 
der SPD-Generalsekretär Lars Klingbeil. 

Geht man, so wie in repräsentativen Studien über Wahlen vergangener Jahre 
nachgewiesen,”* davon aus, dass sich zwischen Briefwahl und der direkten Ent- 
scheidung an der Urne lediglich geringfügige Unterschiede in der Parteipräferenz 
ergeben, so lässt sich für den niedersächsischen Vergleich in Bezug auf das Wahl- 
verhalten in Dorfmark Folgendes feststellen: Während sich bei der Bundestagswahl 
keine signifikanten Unterschiede zum Abstimmungsverhalten der anderen Nieder- 
sachsen zeigen, fällt bei der Landtagswahl ein überdurchschnittliches Ergebnis für 
die SPD (sieben Prozent über dem niedersächsischen Mittelwert) und ein unter- 
durchschnittliches (fünf Prozent unter dem niedersächsischen Mittelwert) für die 
FDP auf. Relativiert wird aber zumindest das gute Ergebnis der SPD von einer 
ähnlichen Tendenz, die sich für den gesamten Wahlkreis feststellen lässt.” 


4.3 Der Bund für Gotterkenntnis (Ludendorffer) 


Der Bund für Gotterkenntnis ist eine religiös-völkische Weltanschauungsgemein- 
schaft, die von General Erich Ludendorff und seiner Frau Mathilde bereits in der 
Weimarer Republik gegründet wurde.” Entstanden aus dem Tannenbergbund 
(1925-33) sowie dem Deutschvolk e.V., wurde zunächst 1937 die Vereinigung Deut- 
scher Gotterkenntnis (L) gegründet, die 1951 im Bund für Gotteserkenntnis (L) 
aufging.”” Gab es zu Beginn zwischen dem »Haus Ludendorff«, wie Erich und 
Mathilde Ludendorff aufgrund ihrer gemeinsamen Auftritte auch genannt wur- 
den, und der NSDAP noch eine gewisse Zusammenarbeit, so kühlte das Verhältnis 


23 Siehe Stadt Bad Fallingbostel: So arbeitet der Rat. Informationen für kommunalpoli- 
tisch interessierte Einwohnerinnen und Einwohner, URL: www.badfallingbostel.de/pics/medi- 
en/1_1437040072/Internetvorlage_Infoveranstaltung_So_arbeitet_der_Rat-2017.pdf [eingese- 
hen am 23.12.2018], S. 8. 

24 Vgl. Pokorny, Sabine: Die schwankenden Wähler. Eine repräsentative Untersuchung zu Brief- 
wählern, Parteipotenzialen und Einstellungen zu Politik, Politikern und Parteien in Deutsch- 
land nach der Bundestagswahl 2017, Konrad-Adenauer-Stiftung, Berlin 2018, S. 3. 

25 Siehe Heidekreis: Landtagswahl 2017 Zweitstimmen \WK43, URL: www.wahlen-heide- 
kreis.de/Itw2017wk43z/ [eingesehen am 24.12.2018]. 

26 Vgl. Reller, Horst/Krech, Hans/Kleiminger, Matthias: Esoterische und neugnostische Weltan- 
schauungen und Bewegungen, in: Dies. (Hg.): Handbuch religiöser Gemeinschaften und Welt- 
anschauungen Völkische Siedlungsbewegungen, Gütersloh 2000, S. 501-685, hier S. 555f. 

27 Vgl. ebd. 
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zwischen diesen beiden völkischen Bewegungen 1927 ab.” Vielmehr konnte die 
Gruppierung um das Ehepaar Ludendorff innerhalb der völkischen Strömungen 
Deutschlands durchaus als weltanschauliche Konkurrenz zur NSDAP betrachtet 
werden. 

Auch gab es einige inhaltliche Unterschiede: Während innerhalb der NS- 
Bewegung zahlreiche Akteure am christlichen Glauben festhalten wollten, lehnten 
die Ludendorffer das Christentum als »artfremd«”” ab. Um die Konkurrenz klein 
zu halten und der Verbreitung weiterer Schmähschriften gegen die NSDAP ein 
Ende zu setzen, schränkten die Nationalsozialisten ab 1933 den Handlungsspiel- 
raum der Ludendorffer (als Tannenbergbund) stark ein.?° Eine offene Kritik an der 
Politik Hitlers wurde nicht geduldet.” Nachdem sich die Beziehungen zwischen 
dem NS-Staat und der katholischen Kirche weiter verschlechtert hatten und es 
zu einem von Joseph Goebbels inszenierten »Sittlichkeitsprozess« gegen katholi- 
sche Geistliche gekommen war, änderte sich auch das Verhältnis der NSDAP zur 
Ludendorffer-Bewegung.?” Am 30. März 1937 kam es zu einem Treffen zwischen 
Hitler und Ludendorff, in dessen Folge die Restriktionen aufgehoben wurden.” 
Erich Ludendorff konnte daraufhin den Bund für Deutsche Gotterkenntnis (Lu- 
dendorffer) e.V. als offiziellen Verein eintragen lassen. Nur wenige Monate nach 
diesem Achtungserfolg für seine Gemeinschaft starb der Patron.°* 

Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges gelang es Mathilde Ludendorff bereits 
1947, den Bund mit Genehmigung der amerikanischen Militärregierung auf aus- 
schließlich »religiöser Grundlage« erneut zu gründen. In den anderen Besatzungs- 
zonen wurde ähnlich verfahren.” Dennoch konnte Mathilde Ludendorff nicht oh- 
ne Weiteres an ihre vorherige Agitation anknüpfen: Die Spruchkammer München 
stufte sie im Dezember 1949 im Zuge eines Entnazifizierungsverfahrens zunächst 
als »Hauptschuldige« ein.” Diese Entscheidung wurde in einem späteren Beru- 
fungsverfahren im Januar 1951 allerdings in »belastet« geändert,” was zur Folge 


28 Vgl. Amm, Bettina: Die Ludendorff-Bewegung im Nationalsozialismus. Annäherung und Ab- 
grenzungsversuch, in: Puschner, Uwe/Vollnhals, Clemens (Hg.): Die völkisch-religiöse Be- 
wegung im Nationalsozialismus. Eine Beziehungs- und Konfliktgeschichte, Göttingen 2012, 
S. 127-147, hier S. 127. 

29 Zit. nach ebd.,S. 131. 

30 Vgl. ebd.,S. 129-130. 

31 Vgl. ebd.,S. 131. 

32 Vgl. ebd.,S. 134f. 

33 Vgl. ebd., S. 135. 

34 Vgl. ebd.,S. 136. 

35 Vgl. Amm, Bettina: Die Ludendorff-Bewegung. Zwischen nationalistischem Kampfbund und 
völkischer Weltanschauungssekte, Hamburg 2006, S. 266. 

36 Vgl. ebd., S. 268. 

37 Vgl. ebd., S. 270. 
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hatte, dass Mathilde Ludendorff politisch sowohl passive als auch aktive Tätigkei- 
ten untersagt blieben. Auch Vorträge und publizistische Aktivitäten waren ihr für 
die folgenden sieben Jahre nicht gestattet.’ Dies konnte jedoch nicht verhindern, 
dass die Ludendorffer als Bund für Gotterkenntnis (L) (im weiteren »BfG« abge- 
kürzt) ab 1951 erneut aktiv wurden.” 

Dabei wurde nicht nur nahtlos an alte weltanschauliche Positionen angeschlos- 
sen, sondern auch eine neue Frontstellung gegenüber den ungeliebten bundesre- 
publikanischen Verhältnissen eingenommen. Die Kritik des BfG, der inzwischen 
mehr als 4.000 Mitglieder zählte,*° an der Demokratie zeigt sich beispielswei- 
se in Äußerungen, in denen der bundesrepublikanische Staat als »herausgeputz- 
te Scheindemokratie«®' und als ein »Instrument zur verschleierten Volksverskla- 
vung«*” bezeichnet wurde. Auch berichtete die Zeit im Jahr 1966, die Ludendorffer 
hätten zum Wahlboykott aufgerufen und die Bonner Politiker als »Volksverderber« 
verunglimpft.*” Besonders skandalisierte die Zeitung die fortwährenden antisemi- 
tischen Äußerungen seitens der Ludendorffer, an denen sich mit der Niederlage 
des nationalsozialistischen Regimes wenig geändert habe. So verweist sie auf ein 
Flugblatt der Hohen Warte (dem Hausverlag der Ludendorffer), in welchem gefor- 
dert wurde, »Juden und andere Fremdrassige« dürften keine deutsche Staatsbür- 
ger sein und keine Ämter bekleiden. Wenn sie die »deutsche Staatsangehörigkeit 
erwerben wollen, müßen [sic!] sie sich von den Zielen der Thora und des Talmud 
lossagen«*. 

Der Bund für Gotterkenntnis (L) wurde am 28. Januar 1965 vom Bayerischen 
Verwaltungsgerichtshof wegen »verfassungsfeindlicher Zielrichtung und Tätig- 
keit« verboten.* Der BfG wehrte sich gegen dieses Verbot. Da die Verbotsverfahren 
von Landesinstanzen und nicht auf Bundesebene erlassen wurden, strebten die 
Ludendorffer »23 Prozesse gegen 23 Innenminister, Innensenatoren und Regie- 
rungspräsidenten an«*°. Darüber hinaus gründete sich die Gruppe parallel neu als 
Weltanschauungsgemeinschaft mit dem neuen Namen Gotterkenntnis Mathilde 
Ludendorff e.V.*’,; die Namensgeberin verstarb indes kurz darauf. Das Verbot 


38 Vgl. ebd. 

39 Vgl. Thalmann, Gideon/Reiter, Felix: Im Kampf gegen »überstaatliche Mächte«. Die völkische 
Ludendorff-Bewegung von »Jugenderziehung« bis »Ahnenpflege«, Braunschweig 2011, S. 17. 

40 Vgl. ebd. 

41 Strothmann, Dietrich: Tod in Tutzingen, in: Die Zeit, 27.05.1966. 

42 Ebd. 

43 Siehe ebd. 

44 Zit. nach ebd. 

45 Vgl. Amm: Die Ludendorff-Bewegung, S. 279. 

46 Ebd., S. 278. 

47 Vgl. Reller/Krech/Kleiminger: Esoterische und neugnostische Weltanschauungen und Bewe- 
gungen, S. 555f. 

48 Vgl. Amm: Die Ludendorff-Bewegung, S. 98. 
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wurde 1976, nach knapp zwölf Jahren, aus formal-juristischen Gründen wieder 
aufgehoben, sodass die Organisation 1977 wieder unter altem Namen aktiv werden 
konnte.“ In dem offiziellen Verbotszeitraum fand 1971 auch das erste »Ostertref- 
fen« der Ludendorffer in Dorfmark statt. Bis heute ist die Ludendorff-Bewegung 
unter dem Namen Bund für Gotterkenntnis (Ludendorff e. V. aktiv.°° 

Aber seitdem die beiden Gründer, nunmehr vor allem als Säulenheilige ver- 
ehrt, verstorben sind, haben die Ludendorffer an öffentlicher Bedeutung verloren. 
Heutzutage geht man von ca. 250 Mitgliedern aus.” Der BfG hat seinen Haupt- 
sitz mit seinem Verlag Hohe Warte heute in Tutzing (Bayern).”* Darüber hinaus 
werden dem BfG noch weitere Organisationen zugerechnet, wie etwa der Arbeits- 
kreis für Lebenskunde” oder Die Deutsche Volksschule.” Den Vereinsvorstand 
führte von der Neugründung 1977 bis 2010 der Mediziner Gunther Duda.” Duda, 
bis 1998 hauptberuflich als Arzt in Dachau tätig,” publizierte nicht nur in Mensch 
und Maß, der offiziellen Ludendorffer-Schriftenreihe, sondern auch in dem »NS- 
apologetische[n] Blatt< »Recht und Wahrheit««°”. Im Anschluss an Duda übernahm 
die Apothekerin Gudrun Klink den Vorsitz; stellvertretender Vorsitzender ist der 
Rentner Gerhard Fuchs.’ Der BfG hält jährlich verschiedene Tagungen ab. So fin- 
den neben dem Treffen in Dorfmark auch die »Hochschultagung« in Tutzing, die 
»Kulturtagung« in Greifswald sowie eine »Herbst-Kulturtagung« in Herboldshau- 
sen, aber auch noch weitere regelmäßige Zusammenkünfte statt.” 

Gerade Niedersachsen spielt für die Ludendorffer eine besondere Rolle und 
kann als deren Hochburg betrachtet werden. Denn vor dem Verbot habe der BfG 
allein hier mehr als 800 Mitglieder gezählt - über ein Fünftel seiner gesamten 
Mitgliedschaft.°° Dieser Umstand deutet darauf hin, dass es für die Ludendorffer 
im niedersächsischen Umland günstige Voraussetzungen sowie organisatorische 
und finanzielle Unterstützung gab.“ Dies würde auch erklären, weshalb die all- 
jährliche Tagung in Dorfmark von Karfreitag bis Ostermontag von Ludendorffern 
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in Norddeutschland als die wichtigste Veranstaltung des Jahres eingestuft wird.” 
Schließlich mobilisiert der BfG für dieses Treffen sowohl bundesweit als auch in- 
ternational.® 

Hierbei zeigt sich, dass der BfG innerhalb der rechtsradikalen Szene vernetzt 
ist.°* Darauf weist vor allem die Zahl prominenter Akteure aus dem rechtsradika- 
len Spektrum hin, die sich zu Ostern in Dorfmark einfinden. So war 2010 u.a. der 
Altnazi Hans-Joachim Hermann vor Ort.‘ Der rechtsextreme Aktivist Steffen Hup- 
ka war nachweislich mindestens in den Jahren 2011° und 2016° angereist. Auch 
die mehrfach wegen Leugnung des Holocaust verurteilte Ursula Haverbeck-Wetzel 
fand sich 2013 in Dorfmark ein.‘® 2018 war der rechtsradikale Videoblogger Nikolai 
Nerling anwesend und veröffentlichte auf seinem YouTube-Kanal einen knapp vier- 
zigminütigen Bericht über die Tagung.“ Ein solcher Bericht ist (unabhängig vom 
Motiv) gerade deshalb von Relevanz, da über den Ablauf dieser internen Tagungen 
kaum gesicherte Informationen existieren. Bis heute ist noch nicht einmal valide 
belegt, wie viele Teilnehmer bei den geschlossenen Treffen überhaupt dabei sind - 
Schätzungen gehen von jährlich 80 bis 200 Personen aus.”° 

Doch was zeichnet diese Weltanschauungsgemeinschaft aus und wofür steht 
sie politisch? Im Kern beruht die Vorstellungswelt der Ludendorffer auf einem Ver- 
schwörungsmythos: Demnach befinde sich das deutsche Volk in einem Abwehr- 
kampf gegen »überstaatliche Mächte«”. Zu diesen Mächten zählen die Ludendorf- 
fer etwa den Sozialismus und Kommunismus, die Freimaurerei und die katholische 
Kirche - denn diese seien schließlich alle von jüdischen Verschwörern gesteuert.” 
Sie hätten zum Ziel, die unterschiedlichen »Rassen« zu vermischen und damit ei- 
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ne Gotterkenntnis zu verunmöglichen, wodurch ihnen letzten Endes gelänge, die 
Weltherrschaft zu erlangen.” 

Als genuin ludendorfferisches Element kommt eine ganz eigene »Rassen«-Vor- 
stellung hinzu: Diese »Rasse« wird nicht bloß auf biologische Merkmale reduziert, 
sondern unter dem Rassebegriff wird auch eine »arteigene Kultur« subsumiert.”* 
Daraus folgt, dass es für jedes Volk auch eine richtige, weil arteigene Kultur ge- 
be. Nur die Reinheit der Rasse könne demnach zur Gotterkenntnis führen, wes- 
halb die völkische Vorstellung einer solchen Reinheit auch religiös begründet wird. 
Diese manichäische Heilsgeschichte findet ihren Ausdruck in der Unterteilung von 
»Licht- und Schachtvölkern«. Die »Lichtvölker« seien mit ihren »Lichtlehren« dem 
Gotterleben näher als die »Schachtvölker« mit ihren entsprechenden »Schachtleh- 
ren«.” Deshalb dürfen in der Vorstellungswelt der Ludendorffer diese Rassetypen 
auch nicht durchmischt werden - weder im streng biologischen noch allgemeiner 
im kulturellen Sinn. Eine »Rassenmischung«, so beschreibt es Mathilde Luden- 
dorff, sei eine »Todesgefahr der Völker«.”° 

So schreibt Mathilde Ludendorff zum Beispiel in ihrem Buch »Deutscher Gott- 
glaube«, dass das »jüdische Volk [...] allen Völkern Rassebewusstsein und blutmä- 
Bigen Gottglauben gewaltsam entreißen möchte [...] und sich über die völkerver- 
nichtende Blutmischung der Christen ebenso wie über den Verrat an dem Volkser- 
haltungswillen, den es den Kommunisten und anderen mehr lehrt, [freut]«’”’. Um 
ebendiese Ablehnung einer Vermischung imaginierter »Rassen« und »arteigener 
Kulturen« geht es, wenn der BfG auch heutzutage noch vom »Erhalt aller Völker«”° 
spricht - auch, wenn sich die Ludendorffer nach außen hin betont ethnopluralis- 
tisch geben.” 

Der sogenannte Ethnopluralismus, wie er in den 1970er Jahren vor allem von 
Henning Eichberg geprägt wurde, konstruiert Gesellschaften nach ihren vermeint- 
lichen Kulturen und Ethnien, die voneinander getrennt erhalten bleiben sollten. 
Formal wird sich dadurch zwar von biologistischen Argumentationen distanziert; 
aber letztlich bleibt das Ziel einer völkischen und ethnischen Homogenität doch 
bestehen.?° Die Ludendorffer distanzieren sich zwar oberflächlich von einem Ras- 
sismus, der »die eigene Rasse überhöht und andere Rassen herabwürdigt«®; der 
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Verschwörungsmythos einer die Völker vermischenden »jüdischen Weltverschwö- 
rung« bleibt jedoch bestehen. So heißt es etwa in der Zeitschrift Mensch und Maß, 
die den Ludendorffern zugerechnet wird, dass der »hitlerische Antisemitismus« 
durch »jüdische Glaubensmächte« finanziert worden sei - auch, um den von den 
Ludendorffern proklamierten »reinen Gedanken der Volkserhaltung« zu beschädi- 
gen.® Nicht zuletzt wegen solcher Aussagen schrieb der Spiegel 1960, dass Mathil- 
de Ludendorff »gemeinhin nicht ohne Grund als die Urgroßmutter des deutschen 
Antisemitismus gilt«®° — eine Einschätzung, die 1996 auch das Bundesministeri- 
um des Innern teilte, als es Mathilde Ludendorff als »antipluralistisch, rassistisch 
und insbesondere antisemitisch«°* bezeichnete. Bis heute heißt es von staatlicher 
Seite, dass im Bund für Gotterkenntnis »rassistische und antisemitische Einstel- 
lungen [...] einen hohen Stellenwert«°° besäßen. Auch aus diesem Grund werden 
die Ostertreffen des BfG in Dorfmark vom Verfassungsschutz beobachtet.* 

Doch passt dieses Bild einer antisemitischen und völkisch-religiösen Gruppie- 
rung, die vom Verfassungsschutz als »extremistisch« eingestuft wird und im be- 
schaulichen Dorfmark alljährliche Veranstaltungen abhält, zu denen aus dem gan- 
zen Bundesgebiet Anhänger anreisen, indes überhaupt nicht zu dem Eindruck, 
den man vor Ort gewinnt. Denn dort wird klar: Die Ludendorffer und ihre po- 
litischen Vorstellungen werden zumindest toleriert, einige ihrer Mitglieder sol- 
len auch schon seit Jahren in dem Ort leben.°” Dies bedeutet im Umkehrschluss 
natürlich keineswegs, dass die lokale Bürgerschaft automatisch auch deren Vor- 
stellungen teilt; aber zumindest werden hieran Widersprüche und Ambivalenzen 
deutlich, die es zu ergründen gilt, will man sich lokalpolitischen Verhandlungs- 
und Wirkungsmechanismen rechtsradikaler Bewusstseinsformen annähern. Wie 


82 Zit. nach Röpke, Andrea/Speit, Andreas: Rechtsextreme Ostertagung-»Blutsvermischung führt 
zum Volkstod«, in: taz, 05.04.2010. 

83 O.V: Gotterkenntnis, in: Der Spiegel, 17.02.1960. 

84 Bundesministerium des Innern: Antwort auf die Kleine Anfrage: Neugermanisch-heidnische 
Gruppen und Rechtsextremismus in der Bundesrepublik Deutschland, 13/5434 v. 21.08.1996, 
S. 8. 

85 Bundesministerium des Innern: Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage der Ab- 
geordneten Ulla Jelpke, Petra Pau, Sevim Dagdelen, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
DIE LINKE.: Entwicklung der extremen Rechten und die Maßnahmen der Bundesregierung, Drs 
16/4675 V. 14.03.2007, S. 59. 

86 Siehe Niedersächsisches Ministerium für Inneres und Sport: Ludendorffer — Wie gefährlich ist 
die völkische Gruppierung?, 11.11.2014, S. 2. 

87 Allerdings ist umstritten, wie viele Ludendorffer tatsächlich in Dorfmark selbst leben. Fragt 
man im Ort allgemein herum, sollen es mehrere Familien sein. In unseren Interviews sprachen 
unsere Gesprächspartner zumeist nur von einigen wenigen (vgl. 115; 114), auch die Lokalpolitik 
blieb in ihren Äußerungen und Angaben, um wie viele sesshafte Ludendorffer es sich in Dorf- 
mark handele, äußerst vage. 


4 Fallbeispiel 2: Dorfmark und die Ludendorffer 


also geht der Ort mit den Ludendorffern um? Um dieser Frage nachzugehen, soll 
zunächst auf die Entwicklung der Ludendorffer in Dorfmark geblickt werden. 


4.4 Dorfmark und die Ludendorffer 


Bereits seit 1971 halten die Ludendorffer regelmäßig Treffen in Dorfmark ab. Über 
kritische Stimmen oder Proteste in der Anfangsphase dieser Treffen gibt es kaum 
Hinweise. Die regionale antifaschistische Jugendzeitschrift Provinz-Bote berichtete 
1984, dass es »Ludendorffer-Faschisten in Dorfmark«°® gebe, die am Osterwochen- 
ende eine Tagung organisiert hätten. Ob die regionalen Jugendgruppen die Luden- 
dorffer nun, 13 Jahre nach ihrem ersten Erscheinen im Ort, das erste Mal wirklich 
registrierten oder ob der BfG bis dahin einfach klandestin tagte und deshalb nicht 
einmal antifaschistischen Gruppen vor Ort aufliel, lässt sich kaum mehr rekonstru- 
ieren. Jedenfalls entsteht bei der Suche nach öffentlichen Gegenstimmen aus dem 
Ort der Eindruck, dass es lange Zeit kaum Widerspruch gegen die Ludendorffer 
gab. 

Erst 2007 formierte sich sichtbar eine kleine Gruppe um Angehörige von Ge- 
werkschaften, der Antifaschistischen Initiative Soltau Fallingbostel und Vertretern 
der örtlichen Parteien SPD, Bündnis 90/Die Grünen sowie weiterer Personen aus 
Dorfmark und Umgebung. Dieses lose Bündnis versammelte sich am Karfreitag zu 
einer Mahnwache vor dem Tagungshotel »Deutsches Haus«, wo der BfG seine Ver- 
anstaltung abhielt.® Parallel wurde eine Informationsveranstaltung organisiert, 
in der über die Weltanschauung des BfG aufgeklärt wurde. Die Walsroder Zeitung 
berichtete damals unter dem Titel »Protestieren oder den Ball flachhalten?« über 
ebenjene Informationsveranstaltung und fasste den sich abzeichnenden Konflikt 
innerhalb der Dorfgemeinschaft damit zusammen, dass »Ultralinke mit Kampfan- 
sage auf Moderate [träfen], die differenzieren wollen, unsichere Zimmervermieter 
(Ich kann doch nicht jeden Anrufer fragen, ob der katholisch ist, Ludendorffer oder 
Vegetarier) auf Geschichtsexperten, besorgte Bewohner auf Gewohnheitsprotest- 
ler, die sich gerne reden hören«”°. Bereits hieran zeigt sich, dass die Ludendorffer 
keineswegs als rechtsradikale Außenseiter wahrgenommen wurden; denn schließ- 
lich, so heißt es in dem Zeitungsartikel weiter, gebe es in Dorfmark ja keine »rechte 
Szene« und auch keine »Neonazis«.?' 

Im folgenden Jahr 2008 waren es nicht die Ludendorffer, sondern die Ge- 
genproteste, die für öffentliche Aufregung sorgten — aufgrund ihrer negativen 
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Wahrnehmung innerhalb des Ortes. Das Bündnis demonstrierte erneut, doch 
diesmal mit zusätzlicher Unterstützung von einer Jugendgruppe, die zeitgleich 
am »internationalen jugendworkcamp bergen-belsen« der nahegelegenen KZ- 
Gedenkstätte teilnahm und sich kurzerhand dem Gegenprotestprotest gegen den 
BfG anschloss.” Als die Jugendgruppe, die sich aus Teilnehmern unterschiedli- 
cher Nationalitäten zusammensetzte, dann durch Dorfmark zog, wurde sie von 
scheinbar unbeteiligten Dorfmarkern rassistisch beschimpft. Wie die Walsroder 
Zeitung über den Vorfall berichtet, sollen Einheimische den Jugendlichen Sprü- 
che entgegengerufen haben wie: »Wir sprechen hier deutsch, wir sind hier in 
Deutschland«”. Und in einem anderen Zeitungsartikel zu den Vorkommnissen 
heißt es: 


»Bewohner des Ortes Dorfmark (Niedersachsen) beschimpften [...] eine interna- 
tionale Jugendgruppe mit Worten wie»Kanaken raus< und »Schade, dass die Nazis 
nicht mehr am Ruder sind. Die Betreuerin der südafrikanischen Gruppe, Pumeza 
Mandela, eine Nichte von Nelson Mandela, wurde mit obszönen Gesten beleidigt 
und beschimpft: »Geh’ lieber arbeiten, Kanake!««°* 


Es waren also nicht die Ludendorffer, die negatives Aufsehen erregten oder an de- 
nen der Ort Anstoß nahm, sondern Bürger aus dem Ort regten sich vor allem über 
den Gegenprotest und die Nationalität einiger dessen Teilnehmer auf und wurden 
ausfällig. Als Reaktion auf diesen Vorfall verabschiedete der Rat der Stadt Bad Fal- 
lingbostel eine Resolution, die sich gegen den BfG im Besonderen, aber auch gegen 
»Extremisten« im Allgemeinen richtete. Auch empfahl der Rat u.a., dass Gastrono- 
men und Hotelbetreiber ihre Tagungsräume und Unterkünfte den Ludendorffern 
nicht mehr zur Verfügung stellen sollten.” Zahlreiche Hoteliers kamen dieser Auf- 
forderung allerdings nicht nach.” Während die Gegenproteste im darauffolgenden 
Jahr mit lediglich 120 Personen unauffällig, ergebnis- und wirkungslos über die 
Bühne gingen,? erregte die Demonstration 2010 gegen die Ludendorffer abermals 
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Aufsehen. Nicht nur, dass Journalisten bedrängt wurden;”® wie schon 2008 sol- 
len außerdem einheimische Dorfmarker Demonstrierende beleidigt, ein Passant 
den Hitlergruß gezeigt haben.” Auch 2011 soll es zu ähnlichen Provokationen ge- 
kommen sein.” Überhaupt: Dorfmark kam an den Ostertagen nicht zur Ruhe. 
Denn auch 2011 gerieten die Gegenproteste - nochmal: nicht die Ludendorffer - 
im negativen Sinne in die Schlagzeilen. Die rund 150 Demonstranten protestier- 
ten zunächst friedlich;'”" doch nachdem einige Personen versucht hatten, in das 
Tagungshotel der Ludendorffer einzudringen, um Teilnehmer am Eintritt zu hin- 
dern, und die Polizei daraufhin einschritt, kam es zu Zusammenstößen - Polizisten 
wurden mit Flaschen beworfen.'”* Bereits in der Nacht vor den Demonstrationen 
war es durch Würfe von Farbbeuteln zur Beschädigung zweier Fensterscheiben und 
einer Werbetafel am Tagungshotel gekommen.” In den darauffolgenden Jahren 


1%4 und 150'% Protestieren- 


entwickelte sich eine Art Protestroutine. Zwischen 100 
de finden sich an den Osterwochenenden zusammen, um gegen die Ludendorffer 
zu demonstrieren. 2015 beschloss das »Deutsche Haus« aufgrund wirtschaftlichen 
Drucks aus der Region - wie wir aus Gesprächen vor Ort erfahren haben (18) -, den 
Ludendorffern seine Räumlichkeiten nicht mehr als Tagungsort zur Verfügung zu 
stellen, sodass der BfG seither seine Veranstaltungen im benachbarten Hotel 
»Zur Post« abhält.'” 

Das Bündnis gegen Ludendorffer, das die Gegenproteste organisiert, unter- 
nimmt seit den letzten Jahren eine thematische Erweiterung seiner Kritik, in- 
dem es versucht, den BfG in den Gesamtkontext der örtlichen rechtsradikalen Sze- 
ne einzuordnen. In diesem Sinne wollte das Bündnis 2017 eine Informationsver- 
anstaltung im Ratssaal der Gemeinde Bad Fallingbostel organisieren; allerdings 


entzog die Bürgermeisterin des Ortes kurzfristig die Nutzungserlaubnis für den 
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Ratssaal.'°® Die Lokalpolitik begründete ihre Absage laut einem Gesprächspart- 
ner damit, dass sie die Genehmigung lediglich für einen Vortrag über den BfG, 
nicht aber über das inhaltlich erweiterte Thema erteilt habe (Iı1). Ganz unabhän- 
gig von formalrechtlichen Argumentationsabwägungen: Das Image der gegen die 
Ludendorffer Protestierenden wurde hierdurch sicherlich beeinträchtigt, wohinge- 
gen die Ludendorffer von lokal offiziell staatlicher Seite aus nicht mit rechtsradika- 
len Strukturen in Verbindung gebracht wurden. Ob von der Lokalpolitik intendiert 
oder nicht, sei erst einmal dahingestellt, aber für den BfG war dies sicherlich ein 
Achtungserfolg seiner politischen Außenwahrnehmung. Wie im Folgenden noch 
gezeigt werden wird, ist diese Ambivalenz gewissermaßen bezeichnend für den 
lokalpolitischen Umgang mit den Ludendorffern. 


4.4.1 Über Dorfmark reden: Innen- und Außenansichten 


Wie blicken Dorfmarker auf ihren Ort? Was zeichnet das Leben vor Ort aus? Wel- 
ches »Klima« herrscht im Ort, und verlaufen zwischen den Bewohnern Konflikt- 
linien? Dies sind die leitenden Fragen, die wir zur Ergründung des Dorfmarker 
(Selbst-)Verständnisses herangezogen haben. Um also tiefergehende Eigen- und 
Fremdzuschreibungen, Normen und Selbstverständlichkeiten ergründen zu kön- 
nen, stützen wir uns auf die Beschreibungen und Deutungen, die wir aus den In- 
terviews destillieren konnten.'” 

Zunächst: Wie blicken die Ortsansässigen auf Dorfmark? Wie beschreiben die 
Dorfmarker selbst sich und ihr Leben in der 3.200-Seelen-Gemeinde? Auffällig 
war in allen Gesprächen ein starkes Verbundenheits- und Gemeinschaftsgefühl 
der Dorfmarker gegenüber ihrem Ort, der sich, so die Interviewten mehrheit- 
lich, durch einen starken innerörtlichen Zusammenhalt auszeichne. In Dorfmark 
- so der Tenor - halte man zusammen; Streitigkeiten unter den Bewohnern oder 
ein Konkurrenzdenken innerhalb der Dorfgemeinschaft existierten in geringerem 
Ausmaß, als man dies in den umliegenden Gemeinden und Städten erkennen kön- 
ne. Als wichtiges Amalgam für diese Art von Zusammenhalt identifiziert man nicht 
nur das örtliche Vereinswesen, sondern auch Festivitäten, in die nahezu das ge- 


108 Vgl. Reimer, Paul: Kein Zutritt für Nazi-Gegner, in: taz, 07.09.2017. 

109 Dazu haben wir mit zwei Personen aus der Lokalpolitik und der Gemeindeverwaltung, drei 
Anwohnern Dorfmarks sowie mit drei Bürgern, die zwar in Verbindung zu Dorfmark stehen, 
selbst aber nicht im Ort wohnen, über das Leben im Ort gesprochen. Eine wichtige Prämisse 
für die Interviews war, dass unseren Gesprächspartnern möglich war, ihre eigene Perspektive 
während des Gespräches entfalten zu können (vgl. Rosenthal, Gabriele: Interpretative Sozi- 
alforschung. Eine Einführung, Weinheim/Basel 2015, S.141). Daher haben wir uns dazu ent- 
schlossen, den Interviewverlauf in wenig standardisierten Bahnen verlaufen zu lassen, um die 
Narration des jeweiligen Gegenübers möglichst nicht einzuhegen. 
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samte Dorf eingebunden sei. Exemplarisch für diesen Blickwinkel sind folgende 
Passagen zweier Interviews: 


»Also sie [die Dorfmarker Gemeinschaft, Anm. d. V.] ist sehr bodenständig, aber es 
herrscht ein großer Zusammenhalt. Es gibt hier ein großes Vereinswesen. Sport- 
verein. Feuerwehr. Kirche ist kein Verein, wird aber auch mit darunter absolviert. 
Aber man hilft sich gegenseitig. Das ist hier kein großes Konkurrenzdenken. Das 
ist hier das Schöne. Der Ort stellt sehr viel gemeinsam auf die Beine. Also wir ha- 
ben ein großes Strandfest. Also wir haben dasjedes Jahr. Das ist überregional. Krä- 
mermarkt ist in zwei Wochen. Also große überregionale Feste. Oder auch sonst 
irgendwie Jubiläen sind. Also es gibt hier einen guten Zusammenhalt. « (110) 

»Also wir haben Dorfveranstaltungen zum Beispiel, die eigentlich das ganze 
Dorf engagieren. Wir haben Kirchenveranstaltungen. Also die Kirche ist hier in der 
Tat in der Mitte des Ortes. Also ich — es gibt hier keine Fraktionen. Also jedenfalls 
von mir nicht erkannte Fraktionen im Dorf, die gegeneinander arbeiten. Also das 
ist hier einfach so eine gute Stimmung.« (18) 


Innerhalb dieser beiden Ausschnitte sind zwei Perspektiven erkennbar, anhand de- 
rer die Interviewten das gute Klima innerhalb der Dorfgemeinschaft ableiten. Ers- 
tens: die Abwesenheit von Streitigkeiten unter den Bewohnern, deren Gültigkeit 
uns die Interviewten auch auf Nachfrage nach innerörtlichen Konfliktlagen in den 
letzten Jahren bestätigten (dies gilt zumindest so lange, wie unter dem Konflikt- 
Begriff lediglich Widerstreit außerhalb der Diskussionen um die Ludendorffer- 
Ostertagung verhandelt wird - ergeben sich in diesem Punkt doch deutliche Unter- 
schiede in der Wahrnehmung der Befragten"); und zweitens: ein intensives Enga- 
gement in den Dorfmarker Vereinen und Initiativen sowie bei den großen Festen 
im Ort als gemeinschaftsstiftenden Ereignissen, für deren Gelingen die Einwohner 
an einem Strang ziehen. Geht man auf diese zweite Dimension in der Aufrecht- 
erhaltung eines Gemeinschaftsgefühls ein, so wird zudem klar, dass sich mit ihr 
auch die Herausbildung und die Förderung einer gewissen Dorfmarker »Identität« 
verbinden. 

Ein Beispiel hierfür, das uns in den Gesprächen mehrfach geschildert wurde, 
ist die Rettung des Dorfmarker Strandbades. Im Jahr 2010 stand es nicht gut um 
die im Süden des Ortes gelegene Badeanstalt. Während in umliegenden Gemein- 
den bereits Freibäder geschlossen hatten, schlug auch im Haushalt der Stadt Bad 
Fallingbostel der Schwimmbadbetrieb mit einem Minus von 40.000 Euro zu Buche, 


110 Wie noch an späterer Stelle in diesem Beitrag aufgezeigt werden wird, tragen beim Themen- 
komplex um die Ludendorffer-Treffen nicht alle Interviewten das Harmoniegebot innerhalb 
der Ortsgesellschaft weiter. 
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weshalb eine Schließung des Bades im Raum stand." Für die Dorfmarker stand 
zu diesem Zeitpunkt also nicht nur das beliebte Freizeitangebot auf der Kippe, 
sondern auch der Ort des traditionellen Strandfestes. Die Rettung der Badeanstalt 
schon kurze Zeit nach Bekanntwerden der Schließungspläne durch die Gründung 
eines Fördervereins gerann zum kollektivierenden Element der Dorfgemeinschaft, 
stilisiert zum mythischen Erfolgserlebnis der aktiven Bürgerschaft. In diesem Sin- 
ne erläuterte ein Anwohner: 


»Das [Strandbad, Anm. d. V.] sollte dann auch dicht gemacht werden und dann 
hat sich dann sofort eine Initiative gegründet, die dann auch sofort gesagt haben: 
»Nein, das wollen wir nicht!« Und dann wird auch sofort angepackt und wird was 
getan. [...] Dann wird auch was auf die Beine gestellt. Und dann findet man sofort 
Eigeninitiative und Eigenengagement. Und das - Geht nicht, gibt es nicht.< Das 
ist, was ich hier so faszinierend finde.« (l10) 


Anhand dieses Ausschnittes lässt sich verdeutlichen, dass sich in dem Narrativ ei- 
nes »Geht nicht - Gibt es nicht« eine Art konstitutives Element für eine Dorfmarker 
Identität verbirgt. Die Bereitschaft, im Dorf gemeinsam »anzupacken« und somit 
etwas zu bewegen, erkennen unsere Interviewpartner (die entweder schon in Dorf- 
mark aufgewachsen sind oder hier seit mehreren Jahrzehnten leben) also als ein 
Alleinstellungsmerkmal des Ortes und seiner Einwohner an. 

Ein Teil dieser dorfgemeinschaftlichen Verbundenheit gründet sich darüber 
hinaus nicht nur auf die Hervorhebung der eigenen Errungenschaften, sondern 
auch auf einen Vergleich und eine Grenzziehung zur Kernstadt Bad Fallingbostel. 
Wie schon erläutert, zeichnen sich die Dorfmarker durch einen gewissen dorfge- 
meinschaftlichen Stolz aus, der sich beispielsweise in der langen Handballtraditi- 
on niederschlägt. Zudem gehören, wie in anderen Provinzen der Bundesrepublik 
auch, gewisse Konkurrenzbilder benachbarter Ortschaften ganz offensichtlich zum 
ruralen Leben dazu. Schließlich führt die gemeinschaftliche Abneigung gegen das 
benachbarte Dorf zu einer Verstetigung der inneren Gemeinschaft. 

Soziologisch betrachtet sind solche Antipathien nichts Ungewöhnliches. Vor 
allem das gemeinsame Feindbild - also die auserkorene Gemeinde, die kollektiv 
abgelehnt wird und über deren Anwohnerschaft es am Kneipenstammtisch oder 
auf den Volksfesten Hohn und Spott hagelt - ist aufgrund historischer, kulturel- 
ler sowie sozialer Traditions- und Konfliktlinien interessant. Solche Konfliktlinien 
und eine latente Konkurrenz weisen auch die Dorfmarker gegenüber ihren Nach- 
barn aus Bad Fallingbostel auf. Blicken wir auf die Dynamiken zwischen dem »gro- 
ßen Dorf« Dorfmark und der Kleinstadt Bad Fallingbostel, so lassen sich neben 


111 Vgl. oV.: Zur Rettung des Strandbads, in: Kreiszeitung.de, 13.01.2010, URL: https://www. 
kreiszeitung.de/lokales/heidekreis/rettung-strandbads-589929.html [eingesehen am 
13.03.2019]. 
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dem Selbstbewusstsein hinsichtlich der eigenen Engagementkultur, die sich auch 
mit der des größeren Nachbarn messen lassen könne, zudem gewisse Spannungen 
ausmachen, die ihren Ausgang in einige Jahrzehnte zurückliegenden Ereignissen 
nahmen. 

Im März des Jahres 1974 wurde Dorfmark - wie tausende andere Ortschaften 
in Niedersachsen auch - in eine größere Gliederung eingeschlossen. Aus der vor- 
mals eigenständigen Gemeinde Dorfmark wurde zusammen mit den umliegenden 
Orten sowie der benachbarten Kleinstadt die Einheitsgemeinde Bad Fallingbos- 
tel - eine Entscheidung der Landesherren in Hannover, der sich viele Dorfmarker 
damals nicht beugen wollten. Nachdem der Landtag 1973 die Gebietsreform be- 
schlossen hatte, gründete sich im Ort die Bürgerinitiative Komitee Selbstständi- 
ges Dorfmark, die begann, Unterschriften gegen die Eingemeindung zu sammeln, 
um ihrer Befürchtung von »Bevormundung und Zweitrangigkeit unserer Heimat- 
gemeinde« Ausdruck zu verleihen.™ Als sich im August 1973 hunderte Dorfmarker 
zu einer Protestversammlung zusammenfanden, berichtete sogar die Frankfurter 
Allgemeine Zeitung über den Aufstand der Dorfmarker gegen die Eingemeindung 
nach Fallingbostel: »Unversehens ist auch der alte Erbkrieg zwischen Fallingbostel 
und Dorfmark ausgebrochen. Neuer Zündstoff facht uralten Zunder wieder an.«'” 
Der Fall landete schließlich vor dem niedersächsischen Staatsgerichtshof in Bücke- 
berg, der am 4. Mai 1974 - zur großen Enttäuschung der Eingemeindungsgegner 
- die Neugliederung der Gemeinde für verfassungskonform erklärte.” 

Gehen diese Konflikte zwar auf Ereignisse vor über fünfzig Jahren zurück, 
scheinen sie doch bis heute das Dorfmarker Selbstbild zu berühren. Gleich zwei 
der Befragten kamen auf das Thema Eingemeindung zu sprechen. Das ist insofern 
interessant, als beide zuvor innerhalb der Dorfgesellschaft (mit Ausnahme des The- 
mas Ludendorffer) keine wirklichen Konflikte erkannt hatten - die Nachwirkungen 
der Eingemeindung von 1974 dagegen aber als Ereignis festmachten, das Dorfmark 
und die Beziehung zum Nachbarort bis heute beschäftige. Während ein Interview- 
partner davon berichtete, dass sein Vater zu den »Rebellen« (I9) aus Dorfmark ge- 
zählt habe, die in den 1970er Jahren gegen die Eingemeindung protestiert hätten, 
blickte ein anderer Gesprächspartner folgendermaßen auf das Thema: »Der größte 
Konflikt war natürlich die Eingemeindung Dorfmark in Fallingbostel. Der ist bis 
heute noch nicht ganz überwunden« (I8). Auf die Bitte, genauer zu beschreiben, 
was die besagte Eingemeindung für Dorfmark bedeutet habe, heißt es weiter: 


»Ja, weil Dorfmark dann eben plötzlich seine Identität aufgegeben hat und Be- 
standteil von Fallingbostel wurde. Was die Herrschaften damals — also in den 


112 Vgl. Brandes, Wolfgang: Chronik Fallingbostel 1930-1995, Bad Fallingbostel 1996, S. 527. 

113 Frisé, Maria: Protest im Herzen Hohen Heidmark. Das größere istnichtimmer auch das Bessere 
— Dorfmark will nicht eingemeindet werden, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 08.09.1973. 

114 Vgl. Brandes: Chronik Fallingbostel 1930-1995, S. 529. 
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7oern des vergangenen Jahrhunderts — nur sehr mühevoll ertragen haben und da 
auch einen Prozess am Staatsgerichtshof geführt haben. Und wir sagen können, 
dass die sportlichen Wettkämpfe gegen Fallingbostel sehr viel rüder sind als 
solche gegen andere, gegen Sportvereine anderer Orte. Ein bisschen verrückt.« 


(18) 


Obwohl inzwischen also schon mehr als fünfzig Jahre Mitgliedschaft in der Ein- 
heitsgemeinde Bad Fallingbostel zu Buche standen, scheint der Konflikt Dorfmarks 
mit der ungeliebten Kreisstadt bis heute nicht gänzlich überwunden zu sein - ein 
Konflikt, der sich zwar längst nicht mehr in Protestversammlungen wie in den 
1970er Jahren entlädt, sich aber noch immer in Nuancen wie den intensiveren 
Sportwettkämpfen gegen Teams aus Fallingbostel zeigt und somit auch weiterhin 
einen Bestandteil der Konstruktion des Dorfmarker »Wir« darstellt. 

Und wie blicken nun Bewohner aus den umliegenden Orten - aus Bad Falling- 
bostel, Walsrode und Soltau - auf die Ortschaft, wie nehmen sie die Dorfmarker 
wahr? Zunächst fällt auf, dass insbesondere die von den Dorfmarkern geäußer- 
te Wahrnehmung eines starken innerdörflichen Zusammenbhalts sowie eines regen 
Vereins- und Verbandswesens von den auswärtigen Interviewpartnern geteilt wur- 
de. Wie im Selbstbild der Einwohner verbanden auch die auswärtigen Gesprächs- 
partner mit Dorfmark einen Ort, der durch ein »intaktes« Dorfleben auffalle - 
wobei sie sogar noch stärker als die Dorfmarker selbst auf den Wert einer gerin- 
geren Ortsgröße aufmerksam machten, die ermögliche, dass sich Dorfmark einen 
»dörflichen« Charakter bewahren könne. Darin, dass Dorfmark trotz seiner 3.200 
Einwohner doch ein »großes Dorf« (112) geblieben sei, erkannten sie eine güns- 
tigere Ausgangsbedingung für den innerörtlichen Zusammenhalt und das starke 
Engagement im Ort. Denn obgleich auch in Bad Fallingbostel »viel ehrenamtliche 
Tätigkeit« (I11) vorhanden sei und der befragte Bad Fallingbostler sich von einem 
guten Klima in der ganzen Einheitsgemeinde überzeugt gab, scheint der Vergleich 
von Kleinstadt und Dorf doch eine Rolle in der Wahrnehmung zu spielen. In der 
Erzählung über die Ortsteile der Gemeinde hieß es etwa: »Und da gibt es schon die 
Dorfmarker, das ist eine Einheit. Und Bad Fallingbostel ist ein nettes kleinstädti- 
sches Miteinander« (111). 

Noch stärker zog diesen Vergleich zwischen Fallingbostel und Dorfmark ein 
anderer Interviewpartner, der selbst früher in Dorfmark gelebt hatte, nunmehr 
aber im benachbarten Bad Fallingbostel wohnt. Er reklamierte folgende Schilde- 
rung als den Ruf, »den die Dorfmarker rundum, aber auch hier in der Stadt [Bad 
Fallingbostel, Anm. d. V.] haben« (I14): 


»Und das [Engagement, Anm. d. V.] verdichtet sich da wesentlich mehr als zum 
Beispiel hier in Fallingbostel. Das ist eine Schlafstadt. Die Leute machen nichts 
miteinander. Die kriegen nichts zustande. Die kriegen keinen Weihnachtsmarkt, 
kein gar nichts. Das kriegen die Dorfmarker aber. Die Dorfmarker haben es zum 
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Beispiel auch geschafft, ihr Freibad in Eigenregie zu retten sozusagen. Alles Mög- 
liche. Und das ist auch der Ruf.« (114) 


Interessanterweise ist die Gegenüberstellung vom kleineren Dorfmark und dem 
größeren Bad Fallingbostel somit kein Spezifikum in der Perspektive der Dorfmar- 
ker Einwohner, sondern auch bei Bürgern aus umliegenden Städten eine präsente 
Folie, die für einen Vergleich angelegt wird. Dennoch ergeben sich auch Unter- 
schiede in der Beurteilung der Dorfgemeinschaft, die nicht von allen auswärtigen 
Gesprächspartnern so uneingeschränkt positiv wahrgenommen wurde, wie dies 
bei den Ortsansässigen der Fall war. Zwar teilten die Interviewten das Bild einer 
sehr engagierten Einwohnerschaft mitsamt einem gut aufgestellten Vereinswesen; 
sie wiesen aber auch auf die Kehrseiten hin, die mit dem Dorfmarker Gemein- 
schaftsgefühl einhergingen - wobei sie insbesondere auf Mechanismen einer Im- 
munisierung gegenüber (äußerer) Kritik aufmerksam machten. 

Von einer ausgeprägten »Wagenburgmentalität« (I14) sprach etwa ein Inter- 
viewpartner und verwies mit diesem Terminus aufeine Haltung, mittels derer sich 
große Teile der Dorfmarker problematischer Haltungen innerhalb des dörflichen 
Kollektivs entledigen würden. Als Beispiel wurden die Ludendorffer-Gegenproteste 
im Jahr 2008 angeführt, als sich eine internationale Gruppe Jugendlicher am Pro- 
test beteiligt habe und einige aufgrund ihres Migrationshintergrunds von unbe- 
teiligten Dorfmarkern rassistisch beleidigt worden seien. Denn statt Selbstkritik 
und einer Auseinandersetzung in der Dorfgemeinschaft mit dem offenbaren Ras- 
sismus habe es in Dorfmark eine Art Trotzreaktion gegeben, da große Teile des 
Dorfes eher eine Frontstellung gegen diejenigen aufgebaut hätten, die Kritik an 
den Vorfällen geäußert hätten. Unser Interviewpartner kondensierte diese Inter- 
pretation in dem Satz: »Und wenn jetzt irgendjemand einen Dorfmarker angreift, 
dann sind die anderen Dorfmarker auch dabei« (I14). 

Hier offenbaren sich die Kehrseiten und Ambivalenzen des fast bedingungs- 
los wirkenden Zusammenhalts der Dorfgemeinschaft. Dass aber nicht nur derlei 
zurückliegende und - zugegebenermaßen - extreme Vorfälle, sondern auch insge- 
samt die Frage der jährlichen Proteste gegen die Ludendorffer-Tagung einen Ein- 
fluss auf das örtliche Miteinander haben, wird im folgenden Teil thematisiert. 

Auch wenn der Eindruck entstand, Dorfmark sei eine Vorzeigegemeinschaft 
hinsichtlich der Vereinsmeierei, des dadurch gestifteten sozialen Zusammenhalts 
und der weitgehenden (oberflächlichen) Abwesenheit von Konflikten unter den Be- 
wohnern, zeigen sich in diesem Bild doch Risse. Gerade bei der vermeintlichen 
Konfliktaversion offenbaren sich Ambivalenzen, sobald das Gespräch auf die Hal- 
tung der Bürgerschaft gegenüber den Ludendorffern kommt. Denn bestand zwi- 
schen den Interviewpartnern auch ein Konsens in Bezug auf das Bild der Dorfmar- 
ker Einheit, gingen die Deutungen hinsichtlich der Frage, inwiefern die Tagungen 
des BfG selbst zu einem Streitthema im Ort würden, erkennbar auseinander. 
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Während die eine Seite der Interviewten zwar feststellte, dass durch die seit 
2007 stattfindenden Gegenproteste an den Osterwochenenden die Ludendorffer 
überhaupt erst zu einem Gesprächsthema im Ort geworden seien, sich hieraus 
aber keine erkennbaren Konflikte unter den Bewohnern ergäben, teilte vor allem 
die Seite, die selbst öffentlich Stellung gegen die Tagungen bezog, diese Einschät- 
zung nicht. So berichtete ein Interviewpartner vor allem von einer Veränderung 
im Umgang mit ihm im Ort, seitdem sich seine Familie dazu entschlossen habe, 
öffentlich Stellung gegen die Tagungen des BfG zu beziehen. Seitdem er vor eini- 
gen Jahren Banner mit Aufschriften wie »Wir wollen keine Ludendorffer« an einer 
Scheune aufgehängt habe, begegne ihm ein Nachbar - mit dem er sich vorher »im- 
mer gut verstanden« (19) habe - weniger freundlich: 


»Der ist aber — seitdem sagt der nur das Nötigste zu mir. Vorher hatten wir immer 
nur einen kleinen Plausch gehalten. Und so gibt es noch jemanden, der reserviert 
ist oder kaum noch guten Tag sagt, seitdem wir etwas dagegen gemacht haben.« 


(19) 


Auch berichtete er im Zusammenhang mit den Bannern von mehrfachen Sach- 
beschädigungen in Form von Eierwürfen oder Herunterreißen des Stoffes durch 
Unbekannte. Triebfeder dieses Argwohns seien aber nicht Animositäten gegen die 
Banner selbst, sondern ein Unverständnis, weshalb sich die Aktiven im Protest 
überhaupt zu dem Thema äußern müssten. So konstatierte unser Interviewpart- 
ner: »Die Dorfbevölkerung versteht nicht, dass wir etwas dagegen [die Treffen des 
BfG, Anm. d. V.] haben« (Io). Ein Zustand, den er - wie auch nahezu alle anderen 
Interviewpartner - auf eine spezifische Wahrnehmung, ein spezifisches Image der 
Ludendorffer im Ort zurückführte, das sich im Laufe der Jahrzehnte etabliert habe 
und seitdem nur in bedingtem Maße reflektiert werde. 

Die Wahrnehmung der Ludendorffer war in unseren Interviews ein zentrales 
Thema. Wie blickt der Ort auf die Ludendorffer? Wie genau nehmen die von uns 
Befragten die Ludendorffer wahr, wie beschreiben sie diese und wie bewerten sie 
deren Aktivitäten in Dorfmark? In Bezug auf diese Fragen lassen sich - neben der 
Perspektive des Gegenprotestes - zwei dominante Sichtweisen herausarbeiten, die 
nun verdichtet dargestellt werden sollen. Die eine Perspektive betont die Unaufläl- 
ligkeit der Gruppe im Ort, die Einschätzung, dass die Ludendorffer einfach nicht 
stören würden, wohingegen die andere Perspektive die Positionen der Ludendorf- 
fer demonstrativ verharmlost. Vor allem die Deutung, die Ludendorffer im Ort 
seien eine unauffällige Gruppe und störten das Zusammenleben letztlich nicht, 
sondern seien eigentlich bloß für wenige Tage im Jahr mit ihrer Tagung präsent 
oder zumindest öffentlich ein Thema, war in vielen Interviews mindestens unter- 
schwellig präsent. Mehr noch: Einige Interviewpartner berichteten sogar, dass die 
BfG-Tagungsteilnehmer überaus zuvorkommend seien und gerade deshalb eine 
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gewisse unpolitisch grundierte Akzeptanz im Ort fänden. Ein Dorfmarker, der sich 
im Ort gegen die Ludendorffer engagierte, berichtete: 


»Aber ansonsten haben die Ludendorffer das so geschickt gemacht, dass sie sich 
immer als friedliche und ganz ordentliche Leute nach außen gezeigt haben. Die 
haben also immer gut bezahlt. Die Pensionen sagen: >Ach, das sind doch ganz 
freundliche und gute Menschen.« Und die Unterkünfte sagen: »Wir wollen die ger- 
ne haben. Das ist ein gutes Geschäft. Und die sind friedlich. Und die zahlen doch 
gut [...] äußerlich ist das mit ihren Trachtenjacken. Das ist aber nichts Böses. Sonst 
sind sie aber auch gekleidet wie Herr Gauland. [...] Aber so sind diese Leute auch 
gekleidet mit Trachtenjacken. Mit Hut. Also ganz lieb und brav. Und führen ihre 
Tänze auf. Ich habe das hier beobachtet. [...] Vorher war die Demo, dann haben 
sich alle versteckt, da waren alle drin. Kaum war die Demo beendet, gingen sie 
raus in den Innenhof des Hotels und haben da ihre Tänze gemacht. Also so dieses 
Brave und Nichterscheinen. Und so ist die Dorfbevölkerung. Die Dorfbevölkerung 
versteht nicht, dass wir etwas dagegen haben. Es gibt hier einen [...] im Nachbar- 
ort, der sagt: >Na, habt ihr wieder eure Bettlaken aufgehängt.« (19) 


Allerdings: Es muss ausdrücklich betont werden, dass keiner unserer Gesprächs- 
partner offen Partei für die Ludendorffer ergriff oder gar Sympathien für ihre Posi- 
tionen oder Inhalte äußerte. Ohnehin gestaltete es sich als überaus schwierig, vor 
Ort Personen für ein Interview zu gewinnen, von denen bekannt war, dass sie eine 
deutlich unkritischere Haltung oder gar gewisse politische Affinitäten - die es laut 
Anwohnerschaft auch geben soll - gegenüber den Ludendorffern besäßen bzw. sich 
an den österlichen Treffen im Ort nicht störten, was vermutlich auch der Furcht vor 
einer vermeintlichen Stigmatisierung geschuldet war bzw. der Angst, »in die rechte 
Ecke« gestellt zu werden. Nichtsdestoweniger existieren offenbar dennoch unter- 
schwellige Toleranz- und Akzeptanzformen auch bei denjenigen Dorfmarkern, die 
sich für ein Interview bereit erklärten. 

Allerdings unterscheiden sich diese ganz individuell in ihrer Erscheinungs- 
form. Eine gewisse Ambiguität zeigt sich etwa bei der Frage, wie die Ludendorffer 
als politische Kraft eingeordnet werden. Ein Interviewpartner brachte diese Wi- 
dersprüchlichkeit wie folgt zum Ausdruck: 


»Ich denke mal, es gibt sicherlich viele andere Rechtsgruppen, die sehr viel ge- 
fährlicher sind. Wobei, klar, das Gedankengut ist natürlich, bleibt gefährlich. Das 
bleibt. Ich will das auch nicht unterschätzen.« (l10) 


Damit ist zumindest schon angezeigt, dass der Dorfmarker die Ludendorffer zwar 
als politische Kraft im rechten Spektrum einordnete, aber der Referenzpunkt zur 
Bewertung ihrer »Gefahr« bleibt unklar - zumal schon zuvor auch von anderen 
Interviewpartnern aus Politik und Bürgerschaft, wie bereits dargestellt, klargestellt 
worden war, dass es eigentlich keine »rechte Szene« in der Region gebe. 
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Ein anderer Interviewter berichtete über ein Alltagsgespräch mit einem Luden- 
dorffer, woraus ersichtlich wird, dass dieser Dorfmarker nicht nur ein gewisses 
Verständnis für das vordergründige Motiv der Gruppe zeigte, sondern gerade auf- 
grund dieser Disposition den BfG überhaupt nicht als rechtsradikale Gruppierung 
wahrnahm: 


»Und dann habe ich eine Turnergruppe hier von alten Herren und zwei von die- 
sen sind Ludendorffer. Die gehen da hin zu dieser Tagung. Da habe ich gesagt: 
»[Namen,] was macht ihr da% »Naja«, sagt er, »wir beschäftigen uns vorwiegend, 
im Augenblick ist das unser großes Problem, mit der Verrohung der deutschen 
Sprache und überhaupt dem Erhalt der deutschen Sprache gegenüber völlig un- 
nötigen Amerikanismen oder Anglizismen.< Dann habe ich gesagt: >Ja, das finde 
ich sehr gut.<>Ja, wir machen Volkstanz und haben Geselligkeit. Wir lesen auch 
mal Goethe und Schiller. Natürlich beschäftigen wir uns auch immer wieder mit 
den Werken von Frau Dr. Mathilde Ludendorff, aber das ... Wir sind aber ein alter 
Kreis, wir sind ein Jahrgang.: [...] Da sagt er: »Ich bin damit fast [mit Mitte siebzig, 
Anm. d. V.] der Jüngste. Wir sterben aus. Wir haben eine einzige Familie, die sich 
für uns interessiert, die kommen dann immer. Das ist sozusagen die Alibi-Familie 
[...], das ist immer diese eine Familie mit den drei Kindern, die da immer schön mit 
Kniestrümpfen kommen und Volkslieder singen und so. Volkslieder singen ist da 
ein großes Ding. Da habe ich dann auch gelernt, dass die einen eigenen Friedhof 
haben in der Nähe von Delmenhorst und dass da mit Runen gearbeitet wird und 
so. Ja, mein Gott. Also, die sind wirklich alles andere als Neonazis.« (115) 


Anhand dieser Passage wird deutlich, dass das untergründige Verständnis für das 
vermeintlich unpolitische Anliegen des BfG, für das zum Beispiel das Lesen der 
Werke von »Goethe und Schiller« als klischeehafte Inszenierung deutschen Kultur- 
gutes herhalten muss, sich durch eine gewisse Tolerierung der Gruppierung vor 
Ort ausdrückt. Und aufgrund der unterschwelligen Akzeptanz dieser Anliegen jus- 
tiert sich - zumindest bei unserem Interviewpartner - auch der Deutungsrahmen 
darüber, wer als »Neonazi« eingeordnet wird. Zwar entsprechen die Ludendorf- 
fer allein schon von ihrer Erscheinung in Trachten bei Volkstänzen und aufgrund 
ihres Alters keineswegs dem zum Klischee geronnenen Bild eines Springerstiefel 
bewehrten und glatzköpfigen »Neonazis«; doch zeigt sich zugleich, dass allein die- 
ses Bild zum Vergleichsmaßstab für politischen Rechtsradikalismus wird. Andere 
Erscheinungsformen, die diesem Bild an der Oberfläche nicht entsprechen, jedoch 
auf politische Ähnlichkeiten hinweisen, gehen in diesem Deutungsrahmen letzt- 
lich unter. Denn unser Gesprächspartner erwähnte, dass sich die Ludendorffer für 
den »Erhalt der deutschen Sprache gegenüber völlig unnötigen Amerikanismen 
oder Anglizismen« einsetzen würden, dass sie die Werke von »Frau Dr. Mathilde 
Ludendorff« läsen und dass der BfG auf einem eigenen Friedhof mit »Runen« ar- 
beite. Nun mögen diese offen benannten Punkte jeweils für sich isoliert betrachtet 
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noch kein offener Ausdruck von Rechtsradikalismus sein; aber im Zusammenhang 
betrachtet sind sie doch mindestens Indizien dafür. Diese werden aufgrund des 
Zerrbildes, in welchem sich die Deutung von Rechtsradikalismus mit der Persona- 
lisierung von »Neonazis« überlagert, allerdings nicht erkannt. 

Ein solches Wahrnehmungsmuster zeigt sich auch an anderen Stellen. Of- 
fensichtlich fungiert es als Scharnier zu einer tendenziellen Verharmlosung 
politisch-ideologischer Vorstellungswelten - ob deren potenzielle Virulenz nun 
offen erkannt wird oder nicht, ist dabei zweitrangig. Denn in der Öffentlichkeit 
hat sich zu großen Teilen offenbar durchgesetzt, dass die Ludendorffer zwar unter 
Umständen als eine »Rechtsgruppe« (I10), aber eben nicht als »Neonazis« (115) 
wahrgenommen werden. Diese Folie ist nicht nur relevant für die Beantwortung 
der Frage, was vor Ort als »Rechtsradikalismus« wahrgenommen wird, sondern 
hat auch unmittelbaren Einfluss darauf, was die Dorfgemeinschaft im Alltag 
überhaupt »stört«. 

In der Forschung zur niedersächsischen Kultur ist mitunter die Rede davon, 
dass Proteste und Demonstrationen, mithin Manifestationen des Politischen in der 
Öffentlichkeit im Allgemeinen, nicht unbedingt zum niedersächsischen Alltag ge- 
hören - vor allem auf dem Land, weniger in den Städten. Dies mag an und für sich 
natürlich nicht unbedingt eine niedersächsische Spezifik sein, sondern kann auch 
grundlegend an gewissen politisch-kulturellen Traditionslinien in ruralen Gebie- 
ten liegen. Aber auffallend ist eine solche Abneigung gegen das »Politische« auf der 
Straße schon - zumal die Traditionsgebiete politischer Straßenproteste im bun- 
desrepublikanischen Vergleich nun einmal nicht im norddeutschen Raum liegen."” 

Eine solche Abneigung zeigt sich auch in Dorfmark - wie uns Interviewte in- 
direkt sogar selbst gesagt haben, da die Dorfmarker keine »Demonstrationserfah- 
rung« (112) hätten -, vor allem in Verbindung mit der Uneindeutigkeit der poli- 
tischen Einordnung der Ludendorffer. Wenn der BfG von den Interviewten nicht 
als Erscheinungsform des Rechtsradikalismus wahrgenommen wird, weil dieser 
verengt wird auf die Gestalt von »Neonazis«, sehen sie entsprechend auch keine 
Notwendigkeit, sich näher mit den Ludendorffern auseinanderzusetzen, und erst 
recht keine, gegen sie zu protestieren. Denn in dieser Wahrnehmung stören die 
Ludendorffer weder die dörfliche Gemeinschaft noch den Alltag in Dorfmark. Ein 
Interviewter berichtete: 


»Oder einen bestimmten Mann, der gegen mich ist oder unsere Familie. Der uns 
auch nicht mehr grüßt. Allein deswegen. Aber das stört mich jetzt nicht so sehr. 
Und die Leute, und die etwas Souveräneren belächeln uns, weil sie sagen: »Was 


115 Vgl. Gassert: Bewegte Gesellschaft; indirekt bereits Rucht, Dieter/Roth, Roland: Soziale Be- 
wegungen und Protest. Eine theoretische und empirische Bilanz, in: Dies. (Hg.): Die sozialen 
Bewegungen in Deutschland. Ein Handbuch, Frankfurt a.M./New York 2008, S. 636-668, hier 
S. 666. 
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schaden uns die Ludendorffer% Das ist so die allgemeine Auffassung, dass man 
sagt: »Was macht ihr da? Die Ludendorffer stören doch gar nicht? Das ist so die, 
also würde ich mal sagen, der größte Teil der Bevölkerung. Und dass Leute zu uns 
kommen und das gut finden, das ist nur ein ganz kleiner Teil. Im Ort. Also die 
Bereitschaft, diese völlig harmlos auftretenden Leute zu dulden, ist sehr weitver- 
breitet. Die stören nicht. Die wohnen in ihren Quartieren. Die kommen zu ihren 
Treffen. Die haben nette Kinder dabei. Die sind anständig gekleidet. Haben ge- 
flochtenes Haar. Laufen in den Trachten rum, in denen ich groß geworden bin, ist 
ja klar. Und sind heute eher in sich gekehrt. Das kann man schon so sagen.« (18) 


Ganz anders äußerten sich einige der Interviewten über die politischen Einstellun- 
gen und Aktivitäten derjenigen, die gegen die Ludendorffer protestierten. Im Kon- 
trast ist ungemein auffällig, dass offenbar gerade nicht die Ludendorffer »stören«, 
sondern vor allem die Gegendemonstranten. Diese seien vor allem »Menschen, die 
zum großen Teil von außen kamen, [die] meinten, die Dorfmarker befreien zu 
müssen« (115). Gerade an dieser kurzen Passage wird das Ineinandergreifen ein- 
zelner Wahrnehmungsmuster offensichtlich: Die Ludendorffer seien in diesem Fall 
nicht nur nicht die Störer - sie tragen schließlich »nur« die alten »Trachten« (18), 
blieben weitgehend unter sich und seien ja überwiegend schon sehr alt (115) -, 
sondern sie seien sogar Zielscheibe der Gegendemonstranten. Indem die Luden- 
dorffer tendenziell mit der Dorfgemeinschaft gleichgesetzt werden, zeigen sich 
hier kollektivierende Momente der Verbundenheit. Schließlich sei das Verhalten 
der Protestierenden gewissermaßen - so lässt sich dieses Wahrnehmungsmuster 
weiterdenken - übertrieben, da die Ludendorffer ja keine »Neonazis« seien, es also 
keinen Grund für die Demonstrationen gebe. 

Damit wären also zugleich nicht nur die Proteste unnötig, sondern sie sind in 
dieser Wahrnehmung auch der eigentliche Störfaktor - denn sie stören die Routine 
und den Alltag in Dorfmark (zumal an den Osterfeiertagen) wesentlich stärker als 
die Ludendorffer. Aber nun wollten, zumindest nach Auskunft unseres Gesprächs- 
partners, Protestierende »von außen« (Iı5) nach Dorfmark kommen und dann auch 
noch die Dorfgemeinschaft »befreien« (115). Dieses Bild wurde ganz zentral auch 
von anderen Interviewten als Erklärung für das Unbehagen herangezogen: »Ja, weil 
von extern — die fühlten sich fremdgesteuert. Die wollten gerne alleine weiterma- 
chen. Also als Ort und nicht von außen irgendwie« (I11). 

Diese Sequenz offenbart die Ambivalenz lokalpolitischer Verhandlung politi- 
scher Phänomene in nuce. Denn sie zeigt das Vertrauen in die Selbstheilungskräfte 
der Dorfgemeinschaft, dass die Bürgerschaft aus sich heraus in der Lage sei, Pro- 
bleme alleine zu lösen - denn die Dorfmarker, »die sind echt klasse« (111). Dass 
dann aber Protestierende aus der näheren Umgebung - zumal obendrein aus Bad 
Fallingbostel, dem ewigen Lokalkonkurrenten - nach Dorfmark kommen und der 
Dorfgemeinschaft auch noch erklären wollen, was sie gewissermaßen falsch ma- 
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che, erhöht aus Sicht dieser Interviewten noch das Gefühl der Aversion gegen die 
Proteste. 


»[Die denken] konservativer. Die fahren vielleicht mit 'nem Trecker zur Demo, 
aber die lassen sich nicht von einem in einer Pluderhose und roten Haaren dazu 
aufrufen, jetzt gegen Polizisten vorzugehen. Da schlagen die Taktzahlen einfach 
etwas anders. Die demonstrieren anders, die sagen ihren Unmut etwas anders. 
[Auch weil sie, Anm. d. V.] sonst keine Demonstrationserfahrung haben. Ist eine 
Demonstration erst einmal, also wir halten uns, glaube ich, in einer Demonstra- 
tion gehen wir erst einmal zehn Schritte zur Seite und gucken uns das erstmal an. 
Das ist so auf dem Dorf. [...] Lieber gesondert nebenher.« (112) 


Von daher verwundert auch nicht, dass sich diejenigen unserer Interviewpartner, 
die sich am Gegenprotest beteiligten, geradezu abschätzig über diejenigen Dorf- 
marker äußerten, denen das Motiv hinter den Demonstrationen gleichgültig sei: 


»Ja, da gehen die natürlich nicht hin. Da gehen die natürlich nicht hin. Da geht 
keiner aus keinem Verein. Also da kommt dann mal eine FDP-Frau hin. Oder die 
Bürgermeisterin ist da gewesen. Oder von der SPD sind welche da. Die sind - ich 
sage mal - noch am stärksten vertreten. Ein paar. Aber da ist kein Verein. Weder 
vom Schützenverein noch vom Heimatverein. Von der Kirche istkeiner. Die wollen 
natürlich neutral sein.« (19) 


Nur wenige unserer Gesprächspartner waren sich der Dimensionen von rechts- 
radikalem Potenzial in der Region bewusst. Durchaus thematisierten sie selbstre- 
flektiert und offen die unterschiedlichen Erscheinungs- und Artikulationsformen 
solcher Politik- und Gesellschaftsvorstellungen; nichtsdestotrotz fand sich auch in 
diesen Interviews zumeist eine Verengung des Phänomens Rechtsradikalismus. 
So berichtete uns ein in der Dorfgemeinschaft Aktiver: »Naja, der Rechtsextremis- 
mus ist [...] in den Landkreisen Soltau/Fallingbostel/Verden/Rotenburg überdurch- 
schnittlich stark vertreten. Das weiß ich ja auch aus meiner eigenen Heimat. Unser 
Nachbardorf ist bis heute ein richtig braunes Nest« (I15). Im weiteren Gesprächs- 
verlauf reduzierte er jedoch dieses rechtsradikale Potenzial qua Personalisierung 
auf die »Schneverdinger Jungs« (115) im Heidekreis. Zwar ist diese Kameradschaft 
in der Region sicherlich eine der auffälligsten rechtsradikalen Gruppierungen, die 
daher aus guten Gründen als Beispiel genannt werden kann. Aber im Umkehr- 
schluss führt diese Projektion beim Interviewten aufgrund der Personalisierung 
und Externalisierung des rechtsradikalen Potenzials zu dessen Reduzierung und 
zu einer Perspektivverengung, sodass sich hierdurch der selbstkritische Impuls 
letztlich relativiert. 

Dieses Bild des Rechtsradikalismus kommt nicht von ungefähr. Zwar lassen 
sich solche Wahrnehmungs- und Deutungsmuster sicherlich überall in der Gesell- 
schaft finden. Aber in unseren Gesprächen stießen wir auch auf einen konkreten 
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historischen Bezugspunkt, der dieses Wahrnehmungsbild gewissermaßen mate- 
rialisiert. Dabei geht es um den Bundesparteitag der NPD in Fallingbostel im Ok- 
tober 1983. Aufgrund einer bis dahin als liberal bis leger angesehenen Stadtpolitik, 
die allen Parteien ermöglichte, den Ratssaal der Stadt für Parteiveranstaltungen zu 
nutzen, konnte auch die NPD die Heidmark-Halle zur Ausrichtung ihres Bundes- 
parteitages heranziehen. Dieses Ereignis sollte sich nachgerade ins kollektive Ge- 
dächtnis der Gemeinde einbrennen und es dürfte kein Zufall sein, dass einige der 
bisher genannten Strukturmomente und Wahrnehmungsmuster von politischen 
Phänomenen hier bereits erkennbar sind bzw. offensichtlich in diesem Ereignis 
und dem Umgang damit schon angelegt waren. Als die Ausrichtung des NPD- 
Bundesparteitages bekannt wurde, regte sich - es war die Zeit, als die Bundesrepu- 
blik gerade den Höhepunkt der Neuen Sozialen Bewegungen Ende der 1970er und 
Anfang der 1980er Jahre erlebte - Widerstand. Ganz unterschiedliche Gruppierun- 
gen und Organisationen schlossen sich Bündnissen an, um gegen den Parteitag zu 
demonstrieren. An den Gegendemonstrationen sollen sich über 1.600 Menschen 
beteiligt haben, die fast ausschließlich von außerhalb in die Region angereist ka- 
men." 

Für den nordniedersächsischen Raum gilt diese Demonstration als »Initialzün- 
dung« für den Zusammenschluss antifaschistischer Gruppierungen und zugleich 
als eine Art Geburtsstunde der Autonomen in der Gegend, wie es noch heute gera- 
dezu mystifizierend in diesem Spektrum heißt." Denn im Laufe der Proteste kam 
es zu militanten Ausschreitungen zwischen Demonstranten, NPD-Anhängern und 
der Polizei, die offenbar eine solche Dynamik und Intensität erreichten, dass sie 
sich noch immer zur Mythenbildung anbieten - was sich auch daran zeigt, dass 
autonom antifaschistische Gruppierungen bis heute von der »Straßenschlacht von 
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Fallingbostel”? sprechen. Auch ein Interviewter erinnerte sich an die Ereignis- 
se: »Da sind Pflastersteine geflogen. Der ganze Gehweg war abgedeckt« (112), und 
schloss kurz darauf mit: »Das waren hier bürgerkriegsähnliche Zustände« (112). 
Die Auseinandersetzungen führten offensichtlich dazu, dass sich sowohl das 
Bild der gewaltbereiten Rechtsradikalen als Typus des »Neonazis« einbrannte als 
auch die Vorstellung von tendenziell gewaltbereiten Gegendemonstranten aus dem 
linken Spektrum. Diese Wahrnehmung antifaschistischen Protestes verschärft sich 
gerade durch die Deutung, dass linke Gruppierungen von außerhalb ins beschau- 


liche Fallingbostel gekommen seien, um Krawall zu machen. Unser Interviewpart- 


116 Vgl. Haunns, Sebastian: Identität in Bewegung. Prozesse kollektiver Identität bei den Autono- 
men und in der Schwulenbewegung, Wiesbaden 2004, S. 119. 

117 Ottenheimer, Roger/Langer, Bernd: »Wir hatten das militante Antifa-Monopol«, in: Neues 
Deutschland, 01.11.2014. 

118 Kunst und Kampf: Flyer: 30 Jahre Straßenschlacht von Fallingbostel, 22.10.2013, URL: 
http://kunst-und-kampf.de/WordPress_o2/portfolio-item/30-jahre-strassenschlacht- 
von-fallingbostel/ [eingesehen am 19.02.2019]. 
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ner fügte hierzu an: »Da gab’s eine Veranstaltung und eine Gegenveranstaltung, da 
hatten die damals Demonstranten in die Heide gebracht« (112). 

Dass sich genau diese Muster ebenfalls in den Wahrnehmungen der Protes- 
te gegen die Ludendorffer zeigen, dürfte kein Zufall sein. Offensichtlich hat sich 
hierdurch ein Bild von Politik als Manifestation politischer Anliegen in der Öffent- 
lichkeit auf der Straße durchgesetzt, das in der Wahrnehmung von Dorfmarkern 
tendenziell mit Gewalt in Verbindung gebracht wird, was wiederum die Konnota- 
tion des Störens erklären würde, weshalb nun jegliche Form von Protestbewegung 
in der Öffentlichkeit Aversionen der Bürgerschaft hervorruft. Ein führender Lo- 
kalpolitiker sprach im Interview selbst an, welches Trauma Bad Fallingbostel von 
den Ereignissen in den 1980er Jahren davongetragen habe: »Fallingbostel wollte das 
nicht. Musste die Veranstaltung aber machen. Und seitdem sind wir sehr vorsichtig 
[...]« (I11). 

Auch wenn sich die letzte Äußerung vor allem auf die Genehmigung zur 
Nutzung der Heidmark-Halle bezieht, kann sie sicherlich für die Wahrnehmung 
von politischen Phänomenen und Protest vor Ort verallgemeinert werden, weil 
sich mindestens ähnliche (wenn nicht sogar partiell gleiche) Strukturmomente 
und Wahrnehmungsmuster auch heute noch finden lassen. Insofern kann man 
davon sprechen, dass die Ereignisse um den NPD-Parteitag 1983 und dessen 
Wirkungen in den 1980er Jahren gerade aufgrund dessen soziokultureller Einbet- 
tung in die Region gewisse Dispositionen und Mentalitäten vorgezeichnet haben, 
die sich in den aktuellen Äußerungen unserer Interviewpartner aus Dorfmark 
niederschlugen. 


4.4.2  Ludendorffer-Tagungen und ihre lokalpolitische Aushandlung 


Auf kommunaler Ebene kommt Lokalpolitik und öffentlichen Verwaltungen eine 
ungemeine Bedeutung für die Aushandlung politischer Phänomene zu. Denn sie 
geben - wahrscheinlich noch stärker als in städtischen Ballungsgebieten, in de- 
nen kulturelle und zivilgesellschaftliche Gruppierungen weitgehend losgelöst von 
der dortigen Stadtpolitik agieren können - einen relativ engen Möglichkeitsspiel- 
raum und dadurch auch Deutungsrahmen vor. Schließlich kooperieren die jewei- 
ligen lokal- und kommunalpolitischen Akteure viel enger mit den jeweiligen Bür- 
gerschaften und Dorfgemeinschaften, weil sie deutlich näher und responsiver an 
den jeweiligen Befindlichkeiten der Bewohner sind. Aus diesem Grund dürften ge- 
rade auch im Rathaus von Bad Fallingbostel bzw. in den Gremien des Stadtrats die 
Geschehnisse um das Osterwochenende in Dorfmark eine Rolle spielen. 

Dies hat zunächst verwaltungspraktische Gründe: Findet die Ostertagung der 
Ludendorffer-Bewegung selbst zumeist in den Räumlichkeiten Dorfmarker Gast- 
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stätten"” als »intern-private Veranstaltung«’”” statt, bedürfen die jährlichen Veran- 
staltungen wie Kundgebungen und Demonstrationen" doch einer Genehmigung 
durch die zuständige Versammlungsbehörde (Landkreis) sowie zu ihrer Durchfüh- 
rung einer Koordination mit dem Ordnungsamt (Stadt Bad Fallingbostel) und der 
Polizei. Zumindest innerhalb dieser Dimension sollten also die zuständigen Ver- 
treter mit dem Thema in Berührung gekommen sein. 

Abseits dieser verwaltungspraktischen Arbeit, die aufgrund der angemeldeten 
Versammlungen an den Osterwochenenden zu erwarten ist, birgt die Auseinander- 
setzung mit den Ludendorffern aber auch eine politische Dimension. Sichtet man 
etwa den Flyer, mit dem das lokale »Bündnis gegen die Ludendorffer« 2018 zu Pro- 
testen unter dem Motto »Nie wieder wegschauen ... Rassisten nicht verharmlosen« 
gegen die Ostertagung der Ludendorffer aufgerufen hatte,'”* finden sich neben der 
grünen Ratsfraktion auch einzelne Ratsabgeordnete der SPD sowie von der Bür- 
gerliste Bad Fallingbostel auf der Liste der Unterzeichnenden. Außerdem thema- 
tisierten auch Politiker auf Landesebene die Ostertagungen der Ludendorffer im 


Plenum’? 


oder beteiligten sich selbst an den Gegenprotesten.'”* Geht man davon 
aus, dass es sich bei dem Thema also nicht bloß um eine Angelegenheit handelt, 
welche die Stadt Bad Fallingbostel im Sinne ihrer verwaltungsbedingten Aufgaben 
tangiert, sondern auch um eine politische Frage, zu der sich die Parteien und ihre 
Vertreter vor Ort positionieren (müssen), darf erwartet werden, dass das Thema 
auch eine Rolle in den lokalpolitischen Gremien spielt. Aus diesem Grund stehen 
nachfolgend die lokalpolitischen Aushandlungen hinsichtlich der Perspektive der 


Stadtpolitik und Behörden im Vordergrund." 


119 Siehe Speit, Andreas: Rechte Esoterik. Wer sich zu Ostern nahe Bad Fallingbostel versammelt, 
in: taz, 13.04.2017. 

120 Niedersächsisches Ministerium für Inneres und Sport: Ludendorffer — Wie gefährlich ist die 
völkische Gruppierung?, 11.11.2014, S. 2. 

121 Siehe Bündnis gegen Ludendorffer, Flyer: Nie wieder wegschauen ... Rassisten nicht verharm- 
losen. Proteste gegen die Ludendorffer, URL: www.xn--netzwerk-sdheide-szb.de/uploads/ 
media/Ludendorfer_Ostern_2018.pdf [eingesehen am 28.12.2018]. 

122 Siehe ebd. 

123 Zuletzt durch eine mündliche Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im Jahr 2016; 
siehe Der Präsident des Niedersächsischen Landtages: Antworten auf Mündliche Anfragen, 
15.04.2016, S. 5-6. 

124 Der sozialdemokratische Landtagsabgeordnete Michael Höntsch etwa unterzeichnet nicht 
nur regelmäßig die Aufrufe des Bündnisses, sondern hielt 2018 auch eine Rede bei der 
Kundgebung in Dorfmark, vgl. oV.: Lautstarker und friedlicher Protest, in: Kreiszeitung.de, 
03.04.2018, URL: https://www.kreiszeitung.de/lokales/heidekreis/bad-fallingbostel-ort28275/ 
lautstarker-friedlicher-protest-9747694.html [eingesehen am 13.03.2019]. 

125 Grundlage dieser Auseinandersetzung bilden Interviews mit exponierten Lokalpolitikern und 
Vertretern aus der Stadtverwaltung sowie die Sitzungsdokumente im Ratsinformationssystem 
der Stadt Bad Fallingbostel. Für die Untersuchung dieser Dokumente konzentrierten wir uns 
auf eine Volltextsuche mit festgelegten Suchwörtern (Ludendorff, Ludendorffer, Mathilde Luden- 
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Aufgrund des zuvorderst verwaltungspraktischen Blickwinkels betrachten Lo- 
kalpolitik und Stadtverwaltung politische Phänomene und Veranstaltungen aus ei- 
ner spezifischen Perspektive. Auch deshalb wird diesen vor Ort zumeist eine ande- 
re Bedeutung beigemessen, was auch zu einer spezifischen Problemwahrnehmung 
führen kann. So berichtete uns ein Lokalpolitiker, der nicht aus Dorfmark, sondern 
aus einem Nachbarort stammt, dass er bis zu seinem Berufswechsel nach Dorf- 
mark im Jahr 2015 noch nie von den Ludendorffern gehört habe - obwohl diese 
schon seit 1971 in der Region ihre Tagungen abhalten. 


»Also ich habe definitiv erst 2015 davon erfahren. Also, das ist nicht rausge- 
schwappt aus dem Ort. Jedenfalls habe ich das nie als Nicht-Dorfmarker wahrge- 
nommen. Und als dann die erste Mahnwache und Demo gegen die Ludendorffer 
angemeldet worden ist [..]. Da habe ich erst einmal recherchiert: Was ist das 
denn eigentlich? Hab es mir erzählen lassen [...]«. (111) 


Obwohl besagter Lokalpolitiker selbst schon viele Jahre zuvor kommunalpolitisch 
in benachbarten Gemeinden aktiv gewesen war, unterstreicht er die Feststellung, 
bis dahin noch nicht mit dem Thema Ludendorffer in Berührung gekommen zu 
sein. Doch seit er über die Situation in Kenntnis gesetzt worden war, dominierte 
in der Frage nach dem Umgang eine verwaltungstechnische Perspektive: Wenn die 
Veranstaltungen der Ludendorffer nicht von staatlichen Behörden verboten wür- 
den oder wenn der BfG seine Tagungen in privaten Räumlichkeiten organisiere, 
ende gewissermaßen die Zuständigkeit der Politik, da die Stadtverwaltung dann 
keine Autorität mehr habe, diese Treffen zu verbieten. Dieser Umstand »mache die 
Sache so schwierig« (Iı1), erklärte der Lokalpolitiker. 

Eine solch formalistische und rechtsstaatliche Logik begründet gewissermaßen 
den Möglichkeitsspielraum von bürgerschaftlichem Engagement und politischer 
Partizipation überhaupt; doch führt dieses Selbstverständnis von Lokalpolitik na- 
türlich im Umkehrschluss zu Reibungen mit zivilgesellschaftlichen Initiativen, die 
sich gegen die Ludendorffer engagieren — denn hier bricht sich gewissermaßen 
die Erwartungshaltung an den Staat, da die Gegendemonstranten schließlich diese 
Perspektive der Politik und Verwaltung nicht teilen, sondern ein stärkeres Zeichen 
der Politik erwarten. Solche Konflikte und Ambivalenzen gehören allerdings zu 


dorff, Bund für Gotterkenntnis, Nationalsozialismus, Nazi, Nazis, rechtsextrem, Rechtsextremismus, 
Antisemitismus, Kundgebung, Demonstration, Protest) über das angebotene Recherche-Tool, von 
dem wir uns alle verfügbaren Sitzungsdokumente in den Gremien des Stadtrates anzeigen lie- 
ßen und diese Ergebnisse anschließend auswerteten. Erfasst wurden dabei sämtliche Tages- 
ordnungspunkte und Drucksachen, deren Titel mindestens einen der gesuchten Begriffe ent- 
hielt und die nach dem 1. Januar 1994 — dem Beginn der digitalen Archivierung der Sitzungen 
im Ratsinformationssystem - eingepflegt sowie im öffentlichen Teil des jeweiligen Gremiums 
behandelt worden waren. 
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den alltäglichen Aushandlungsformen auf kommunalpolitischer Ebene, sind kei- 
ne Dorfmarker Besonderheit.'*° Zwar offeriert der kommunal- und lokalpolitische 
Rahmen exponierten Lokalpolitikern gewisse Spielräume, um sich stärker in die 
kommunalpolitischen Belange einzumischen, doch bedarf es dafür des Willens so- 
wie entsprechender Politikertypen. Aber gerade aufgrund des strukturellen Um- 
stands, dass die kommunalpolitischen Ebenen zumeist ökonomisch, bürokratisch 


und finanziell am Limit arbeiten,” 


zumeist aufgrund der politischen Anforderun- 
gen und an sie gerichteten Erwartungshaltungen auch schlicht überfordert sind, 
können lokalpolitische Spielräume der Politik nur selten genutzt werden. Statt- 
dessen verstärkt sich gewissermaßen die Notwendigkeit, Politik primär aus tech- 
nischen und verwaltungsrechtlichen Blickwinkeln zu betrachten. Dies zeigt sich 
nicht zuletzt auch daran, dass sich die Lokalpolitik - wie wir in der Auswertung 
der Interviews mit entsprechenden Vertretern herausfanden - auffallend zurück- 
hält mit persönlich-normativen Wertungen und Urteilen über den BfG, die Tagun- 
gen und die Dorfmarker Reaktionen sowie über die Rolle der Gegenproteste. 

Doch ist nicht nur der Blick der Lokalpolitik von außen auf die Ludendorf- 
fer von Bedeutung; auch die konkrete lokalpolitische Verhandlung der Thematik 
im Stadtrat ist zentral. Welchen Stellenwert nehmen die Ludendorffer-Tagungen 
in den Gremien des Stadtrates ein und auf welche Weise werden sie überhaupt 
von den gewählten Vertretern verhandelt? Hierbei ist vorweg zu konstatieren, dass 
das Ergebnis dieser Recherche ernüchternd ist - denn im Stadtrat wurden die Lu- 
dendorffer über die Jahre hinweg nur spärlich thematisiert, sodass man durchaus 
davon sprechen kann, dass die Ludendorffer vor Ort von der Lokalpolitik kaum als 
ein relevantes Politikum wahrgenommen werden. Seit den Aufzeichnungen der 
Gremientätigkeit im Jahr 1994 finden sich im angewendeten Suchschema ledig- 
lich 13 Treffer; der erste davon im Jahr 2005, der letzte im zurückliegenden Jahr 
2018. Jedoch sollte diese augenscheinlich geringe Fallzahl nicht den Blick auf die 
inhaltlichen Dimensionen verstellen, weshalb im Folgenden die einzelnen Tages- 
ordnungspunkte in ihrer Chronologie vorgestellt und die inhärenten Inhalte un- 
tersucht werden. 

Das grüne Ratsmitglied Egon Hilbich erkundigte sich 2005 in einer Anfrage 
beim damals amtierenden Bürgermeister nach dessen Kenntnisstand über eine 
Nutzung städtischer Räumlichkeiten in Dorfmark durch die Ludendorffer.”? Kon- 
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kret wollte Hilbich wissen, ob die Stadt Räumlichkeiten zur Verfügung gestellt ha- 
be, ob in diesem Falle ein Verbot gegen die Veranstaltung verhängt werden könne 
und - wenn dies nicht der Fall sei - ob die »Stadt sich zumindest, bspw. auf ihrer 
Internetseite, öffentlich hiervon distanziere«'”°. Während der Bürgermeister dar- 
aufhin zu Protokoll gab, dass ihm keine Anfrage zur Nutzung städtischer Räume 
vorliege und er im Fall einer Anfrage mit einer Ablehnung reagieren würde,° be- 
schäftigte das Thema um mögliche Raumnutzungen durch die Ludendorffer etwas 
mehr als ein Jahr später den Rat erneut. Abermals war es Hilbich, der in der Mai- 
sitzung vonseiten der Verwaltung sichergestellt wissen wollte, dass »dem »Bund 
für Gotterkenntnis - Ludendorff-Bewegung«, der wieder in Dorfmark getagt habe, 
weder die Grundschule noch die Sporthalle zur Verfügung gestellt worden sei". 
Wiederum verwies der Bürgermeister auf die schon zuvor geäußerte Ablehnung 
einer Vermietung städtischer Gebäude an den Bund für Gotterkenntnis. Die Stadt 
habe weder in der Vergangenheit diese Räumlichkeiten dem BfG bereitgestellt noch 
wolle sie dies in Zukunft tun."? 

Wie diese Beispiele zeigen, beschäftigte das Thema die kommunalpolitischen 
Gremien also bereits zwei Jahre vor der Anmeldung der mutmaßlich ersten Gegen- 
kundgebung in Dorfmark im Jahr 2007." Nichtsdestotrotz erhielt das Thema in 
den kommunalpolitischen Gremien erst mit den Ereignissen um die Gegenprotes- 
te eine neue Dynamik, wobei gerade das Jahr 2008 in der Diskussion eine Zäsur 
darstellte. Denn wie bereits ausgeführt erhielten die Demonstrationen mit den ras- 
sistischen Beleidigungen von Dorfmarkern gegen eine internationale Gruppe an- 
gereister Jugendlicher eine neue Brisanz. 

Wie mehrere Berichte übereinstimmend festhalten, handelte es sich bei den 
Dorfmarkern, die diese Beleidigungen aussprachen, nicht um Teilnehmer oder An- 
gehörige des BfG und dessen Tagung, sondern um Bürger aus dem Ort. Erst dieser 
Umstand erhöhte den Problemwahrnehmungsdruck auf die Lokalpolitik, was die- 
se im Rat dann auch selbst thematisierte und zum Anlass nahm, sich mit dem 
Bund für Gotterkenntnis zu beschäftigen. Als der Rat am 7. April 2008 zusammen- 
trat, stand die Verabschiedung einer Resolution auf der Agenda, mit der die Rats- 
mitglieder Stellung zu den Vorkommnissen des zurückliegenden Karfreitags, aber 
auch generell zu den Tagungen des BfG in Dorfmark beziehen wollten. Dabei mag 
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gerade dieser zweite Schwerpunkt aus Beobachterperspektive irritieren, bedenkt 
man, dass sich in Bezug auf die Ludendorffer-Tagung die nahezu gleichen Vorzei- 
chen ergaben wie schon in den Jahren zuvor: Wie bereits in den vorangegange- 
nen Jahrzehnten reisten Anhänger der völkisch-antisemitischen Vereinigung auch 
an diesem Osterwochenende nach Dorfmark, um hinter verschlossenen Türen der 
alljährlichen Tagung beizuwohnen. Was sich an jenem Osterwochenende 2008 am 
bisherigen Status quo indes änderte, waren die rassistischen Reaktionen einiger 
Dorfmarker Bürger auf die Aktivisten des versammelten Gegenprotestes. Mit die- 
sen Vorkommnissen schien für die Ratsmitglieder ein Punkt erreicht zu sein, sich 
positionieren zu müssen. 

Im Begründungstext zur Resolution schlug sich die neue Positionierung gegen- 
über den Ludendorffern unter Bezugnahme auf wissenschaftliche Literatur zu den 
historisch-ideologischen Hintergründen und den Einschätzungen staatlicher Be- 
hörden in einem Verweis auf die »antipluralistische und rassistische, insbesondere 
antisemitische Weltanschauung der Mathilde Ludendorff«'* nieder. Nach dieser 
Einordnung der Ludendorffer schlug man in der Vorlage die Brücke zu den Ereig- 
nissen am Karfreitag, indem man den bereits aus den Presseberichten bekannten 
Sachverhalt über die Beleidigungen und rassistischen Anfeindungen Dorfmarker 
Bürger schilderte. Danach aber fiel der Bericht in das bereits erwähnte Muster 
einer Relativierung qua Externalisierung der Vorfälle zurück (obwohl dieser Ras- 
sismus gerade nicht von den Ludendorffern, sondern von Dorfmarkern ausging). 
So heißt es als Reaktion auf die Vorfälle: »Der Rat der Stadt Bad Fallingbostel be- 
zieht mit seiner Resolution klar Stellung zu den Vorkommnissen und appelliert, 
sich zur gemeinsamen Verantwortung zu bekennen und dafür einzutreten, dass es 
zu keinen weiteren Tagungen des BfG mehr kommt.«'° 

Anhand dieser Zeilen zeigt sich also eine Lesart der Situation, die dem postu- 
lierten Anspruch auf ein »Stellung beziehen« zu den Vorkommnissen nur bedingt 
gerecht wird. Wodurch ein derartiger Kurs seitens der beteiligten Fraktionen be- 
einflusst sein könnte, deutet die Diskussion zum Tagesordnungspunkt an. Denn 
obgleich die Resolution und mit ihr der vorgestellte Begründungstext später ein- 
stimmig angenommen wurden, macht der Kommentar zum Tagesordnungspunkt 
deutlich, dass im Vorhinein ein Dissens über die inhaltliche Ausgestaltung der Re- 
solution geherrscht zu haben schien. Zentraler Diskussionspunkt: der Schaden, 
den eine derartige Erklärung am Image Dorfmarks verursachen könnte. 

In der Vorbemerkung des damaligen Bürgermeisters heißt es: »Es werde deut- 
lich gemacht, dass es keineswegs um eine Verurteilung Dorfmarks gehe, sondern 
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generell solchen Vorkommnissen im gesamten Stadtgebiet vorgebeugt werden sol- 


le.«° 


Und weiter: »Angesichts der bedauerlichen Vorfälle zu Ostern bestehe die 
Gefahr, dass eine ganze Dorfgemeinschaft ungerechtfertigt stigmatisiert werde«'”7 
- eine Einschätzung, die auch von denjenigen Ratsmitgliedern geteilt wurde, die 
teilweise von einem Imageschaden für Dorfmark sprachen, dem es nun zu begeg- 
nen gelte, oder die hervorhoben, dass die große Mehrheit der Einwohner des Ortes 
weltoffen und nicht fremdenfeindlich sei. Unverkennbar bestimmten also Befürch- 
tungen, die Vorfälle könnten zu einer Stigmatisierung der Gemeinde beitragen, die 
Ausgestaltung der verabschiedeten Resolution. 

Doch noch ein anderes Motiv wird deutlich: Obwohl es sich bei den Anfein- 
dungen um Parolen handelte, die ideologisch zweifelsohne rechtsradikal motiviert 
waren, war den Beteiligten wichtig, festzuhalten, die verabschiedete Resolution auf 
das gesamte »Extremismusspektrum« zu erweitern. Hierzu abermals der Bürger- 
meister: »Es werde betont, dass es gegen extremistische Tendenzen, gleich ob von 


138 Eine Position, die ein anderer Ratsherr 


rechts oder von links, einzutreten gelte.« 
ebenfalls bekräftigte, als er sich der Einschätzung anschloss, mit dieser Resoluti- 
on ein Zeichen sowohl gegen Rechts- als auch gegen Linkextremismus setzen zu 
wollen. Hatten die Abgeordneten zuvor klargestellt, dass die Ereignisse vom Oster- 
wochenende nicht zu einer Verallgemeinerung rassistischer Einstellungen Weniger 
auf die gesamte Dorfgemeinschaft verleiten dürften, bedienten sich die vorgestell- 
ten Vertreter durch ihr umfassenderes Verständnis von »Extremismus« nun selbst 
einer Verallgemeinerung. Konsequenterweise vermied deshalb der letztlich verab- 
schiedete Resolutionstext auch Termini wie rechtsextrem und sprach sich stattdes- 
sen stets gegen Extremismus in einer holistischen Lesart aus." 

Ungeachtet dieser Abwehrtendenzen bedeutete die Ratssitzung im April 2008 
trotzdem eine Neuerung im Verhältnis der kommunalen Politik zu den alljährli- 
chen Ludendorffer-Treffen: Zum ersten Mal sprachen sich die gewählten Vertreter 
sowohl gegen die rassistische und antisemitische Ideologie des BfG als auch dafür 
aus, dass Letzterem in Zukunft vonseiten der Dorfmarker Hoteliers keine Tagungs- 
räume mehr zur Verfügung gestellt werden sollten“? - ein Appell, der über seinen 
symbolischen Charakter hinaus auch gegen reale ökonomische Interessen in Dorf- 
mark vorging, für die der Ludendorffer-Tourismus - so wie im vorherigen Kapitel 
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aufgezeigt - eine nicht zu unterschätzende Einnahmequelle darstellte. Somit setz- 
te das Papier in der Diskussion einen normativen Ankerpunkt, auf den sich insbe- 
sondere Ludendorffer-kritische Stimmen in den Gremien in den nächsten Jahren 
berufen würden. 

Dies geschah erstmals im Jahr 2010. Wie schon in den Jahren zuvor war es der 
Abgeordnete der Grünen, Egon Hilbich, der in einer Ratssitzung im Mai auf die 
zurückliegende Ludendorffer-Tagung zu sprechen kam. Dadurch, dass Dorfmar- 
ker Bürger auch weiterhin an Mitglieder des Vereins vermietet hätten, sei »dreist 
auf die Resolution des Rates gespuckt«'* worden, so Hilbich. Während der Bür- 
germeister in seiner Antwort auf die Bemühungen der Stadt verwies, ihrerseits 
die Ziele der Resolution umzusetzen (so sei etwa eine Ausstellung zum Thema 
Rechtsextremismus an der Haupt- und Realschule von Bad Fallingbostel eröffnet 
worden), provozierte Hilbichs Aussage bei einem Abgeordneten der CDU-Fraktion 
bereits bekannte Muster, indem dieser auf einen Anstieg linksextremer Gewalt auf- 
merksam machte, welchem doch ebenfalls mit einer eigenen Ausstellung begegnet 
werden sollte.” 

In den Jahren darauf setzten sich derlei Anfragen fort: 2011 erkundigte sich 
Hilbich beim Bürgermeister nach den »Bemühungen, Anstrengungen und Erfol- 
ge[n] bezüglich der Resolution des Rates«'*, 2013 erinnerte ein anwesender Bürger 
den Rat an die 2008 beschlossene Leitlinie, auf Gastronomen und Vermieter ein- 
zuwirken, dass diese nicht weiter an Ludendorffer vermieten sollen. Abseits der 
Tatsache, dass dieses Ziel immer noch nicht erreicht sei, stellte er fest: 


»Offensichtlich scheine die Dorfmark Touristik den Vermietern aber noch Rücken- 
deckung zu geben und bringesich selbst aktiv in das Vermittlungsgeschäftein. Die 
Dorfmark Touristik erhalte Geld von jener Stadt, die nicht wolle, dass die Luden- 
dorffer weiter in Dorfmark tagten. Damit mache man den Bock zum Gärtner. Es 
müsse gelten: Ostern ist Dorfmark bunt statt braun.«'** 


Der Bürgermeister wies daraufhin zwar die Vorwürfe zurück, denen zufolge der 
Dorfmark Touristik e.V. Vermietungen aktiv fördere, und machte auch erneut klar, 
dass die Stadt nach wie vor nicht wolle, dass die Ludendorffer in Dorfmark tagen. 
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Andererseits musste das Stadtoberhaupt aber auch konstatieren, dass langjährige 
Appelle an die Bürger sowie der Versuch, ein Bürgerbündnis zur Erreichung der 
Ziele zu gründen, keinen Erfolg gehabt hätten.” 

Dass sich eine solche Assoziation nicht bilden konnte, ist umso bemerkenswer- 
ter, als Dorfmark ansonsten ein ungemein zivilgesellschaftlich geprägter »Engage- 
ment-Ort« ist, der ein dichtes Netz aus Vereinen und Initiativen zu ganz verschie- 
denen Themen und Anliegen gewoben hat. Jedenfalls betonte der Bürgermeister, 
dass man der Dorfmark Touristik darüber hinaus auch keine Aufgabe oktroyieren 
dürfe, die sie nicht erfüllen könne. Fünf Jahre nachdem die Resolution im Stadtrat 
verabschiedet worden war, schienen die damals gesetzten Ziele nicht durchset- 
zungsfähig zu sein. Es wird das letzte Mal gewesen sein, dass die Resolution Dis- 
kussionsgegenstand in den Gremien des Stadtrats war. 2014 rief Ratsherr Hilbich 
ein letztes Mal alle Fraktionen auf, sich an den Protesten gegen die Ludendorffer 


zu beteiligen.'* 


Danach beschränkten sich die Erwähnungen der Ludendorffer- 
Tagungen lediglich darauf, die Ratsmitglieder vonseiten der Verwaltung darüber 
zu informieren, dass eine Anmeldung von Kundgebungen und Demonstrationen 


bei der Stadtverwaltung eingegangen sei. 


4.4.3 Perspektiven auf den Gegenprotest 


Lange Zeit fanden die Tagungen des BfG in Dorfmark weitestgehend abseits grö- 
ßerer öffentlicher Aufmerksamkeit statt. Wie unsere Interviewpartner berichteten, 
seien die Ludendorffer in der Regel auch kaum aufgefallen. Sie hätten lediglich 
mit ihrem Kleidungsstil, ihren Trachten, kurzzeitiges - durchaus belustigendes - 
Aufsehen erregt und auch sonst seien die Tagungen lediglich dadurch registriert 
worden, dass die Buchungszahlen im Dorfmarker Hotelgewerbe nach oben gegan- 
gen seien. Doch andere Formen öffentlicher Auseinandersetzung mit dem BfG ha- 
be es über Jahrzehnte hinweg nicht gegeben. Dies änderte sich erst ab dem Jahr 
2007, als die erste Kundgebung vor der Dorfmarker Gaststätte »Deutsches Haus« 
angemeldet wurde und fortan Demonstranten verschiedener politischer Parteien, 
Gewerkschaften und antifaschistischer Initiativen nach Dorfmark kamen." 

Für den Ort veränderte sich damit der bisherige Status quo am jährlichen Os- 
terwochenende erheblich. Lokalzeitungen und überregionale Medien begannen, 
sich für das Thema zu interessieren, und berichteten über die Veranstaltungen; 
Absperrungen und Einsatzkräfte der Bereitschaftspolizei wurden zum gewohnten 
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Bild an den Osterwochenenden und zumindest diejenigen, die sich zu dieser Zeit 
in der Nähe des Bahnhofs aufhielten (dort also, wo auch die betreffenden Gaststät- 
ten zu finden waren), wurden bei ihren Osterspaziergängen mit den Protestparolen 
der Ludendorffer-Gegner konfrontiert. 

Kurzum: Der Gegenprotest rückte in der öffentlichen Wahrnehmung nicht die 
als problematisch identifizierte Gruppe in den Vordergrund, sondern stellte den 
Ort Dorfmark ins Rampenlicht der öffentlichen Aufmerksamkeit und durchbrach 
zugleich die dorfgemeinschaftliche Routine. Diese Verschiebung prägte auch das 
Bild, das die Dorfmarker von dem Gegenprotest an sich haben.” 

Bei unserer Analyse der unterschiedlichen Perspektiven auf den Gegenprotest 
stehen einerseits die Wertungen und Interpretationen im Vordergrund, die Dorf- 
marker Bürger selbst bezüglich des Gegenprotestes vornahmen; andererseits soll 
aber auch das Verhältnis der Protest-Engagierten zur Dorfmarker Bürgerschaft be- 
rücksichtigt werden. Im Zuge dessen stehen auch Vorstellungen von der Notwen- 
digkeit und Legitimität des Protestes im Fokus. Was motiviert Teilnehmer des Pro- 
testes, sich jedes Jahr wieder am Osterwochenende in Dorfmark einzufinden, und 
welche Protestmotive vermuten Bewohner des Ortes bei den Teilnehmern des Ge- 
genprotestes? Sprachen wir mit unseren Interviewpartnern über ihre Sicht auf die 
jährlichen Demonstrationen, kristallisierte sich schnell heraus, dass die Deutun- 
gen nicht nur zwischen den einzelnen Befragten divergierten, sondern auch, dass 
die Interpretationen diffus waren. Unsere Gesprächspartner unterschieden teils 
sehr genau zwischen einzelnen Phasen des Protestes und konnten auch einzelne 
Ereignisse schildern, nach deren Auftreten sich sowohl die eigenen Blickwinkel auf 
das Protestgeschehen veränderten als auch insgesamt sich ein Paradigmenwechsel 
im Bild der Dorfmarker vollzog. 

Richtet man den Blick auf die Anfänge des Gegenprotestes im Jahr 2007, so 
verbanden unsere Gesprächspartner die erste Mahnwache vor allem mit der über- 
haupt ersten tiefergehenden Auseinandersetzung mit dem BfG und seiner Ideo- 
logie im Ort. Die Kundgebung am Karfreitag war als Auftakt des Protestes da- 
mals mit einer Informationsveranstaltung des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
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des Heidekreises verknüpft worden, zu welcher Letzterer die Dorfmarker Bevölke- 
rung eingeladen hatte, um einem Vortrag des Weltanschauungsbeauftragten der 
hannoverschen Landeskirche über die Ludendorffer beizuwohnen. Die Interview- 
partner, die sich nach eigener Aussage zuvor nicht näher mit dem BfG beschäftigt 
hatten - beispielsweise beschrieb ein Interviewter seinen Blickwinkel auf die jähr- 
lichen Gäste vor 2007 so: »Ich habe mich auch nie richtig damit beschäftigt. Ich 
habe auch nicht geahnt, dass die rechts sind« (I10) -, verbanden mit dem Beginn 
der Proteste also primär eine Situation, in der eine kritische Auseinandersetzung 
mit dem Thema vorangetrieben wurde. Obgleich daraufhin einige Dorfmarker - 
wie auch ein Teil unserer Gesprächspartner - sich weiterhin mit dem Thema be- 
schäftigten und hieraus die Motivation erwuchs, sich auch an der ersten Kundge- 
bung vor der Gaststätte »Deutsches Haus« zu beteiligen, stellten sie diesen Impetus 
für den Großteil ihrer Mitbürger jedoch nicht fest. Stattdessen riss der Protest ei- 
ne Konfliktlinie auf. Obwohl unsere Interviewpartner davon ausgingen, dass auch 
die anderen Einwohner Dorfmarks der Ideologie des BfG zumindest nicht positiv 
gegenüberständen, bedeutete der Protest für sie doch eine geradezu erzwungene 
Konfrontation mit den Ludendorffern, deren Notwendigkeit in weiten Teilen aller- 
dings nicht geteilt werde. Denn obwohl keine Befürwortung der Ideologie bestehe, 
ließe sich zumindest der Wunsch erkennen, die sich über Dekaden eingespielte 
Routine im Verhältnis zwischen Dorfbevölkerung und Ludendorffern, die zu einer 
Art Normalität geronnen sei, nicht zu strapazieren. Für einen Interviewpartner, 
der sich selbst ebenfalls nicht an den Protesten beteiligt hatte, stellte sich die Si- 
tuation damals folgendermaßen dar: 


»Klar, man musste natürlich Flagge zeigen — was ich gut finde, ist Flagge zeigen 
und so. Das war schon richtig. Klar. Und die Dorfmarker, die haben da nicht, das 
muss man auch so sehen, die haben da nicht- weil die mit denen irgendwie auch 
großgeworden sind. Viele Dorfmarker haben auch gesagt: »Die haben uns nie ge- 
stört, warum sollen wir jetzt gegen die protestieren? Na gut, die haben vielleicht 
jetzt nicht so die besten Gedanken, aber was soll ich mich jetzt deswegen auf die 
Straße stellen und demonstrieren ?« (110) 


Die normative Wertung, dass die beherbergte Gruppe antisemitische und rassis- 
tische Inhalte vertrete (und die daraus resultierende Befürwortung eines »Flagge- 
zeigens«), scheint also schon zu Beginn der Proteste für die meisten Dorfmarker 
nicht derart virulent gewesen zu sein, um sich selbst an den Kundgebungen zu 
beteiligen. Sätze wie: »Die haben uns nie gestört, warum sollen wir jetzt gegen 
die protestieren?«, verweisen demnach schon für das Jahr 2007 auf eine weitge- 
hend leidenschaftslose Beziehung der Dorfmarker zu den Ludendorffern, die un- 
sere Befragten auch in den Jahren danach erkennen ließen. Mehr noch: Analysiert 
man die Aussagen über die nachfolgende Zeit, schlug diese anfängliche Passivität 
gegenüber den Kundgebungen in den Folgejahren sogar in Ablehnung um - wobei 
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immer wieder auf die rassistischen Beleidigungen im Jahr 2008 verwiesen wurde. 
Hatte der Protest im Jahr zuvor im Bild unserer Befragten wenig Breitenwirkung 
erzielt, geriet Dorfmark durch die rassistischen Beleidigungen von Dorfmarkern 
gegen Protestierende auch in die überregionalen Schlagzeilen, was bei vielen Ein- 
wohnern Unmut hervorrief. In der Darstellung der Medien fühlten sich die Ein- 
wohner zu Unrecht als »ganz rechtes Nazidorf« (Iı1) verurteilt und lasteten dieses 
schlechte Bild den Gegenprotesten an, ohne die es aus ihrer Sicht nicht zu diesem 
Imageschaden gekommen wäre. 

Danach änderten sich die Rahmenbedingungen des Protestes. Einerseits er- 
höhten die Behörden in den darauffolgenden Jahren die Polizeipräsenz an den Os- 
terwochenenden und sperrten die Proteste weiträumiger ab; andererseits mobi- 
lisierten die Vorfälle des vorangegangenen Jahres mehr Personen aus dem auto- 
nomen Spektrum, sich an den Protesten gegen den BfG zu beteiligen. Den Zeit- 
raum nach dem Jahr 2008, der sich etwa bis 2011/12 zog, nahmen unsere Befragten 
als diejenige Periode wahr, in welcher der Gegenprotest die Dorfmarker Gemüter 
am meisten erhitzt habe. 2010 kam es zu einer Konfrontation zwischen Demons- 
tranten und einem Dorfmarker Anwohner, der den Protestierenden und Polizei- 
beamten mutmaßlich den Hitlergruß zeigte; 2011 gingen in der Nacht vor der 
Kundgebung ein Werbebanner sowie zwei Fensterscheiben der Gaststätte »Deut- 
sches Haus« zu Bruch, nachdem Unbekannte mit Farbe gefüllte Flaschen dagegen 


geworfen hatten." 


In der Wahrnehmung einzelner Interviewpartner - und nach 
deren Dafürhalten auch in der Perspektive vieler Dorfmarker - habe dieser »Kra- 
wall« (18) respektive die »unschönen Züge« (110), welche die Ereignisse um die Ge- 
genproteste zu dieser Zeit angenommen hätten, vor allem dessen Ansehen selbst 
geschadet. Nun verstetigte sich ein Bild der jährlichen Veranstaltungen und ihrer 
Teilnehmer, das auch in den Jahren nach der beschriebenen Phase seine Wirkung 
auf die Wahrnehmungen des Gegenprotestes entfalten würde. 

Denn obgleich bei den Interviewten Einigkeit darüber bestand, dass nach die- 
ser Periode sowohl die Diskussionen um den Gegenprotest zurückgegangen seien 
(ein Interviewpartner schilderte uns, dass die Tagungen des BfG und die damit 
verbundenen Proteste heute »nicht mehr so ein Knallerthema« (Iıo) wie in den 
Jahren davor seien) und sich auch die Teilnehmerzahlen der jährlichen Veranstal- 
tungen im Vergleich verringert hätten, entpuppten sich die Blickwinkel auf diese 
Zeit doch als äußerst relevant für die heutigen Wertungen. 

Jene übergeordneten Deutungen sollen deshalb im Folgenden aufgezeigt wer- 
den - wobei wir vier Hauptmotive identifiziert haben, die als Grund für die Ableh- 
nung des Gegenprotestes eine Rolle spielen. Erstens: der Gegenprotest als Störfak- 
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tor der Normalität im Ort und speziell der Ruhe an Ostern; zweitens: der Protest 
als von externen Akteuren aufgezwungenes Ereignis; drittens: das als (zu) radikal 
wahrgenommene Auftreten einiger Protestakteure und eine damit einhergehen- 
de Vorstellung von Gewalt bzw. »Militanz«; und viertens: die Beurteilung einiger 
Protagonisten des Protestes als Hemmnis für eine Beteiligung an selbigem. 

Blicken wir auf das erste Motiv, kommt mit ihm eine Wertung des Protestes zur 
Geltung, die sich wie ein roter Faden durch die Gespräche mit einzelnen Interview- 
ten und ihren Blick auf die jährlichen Veranstaltungen zu ziehen scheint. Anstatt 
sich weder auf die Seite der Aktivisten zu schlagen noch Partei für die Treffen des 
BfG zu ergreifen, stand vielmehr der Wunsch nach »Normalität« an den Oster- 
wochenenden im Vordergrund. Dabei wurde diese Normalität mit verschiedenen 
Dimensionen in Verbindung gebracht. Während beispielsweise ein Interviewter 
hervorhob, dass der Karfreitag als einer der heiligsten christlichen Feiertage im 
Kalenderjahr durch lärmende Mahnwachen gestört würde (Iıo), stand für einen an- 
deren Gesprächspartner ein noch umfassenderes Bedürfnis nach Ungestörtheit im 
Mittelpunkt. Mit Bezug auf eine ablehnende Haltung gegenüber den Mahnwachen 
stellte er fest: »Dem Dorfvolk ist das so ziemlich egal. Die wollen Frieden haben. 
Ruhe haben« (I9). In diesem apolitischen Verhältnis zu den Ereignissen ständen 
die Einwohner im Zweifel eher auf der Seite der Gäste, die seit Jahrzehnten in den 
Ort kämen, teilweise auch im Ort wohnten, den Tourismus belebten und mit ihren 
Tagungen hinter verschlossenen Türen die Ruhe nicht stören würden - anders als 
der Gegenprotest. Hierzu nochmals der eben zitierte Gesprächspartner: 


»Wenn die [Aktivisten im Gegenprotest, Anm. d. V.] dann, sage ich mal, so rum- 
schreien, bringt das in meinen Augen eigentlich auch nichts. Die Ludendorffer 
sind ja nicht zu sehen. Die verschanzen sich ja in ihrem Hotel. Es geht vereinzelt 
mal einer durch. Vereinzelt. Der wird dann angemacht. Vereinzelt. Aber wenn die 
dann so rumschreien, wirkt sich das dann auf die Dorfbevölkerung nicht positiv 
aus.« (19) 


Ein anderes Narrativ, das wir bei unseren Interviewpartnern erkennen konnten, 
richtet den Fokus auf die Legitimationsgrundlage des Protestes, wobei dessen feh- 
lende Rechtmäßigkeit an die Frage nach der Herkunft der Demonstranten ge- 
knüpft wurde. Wurde soeben ein Bedürfnis nach Normalität festgestellt, das für 
die Dorfmarker Einwohnerschaft eine höhere Relevanz zu besitzen schien, als mit 
einer Teilnahme an den Kundgebungen und Demonstrationen gegen die Tagun- 
gen des BfG zu protestieren, bewerteten sie von diesem genuin Dorfmark-eigenen 
Standpunkt aus auch den Gegenprotest. 

Verkürzt lässt sich diese Bewertung folgendermaßen darstellen: Weil sich die 
Dorfmarker selbst mehrheitlich nicht an den Protesten beteiligten, obwohl es ja ge- 
rade »ihren« Ort betraf, hätten externe Akteure auch nicht das Recht, einen solchen 
Widerstand in Dorfmark zu erzwingen. In unseren Interviews trat diese Position 
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immer dann zutage, wenn wir auf die Zusammensetzung des Gegenprotestes zu 
sprechen kamen - also wissen wollten, wer sich aus Sicht der Befragten an den 
Protesten beteiligte und wer nicht. Obwohl die Gesprächspartner feststellten, dass 
der Protest auch von einigen Bürgern aus Dorfmark begleitet worden sei, vertei- 
le sich die Majorität der Teilnehmer doch auf Städte und Gemeinden außerhalb 
Dorfmarks oder sogar auf noch weiter entfernte (Groß-)Städte, aus denen Akti- 
visten jährlich anreisen würden. Diese Konstellation habe sich schon zu Beginn 
der Proteste abgezeichnet und bis heute nicht verändert, berichtete ein Interview- 
ter: »Deswegen kamen, wenn das Demonstranten waren, klar eine paar Dorfmar- 
ker auch, aber die kamen meistens dann von außen. Von Außerhalb. Ist schon so« 
(I10). Gegen diese von außerhalb Angereisten formulierte ein Interviewter eine kla- 
re Widerstandshaltung und stellte uns einen offenen Brief vor, den er auf Initiative 
einiger Dorfmarker Bürger verfasst habe. Darin stellte er die Frage nach der Not- 
wendigkeit der Proteste: 


»Die große Mehrzahl der Dorfmarker empfinden diese Demonstration nicht nur 
als unnötig, sondern auch als unverständlich. Aber Menschen, diezum großen Teil 
von außen kamen, meinten, die Dorfmarker befreien zu müssen. Auf die Frage ei- 
nes direkt betroffenen und genervten Anwohners, ob und wie lange dieses Spek- 
takel denn noch nötig sei, wurde ihm [...]"" wörtlich geantwortet: »Solange diese 
trotteligen Dorfmarker ihre Probleme nicht selber regeln, müssen eben Andere 
das eingenistete Ungeziefer vertreiben.« (115) 


Ungeachtet der Tatsache, dass der Text letztlich nicht - wie offenbar eigentlich 
vorgesehen - als Leserbrief eingereicht wurde und auch nicht überprüft werden 
kann, ob es tatsächlich zu einer derartigen Aussage gegenüber einem Dorfmarker 
Bürger kam, zeigt sich anhand dieses Beispiels doch, wie augenscheinlich selbst 
deutliche Gefühle der Bevormundung, des Unverständnisses und der Ablehnung 
mit den jährlichen Protesten in Verbindung gebracht wurden. 

Als drittes Motiv konnten wir ein ausgeprägtes Unbehagen ob des Auftretens 
und der politischen Verortung einiger Akteure des Gegenprotestes feststellen. Die- 
ses manifestierte sich zum einen im Erscheinungsbild und den geäußerten Inhal- 
ten der Protestteilnehmer, denen eine - wie auch immer geartete - »Radikalität« 
zur Last gelegt wurde; zum anderen schrieb man dem Gegenprotest eine »mili- 
tante« Haltung bzw. ein Gewaltpotenzial zu, welches das gerechtfertigte Anliegen 
diskreditieren würde. Im besonderen Fokus standen dabei solche Aktivisten, die ei- 
ner nicht weiter spezifizierten Gruppe »der Antifa« zugerechnet wurden. Ein Dorf- 
marker, der sich selbst lange Zeit an den Mahnwachen beteiligt habe, sagte dazu: 
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»Und es ist halt für unser Dorf negativ, wenn die Antifa kommt und sich - ich sa- 
ge mal - schlecht benimmt. Dann sagen die [Dorfmarker, Anm. d. V.]: »Die bösen 
Linken«. Die machen uns im Grunde das kaputt« (I9). Auch andere Interviewte, die 
nach eigener Aussage selbst in den vergangenen Jahren den Protest begleitet ha- 
ben, wussten von einer Bedrohlichkeit dieser Aktivisten zu berichten, die vor allem 
bei den Demonstrationen durch den Ort ausgestrahlt werde. Im Zuge dieser Schil- 
derung eines bedrohlichen Habitus, den die vornehmlich jungen Demonstranten 
an den Tag legen würden, verwiesen die Befragten aber auch auf eine tatsächlich 
wahrgenommene Gefahr, die von der Gruppe ausginge - wobei sich immer wieder 
auf die weiter oben beschriebenen »unschönen Züge« aus den Jahren nach 2008 
bezogen wurde. 

Wichtig ist hierbei die Gegenüberstellung des wahrgenommenen Gewaltpo- 
tenzials der Ludendorffer und der Gegendemonstranten: Während von den jähr- 
lich anreisenden Sympathisanten des BfG nie körperliche Gewalt ausgegangen sei, 
sei es von Teilen des Gegenprotestes zu Gewalt gekommen. Fast identisch klin- 
gen in diesem Zuge zwei Interviewpassagen: Während ein Gesprächspartner von 
einem Vorfall berichtete, bei dem Teilnehmer aus dem Gegenprotest versucht hät- 
ten, durch eine Polizeikette hindurch in die Tagungsräume des BfG zu gelangen, 
bezog sich ein anderer auf die bereits zitierten (und nicht weiter konkretisierten) 
»unschönen Züge«, die der Gegenprotest vor Jahren angenommen habe. Gleich ist 
beiden jedoch die Gegenüberstellung der beiden »Lager«. So hieß es von einem 
Interviewten: »Weil, die Ludendorffer selbst, sind jetzt nicht - ohne Wertung - 
sind nicht gewalttätig« (112), während ein anderer Interviewter sagte: »Ich will die 
[Ludendorffer, Anm. d. V.] jetzt nicht in Schutz nehmen, aber von denen ging nie 
irgendwie körperliche Gewalt aus. Das haben die nie gemacht. Nichts dergleichen« 
(I10). 

Zuletzt trat ein Motiv zutage, das die Ablehnung des Protestes ebenfalls auf das 
Auftreten seiner Teilnehmer bezog, hierbei aber weniger kollektivierend auf eine 
einzelne Gruppe einging als eher konkrete Protagonisten als Verantwortliche be- 
nannte. Diese würden durch ihr Auftreten und ihre Äußerungen - auch in Bezug 
auf Dorfmark - bewirken, dass sich Bürger aus dem Ort weiter vom Protest ent- 
fernten. Dabei fiel insbesondere der Name einer Person - deren konkrete Identität 
unerheblich ist, weshalb wir zur Wahrung der Anonymität an dieser Stelle auf die 
Nennung des Namens verzichten -, welche die Dorfmarker als eine Art »Reizper- 
son« ausgemacht hätten: 


»Dieser [Name] ist natürlich nicht gut beleumundet hier im Dorf. Der ist natürlich 
auch von seiner Persönlichkeit nicht das, was wir haben wollen. Aber betreibt da 
eben Politik. Und das ist natürlich auch-die Tatsache, dass der [Name] sich gegen 
die Ludendorffer wendet, führt eher dazu, dass die Dorfmarker sich eher auf die 
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Seite der Ludendorffer stellen, weil der [Name] natürlich nicht die angesehenste 
Persönlichkeit hier im Ort ist.« (18) 


Dabei beziehe sich die Abneigung gegenüber der angesprochenen Person einerseits 
auf deren politische Ansichten; andererseits zeigen die Aussagen, dass auch der 
persönliche Umgang mit dieser Person als streitbehaftet und unangenehm darge- 
stellt wurde, da es schon zu einigen Konflikten zwischen Einwohnern und besagter 
Person gekommen sei. Nicht zuletzt wurde dieser Person auch eine Führungsrolle 
innerhalb der Proteste nachgesagt, die sich dadurch auszeichne, dass sie Aktivisten 
aus dem antifaschistischen Spektrum mobilisiere, die - wie im vorherigen Absatz 
aufgezeigt - ebenfalls unerwünscht seien. Ganz unabhängig davon, wie sich die- 
se Person im dorfmarkschen Alltag verhielt: Allein der Projektionsmechanismus 
der Personalisierung dieser entsprechenden Reizperson auf den Gegenprotest und 
dessen politische Anliegen ist bemerkenswert. Insgesamt ergibt sich also eine Me- 
lange aus Animositäten gegenüber Protagonisten aus den Reihen des Gegenpro- 
testes, die als weiteres Hemmnis für eine Beteiligung betrachtet wurden. 

Fassen wir die Ergebnisse dieses Kapitels zusammen, ist letztlich eine denk- 
bar schlechte Bewertung der seit 2007 stattfindenden Gegenproteste aus Sicht der 
Dorfmarker Einwohnerschaft zu bilanzieren. Auch wenn diesen von einigen In- 
terviewpartnern zugutegehalten wurde, dass es durch sie das erste Mal zu einer 
Auseinandersetzung mit dem politischen Gehalt der Ludendorffer gekommen sei, 
überwog selbst bei solchen Dorfmarker Bürgern, die öffentlich gegen den BfG Stel- 
lung bezogen hatten, eine negative Einschätzung des alljährlichen Protestgeba- 
rens. 

Wie blicken hingegen Aktivisten, die sich seit Beginn im Protest engagiert ha- 
ben, auf die Rezeption von Kundgebungen und Demonstrationen seitens der Dorf- 
marker Bürger, was motiviert sie persönlich auch weiterhin zur Teilnahme an den 
Protesten und wie bewerten sie Protestmotivationen unter den Dorfmarkern? Bei 
den von uns Interviewten, die sich dem Gegenprotest zurechnen, lässt sich er- 
kennen, dass diese vor allem Unverständnis für die Passivität bzw. befürwortende 
Haltung gegenüber den Ludendorffern aus dem Ort heraus äußerten. Als Enga- 
gierte, die sich bereits seit dem Aufkommen der Proteste im Jahr 2007 im Zuge der 
ersten Informationsveranstaltung und der darauffolgenden Mahnwache an diesen 
beteiligt hatten, waren unsere Interviewpartner von Beginn an überzeugt von der 
Notwendigkeit, dass die Tagungen des BfG nicht unwidersprochen bleiben dürf- 
ten. Eine Überzeugung, die sie schon damals aufgrund der antisemitischen und 
rassistischen Weltanschauung der Ludendorffer gewonnen hätten - und bezogen 
auf heutige gesellschaftliche Prozesse als weiterhin besonders relevant empfänden 
(113). 

Indes monierten sie, dass diese Einsicht bei den Einwohnern nicht Einzug ge- 
halten habe. Obwohl es ein konstituierendes Element des Protestbündnisses gewe- 
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sen sei, nicht nur auf der Straße »Gesicht zu zeigen«, sondern auch über Ideologie 
und Verstrickungen des BfG mit neonazistischen Kreisen zu informieren, habe 
dies vonseiten der Dorfmarker »nicht dazu geführt, Einsicht zu zeigen« (113) und 
sich für ein Ende der Tagungen einzusetzen. 

Stattdessen erkannten die Interviewpartner, wie die überwiegende Passivität 
der Dorfmarker Bevölkerung gegenüber den Ereignissen im Jahr 2008 in eine Ab- 
wehrhaltung gegenüber den Protesten umgeschlagen sei. Während die Medienöf- 
fentlichkeit ob der rassistischen Angriffe auf die internationale Jugendgruppe be- 
wirkt habe, dass sich in den Folgejahren mehr Menschen mit den Protesten solida- 
risiert und sich an diesen beteiligt hätten, seien die Ereignisse im Bild der Einhei- 
mischen letztlich zulasten des Protestes gegangen. Dies begründe sich zum einen 
durch den »Medienrummel« (113), in dessen Zuge sich die Einwohner zu Unrecht 
als rechtes Dorf stigmatisiert gefühlt hätten (und diese Stigmatisierung den Pro- 
testierenden zur Last gelegt hätten); und zum anderen durch die Reaktionen von 
Behörden und Polizei in den darauffolgenden Jahren, die von den Interviewpart- 
nern als ungerechtfertigt wahrgenommen wurden. In den Jahren nach 2008 wurde 
sowohl die Anzahl von Bereitschaftspolizisten erhöht als auch die Proteste weiträu- 
miger abgesperrt. Anstatt direkt vor dem »Deutschen Haus« zu stehen, waren die 
Demonstranten durch sogenannte Hamburger Gitter von der Gaststätte separiert. 
Außerdem sorgte die Lage des Gasthauses direkt an der Hauptstraße dafür, dass 
diese gesperrt wurde. Aus Sicht der Interviewten lieferten die Verantwortlichen 
den Dorfmarkern damit einen Vorwand für die Ablehnung der Proteste. Mit Blick 
auf die behördlichen Maßnahmen nach den Vorkommnissen von 2008 und deren 
Wirkung auf die Rezeption der Mahnwache hieß es dazu in der Erinnerung eines 
Interviewten: 


»Naja, und da konnten die Dorfmarker wieder sagen — abgesehen davon, dass es 
die falschen Leute waren, die haben sich ja als Touristenort angesehen -, und jetzt 
haben wir [gemeint sind die Organisatoren der Mahnwache, Anm. d. V.] dafür ge- 
sorgt, dass da Polizei und Absperrungen, Hauptstraße ist gesperrt und so.« (114) 


Diese Frustration aufgrund der aus ihrer Sicht mangelnden staatlichen Problem- 
wahrnehmung und unzureichenden politischen Unterstützung des Protestanlie- 
gens zeigte sich auch bei einem anderen Interviewten: »Und gegen den abgesperrt 
werden muss, der muss ja der Böse sein« (113). Und so schlug die Frustration offen- 
kundig auch aufgrund mangelnder Wertschätzung für ihr Engagement vonseiten 
der Lokalpolitik in Resignation um. 

An dieser Stelle vermischen sich Selbstbilder, die wir schon in den einführen- 
den Kapiteln aufgeführt haben, mit den in diesem Kapitel aufgezeigten Rezeptio- 
nen der Proteste durch die Einheimischen: ein Dorfmarker Selbstbild als touris- 
tisch attraktiver Ort, der seinen Feriengästen an Ostern einen möglichst freund- 
lichen Eindruck vermitteln will, und der Wunsch nach Ruhe, der genauso für die 
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einheimischen Bürger gelte. Dass die Ablehnung der Ludendorffer aufgrund ver- 
meintlich »objektiver« Begründungen aber nur eine Seite der Medaille sei, davon 
sind die Befragten ebenso überzeugt. Im Bedürfnis nach Ruhe und Ordnung ver- 
berge sich vielmehr der Wunsch, den apolitischen Status quo im Verhältnis zu den 
Ludendorffern zu erhalten, d.h., die Bewertung einer Notwendigkeit der Proteste 
nicht an politische Fragen zu knüpfen. Einerseits werde dieses Bedürfnis durch 
ein spezielles Dorfmarker Klima aufrechterhalten, in welchem sich die meisten 
Einwohner einer politischen Auseinandersetzung mit dem BfG entziehen wollten, 
während die Besitzer von Gasthäusern und Ferienwohnungen sogar Partei für ih- 
re Gäste (also die Ludendorffer) ergreifen würden. Andererseits habe aber auch 
schon nach 2008 die notwendige Unterstützung aus Politik und dem Bürgerhaus 
in Bad Fallingbostel gefehlt. Denn obwohl die damals verabschiedete Resolution 
vorgesehen habe, dass es in Dorfmark zu keinen weiteren Tagungen des BfG mehr 
kommen sollte, habe der politische Druck nicht ausgereicht, um dieses erklärte 
Ziel zu erreichen. 

Aufgrund dieses Zustands standen für die interviewten Aktivisten lediglich 
kleinere Erfolge zu Buche, als wir sie nach der Wirkung, die der Protest in den 
vergangenen zehn Jahren erzielt habe, fragten. Einer dieser kleinen Erfolge sei 
nach 2015 der »Umzug« der Ludendorffer von der Gaststätte »Deutsches Haus« in 
das Gasthaus »Zur Post« gewesen. Damals habe ein Dorfmarker Bürger aufgrund 
der anhaltenden Proteste so lange auf die Betreiberin eingewirkt, bis diese sich 
schließlich dazu durchgerungen habe, die jahrzehntelange Kooperation mit dem 
BfG zu beenden - auch wenn diese Darstellung anderen Berichten widerspricht, 
wonach es vor allem der wirtschaftliche Druck aus der Region gewesen sein soll, 
der die Betreiberin zum Umschwenken bewogen habe. 

Die Aktivisten waren sich zudem sicher, dass ihr Protest auch auf die Luden- 
dorffer selbst eingewirkt habe. Als Beleg hierfür bezog sich ein Interviewter auf 
den Umstand, dass die Ludendorffer noch vor Jahren wie selbstverständlich durch 
den Ort spaziert seien, während die Gegendemonstrationen bewirkt hätten, dass 
sich die Mitglieder des BfG nun nicht mehr so einfach zeigen könnten (114). Dass 
allerdings gerade dieser Effekt ausgerechnet als Erfolg ausgegeben wurde, verrät 
letztlich mehr über die Politikvorstellungen der interviewten Aktivisten als über 
das Anliegen des Protestes an sich. Denn es widerspricht nicht nur dem eigentlich 
ausgegebenen Ziel der Gegendemonstrationen, wie dem öffentlichen Problemati- 
sieren gewisser politischer Positionen, sondern es ist auch zu bezweifeln, ob solche 
Maßnahmen überhaupt einen (aus Sicht der Aktiven: vermeintlich positiven oder 
reflektierenden) Effekt auf die Politik- und Gesellschaftsvorstellungen der Luden- 
dorffer haben können - zumal es viel wahrscheinlicher ist, dass solche öffentlichen 
Ausgrenzungen und Stigmatisierungen auch zu politischen Verhärtungseffekten 
und einem inneren Zusammenrücken der BfG-Mitglieder führen, womit das Ziel 
der Gegenproteste zumindest teilweise ad absurdum geführt wäre. Jedenfalls stand 
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am Ende auch für die interviewten Aktivisten ein eher ernüchterndes Urteil: »Aber 
eine wirkliche Entwicklung, dass die Bevölkerung oder auch die Gewerbetreiben- 
den sich damit auseinandergesetzt haben und gesagt haben: »Nein, das ist nicht 
unser Ding. Wir positionieren uns«, das sehe ich nicht« (113). 
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5.1 Braunschweiger »Normalität«: Soziodemografische Merkmale 
und Wahltraditionen 


Löwenstadt', Hansestadt”, die Stadt, die einst Adolf Hitler einbürgerte?’: Braun- 
schweig offeriert zahlreiche Assoziationen. Und eine weitere lässt sich hinzufügen: 
Braunschweig als Stadt mit einem der hartnäckigsten PEGıDa-Ableger in West- 
deutschland seit 2015 - BRAGIDA. Wie im lokalen Kontext auf BRAGIDA reagiert 
wurde, welchen Umgang unterschiedliche städtische Akteure mit den selbster- 
nannten »Patrioten« fanden und welche Deutungen die Stadtgesellschaft bezüglich 
dieser Mobilisierung von rechts entwickelte, soll im Folgenden eruiert werden. 
Denn das Faktum, dass einer der langlebigsten Ableger PEGIDAs in Braunschweig 
nicht nur zu einem rigorosen Deutungskampf innerhalb der Stadtgesellschaft 
führte — wie er bereits in der Konstituierungsphase von PEGIDA in Dresden zu 
beobachten war -, sondern sich hier auch ein bewegungsförmiger Rechtsradika- 
lismus auf der Straße zeigte, der einerseits mobilisierungsfähig war, andererseits 
aber auch große Gegenproteste auslöste, lässt einen Blick auf die Reaktionen, 
Umgangsweisen und Deutungen lokaler Akteure in Bezug auf BRAGIDA lohnend 
erscheinen.* 

Zeichnen wir zunächst den Schauplatz, der BRAGIDA über zwei Jahre lang eine 
Bühne bot, also den konstituierenden Rahmen, mit groben Strichen: Geografisch 
liegt Braunschweig in unmittelbarer Nähe zu den Industriestädten Wolfsburg und 


1 Sierigk, Peter/Götz, Karla: Braunschweig. Löwenstadt zwischen Harz und Heide, Hamburg 1997. 

2 Vgl. etwa Steinführer, Henning: Kurze Geschichte der Hansestadt Braunschweig, Braunschweig 
2017. 

3 Aufschlussreich zur Geschichte Braunschweigs im Nationalsozialismus ist die Website »Vernetz- 
tes Gedächtnis«, URL: www.vernetztes-gedaechtnis.de/ [eingesehen am 13.03.2019]. 

4 Die vorliegende Analyse basiert auf Interviews, eigenen Beobachtungen im Zuge einer Feldfor- 
schung, der Auswertung von Presseberichten, Protokollen der städtischen Gremien, Websites 
und Selbstzeugnissen unterschiedlicher Akteure, politischen Anfragen sowie Forschungslitera- 
tur. Für die Mitarbeit an der Recherche, der Textabfassung und für die kritische Diskussion der 
Thesen gilt Niklas Knepper großer Dank. 


192 


Rechtsradikalismus in Niedersachsen 


Salzgitter; ihr Dreiklang begründet die Omnipräsenz des Konzerns VW in der Re- 
gion. Das 1938 in Braunschweig gegründete Werk - laut Selbstauskunft des Unter- 
nehmens so groß wie neunzig Fußballfelder, mit 7.000 Beschäftigten so bevölkert 
wie eine Kleinstadt? - steht sinnbildlich für die Abhängigkeit der gesamten Region 
von diesem Arbeitgeber; positiv gewendet jedoch auch für das Selbstbewusstsein 
gegenüber der Landeshauptstadt Hannover, die in der Konkurrenzsituation stets 
eine Nasenlänge voraus zu sein scheint. 

In schnöden Zahlen liest sich Braunschweig wie folgt: In der Viertel-Millionen- 
Einwohner-Stadt war man 2015 durchschnittlich 43 Jahre alt, der Ausländeranteil 
betrug 9,7 Prozent, die Arbeitslosenquote lag 2016 bei 6,1 Prozent, das Bruttoin- 
landsprodukt betrug 2014 pro Kopf 43.200 Euro, womit die Stadt im Bundesver- 
gleich sehr gut abschnitt; auch wohnt man dort vergleichsweise günstig und blickt 
auf eine positive Bevölkerungsentwicklung.° Historisch gesehen hat das Indus- 
triegebiet um Braunschweig seit der Weimarer Republik ein sozialistisches Milieu 
ausgeprägt - politisch war die SPD in der protestantisch geprägten Löwenstadt 
traditionell stark.” Wenn Braunschweig auf Bundesebene wählte, war es stets ein 
Kopf-an-Kopf-Rennen zwischen SPD und CDU, das die Sozialdemokratie jedoch 
häufiger für sich entschied.? Bei Landtagswahlen überholte die CDU erstmals 1982 
die SPD in der Gunst der Braunschweiger Wähler, wobei 2013 wieder die SPD knapp 
vorne lag.? 1981 ging auch erstmals auf Gemeindeebene die Mehrheit an die CDU, 
die sie erst 2016 wieder an die SPD verlor.'° Bei der Bundestagswahl 2017 wählte 
Braunschweig mit 29 Prozent CDU, 26,4 Prozent entfielen auf die SPD, 11,8 auf 


Nachzulesen auf der Website von Volkswagen, URL: https://www.volkswagen-karriere.de/de/ 
unsere-standorte/volkswagen-braunschweig.html [eingesehen am 13.03.2019]. 

Siehe Arp, Susanne/Stotz, Patrick/Seibt, Phillip: Bevölkerung, Arbeitslose, Miete. Boomt Ihr 
Landkreis auch?, in: Spiegel Online, 21.10.2017, URL: https: //www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/ 
deutschland-vergleich-zu-bevoelkerung-miete-wie-steht-ihr-landkreis-da-a-1157144.html [ein- 
gesehen am 13.03.2019] sowie Stadt Braunschweig: Braunschweig in der Statistik: Bevölke- 
rung am Ort der Hauptwohnung nach Altersjahren und Geschlecht im Jahr 2017, URL: https:// 
www.braunschweig.de/politik_verwaltung/statistik/jahrbuch/jahrbuch/o2_06_export.pdf [ein- 
gesehen am 13.03.2019]. Solche Kontextfaktoren wirken auf die Wahrnehmung von rechtsextre- 


(o) 


(o 


men Akteuren und Ereignissen im jeweiligen Sozialraum aus, vgl. Quent/Schulz: Rechtsextre- 
mismus in lokalen Kontexten, S. 25. 
7 Vgl. Klecha: Wahlen und Wahlverhalten in Niedersachsen, S. 81. 
Siehe Stadt Braunschweig: Ergebnisse der Bundestagswahlen in Braunschweig seit 1949, URL: 
https://www.braunschweig.de/politik_verwaltung/politik/wahlen/ergebnisse/btw_bs.html [ein- 
gesehen am 13.03.2019]. 
Vgl. Stadt Braunschweig: Ergebnisse der Landtagswahlen in der Stadt Braunschweig seit 1947, 
URL: https://www.braunschweig.de/politik_verwaltung/politik/wahlen/ergebnisse/Itw_bs.html 
[eingesehen am 13.03.2019]. 
10 Vgl. Stadt Braunschweig: Ergebnisse der Gemeindewahlen in der Stadt Braunschweig seit 1946, 
URL: https: //www.braunschweig.de/politik_verwaltung/politik/wahlen/ergebnisse/kw_bs.html 
[eingesehen am 13.03.2019] sowie zur Zusammensetzung des Rates der Stadt Braunschweig 
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die Grünen, die FDP erhielt zehn, die LINKE 9,3 und 8,4 Prozent gingen an die 
AfD.” Damit schnitt die AfD in der Löwenstadt besser ab als im Landesvergleich, 
wo sie 2017 bei den Landtagswahlen auf 6,2 Prozent kam; im Umland der Stadt 
erhielt die AfD sogar noch größeren Zuspruch. Bereits bei den Kreiswahlen 2016 
war die AfD in Braunschweig mit 8,9 Prozent auf höhere Werte als im Landes- 
vergleich gekommen.” Bereits dies deutet daraufhin, dass die Partei rechts der 
Mitte in Braunschweig gewisse Ausgangsbedingungen vorfindet, an die sie lokal 
anschließen kann. Bereits in der Geschichte barg das Braunschweiger Umland im- 
mer wieder Potenzial für rechtsradikale Parteien - so gab es hier zum Beispiel 
Anfang der 1950er Jahre zahlreiche Anhänger der DRP” -, das ihnen entsprechen- 
de Wahlerfolge bescherte, wobei sie dabei auch von der Brüchigkeit sozialistischer 
Milieus profitierten. 

Doch wie dieser offenkundig vorhandene Nährboden für Rechtsradikalismus 
beschaffen ist und welche kulturellen Traditionsstränge in der Stadt darüber hin- 
aus vorhanden sind, ist weithin ungeklärt. Gleichwohl wird immer wieder auf die 
Bedeutung der politischen Führung in der Braunschweiger Politik verwiesen, um 
gewisse Akzeptanzverschiebungen für politische Kräfte (auch rechts der Mitte) zu 
erklären. Als wichtigster Faktor gilt diesbezüglich Gert Hoffmann, der als Christ- 
demokrat 13 Jahre lang als Oberbürgermeister an der Spitze der Stadtpolitik stand 
- denn Hoffmanns politische Laufbahn enthielt eine kurze Episode in der NPD 
(übrigens im Göttingen der 1960er Jahre), was in Braunschweig allerdings nur zö- 
gerlich thematisiert wurde.'* 

Doch solche Zahlen allein sagen noch nicht viel darüber aus, was eine Stadtge- 
sellschaft ausmacht oder wie Politik in ihr verhandelt wird. Offenkundig kommen 
weitere Faktoren hinzu, die untergründig politische Einstellungen und Phänome- 
ne präformieren. Hierzu zählt vor allem, was in der Stadtgesellschaft als »normal« 


seit 1946 URL: https://www.braunschweig.de/politik_verwaltung/statistik/jahrbuch/jahrbuch/ 
03_02_export.pdf [eingesehen am 13.03.2019]. 
Vgl. oV.: Bundestagswahl — So hat Braunschweig gewählt, in: Braunschweiger Zeitung, URL: 


S 
par 


http://static.apps.braunschweiger-zeitung.de/apps/bundestagswahl2017/bs/ [eingesehen am 
13.03.2019] und Stadt Braunschweig: Wahlen aktuell: Bundestagswahl 24. September 2017, URL: 
https://www.braunschweig.de/politik_verwaltung/politik/wahlen/btw/infoline _03-17.pdf [ein- 
gesehen am 13.03.2019]. 

12 Siehe Landesamt für Statistik Niedersachsen: Endgültige Ergebnisse der Kreiswahlen (prozen- 
tual), URL: https://www.aktuelle-wahlen-niedersachsen.de/KW2016/Vision/KW.html [eingese- 
hen am 13.03.2019]. 

13 Vgl. Finkbeiner/Trittel: Traditionslinien des Rechtsradikalismus in der politischen Kultur Nie- 
dersachsens, S. 23. 

14 Vgl. dazu Hoffmann, Gert: Von Irrwegen in die Verantwortung, Essen 2018; vgl. auch 
oV.: Gert der Schreckliche. Wie Gert Hoffmann die Stadt Braunschweig regiert, Teil 3, 
in: Newspatch — Braunschweiger Blog, 24.06.2009, URL: https://newspatch.wordpress.com/ 
2009/06/24/gert-der-schreckliche/ [eingesehen am 13.03.2019]. 
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gilt, oder - vielleicht zunächst noch einfacher - wie diese sich selbst sieht und gese- 
hen werden möchte; denn dieses Selbstverständnis beeinflusst, wie sie bestimmte 
Ereignisse und politische Phänomene rahmen wird.” 

Ein Corporate-Design-Handbuch mit dem Emblem »Braunschweig. Die Lö- 
wenstadt« gibt Aufschluss über das städtische Marketingkonzept, welches zum 
Ziel hat, »Braunschweig als Standort regional und überregional sichtbar zu ma- 
chen und als Marke zu profilieren«'. Der Kern dieser »Corporate Identity«, dem 
»Zusammenspiel aller Elemente, die die Identität [...] einer Stadt ausmachen«,” 
ist der Löwe. Der 1954 von Hermann Eidenbenz entworfene Wappenlöwe ist eine 
eingetragene Marke, deren alleinige Nutzungsrechte bei der Stadt liegen. »Die 
Marke Braunschweig gibt dem Eidenbenz-Löwen [...] ein prägnantes, souveränes 
Wirkungsfeld. In der Summe entsteht ein starkes Label für Braunschweig: [...] 
zugleich sympathisch und selbstbewußt.«'? Die »Corporate Pictures«, die Braun- 
schweig symbolisieren, stehen unter der sprechenden Überschrift »einheitliche 
Vielfalt«”, um die unterschiedlichen Facetten der Stadt, die »gerade im Bild 
eine bunte Vielfalt zeigen und die es zu vereinen gilt«, zu repräsentieren, bis sie 
»harmonisch korrespondieren«; laut Werbetext stehen auch »Historisches und 
Modernes versöhnlich nebeneinander«?°, des Weiteren wirbt man prominent mit 
Kultur- und Shoppingmöglichkeiten, »von der Einkaufs- zur Erlebnisstadt«”. 

Der Löwe ist in Braunschweig omnipräsent.”” Die Stadtgesellschaft zehrt von 
dem Glanz ihres Ahnherrn, des Welfen Heinrich der Löwe, der auch für die politi- 
sche Bedeutung der Stadt in steter Konkurrenz zu Hannover bürgt. Nicht nur die 
welfische Tradition gehört fest zum nach außen dargestellten Identitätskern, son- 
dern auch »die »Wohlstand und Adelk-Geschichte nimmt eine regionale Schlüssel- 
rolle ein, denn sie berichtet über eindrucksvolle kulturelle Stätten, Persönlichkeiten 
und Ereignisse, die geprägt waren von Konflikten, Blutvergießen, Liebe, Opfer und 


15 Vgl. auch Quent/Schulz: Rechtsextremismus in lokalen Kontexten, S. 11. 

16 Braunschweiger Stadtmarketing GmbH (Hg.): Corporate Design für Braunschweig, Version 
2013, URL: https://www.designtagebuch.de/cd-manuals/Braunschweig-CD-Manual.pdf [einge- 
sehen am 13.03.2019], hier Vorwort. 

17 Ebd. 

18 Ebd.,S.3. 

19 Ebd., S.10. 

20 Ebd., S.13. 

21 Stachura, Jörn: Von der Einkaufs- zur Erlebnisstadt, in: Braunschweiger Zeitung, 19.10.2015. 

22 Um nur einige Verwendungen zu nennen: Das Portal der Braunschweiger Stiftungen unter der 
URL https://www.der-loewe.info/heimat-identitaet/ist ein Medienportal, das journalistische 
Beiträge veröffentlicht, die »für die Region des ehemaligen Braunschweiger Landes identitäts- 
stiftend sind«. Ferner gibt es einen von der Stadtmarketing GmbH betriebenen Löwenstadt- 
Blog (http://loewenstadt.braunschweig.de/) sowie die Facebook-Seite »Braunschweig — die Lö- 
wenstadt« (URL: https://de-de.facebook.com/braunschweig/ [eingesehen am 13.03.2019). 
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Triumpf [sic!]«, eine - wie Kritiker der Vermarktungsstrategie meinen - »verdum- 
mende Geschichts-Interpretation rund um Braunschweigs »verwelften« Strahlen- 


kranz«.”? 


Der Stadtfilm »Braunschweig - Die Löwenstadt«”* 


25 


zeigt diese »von ihrer 
sympathisch-emotionalen Seite«’°. Selbstbewusst und auf Harmonie bedacht 
- der Imagefilm zeigt, wie »die Braunschweiger« sind”, beginnend mit einem 
Sonnenaufgang - und der Stadtreinigung. Alles sauber und ordentlich, auch der 
Abschnitt über das Staatstheater beginnt mit einer Putz-Szene. Braunschweiger 
seien entgegen dem Vorurteil auch nicht verschlossen, vielmehr würden Orts- 
fremde »willkommend« aufgenommen. Dankbarkeit und Demut prägen auch die 
ehemaligen Spieler der Fußballmannschaft der Braunschweiger Eintracht, die 
1967 überraschend deutscher Fußballmeister wurde, bis heute - ein Blick in längst 
vergangene Zeiten. Denn: Was beschäftigte Braunschweig außer Bragida seit 
Sommer 2015? »Der Untergang der Eintracht« (116), wie uns ein Braunschweiger 
Journalist im Gespräch berichtete. Der im Imagefilm beschworene Zusammenhalt 
wird auch andernorts als Charakteristikum der Fußballmannschaft angeführt, 
welche die Relegation 2017 nur verloren habe, weil die Fans »ihre Eintracht« und 
die »stolze« Mannschaft daraufhin »ihre Ordnung« verloren habe.” 

Allerdings müsse man erst lernen, räumt der Imagefilm ein, Braunschweig 
wertzuschätzen. Der Sänger Bosse verteidigt darin seine Heimat, die einen »guten 
Kern, ein gutes Herz« besitze. Auch ein Journalist (I16) beschrieb Braunschweig im 
Interview als eine sehr bürgerliche Stadt (analog bezeichnete er die Braunschwei- 
ger Zeitung (BZ) explizit als »Bürgerzeitung«), die nach der Periode unter dem po- 
larisierenden Hoffmann mit dem eher moderierenden Oberbürgermeister Ulrich 
Markurth zur Einigkeit gefunden habe, zu deren Herstellung die Bürger durch 


23 Rosenbaum, Peter: Braunschweig bekommt ein neues Image — VW zwischen Welfengeschich- 
te und (Flughafen) Mobilität, in: braunschweig-spiegel.de, 07.04.2012, URL: https://archiv. 
braunschweig-spiegel.de/index.php/politik/politik-wirtschaft/2441-braunschweig-bekommt- 
ein-neues-image [eingesehen am 13.03.2019]. 

24 Stadt Braunschweig: Stadtfilm »Braunschweig — Die Löwenstadt«, URL: https://www. 
braunschweig.de/leben/stadtportraet/braunschweiger_ansichten/stadtfilm.html [eingesehen 
am 13.03.2019]. 

25 Auch Klingenberg, Axel: Döner mit Braunkohl und Bier. Das Braunschweig-Buch, Meine 2015, 
bemüht sich, diesen Eindruck mit humorvollen Anekdoten zu erwecken. 

26 Das im Imagefilm gezeichnete Bild wird auch von anderen Werbenden aufgegriffen; siehe 
Freeontour: Braunschweig — Hansestadt und Weltenresidenz, URL: https://www.freeontour. 
com/de/articles/erlebnisberichte/braunschweig-hansestadt-und-weltenresidenz [eingesehen 
am 13.03.2019]. 

27 Siehe Fritsch, Oliver: Wenn Fans ein Spiel verlieren, in: Zeit Online, 30.05. 2017, URL: https:// 
wwwu.zeit.de/sport/2017-o5/eintracht-braunschweig-vfl-wolfburg-relegation [eingesehen am 
13.03.2019]. 
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unterschiedliche Beteiligungsformen beitragen könnten. Vor allem hob er den in- 
tegrativen Charakter hervor, als eine »sehr offene Stadt, also die gerne annimmt, 
wenn jemand kommt, die sich gar nicht so abschottet, sondern die so ein biss- 
chen stolz darauf ist, alles einzugemeinden«. Der Rahmen sei »übersichtlich« und 
auf Harmonie justiert, »da ist sehr viel miteinander und sehr wenig gegeneinan- 
der«. All dies gelte gleichfalls für das politische Klima, das Iı6 als angenehm be- 
schreibt, ohne »Polarisierung«. Zwar werde auch gestritten, aber man sei dabei 
stets lösungs- und kompromissorientiert, alles bleibe - und das sei gut so - »im- 
mer im Rahmen«. Braunschweig sei »klein«, »übersichtlich« und »beherrschbar«; 
diese Überschaubarkeit ermögliche eine hohe affektive Bindung, Braunschweig sei 
- so hört man auch andernorts - »Herzenssache«?®, immer ein bisschen »Nostal- 
gie«”. 

Zur Normalität der Stadt gehöre zwar auch die Erfahrung mit Protest, aller- 
dings nicht übermäßig oder für ihr Selbstverständnis entscheidend. Zwar gingen 
die Braunschweiger, wie der Journalist meinte, »grundsätzlich auch auf die Stra- 
ße, wenn sie der Meinung sind, ihnen gefällt etwas nicht«; doch erscheint dies eher 
eine proklamierte denn eine tatsächlich in der persönlichen Erfahrung verankerte 
Protestüberzeugung zu sein. »Sonst wüsste ich jetzt nicht so, wo geht denn der 
Braunschweiger auf die Straße? Ach, der formiert sich aber schon, ja, wenn ihm 
was nicht gefällt, dann formiert er sich, durchaus.« (116) 

Dieser kurze Blick auf Braunschweig erweckt den Eindruck einer bürgerlichen 
Stadt, einer Stadt der Mitte, der Mäßigung. Doch erweist sich dieses Bild - mit 
Blick auf BRAGIDA - als trügerisch? Denn immerhin gelang es, als sich 2014 in 
Dresden PEGIDA auf der Straße versammelte und die Republik etwas irritiert und 
abschätzig Richtung Osten blickte, ausgerechnet auch in Braunschweig, einen PE- 
GIDA-Ableger zu initiieren, wohingegen solche Versuche in manch anderer west- 
deutschen Stadt scheiterten. 


5.2 »Braunschweiger gegen die Islamisierung des Abendlandes« 
Wer demonstrierte? 
BRAGIDA warb am 3. April 2017 für den 83. (!) Spaziergang, mehr als zwei Jahre 


nach der ersten Veranstaltung. Wann man sich das letzte Mal traf, bleibt unklar. 
Eine Anfrage bei der Stadt im Januar 2018 habe lediglich ergeben, dass es »seit lan- 


28 Jasper, Susanne: Ein Inder, für den Braunschweig längst Herzenssache ist, in: Braunschweiger 
Zeitung, 23.06.2015. 
29 Sierigk/Götz: Braunschweig, S. 6ff. 
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gem« keine Anmeldungen mehr gegeben habe.?° Die Facebook-Gruppe ist allerdings 
Anfang 2019 noch aktiv, verzeichnet fast täglich Posts, die Zahl der Likes schwankt 
geringfügig, ist aber insgesamt - quasi unabhängig von der Präsenz auf der Straße 
- bei rund 7.500 relativ konstant.” 

BRAGIDA hatte einen schwierigen Start in der Löwenstadt: Eine erste Veranstal- 
tung wurde Ende 2014 wegen zu geringer Unterstützung abgesagt; erstmals zeigte 
man sich am 19. Januar 2015 auf der Straße, während sich zeitgleich in etlichen an- 
deren (auch westdeutschen) Städten ebenfalls GIDA-Ableger bildeten.?* Bereits An- 
fang Januar war in Braunschweig ruchbar geworden, dass BRAGIDA vom Netz auf 
die Straße treten wolle.’ Die Polizei rechnete mit 100 bis 300 Teilnehmern.’* Me- 
dial wurde im Vorfeld ein dramaturgischer Spannungsbogen aufgebaut, wer wohl 
hinter BRAGIDA stecke. Nachdem zunächst nur dem Ordnungsamt ein Anmelder 
bekannt gewesen war, der aber mehrfach wechselte,” weder die Internetseite ein 
Impressum enthielt noch sonst jemand als Person in Erscheinung getreten war, 
die Presse aber bereits im Vorfeld der ersten Veranstaltung berichtete, die Bünd- 
nisse mobilisierten, die Akteure über die Hintermänner spekulierten?®, entstand 
ein Phantombild von BRAGIDA - das sich bis dato allerdings nicht aus seinem Ver- 
steck locken ließ, obwohl in Internetforen dazu aufgerufen wurde, BRAGIDA solle 
»sich einer Diskussion [...] stellen«?. 

Als Anmelder der ersten Veranstaltung fungierte Sebastian Rinke,” ein AfD- 
Mitglied aus dem Harz, der jedoch »polizeilich und versammlungsrechtlich unbe- 


30 Zit. nach oV.: Keine Anmeldungen, keine Kundgebungen: Bragida am Ende?, in: regio- 
nalBraunschweig.de, 14.01.2018, URL: https://regionalbraunschweig.de/keine-anmeldungen- 
keine-kundgebungen-bragida-am-ende/ [eingesehen am 13.03.2019]. 

31 Stand 01.01.2019: 7.545 Likes auf der Facebook-Seite. 

32 Siehe Seidel, Caroline: »Pegida«-Ableger: Von Würzburg bis Ostfriesland, in: Braunschweiger 
Zeitung, 16.12.2014. 


33 Siehe oV.: Tausende gegen Pegida- In Köln bleibt der Dom dunkel, in: Braunschweiger Zeitung, 
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05.01.2015. 

34 Vgl. Richter, Ann Claire: Bragida — keine Demo, aber Versammlung auf dem Schlossplatz, in: 
Braunschweiger Zeitung, 12.01.2015. 

35 Vgl.o.V.: Anmeldekarussell der Pegida in Braunschweig, in: Braunschweiger Zeitung, 12.01.2015. 
»Nachdem am Freitag wie berichtet ein Anmelder zurückgezogen und sich über das Wochen- 
ende ein neuer gefunden hatte, kündigte auch der am Montag an, dass letztlich eine andere 
Person die Kundgebung anmelden werde.« Minutiös wurde berichtet, dass dieser Anmelder je- 
doch aus Termingründen nicht nach Braunschweig kommen könne. Hier wurde - bewusst oder 
unbewusst - suggeriert, dass er also jemand von außerhalb sei. 

36 Siehe Richter: Bragida- keine Demo, aber Versammlung auf dem Schlossplatz. 

37 Richter, Ann Claire: Bragida wird nur auf dem Schlossplatz stehen, in: Braunschweiger Zeitung, 
13.01.2015. 

38 Vgl. Richter, Ann Claire: »Bragida« taucht weiter ab, in: Braunschweiger Zeitung, 17.01.2015; vgl. 
auch Geiges/Marg/Walter: Pegida, S. 156 — dort finden sich auch weitere Informationen zu den 
Verquickungen von GIDAs mit der AfD. 
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kannt«® gewesen sei. Rinke war vermutlich bloß für kurze Zeit Mitglied der AfD im 
Kreisverband Goslar;*° die Partei distanzierte sich von ihm aufgrund seines unge- 
klärten Verhältnisses zur NPD, denn vor seinem Eintritt in die AfD soll er angeblich 
bereits Mitglied der SPD und NPD gewesen sein.“ Nachdem er die AfD verlassen 
hatte, soll er eine eigene Kleinstpartei gegründet und sich bei »Goslar wehrt sich« 
sowie an der »Bürgerwehr Landkreis Goslar« beteiligt haben.*” 

Obwohl die Spannung im Vorfeld des 19. Januar, des Tages der ersten Demons- 
tration, merklich stieg, gab sich die Polizei gelassen, denn, so teilte sie mit, »beide 
Lager haben ihren Ursprung in der bürgerlichen Mitte und zeigen sich gesprächs- 
bereit und gewaltfrei«®°; Das Braunschweiger Bündnis gegen Rechts (BgR) wider- 
sprach allerdings der Deutung der Polizei, die BRAGıDA-Klientel entstamme der 
»bürgerlichen Mitte«, von Beginn an deutlich. Vielmehr erwarte es »rassistische 
»Wutbürger«, Anhänger der AfD und andere sich bürgerlich gebende rechtspopu- 
listische Organisationen« sowie »Mitglieder der Rockerszene, Gruppierungen aus 
dem rechten Hooliganspektrum von Eintracht Braunschweig sowie organisierte 
Neonazis«.* 

Ein kurzer Blick auf die BRAGIDA-Organisatoren und -Sympathisanten, soweit 
diese sich identifizieren lassen, mag zeigen, wie passend diese Einschätzung ist. 
Blickt man auf BRAGIDA und ihr Umfeld, ist man zunächst mit einer relativen Un- 
übersichtlichkeit konfrontiert. Was wissen wir also? An den mindestens 83 BRAGI- 
DA-Veranstaltungen nahmen jeweils zwischen 25 und 500 Personen teil. Gegründet 
wurde BRAGIDA von der damals 38-jährigen parteilosen Christina Müller im No- 
vember 2014. Sie pflegte medial ihr Image als »besorgte Bürgerin«® ebenso wie 
die Pressesprecherin der ersten Tage, Annegret Hamecher. Während Müller nach 
ihrer Zeit bei BRAGIDA wieder in der Versenkung verschwand, verließ Hamecher, 
die als Tagesmutter und freiberufliche Trauerrednerin arbeitete und zu Zeiten der 
BRAGIDA-Gründung angab, CDU zu wählen,*° BRAGIDA schon nach kurzer Zeit im 


39 Richter, Ann Claire: Zweiter Anlauf der Pegida, in: Braunschweiger Zeitung, 13.01.2015. 

40 Siehe AfD Kreisverband Goslar, URL: www.afd-goslar.de/kreisverband/ [eingesehen am 

13.03.2019]. 

Siehe Antifaschistisches Nachrichtenportal Niedersachsen: Die Alternative für Deutschland 

im Landkreis Goslar — Rassismus im bürgerlichen Gewand, URL: https://afnpnds.noblogs. 

org/post/2016/09/o6/die-alternative-fuer-deutschland-im-landkreis-goslar-rassismus- 

im-buergerlichen-gewand/ [eingesehen am 13.03.2019]. 

42 Siehe ebd. 

43 Richter: Bragida — keine Demo, aber Versammlung auf dem Schlossplatz. 

44 Richter, Ann Claire/Fiene, Jörg: Polizei schafft Pufferzone, in: Braunschweiger Zeitung, 
16.01.2015. 

45 Vgl. dazu Richter, Ann Claire/Fiene, Jörg: »Viele haben Angst vor der Antifa«, in: Braunschweiger 
Zeitung, 24.01.2015. 

46 Siehe Richter, Ann Claire/Fiene, Jörg: Braunschweiger Pegida: »Wir wollen die Nazis nicht«, in: 
Braunschweiger Zeitung, 23.01.2015. 
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Streit und gründete eine eigene Bürgerbewegung, die sich durch ihre Forderung, 
Deutschland brauche eine Verfassung, in die Nähe der Staatsleugner rückte. 2016 
trat Hamecher dann in die AfD ein.“ 

Müller und Hamecher stehen für die eine Seite BRAGIDas, die von der BZ unter 
der Überschrift »Vermummte und Wutbürger demonstrierten abgeschottet«* als 
selbsternannte »Wutbürger, die vor »;Überfremdung« warnen«, beschrieben wurde. 
Sie trugen Schilder wie »Asyl nicht um jeden Preis« oder »Freiheit ist das Recht, 
anderen zu sagen, was sie nicht hören wollen. Orwell«*® und äußerten: »Klar muss 
man Kriegsflüchtlingen helfen. Aber wir können auch nicht die ganze Welt auf- 
nehmen.«°° Ein pensionierter Schulrektor bezeichnete sich selbst als »etablierte[n] 
Wutbürger aus der Mitte der Gesellschaft«. Es sei seine erste Demonstration und 
er sei unzufrieden: mit der Politik, der Parteiendemokratie, der »hilflosen Bundes- 
kanzlerin«. Er fühle sich zu wenig ernst genommen und vermisse eine »sachliche 
Auseinandersetzung«. Was ihn und die anderen verband, war der Ärger darüber, 
in »die rechte Ecke gedrängt«, »mundtot« gemacht zu werden.” 

Es gibt aber auch noch eine andere Seite BRAGIDas: Personengeflechte, die sich 
um die selbsternannten »Wutbürger« gruppierten, welche die Präsenz rechtsradi- 
kaler Akteure anzeigen. Mehrere von ihnen waren schon vorher in einer Bürger- 
wehr assoziiert, die sich auf Facebook »Braunschweig wacht auf«°” nennt und dem 
HoGeSa-Spektrum zuzuordnen ist. Bereits zwei Monate vor dem ersten Spazier- 
gang lud sie Bürger zu »stillen Treffen« ein - es bestehen große Schnittmengen 
mit der »Bürgerinitiative für Sicherheit in Braunschweig«, der wiederum Mitglie- 
der der Partei »Die Rechte«, der »Aktionsgruppe 38« oder der Jungen Nationalis- 
ten angehören.” Nach eigenen Angaben wolle die Bürgerwehr eine »Verbesserung 


47 Siehe Alternative für Deutschland, Kreisverband Trier: Bürgerhaus platzt aus allen Näh- 
ten: Veranstaltung mit Beatrix von Storch voller Erfolg!, URL: www.afdtrier.de/aktuelles/buer- 
gerhaus-platzt-aus-allen-naehten-veranstaltung-mit-beatrix-von-storch-voller-erfolg [einge- 
sehen am 13.03.2019] sowie Blog der Alternative für Deutschland Braunschweig: Neuer 
Landesvorstand der AfD Niedersachsen gewählt, URL: https://afd-braunschweig.de/blog/tag/ 
landesvorstand/ [eingesehen am 13.03.2019]. 

48 Teschner, Katrin: Vermummte und Wutbürger demonstrierten abgeschottet, in: Braunschwei- 
ger Zeitung, 19.01.2015. 

49 Zit. nach oV.: Streitbare Islamkritiker, in: Braunschweiger Zeitung, 28.01.2015. 

50 Zit. nach Teschner: Vermummte und Wutbürger demonstrierten abgeschottet. 

51 Zit.nach ebd. 

52 Recherche38: Braunschweig: Drohen Montagsdemonstrationen von Neonazis, rechten Hooli- 
gans und »Wutbürgern« nach Dresdner Vorbild?, URL: http://recherche38.info/2014/11/21/ 
braunschweig-drohen-montagsdemonstrationen-von-neonazis-rechten-hooligans-und- 
wutbuergern-nach-dresdner-vorbild/ [eingesehen am 13.03.2019]. Vgl. auch die Facebook-Seite 
»Braunschweig wacht auf«, URL: https://www.facebook.com/pg/SicherheitInBraunschweig/ 
posts/?ref=page_internal [eingesehen am 13.03.2019]. 

53 Siehe Niedersächsischer Landtag: Anfrage der Abgeordneten Julia Hamburg und Filiz Polat 
(Grüne), Drs. 17/2811; Antwort auf eine Kleine schriftliche Anfrage, Drs. 17/2333: Unterwan- 
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der schon lange nicht mehr tragbaren Situation« rund um die Landeserstaufnah- 
mebehörde (LAB) erreichen, wo man bereits Flugblätter verteilt habe.” In dem 
Stadtteil, in welchem die LAB liegt, in Kralenriede, wollte auch die Bürgerwehr 
Braunschweig” ihre Vorstellungen von Recht und Ordnung durch uniformierte 
Patrouillen durchsetzen, die »vorrangig aus Mitarbeitern von Sicherheitsdiensten« 
bestanden und »Verbindungen in die Rocker-, Hooligan- und rechte Szene haben 
[sollen]. Zeitweise sollen sich diese Aktiven auch an der Organisation von »Bragi- 
das beteiligt haben«.°° Auf ihrer Facebook-Seite wurden kontinuierlich Beiträge der 
NPD geteilt.” Niedersachsens Innenminister Boris Pistorius deutete solche Zu- 
sammenschlüsse 2016 als »Ausdruck eines Radikalisierungsprozesses in Teilen der 
Gesellschaft«°®, die meisten Bürgerwehren blieben allerdings ein virtuelles Phä- 
nomen”, das sich nicht auf der Straße manifestiere - eine Trennung, welche die 
Verzahnung von virtueller und realer Welt indes verkennt. 


derung von Bürgerinitiativen durch Personen der rechten Szene?; vgl. ebenfalls Recherche 
38: Hintergrundinformation: Die »Bürgerinitiative für Sicherheit in Braunschweig«, URL: 
http://recherche38.info/2014/10/13/hintergrundinformation-die-buergerinitiative-fuer- 
sicherheit-in-braunschweig/ [eingesehen am 13.03.2019]. 

54 Siehe Recherche38: Braunschweig: Drohen Montagsdemonstrationen von Neonazis, rech- 
ten Hooligans und »Wutbürgern« nach Dresdner Vorbild?, vgl. weiter Recherche38: Die 
»Bürgerinitiative für Sicherheit in Braunschweig«. Hintergrundinformationen über ei- 
ne neonazistische Tarnorganisation, URL: http://recherche38.info/wp-content/uploads/ 
2014/10/Hintergrundinformation-web.pdf [eingesehen am 13.03.2019]; vgl. auch oV.: 
Massives Polizeiaufgebot: Streit in LAB eskalierte, in: regionalHeute.de, 17.07.2017, URL: 
https://regionalheute.de/massives-polizeiaufgebot-streit-in-lab-eskalierte/ [eingesehen am 
13.03.2019]. 

55 Ob die Bürgerwehr de facto je existierte, bleibt unklar; vgl.: Niedersächsischer Landtag: 17. 
Wahlperiode Drs. 17/4865: »Bei Aufklärungsmaßnahmen der örtlichen Polizei in diesem Zusam- 
menhang konnten keine Personen angetroffen werden, die in Form einer »Bürgerwehr< aufge- 
treten sind. [...] Die in den Vorbemerkungen der Abgeordneten aufgeführten Verbindungen in 
die Rocker-, Hooligan- und rechte Szene können vor diesem Hintergrund nicht bestätigt wer- 
den. Auf Grundlage der bisherigen Erkenntnisse muss vielmehr davon ausgegangen werden, 
dass sich in Braunschweig bisher keine Bürgerwehr gegründet hat.« 

56 Ebd. 

57 Siehe URL: https://www.facebook.com/BlSicherheitBS/. Die Seite wurde mittlerweile ge- 
löscht. Vgl. auch Giesler, Martin: Wie die Rechten ungestört auf Facebook wüten, in: bento, 
11.11.2015, URL: https://www.bento.de/politik/nein-zum-heim-wie-die-rechten-auf-facebook- 
agieren-a-00000000-0003-0001-0000-000000105078 [eingesehen am 13.03.2019]. 

58 Aussagen von Pistorius bei der Befragung im Niedersächsischen Landtag am 18. Februar 2016: 
Niedersächsischer Landtag: 17. Wahlperiode - 89. Plenarsitzung am 18. Februar 2016. 

59 Bis 2018 war die Seite »Stoppt den linken Konsens in Braunschweig« unter der URL: https:// 
www.facebook.com/Stoppt-den-Linken-Konsens-in-Braunschweig-611553742329273/?hc_ref= 
ARSo9r_4Ed395n69p4lohfgOVGdOIh4iHgLCarekp5s2wMFMYEyp9STafc_9dQTT_bQg noch 
aktiv. Inzwischen (März 2019) wurde die Seite gelöscht. 
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Bei BRAGIDA wurden die Verbindungen zur Partei »Die Rechte« von dem Sohn 
der Anmelderin Christina Müller, Lukas Müller, personifiziert; er fungierte mehr- 
fach als Ordner und habe ebenfalls Kontakte zum HoGeSa-Spektrum.‘° Das Hoo- 
liganspektrum war auch durch die von HoGeSa abgespaltene Gruppe »Gemein- 
sam stark«, deren Angehörige als Ordner auftraten, ebenso wie durch Fangruppie- 
rungen der Braunschweiger Eintracht bei BRAGIDA vertreten. Die Braunschweiger 
Fanszene gilt als »Problemszene«, die rechtsradikale Strukturen aufweise.® Eini- 
ge Mitglieder der Hooligan-Gruppen Alte Kameraden und Kategorie Braunschweig 
sollen Mitglieder in der verbotenen FAP gewesen sein; ebenfalls soll es Überschnei- 
dungen zu den Autonomen Nationalisten gegeben haben. Eine Kleine Anfrage im 
Landtag im Sommer 2015 zielte auf die »strukturellen Verbindungen von politisch 
extremen Szenen zu Fußballfangruppen« ab. Man habe jedoch keine Erkenntnis- 
se über »eine bewusste oder strukturierte Vernetzung der links- oder rechtsextre- 
men Szene mit den Fanszenen der Fußballclubs in Niedersachsen«. Die Teilnahme 
einzelner Personen an »Bragida bzw. entsprechenden Gegenveranstaltungen« lege 
jedoch persönliche Kennverhältnisse nahe. 

In der Tat: Im Laufe der Zeit waren einschlägige rechtsradikale Akteure bei 
BRAGIDA vertreten. Eine Überschneidung mit dem Reichsbürgermilieu existierte 
über Markus Jäkel, der bei BRAGIDA und HagıDa als Redner auftrat, ebenso wie auf 
Versammlungen der Partei »Die Rechte«, der NPD sowie der AfD. Er soll außerdem 
zu dem Netzwerk um den der Reichsbürgerbewegung zugehörigen selbsternann- 
ten Esoteriker-»Druiden« Burghard B. gehören, gegen das Ermittlungen wegen 


60 Siehe Recherche38: Bragida und die Neonazis: Was macht der Sohn der Sprecherin 
beim Infoabend von »Die Rechte«?, URL: http://recherche38.info/2015/02/27/bragida-und- 
die-neonazis/, Recherche 38: HoGeSa-Versammlung am 15.11.2014 in Hannover, URL: http:// 
recherche38.info/2015/02/27/bragida-und-die-neonazis/recherchenordi/ [beides eingesehen 
am 13.03.2019]. Ein Statement von Tina Müller zu ihrem Sohn findet sich bei Brau- 
mann, Robert: Bragida nimmt Stellung zu Aussagen von Michael Berner, in: regional- 
Braunschweig.de, 28.05.2015, URL: https://regionalgifhorn.de/tina-mueller-nimmt-stellung- 
zu-aussagen-von-michael-berner/ [eingesehen am 13.03.2019]. 


61 Eine Veröffentlichung, »kurvenlage — Rechte Aktivitäten in der Fanszene von Eintracht Braun- 
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schweig« durch die »Initiative gegen rechte (Hooligan-)Strukturen«, hat »Aktionen und Akteu- 
re benannt und die lange Tradition rechter Hooligan-Strukturen offengelegt«; Schmidt, Mar- 
tin: Gewachsene Strukturen, in: der rechte rand, H. 143 (2013), S.11, URL: www.der-rechte- 
rand.de/wp-content/uploads/drr_143.pdf [eingesehen am 13.03.2019]. Siehe aber auch Thöle, 
Lukas: Die unerwünschten Störenfriede, in: taz, 21.06.2017 sowie Fritsch, Oliver: In Braun- 
schweig gilt das Faustrecht, in: Zeit Online, 24.10.2013, URL: https: //www.zeit.de/sport/2013-10/ 
eintracht-braunschweig-ultras-fans-nazis/ [eingesehen am 13.03.2019]. 

62 Hier und im Folgenden: Niedersächsischer Landtag: Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwor- 
tung, Drs. 17/2323; mit Antwort der Landesregierung, Drs. 17/3416: Extremismus im niedersäch- 
sischen Fußball und Antwort des Niedersächsischen Ministeriums für Inneres und Sport na- 
mens der Landesregierung vom 13.07.2015. 
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Bildung einer terroristischen Vereinigung allerdings eingestellt wurden.® Dazu 
gesellten sich Personen aus dem Spektrum der verbotenen rechtsradikalen Grup- 
pierung »Besseres Hannover« und bekannte Gesichter wie Dieter Riefling, langjäh- 
riger Organisator der turnusmäßig abgehaltenen Demonstration Rechtsradikaler 
namens »Tag der deutschen Zukunft« (TddZ) ebenso wie Funktionäre der NPD. 
Von größter Relevanz - auch im Hinblick auf aktuelle Aktivitäten - sind jedoch die 
(heute zum Teil ehemaligen) Mitglieder der NPD-Jugendorganisation Junge Natio- 
nalisten (JN), die den Kern der kleinen, aber gut vernetzten rechtsradikalen Szene 
in Braunschweig bilden und für zahlreiche Straftaten auch im Umfeld von BRAGIDA 
verantwortlich zeichnen. Im Jahr 2016 wurden allein dreißig Delikte dem damali- 
gen JN-Mitglied Pierre Bauer zur Last gelegt, der als »Schulhof-Schläger«‘* überre- 
gionale Bekanntheit erlangte und auch 2018 bei den Ausschreitungen in Chemnitz 
mitmischte.° Trotzdem ist er mittlerweile wegen seiner »positiven Sozialprogno- 
se«°° auf Bewährung auf freiem Fuß und beteiligt sich an Adrenalin Braunschweig, 
einer gewaltbereiten Gruppierung, die sich aus ehemaligen Mitgliedern der JN so- 
wie der Kampf- und Kraftsportszene in Braunschweig speist. Andere vormalige JN- 
Aktivisten wie Lasse Richei, der Naziparolen und solche der Identitären Bewegung 
(IB) als Graffiti sprüht, waren ebenso wie Sebastian Weigler und Felix Hauschildt 
an Flugblätteraktionen der »Bürgerinitiative für Sicherheit in Braunschweig« be- 
teiligt; Hauschildt hatte auch 2016 die AfD in Braunschweig im Wahlkampf unter- 
stützt. 

Diese junge, gewaltbereite Szene weist personelle Schnittmengen mit dem Mi- 
lieu einiger Burschenschaften, der Jungen Alternative (JA) und der Identitären Be- 
wegung auf. Marvin Vogelsang, der als Organisator der Gruppe »Aktionsbündnis 
38« gilt, aus dem der »Kreisverband Braunschweiger Land« der Partei »Die Rechte« 


63 Zu Jäkel vgl. u.a. Janzen, David: Szenen einer Radikalisierung, in: Der rechte Rand, März/April 
2017, URL: https://www.der-rechte-rand.de/archive/2427/drr-165-reichsbuerger-braunschweig/ 
[eingesehen am 13.03.2019], ebenso oV.: Rechtsextreme Zelle: Braunschweiger äußert sich, 
in: news38.de, 31.01.2017, URL: https://www.news38.de/braunschweig/article209457365/ 
Mutmassliche-rechtsextreme-Terrorzelle-groesser-als-bekannt.htm| [eingesehen am 
13.03.2019]. 

64 ONV.: Rechter Schulhof-Schläger erhält Bewährungsstrafe, in: Kreiszeitung.de, 21.12.2016, 
URL: https://www.kreiszeitung.de/lokales/niedersachsen/braunschweig-rechter-schulhof- 
schlaeger-erhaelt-bewaehrungsstrafe-7159001.html [eingesehen am 13.03.2019]. 

65 Siehe Recherche 38: »Deutsche die Messerstich verteilen«: Gewalttätige Neonazis aus Braun- 
schweig mischten in Chemnitz mit, URL: http://recherche38.info/2018/09/08/bs-in-chemnitz/ 
[eingesehen am 13.03.2019]. Bauer war u.a. auf der Titelseite der BILD-Zeitung abgebildet als 
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66 Dartsch, Katja: Gericht bestätigt: NO-Schläger bekommteine letzte Chance, in: Braunschweiger 
Zeitung, 22.01.2018. 


5 Fallbeispiel 3: Braunschweig und BRAGIDA 


hervorging, war mindestens bis ins Jahr 2017 Sprecher der Braunschweiger Bur- 
schenschaft Thuringia. Vorträge in deren Räumlichkeiten wurden immer wieder 
auch von Mitgliedern der JN, IB und JA besucht. An Feierlichkeiten zum Volkstrau- 
ertag nahmen mehrfach Abgeordnete der AfD Braunschweig, JNler, die Thuringia 
und IBler teil. 

Jedoch fällt auf, dass diese Netzwerke in der Berichterstattung der lokalen 
Medien über BraGıDA kaum Erwähnung fanden; darin hob man vielmehr die an- 
gereisten Personen aus dem rechtsradikalen Spektrum hervor, denen auch »Sieg 
Heil«-Rufe” und Hitlergrüße‘® zugeschrieben wurden. Die Organisatoren der 
BRAGIDA distanzierten sich erstmals am 30. März 2015 offiziell von der JN;“ den- 
noch nahmen weiterhin Angehörige der rechtsradikalen und Hooligan-Szene an 
BRAGIDA teil,” bis sie am 9. November 2015 wiederum durch die Versammlungs- 
leitung weggeschickt wurden.” Dabei fällt auf: Gerade an den Daten, die - wie 
noch gezeigt wird - große symbolische Relevanz und erhöhtes Provokationspoten- 
zial bergen (wie die Demonstration am 30. März an der LAB und am Gedenktag 
der Novemberpogrome) bemühten sich die BRAGIDA-Organisatoren, offenkundige 
Neonazis auszuschließen. Gleichwohl fanden sich unter den Rednern nicht nur 
Mitglieder der AfD (Erich Seifert) oder der NPD (Sigrid Schüßler”), sondern 
man erhielt auch tatkräftige Unterstützung anderer GIDAS (prominent: Lutz 
Bachmann und Tatjana Festerling) sowie aus dem schon von der PEGıDA-Bühne 
bekannten Rednerkreis (Michael Mannheimer, Ignaz Bearth u.a.). 


BRAGIDAs Selbstdarstellung 


Jenseits von Facebook finden sich kaum Selbstpositionierungen, anhand derer sich 
inhaltliche Aussagen oder Forderungen von BRAGIDA feststellen ließen. Allerdings 
bot nach der ersten Demonstration die BZ den Organisatorinnen durch ein Inter- 
view eine Plattform,” um ihre Inhalte zu erläutern. Diese orientierten sich größ- 
tenteils an den zuvor von PEGIDA veröffentlichten Thesen; Bezüge zu Braunschweig 


67 Siehe o.V.: Eklat bei Demo der Bragida, in: Braunschweiger Zeitung, 10.03.2015. 

68 Siehe zum Beispiel Speit, Andreas: Hitlergruß fürs christliche Abendland, in: taz, 24.02.2015. 

69 Siehe Antifaschistisches Plenum: No Pegida! No Bragida! Informationsbroschüre gegen dieras- 
sistische PEGIDA-Bewegung, Schwerpunkt Braunschweig, S. 12. 

70 Siehe exemplarisch das flickr-Album zum 18. »Spaziergang« von Bragida, URL: https://www. 
flickr.com/photos/dokurechts/sets/72157654902603981/ [eingesehen am 13.03.2019] sowie die 
Berichterstattung in der Braunschweiger Zeitung. 

71 Vgl. Steiner, Cornelia: Polizei:»Bragida« hat 13 Rechtsextreme weggeschickt, in: Braunschweiger 
Zeitung, 10.11.2015. 

72 Vgl. Jonscher, Norbert: Mehrere hundert Bragida-Gegner protestieren am Schloss, in: Braun- 
schweiger Zeitung, 27.04.2015. 

73 Alle Zitate im Folgenden entstammen, soweit nicht anders gekennzeichnet: Richter/Fiene: 
»Viele haben Angst vor der Antifa«. 
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machten sie jenseits angeblicher Probleme mit Geflüchteten rund um die LAB nicht 
auf.” Im Zentrum stand vielmehr ihr Einordnungsversuch der BRAGIDA und die 
Thematisierung der hohen Anzahl Rechtsradikaler auf der ersten Demonstrati- 
on, welche die Interviewten entsprechend ihrem Bemühen, sich ein bürgerliches 
Image zu geben, rahmten: Müller distanzierte sich pro forma von diesen Kräften, 
beteuerte, »wir wollen diese Leute nicht dabei haben«. Entsprechende Personen 
habe man aufgefordert, die Kundgebung zu verlassen, doch habe die Polizei nie- 
manden durch die Absperrung gelassen aufgrund der Bedrohung durch den Ge- 
genprotest, dem Müller in dieser Logik eine Mitschuld daran gab, dass bei BRAGIDA 
Neonazis mitgelaufen seien. Am nächsten Montag werde man besser vorbereitet 
sein, »wir können aber nicht ganz verhindern, dass Unerwünschte kommen, wie 
es die andere Seite mit der Antifa auch nicht verhindern kann«. 

Dergleichen rhetorische Tricks sind auch aus der AfD bekannt und entspre- 
chen dem Muster Alexander Gaulands, wenn dieser seine Partei als »gärigen Hau- 
fen«” bezeichnet — einen Haufen, der vieles hervorbringen und sich nicht gegen 
alles abgrenzen könne. Bei BRAGIDA habe jedoch laut Hamecher eine Abgrenzung 
zu Rechtsradikalen bereits bei der zweiten Veranstaltung funktioniert: »Es waren 
weniger extreme Leute da. Diejenigen, die polizeibekannt sind, haben sich positiv 
beeinflussen lassen.«’”° BRAGIDA griff die - noch zu beschreibende - Frontstellung 
auf, die auch in der Presse und von der Polizei eröffnet worden war: Demnach trä- 
fen zwei mit »Extremisten« durchmischte Lager aufeinander, die eine gewaltvol- 
le Stimmung verbreiten würden. Die BRAGIDA-Organisatorin inszenierte sich als 
Bürgerin, der es im Kampf gegen »Political Correctness« um vermeintliche Mei- 
nungsfreiheit gehe - denn man müsse seine Meinung äußern können, »ohne Ge- 
fahr für Leib und Leben«. Damit stilisierte BRAGIDA (ebenso wie dies von PEGI- 
DA bekannt ist) die eigene Opferrolle: »Es würden viele normale Leute zu unserer 
Kundgebung kommen, aber sie haben Angst vor der Antifa.«7 

Ein zentrales Medium für Akklamation und Selbstinszenierung ist für BRAGI- 
DA das Internet. Auch in Braunschweig funktionierte die Organisation, Vernetzung 
und öffentliche Artikulation von Protest vor allem über Facebook. Der erste Post vom 
26. November 2014 richtete sich an alle Braunschweiger und verkündete, man stehe 


74 Dasändertesich später ein wenig; vgl. Richter, Ann Claire: Der Fahrplan für die Montags-Demos, 
in: Braunschweiger Zeitung, 07.03.2015. BRAGIDA kündigte auf ihrer Facebook-Seite an, »sich 
künftig auch lokalpolitischen Themen widmen zu wollen«, z.B. Altersarmut, Kinderbetreuung, 
Stellenabbau in Pflegeberufen. 

75 Vgl. auch Funke, Hajo/Mudra, Christiane: »Gäriger Haufen«. Die AfD: Ressentiments, Regime- 
wechsel & völkische Radikale, Hamburg 2018. 

76 Zit.nach: Richter, Ann Claire/Fiene, Jörg/Engel, Philipp: Diesmal deutlich weniger Demonstran- 
ten, in: Braunschweiger Zeitung, 27.01.2015. 

77 Richter/Fiene: »Viele haben Angst vor der Antifa«, 24.01.2015. 
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mit PEGIDA in Kontakt und dass »die Vorbereitungen für unsere Montagsspazier- 
gänge in vollen Touren laufen. Es liegt aber noch ein ganzes Stück Arbeit vor uns. 
[...] Es liegt ja im Interesse aller, dass es alles rechtens zugeht und wir keinen Ärger 
mit der Polizei oder der Stadt Braunschweig bekommen.«’® Mit diesem Post ver- 
suchte BRAGIDA, sich selbst von Beginn an das Image einer Bewegung, die keinen 
Ärger mit staatlichen Instanzen wolle, zu geben, und ordnete sich selbst zudem 
klar PEGiDas Erfolgswelle zu. 

Ansonsten wurde auf der Facebook-Seite der Vorwurf der »Lügenpresse« aus- 
führlich thematisiert”? und nach leisen Vorwürfen gegen die Polizei, die eine Rea- 
lisierung des BRAGIDa-Demonstrationszuges bei der ersten Veranstaltung nicht 
hatte durchsetzen können, eher polizistenfreundliche Aussagen getätigt (auch au- 
ßerhalb der sozialen Netzwerke, ebenso wie bei PEGIDA). Beispielsweise fanden 
an Tagen, an denen die Polizei ohnehin stark belastet war, keine Veranstaltungen 
statt, wie etwa am 25. April 2016, als Barack Obama zu Besuch in Hannover war, 
oder bei Heimspielen der Eintracht. Ansonsten war man auf Facebook damit be- 
schäftigt, das eigene Image einerseits als bürgerlich,®° andererseits jedoch auch 


78 Facebook-Seite von Bragida, URL: https://www.facebook.com/bragida2014/ [eingesehen am 
13.03.2018]. An dieser Stelle gilt der Dank Nadine Dörffer, die eine Auswertung der BRAGIDA- 
Seite vorgenommen hat. 

79 Dieser Vorwurf wird oft von anderen Akteuren aus dem rechtsradikalen Spektrum auf- 
gegriffen, vgl. Junge Nationalisten: LÜGENPRESSE — Ein Begriff, der durch Deutschland 
geht, URL: http://aktion-widerstand.de/luegenpresse-ein-begriff-der-durch-deutschland- 
geht/ [eingesehen am 13.03.2019], ebenso wie durch die Forschung, vgl. Raden, Rolf van: 
Pegida-Feindbild »Lügenpresse«. Über ein massenwirksames verschwörungstheoretisches 
Konstrukt, in: Kellershohn, Helmut/Kastrup Wolfgang (Hg.): Kulturkampf von rechts. 
AfD, Pegida und die Neue Rechte, Münster 2016, S.162-179. Übergriffe bei GIDAs auf 
Journalisten, die durch den Vorwurf der »Lügenpresse« begründet seien, wurden auch 
von Marco Brunotte im Rahmen einer Kleinen Anfrage im Niedersächsischen Landtag 
thematisiert; siehe Brunotte, Marco: »Wir kriegen euch alle«, »Lügenpresse« und »Ich 
hau dir auf die Kamera« — Übergriffe auf Journalistinnen und Journalisten bei »Pegi- 
da«-Kundgebungen in Niedersachsen. Drs. 17/2905 vom 11.02.2015, URL: https://www.mi. 
niedersachsen.de/aktuelles/presse_informationen/beantwortung-der-muendl-anfrage- 
der-spd-zu-uebergriffen-auf-journalistinnen-und-journalisten-bei-pegidakundgebungen- 
in-niedersachsen-131489.html [eingesehen am 13.03.2019]. 

80 Etwa als am 28. Mai 2015 auf einen Artikel von regionalbraunschweig.de verwiesen wurde, in wel- 
chem Tina Müller Stellung zu den Aussagen Michael Berners (»Die Rechte«) nahm, demnach 
BRAGIDA der organisierten rechten Szene nahestehe; vgl. Braumann: Bragida nimmt Stellung 
zu den Aussagen von Michael Berner, in: regionalBraunschweig.de, 28.05.2015, URL: https:// 
regionalbraunschweig.de/tina-mueller-nimmt-stellung-zu-aussagen-von-michael-berner/ 
[eingesehen am 13.03.2019] oder Braumann, Robert: Themenwoche: Bragida ist zu 99,9 Prozent 
»Bürgerlich«, in: regionalBaunschweig.de, 03.06.2016, URL: https://regionalbraunschweig.de/ 
themenwoche-bragida-ist-zu-999-prozent-buergerlich/ [eingesehen am 25.03.2019]. 
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als kämpferisch zu pflegen” - als Bewegung, die im Rahmen des Erlaubten dafür 
kämpfen werde, gehört zu werden. Ab Anfang 2017postete die Seite dann vor allem 
Artikel, welche die eigene Wahrnehmung der politischen Verhältnisse stützten - 
auffällig sind starke Überschneidungen mit »Braunschweig wacht auf«, was dar- 
auf hindeutet, dass die Seiten von derselben Person betrieben wurden bzw. sie sich 
auf dasselbe Netzwerk rückbeziehen. Diese Befunde entsprechen im Wesentlichen 
denen zu PEGIDA, wo online nicht nur ein identitätsstiftender und selbstvergewis- 
sernder Diskurs gepflegt wird, sondern die Facebook-Seite auch zur Multiplikation 
einschlägiger Inhalte dient.’ 


Einordnung: GIDAs als bewegungsförmiger Protest 


Über zwei Jahre versammelten sich die »Braunschweiger Patrioten« regelmäßig 
und waren - gemessen an der Frequenz des Straßenprotestes — einer der regsten 
westdeutschen PEG1DA-Ableger neben der immer noch aktiven »PEGIDA Nürnberg« 
(Stand Januar 2019: 16.756 Facebook-Likes). Nachdem PEGIDA von einigen Deutern 
zunächst als ausschließlich dresdnerisches Phänomen etikettiert worden war®? 
(obwohl das Interesse an PEGIDA - nach dessen Manifestierung auf den Straßen 
der sächsischen Landeshauptstadt - neben Thüringen, Nordrhein-Westfalen und 
Baden-Württemberg am stärksten in Niedersachsen gestiegen sei),°* fehlt bis 
heute zu den westdeutschen GIDAs im Prinzip jegliche Forschung. 
Untersuchungen zu PEGIDA haben herausgestellt, dass es sich bei den meis- 
ten Teilnehmern der GIDA-Spaziergänge mitnichten um Abgehängte und Moder- 
nisierungsverlierer handelt;?° vielmehr haben sie als »typischen« Pegidisten das 
Bild eines weißen Mannes um die fünfzig gezeichnet: Dieser sei Angestellter oder 


81 Etwa in Posts wie dem vom 12. Oktober 2015: »Eins ist sicher ... IHR bekommt uns nicht von der 
Straße !!! Wir kämpfen weiter für unser Recht und unsere Werte ... Für unsere Kinder und un- 
ser Land !!!« Kombiniert werden dieser und ähnliche Posts mit einer Überhöhung der eigenen 
Selbstwirksamkeit, etwa am 02. November 2015: »Wie in allen Städten, wächst auch in Braun- 
schweig unsere Bürgerbewegung stetig.« 

82 Vgl. Göttinger Institut für Demokratieforschung: Büchse der Pandora? PEGIDA im Jahr 2016 und 
die Profanisierung rechtspopulistischer Positionen, Göttingen 2016, v.a. S.80. Hier wurde be- 
reits auch auf die mobilisierende Rolle von Facebook hingewiesen, entstand doch schließlich 
auch PEGIDA in Dresden — wie BRAGIDA in Braunschweig — aus einer Facebook-Gruppe. 

83 Siehe Pleul, Clemens/Scharf, Stefan: Pegidas Entwicklung auf der Straße und im Netz, in: 
Patzelt, Werner ]./Klose, Joachim (Hg.): PEGIDA. Warnsignale aus Dresden, Dresden 2016, 
S. 295-369. Die Autoren haben »Google Trends« in Bezug auf PEcıDA analysiert. Damit wollten 
sie nachweisen, dass PEGIDA im November 2014 ausschließlich ein Dresdner Phänomen gewe- 
sen sei; im Dezember sei dann in Bayern als erstem Raum außerhalb Dresdens das Interesse 
gestiegen (S. 324). 

84 Siehe ebd., S. 334. 

85 Ein aktueller und konziser Forschungsstand findet sich bei Schenke u.a.: PEGIDA-Effekte?, 
S. 57ff. 
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Selbstständiger, im fortgeschrittenen Alter Rentner,’ massiv unzufrieden mit der 
Funktionsweise der bundesrepublikanischen Demokratie, die er teilweise auch als 
normative Vorstellung ablehne. 

Das Bild für Braunschweig ist - da Forschung hierzu bislang vollumfänglich 
fehlt” - indes deutlich unklarer; ein Urteil, ob die für PEGıDa erhobenen Befunde 
auch auf BRAGIDA zutreffen, kann deshalb momentan bloß eine Annäherung sein. 
Es fällt jedoch auf den ersten Blick auf, dass BRAGIDA eher jünger und protester- 
fahrener, aber ebenso beharrlich wie PEGIDaA in Dresden zu sein scheint. Zudem 
wurde die Klientel der westdeutschen GIDAs oftmals pauschal als »rechtsradikal« 
beschrieben. Der Politikwissenschaftler Werner Patzelt spricht von »gewaltgeneig- 
ten Hooligans, Rechtsradikalen und Neonazis«°°. Auch das Göttinger Institut für 
Demokratieforschung konnte bei Demonstrationsbesuchen zum Zwecke von Be- 
fragungen, u.a. auch in Braunschweig, eine deutlich aggressivere Stimmung aus- 
machen als beispielsweise in Dresden.” In den Augen der PEgıDa-Mitbegründerin 
Tatjana Festerling gleiche die Mobilisierung im Westen einer Mutprobe: »Es erfor- 
dere sehr viel mehr Mut, hier im Westen zu einer PEGIDA-Demo zu gehen, als im 
Osten! Die Gründe? Aggressive Antifa und Hetze der Politiker und der Medien.«” 

Während andere PEGIDA-Ableger im Winter 2014/15 von Beginn an vor allem 
Kräfte aus dem rechtsradikalen Spektrum anzogen und auch im Deutungskampf 
a priori als politisches Phänomen dieses Lagers wahrgenommen wurden, versuch- 
te BRAGIDA, sich als Bewegung aus der »bürgerlichen Mitte« darzustellen. Darin 
besteht nicht nur eine Gemeinsamkeit mit dem Dresdner Original, sondern auch 
ein großer Unterschied zu anderen Ablegern: Denn in Braunschweig und Dresden 
gelang es, dass diese Selbstdarstellung in der Stadtgesellschaft - zumindest für 
kurze Zeit und von einem gewissen Teil der Bevölkerung - tatsächlich anerkannt 
wurde. 


86 Eine Zusammenfassung aller empirischen Studien über PEGIDA, siehe ebd., S. 5off. 

87 Punktuelle Erwähnungen finden sich in Antifa Recherche Team Dresden: Pegida: Entwicklung 
einer rechten Bewegung, in: Heim, Tino (Hg.): Pegida als Spiegel und Projektionsfläche. Wech- 
selwirkungen zwischen Pegida, Politik, Medien, Zivilgesellschaft und Sozialwissenschaften, 
Wiesbaden 2017, S. 33-55, hier S.36 sowie bei Vorländer, Hans/Herold, Maik/Schäller, Steven: 
Pegida. Entwicklung, Zusammensetzung und Deutung einer Empörungsbewegung, Wiesba- 
den 2016, S. 54-56. 

88 Zur Protesterfahrung der Pegida-Teilnehmer vgl. Trittel, Katharina: Was Pegida von ihren Geg- 
nern unterscheidet, in: Zeit Online, 03.02.2016, URL: https: //www.zeit.de/gesellschaft/2016-02/ 
pegida-studie-demonstranten-afd-nopegida [eingesehen am 13.03.2019]. 

89 Klose, Joachim/Patzelt, Werner J.: Pegida und seine Ursachen in Dresden und weit über Sachsen 
hinaus, in: Patzelt, Werner ]./Klose, Joachim: Pegida. Warnsignale aus Dresden, Dresden 2016, 
S. 482-535, hier S. 505. 

90 Diese Beobachtung gilt auch für andere westdeutsche Städte; vgl. Geiges/Marg/Walter: Pegida, 
S. 61ff. 

91 Zit. nach Speit, Andreas: Neues Gesicht aus Hamburg, in: taz, 26.02.2015. 
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Im Unterschied zu Dresden waren die westdeutschen GIDAs auf der Straße 
numerisch fast immer in der Unterzahl.” In Braunschweig waren Vertreter der 
Presse und des Gegenprotestes am ersten Protest-Montag sogar stolz darauf, mit 
bis zu 10.000 Demonstranten deutschlandweit die größte Gegendemonstration auf 
die Straße gebracht zu haben.” Allerdings hatten - auch wenn man das in Braun- 
schweig nicht wahrhaben wollte - in Hannover rund 20.000 Gegendemonstranten 
protestiert,” in München 12.000.” Doch sanken die Teilnehmerzahlen - ebenso 
wie bei den GIDAs - relativ rasch ab.’ 

Die zuvor für die BRAGIDA-Netzwerke dargelegte relative Unübersichtlichkeit 
verwundert mit Blick auf die Literatur wenig - betonen Bewegungsforscher wie 
Dieter Rucht doch bezüglich geteilter Inhalte, Überzeugungen und Ziele insbe- 
sondere die Übereinstimmungen »für das gesamte Spektrum rechts vom Konser- 
vatismus bis einschließlich des Rechtsterrorismus«?”. Natürlich ist nicht von der 
Hand zu weisen, dass gewisse inhaltliche Übereinstimmungen für Protestteilneh- 
mer notwendig sind; aber sie machen zugleich doch immer bloß einen gewissen 
Teil der Anziehungskraft von Protestformationen aus. Viel entscheidender sind 
gemeinsam geteilte Feindbilder und gerade in der Konstituierungsphase der ge- 
meinschaftsstiftende Akt des Protestierens sowie das Gefühl, Halt in der Masse 
zu finden. In diesen Momenten treten mögliche inhaltliche Differenzen zwischen 
den Protestbeteiligten in der Regel in den Hintergrund, zumeist entsteht eine stil- 
le Übereinkunft über gewisse Erweiterungen der politisch zu vertretenden Posi- 
tionen. Von daher ist bei sozialen Bewegungen die Spannweite der Protestmotive, 
der politischen Überzeugungen und der Teilnehmer, die verschiedenen politischen 


92 Eine frühe Aufstellung der GIDAs findet sich bei Seidel: »Pegida«-Ableger. 

93 Siehe Noske, Henning/Richter, Ann Claire: In Braunschweig ist kein Platz für Fremdenfeindlich- 
keit, in: Braunschweiger Zeitung, 19.01.2015. In Marburg sprach man von 600, in Wiesbaden 
von 2.000 und in Kassel von 550; vgl. oV.: In Oslo fliegen Schneebälle gegen Pegida, in: Braun- 
schweiger Zeitung, 19.01.2015. 

94 Vgl. Ahlers, Michael: »Hagida« kommt zu Wort, in: Braunschweiger Zeitung, 26.01.2015. 

95 Vgl. 0.V.: 12.000 gehen in München gegen Bagida auf die Straße, in: Spiegel Online, 19.01.2015, 
URL:  https://www.spiegel.de/politik/deutschland/pegida-gegendemo-in-muenchen-mit-12- 
000-menschen-a-1013840.html [eingesehen am 13.03.2019]. 

96 Nachdem in der ersten Protestwoche bundesweit vermutlich mehr als 50.000 Menschen gegen 
PEcıpAa demonstriert hatten, kamen am Montag deutlich weniger zusammen. In Düsseldorf 
und Karlsruhe gab es laut Polizei rund tausend Gegendemonstranten, in München 2.200, in 
Berlin 1.100, in Braunschweig 2.500 und in Magdeburg 2.200. Am stärksten war der Zustrom 
in Frankfurt, wo auf zwei Veranstaltungen insgesamt 16.500 Menschen demonstrierten und es 
auch zu Krawallen kam. Weitere Kundgebungen gab es u.a. in Düsseldorf, Kassel, Osnabrück, 
Wiesbaden, Stralsund, Saarbrücken und Suhl; vgl. 0.V.: Wesentlich mehr Gegendemonstranten 
als Pegida-Anhänger, in: Die Welt, 19.01.2015. 

97 Rucht, Dieter: Rechtspopulismus als soziale Bewegung, in: Forschungsjournal Neue Soziale Be- 
wegungen, Jg. 30 (2017), H. 2, S. 34-50, hier S. 39. 
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Lagern angehören können, in der Regel gerade am Anfang relativ groß — und da- 
durch lässt sich auch erklären, weshalb in den Anfangsphasen von Protestforma- 
tionen kleinere Gruppierungen relativ schnell Einfluss gewinnen können. Gerade 
für junge Protestphänomene, die politisch noch unerfahren sind, ist dies ein Di- 
lemma, da sie nur schwer auf die Erfahrungen solcher Gruppierungen verzichten 
können, eine Distanzierung deshalb oftmals in der anfänglichen Wachstumsphase 
schwerfällt. 

Entsprechend heterogen war die Konstellation auch bei BRAGIDA: Hooligans 
stellten als Ordner den »Veranstaltungsschutz«, die JN mobilisierte, Personen 
aus der Staatsleugnerszene sprachen auf dem Podium und eine einstmalige 
CDU-Wählerin übernahm die Pressearbeit. Bezüglich Personalien wie BRAGIDA- 
Erstanmelder Rinke darf angenommen werden, dass diese sich ventsprechend den 
Opportunitäten politischen Protestes und des personellen und organisatorischen 
Angebots, mal der einen, mal der anderen Gruppe oder Richtung zu[wenden]«”, 
solange diese gemeinsame Feindbilder teilen. Gemeinsam haben die Akteure von 
BRAGIDA, dass sie mit dem »populistischen Aufgreifen von Alltagsinteressen« und 
der Existenz von »dezentralen Strukturen bei hohem Vernetzungsgrad« genau 
diejenigen Indikatoren erfüllen, mit denen Hans-Gerd Jaschke 1993 eine Debatte 
über die »Konstituierung einer neuen sozialen Bewegung von rechts« anstieß, 
aus der später das weitestgehend übereinstimmende Verständnis einer sozialen 
Bewegung nach Raschke (1985), Diani (1992)'° und della Porta/Diani (1999)'°' 
als ein »auf gewisse Dauer gestelltes und durch kollektive Identität abgestütztes 
Handlungssystem mobilisierter Netzwerke von Gruppen und Organisationen, 
welche sozialen Wandel mit Mitteln des Protestes - notfalls bis hin zur Gewalt- 
anwendung - herbeiführen, verhindern oder rückgängig machen wollen«'”, 
resultierte. Und auch, wenn nicht alle Gruppen einer solchen Bewegung di- 
rekt miteinander verknüpft seien »und zudem viele Verbindungen nur indirekt, 
über Zwischenstationen existieren«, kann doch »ein »mobilisiertes Netzwerk von 
Gruppen und Organisationen« [...]« vorliegen, das den Kriterien einer sozialen 


98 Rucht, Dieter: Rechtspopulismus als soziale Bewegung, in: Forschungsjournal Neue Soziale Be- 
wegungen 30 (2017), 34-50. 
99 Raschke, Joachim: Soziale Bewegungen. Ein historisch-systematischer Grundriss, Frankfurta.M. 
1985. 
100 Diani, Mario: The concept of social movement, in: The Sociological Review, Jg. 40 (1992), H. 1, 
S. 1-25. 
101 Della Porta, Donatella/Diani, Mario: Social movements. An introduction, Oxford/Cambridge 
1999; 
102 Rucht, Dieter: Modernisierung und neue soziale Bewegungen. Deutschland, Frankreich und 
USA im Vergleich, Frankfurt a.M. 1994, S. 76f. 
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Bewegung entspricht.'” Mit Blick auf solche »network[s] of networks«'”* wird 


auch plausibel, wie BRAGIDA vermochte, noch vor dem ersten »Spaziergang« 
online einen diversen Personenkreis für sich in Stellung zu bringen.’ 

Durch ihre Präsenz führte BRAGIDA, ähnlich wie PEGIDA zu Beginn in Dresden, 
zu einem Deutungskampf innerhalb der Stadtgesellschaft: Der mobilisierungsfähi- 
ge Rechtsradikalismus, der sich nun auf der Straße manifestierte, und die großen 
Gegenproteste, lösten ihn aus. Das Ringen um Deutungen zeigt die Ambivalenz 
BrRAGIDas in der lokalkulturellen Konstituierung. Die Frage, die sich aufdrängt, ist, 
ob BRAGIDA gerade wegen oder trotz des rechtsradikalen Kerns einen solchen Deu- 
tungsstreit auslöste, wie also in der Braunschweiger Stadtgesellschaft die politi- 
sche Kategorie des »Rechtsradikalismus« verhandelt wurde. Diese Frage ist gerade 
deshalb von großer Relevanz, da sich im Folgenden an den Reaktionen, Umgangs- 
formen und lokalen Deutungen in Bezug auf BRAGIDA zeigen lässt, dass in Braun- 
schweig Teile der Stadtgesellschaft BRAGIDA - trotz der gezeigten Verbindungen 
zu rechtsradikalen Netzwerken - gerade nicht als Teil des »Rechtsradikalismus« 
sahen, sondern als bürgerliche Bewegung und für eine bestimmte Zeit auch als 
legitime politische Akteurin. 


5.3 Reaktionen auf BRAGIDA 


Wie also reagierte die Braunschweiger Stadtgesellschaft, als BRAGIDA die politi- 
sche Bühne betrat? Und welche Einordnungen, um wen es sich bei den Abend- 
spaziergängern handele, rangen miteinander? Bei diesen Fragen gilt es den Zeit- 
verlauf zu beachten; denn im politischen Schlagabtausch werden »öffentliche Re- 
aktionen« und »Ursachen« zumeist als sich gegenseitig bedingende Faktoren zu- 
sammengedacht und die Deutung eines Phänomens in der öffentlichen Meinung 
erfüllt die Funktion, die eigene normative Wahrnehmung zu bestätigen.’ Dem- 
entsprechend hängt die Frage der Deutung von politisch-medialen Konjunkturen 
ab, und diese wiederum können abhängig von einer vorgelagerten Einordnung des 
Phänomens bezüglich seiner Ursachen sein. 


103 Rucht, Dieter: Rechtsradikalismus aus der Perspektive der Bewegungsforschung, in: Grumke, 
Thomas/Wagner, Bernd (Hg.): Handbuch Rechtsradikalismus: Personen — Organisationen — 
Netzwerke vom Neonazismus bis in die Mitte der Gesellschaft, Wiesbaden 2002, S. 75-86, hier 
S. 80. 

104 Wellman, Barry: Network Analysis: Some Basic Principles, in: Sociological Theory, Jg. 1 (1983), 
S. 155-200, hier S. 168. 

105 Die Verflechtung mit bestehenden Strukturen zeigt auch die hohe Zahl der Facebook-»Fans«, 
die mit 7.545 Likes weit über der Teilnehmerzahl der Veranstaltungen selbst liegt. 

106 Vgl. Oevermann: Zur soziologischen Erklärung und öffentlichen Interpretation von Phänome- 
nen der Gewalt und des Rechtsextremismus bei Jugendlichen, S. 84f. 
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Es hat sich angedeutet: Die Akteure innerhalb der Stadtgesellschaft reagierten 
auf BRAGIDA unterschiedlich. In der unmittelbaren Reaktion erscheint der Gegen- 
protest der Zivilgesellschaft als gewichtiger Faktor. Dabei drängt sich die Annah- 
me auf, dass durch BRAGIDA eine Art Alarmsystem aktiviert worden ist, dessen 
Sensoren von der den Gegenprotest tragenden linksliberalen Zivilgesellschaft aus- 
gelöst wurden. Einmal alarmiert, wurden - wie noch zu beschreiben sein wird 
— bestimmte Protestroutinen in Gang gesetzt, die einen bereits im Vorfeld orga- 
nisierten Gegenprotest ermöglichten, der medial begleitet wurde und das Thema 
überwiegend besetzte. Von dieser Beobachtung ausgehend, sind drei Aspekte für 
die unmittelbaren Reaktionen auf BRAGIDa bedeutsam. Erstens: Wie sieht sich der 
Gegenprotest selbst? Zweitens: Wie wird er wahrgenommen? Und schließlich drit- 
tens: Wie wird BRAGIDA von wem eingeordnet, mit welchem Etikett wird die Pro- 
testformation versehen? 


Frühwarnsystem und das ewige breite Bündnis 


Hauptträger des Gegenprotestes, so wie überhaupt des kontinuierlichen Engage- 
ments gegen Rechtsradikalismus, war das 1999 gegründete Bündnis gegen Rechts 
(BgR), unter dessen Dach sich eine Vielzahl unterschiedlicher Akteure versammel- 
ten. Ein Mitorganisator des Bündnisses berichtete, dass man sich bereits im Sep- 
tember 2014, also in der frühen Formierungsphase von PEGIDA, getroffen habe, 
nachdem man erfahren habe, dass »die hier auch was machen wollen« (117). Auch 
das Internetportal Recherche 38 warnte mit Verweis auf die Facebook-Seite »Braun- 
schweig. Gemeinsam sind wir stark« davor, dass Demonstrationen »von Neonazis, 
rechten Hooligans und »Wutbürgern« nach Dresdner Vorbild« drohen könnten.” 
Namentlich erwähnt wurde BRAGIDA in der BZ!°® erstmals am 16. Dezember 2014, 
und zwar wertungsfrei, als ein PEGIDA-Ableger unter anderen, dessen erste Veran- 
staltung gescheitert sei. Bevor ein medialer Hype einsetzte, war BRAGIDA also 
zunächst nicht mehr als die Randnotiz eines gescheiterten Protestes. 

Auch der Journalist Andreas Speit hatte in der taz bereits vor dem ersten »Spa- 
ziergang« auf BRAGIDA aufmerksam gemacht: Im Dezember 2014 war eine mus- 
limische Frau in Braunschweig angefahren und beschimpft worden. Laut einem 
Sprecher des BgR zeige dieser Angriff, dass »der antiislamische Hass und die ras- 
sistischen Vorurteile, die seit Monaten geschürt werden, in Gewalt umschlagen 
können«; er stellte dies direkt in den Kontext von BRAGIDa: »In der Stadt ver- 
suchten Rechtsextreme getarnt als Bürgerinitiative für Sicherheit in Braunschweig 


107 Recherche38: Braunschweig: Drohen Montagsdemonstrationen von Neonazis, rechten Hooli- 
gans und »Wutbürgern« nach Dresdner Vorbild? 

108 Die Braunschweiger Zeitung wurde als größte Braunschweiger Tageszeitung als Grundlage für 
die vorliegende Analyse ausgewertet. 

109 Seidel: »Pegida«-Ableger. 
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Stimmung gegen Flüchtlinge in der Landesaufnahmebehörde zu machen«."° Auf 
Facebook bestehe eine Seite »Bragida Braunschweig gegen die Islamisierung des 
Abendlandes«, die zu diesem Zeitpunkt bereits über 2.400 Likes gezählt habe." 
Als sich dann spätestens im Januar 2015 abzeichnete, dass BRAGIDA auf der Straße 
protestieren würde, gerieten auch Politiker unter Positionierungszwang. Es waren 
die Braunschweiger Grünen, die schon vor dem ersten Protest-Montag von Ober- 
bürgermeister Markurth forderten, sich öffentlich zu positionieren und auf der 
Gegenveranstaltung zu sprechen. Dieser hielt sich jedoch zunächst bedeckt, wofür 
er Kritik erntete.""* Doch warum zögerte der Braunschweiger Oberbürgermeister 
und wer ließ sich stattdessen aktivieren? 

Obwohl die Akteure des Gegenprotestes sich darauf beriefen, dass es in Braun- 
schweig auch in der Vergangenheit ein breites Engagement »gegen rechts« gegeben 
habe - die zweite wesentliche Beobachtung -, löste BRAGIDA zumindest im Vorfeld 
eine partielle Polarisierung zwischen den Parteien aus, bei der das BgR im Fokus 
stand. Dessen Strukturen griffen in der Wahrnehmung der Protestorganisatoren 
auf eine bereits seit den 1970er Jahren gewachsene »gute Gemeinschaft« zurück, 
die durchaus Rückhalt bei den Honoratioren der Stadt habe. Die Aktiven hätten 
ein engmaschiges Netz durch die Zivilgesellschaft gespannt, man kenne »tausend 
Leute in der Region, in der Bundesrepublik, Professoren oder sonst irgendwie Leu- 
te, die in unsere Richtung argumentieren können«, erklärte ein im Bündnis Aktiver 
(118). Das BgR ist eine eher lose, basisdemokratische Struktur, die anlassbezogen 
agiert und vor allem Vertreter von SPD, Jusos, Grünen, Grüner Jugend, Linkspartei, 
Falken, Friedenszentrum, DGB, IG Metall, ver.di, GEW und VVN versammelt. Die 
gute Vernetzung des BgR zeigte sich auch an seiner Präsenz in der BZ, die seinen 
Inhalten deutlich mehr Raum schenkte als BRAGIDA, was - blickt man auf Dresden 
- nicht Usus sein muss. Insgesamt sei das Engagement des BgR, so der Aktivist, 
im Rahmen der BRAGIDA-Proteste in der Stadt anerkannt worden. 

Und so verwundert zunächst auch nicht, dass im Zuge des ersten Protest- 
Montags von unterschiedlichster Seite auf ein vermeintlich breites Bündnis ge- 
gen »rechts« rekurriert wurde, das sich bereits 2011 anlässlich des in Braunschweig 
abgehaltenen »Tags der Deutschen Zukunft« (TddZ) bewährt habe. Um einschät- 
zen zu können, inwiefern dieses Narrativ eines im Kampf gegen »rechts« geeinten 
Braunschweigs trägt, blicken wir kurz zurück: 2011 hatte ein Bündnis unter Füh- 


110 Zit. nach Speit, Andreas: Attacke auf offener Straße, in: taz, 22.12.2014. 

111 Die Anzahl der Likes zeigtan, dass bereits bevor BRAGIDA demonstrierte, einsympathisierendes 
Personenpotenzial existiert hatte, das weit größer war als jenes, das sich für die Straßenpro- 
teste mobilisieren ließ. 

112 Vgl. Fiene, Jörg: Kritik: Markurth vor Protest-Montag zu zögerlich, in: Braunschweiger Zeitung, 
15.01.2015. 
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rung des BgR zum Gegenprotest mobilisiert."” Das zivilgesellschaftliche »Früh- 
warnsystem« schien also zu funktionieren, wenn auch nicht störungsfrei: Bereits 
zehn Monate vor dem TddZ meldete DIE LINKE eine Gegenkundgebung an, was 
prompt zu Reibereien führte. So monierte die Ratsfraktion der Grünen, DIE LIN- 
KE habe »auf eigene Faust und ohne Absprache mit anderen Organisationen«"* 
angemeldet. Es zeigt sich: Anders als im Januar 2015 suggeriert, wurde keineswegs 
organisationsübergreifend kooperiert. Außerdem hieß es, man habe bereits »bei 
den Naziaufmärschen in den Jahren 2000, 2003 und zuletzt 2005 jedes Mal zu ei- 
nem gesellschaftlich breiten und vielfältigen Widerstand aufgerufen und Demons- 
trationen gegen die Aufmärsche der Neonazis angemeldet und durchgeführt«'®. 
Die Gründungslegende einer breiten, auch bürgerlichen Gegenbewegung bezog 
sich also auf noch längere Kontinuitäten, vor allem auf die Blockade eines NPD- 
Demonstrationszuges 2005, die in der eigenen Darstellung »[n]ur mit einem mas- 
siven Polizeieinsatz, mit Wasserwerfern, der illegitimen Einkesselung hunderter 
DemonstrantInnen und mit Knüppeleinsätzen«''“ habe aufgelöst werden können. 

Diese Hinweise lassen erkennen: Bereits mehrmals war seit den frühen 2000er 
Jahren zum Teil wesentlich erfolgreicher als 2011 mobilisiert worden; allerdings 
wurde das Jahr 2011 als Chiffre im Zuge des Erstarkens von BRAGIDA zu einem 
Kristallisationspunkt verklärt. Zudem weisen die Streitigkeiten darauf hin, dass 
die Erzählung, man habe unabhängig von Organisationszugehörigkeiten »gegen 
Nazis« immer an einem Strang gezogen, eher ein Mythos als eine Tatsache ist. 
Denn natürlich geht es in der Konstituierung von Mythen eben nicht um die Fak- 
tizität von Begebenheiten, sondern oftmals um strategische Erwägungen oder ge- 
meinschaftsstiftende Insinuationen. So auch 2015 bei der Bezugnahme der CDU, 
die vor der ersten Demonstration betonte, dass man noch 2011 gemeinsam gegen 
»rechts« auf die Straße gegangen sei, was nun aber schwerfalle, da der Protest er- 
neut parteipolitisch instrumentalisiert werde."” Auch das BgR bezog sich auf das 


113 Siehe auf»Bündnis gegen Rechts Braunschweig« die Liste mit rund 100 den Aufmarsch unter- 
stützenden Gruppen unter URL: http://buendnisgegenrechts.net/unterstutzerinnen/ [eingese- 
hen am 13.03.2019]. 

114 Zit. nach Meyer, Ralph-Herbert: »Gefährlicher Vorstoß der Linken«. Grüne kritisieren Allein- 
gang zu Neonazi-Gegendemonstration und sprechen von Parteitaktik-CDU und SPD pflichten 
bei, in: Braunschweiger Zeitung, 14.08.2010. 

115 Bündnis gegen Rechts Braunschweig: BÜNDNIS GEGEN RECHTS ruft zu einem breiten Bündnis 
gegen den Naziaufmarsch auf, 16.08.2010, URL: http://buendnisgegenrechts.net/2010/08/16/ 
buendnis-gegen-rechts-ruft-zu-einem-breiten-buendnis-gegen-den-naziaufmarsch-auf/ 
[eingesehen am 09.08.2018]. 

116 Speit, Andreas: Neonazi-Demos in Niedersachsen. Rechtsextremes Städte-Hopping, in: taz, 
05.06.2011. Der Autor spricht von sieben Stunden andauernden Auseinandersetzungen und 
250 eingekesselten »friedliche[n] Demonstranten«. 

117 Siehe Fiene: Kritik. 
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Jahr 2011 als Erfolgsgeschichte, als die »Nazis« versucht hätten, »die Straße zu be- 
kommen«. Allerdings: »Das ist so ein ungeschriebenes Gesetz in Braunschweig: 
kein Schritt, kein Stück der Straße für die Nazis. Das machen wir, wenn die NPD 
kommt oder die AfD oder sonst ein komischer Verein« (118). Auch ein Journalist 
erinnerte an das in Braunschweig immer schon vorhandene breite Bündnis, das 
im Zuge des Protestes gegen BRAGIDA immer größer und einiger geworden sei: 


»Das ist auch ein Braunschweiger Phänomen, die Braunschweiger sind durchaus 
in der Lage, sich, wenn's ernst wird, zusammenzuschließen. Die haben extreme 
Netzwerke [..], dass dann irgendjemand ausgeguckt wird, der den Hut auf hat, 
und sich die anderen gerne dann auch unterordnen. Und so war das eben auch 
hier, Bündnis gegen Rechts hat ganz stark mobil gemacht und da haben sich ei- 
gentlich alle angeschlossen. Da hat man gar nicht erst angefangen mit wir und 
wir und wir und wir und so.« (116) 


Dem BgR war 2015 sogar gelungen, die Kirche zu involvieren, sodass diese nicht 
mehr für eine von der CDU geplante Allianz zur Verfügung stand. Die Christde- 
mokraten hatten ein solches Alternativbündnis vorgeschlagen, weil sie sich nicht 
repräsentiert fühlten von einem von der Linkspartei angeführten Demonstrations- 
zug. »Wir können nicht gegen rechts sein, denn auch die CDU ist in der Mitte und 
rechts davon anzusiedeln. Wir sind gegen Rechtsextremismus. Das wird aber bei 
dieser Namensgebung nicht deutlich«, murrte die CDU und hielt der Linksfrakti- 
on vor, ohne Rücksprache vorgeprescht zu sein. »Das hatten wir nach den guten 
Erfahrungen von 2011 so nicht erwartet [...]. Parteipolitik hat hier nichts zu su- 
chen. Wir lassen uns nicht instrumentalisieren.«"® Prompt sah die BZ den Mythos 
bröckeln, die »Linien des Widerstandes gegen rechtsextremes Gedankengut sind 
nicht so geschlossen wie im Juni 2011 [...]. Es wird diesmal, so sieht es derzeit aus, 
kein Bündnis der Vielfalt geben, unter dessen Dach sich alle demokratischen Kräfte 
versammeln können.«"” In dieser Situation war Oberbürgermeister Markurth als 
Moderator angerufen worden, er solle »als Oberbürgermeister aller Braunschwei- 
ger« vermitteln. »Aber es hat nicht geklappt.«'*° 

Auch weil der Oberbürgermeister schwieg, gelang dem BgR also, früh Deu- 
tungshoheit zu erlangen. Die CDU gab letztlich nach und rief schließlich sogar 
die Ratsfraktion und den Kreisverband dazu auf, sich an der Gegendemonstration 
zu beteiligen.” Es zeigt sich: Die Konfliktlinien zwischen CDU und BgR wurden 
anlassbezogen zwar überwunden, aber nicht in der Weise, in der man es in der 


118 Ebd. 

119 Fiene, Jörg: Diskussionen um den Gegenprotest, in: Braunschweiger Zeitung, 16.01.2019. 
120 Fiene: Kritik. 

121 Vgl. Richter/Fiene: Polizei schafft Pufferzone. 
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Wahrnehmung der CDU noch 2011 geschafft habe, und gänzlich konträr zur Wahr- 
nehmung der LINKEN, die fänden: »Solch eine Breite der Unterstützer hatten wir 
noch nie, auch 2011 beim großen Aufmarsch gegen die Neonazis nicht.«'”* Und so 
wurde der Gegenprotest fortan die anfänglichen Differenzen übertünchend als Er- 


folgsgeschichte erzählt,” 


als »breite Allianz gegen den Pegida-Aufmarsch«; man 
zeigte sich »überwältigt«, hielt es für ein »tolles Zeichen«.'”* An anderer Stelle be- 
tonte das BgR sogar, es sei »die größte Demonstration gegen Rassismus, die es 
in Braunschweig je gegeben hat«'”°, gewesen. Ein weiterer Engagierter sprach von 
einer »breiten Bürgerbewegung« (118), aus der überhöhten Selbsteinschätzung her- 
aus, es seien alle von Anfang an dabei gewesen. Der Gegenprotest, ein Bollwerk, 
»10.000 Menschen bei Sturm und Regen« auf der Straße. Einfach alle - von der 
Eintracht über VW, die Politik bis zur Kunstszene - hätten mitgemacht, auf dem 
zentralen Platz vor den Schloss-Arkaden in Braunschweig. »Für Braunschweig er- 
gab sich, dass es gelungen war, über die gesamte Zeit ein stabiles breites Bündnis 
zu erhalten, das [...] immer mindestens die doppelte Zahl von Gegnerinnen und 
Gegnern mobilisierte.«'” In der Logik dieser Erzählung hatte der durch BRAGI- 
DA ausgelöste Positionierungsdruck die Reihen des Gegenprotestes - wenigstens 
vorläufig - geschlossen. Die Polarisierung und das Gerangel, wessen Bündnis Ak- 
zeptanz gefunden habe, werden in der so erzählten Erfolgsgeschichte eingeebnet. 


Wie wird BRAGIDA, was wird als »rechts« wahrgenommen? 


Die dritte wesentliche Beobachtung - neben dem früh aktivierten Gegenprotest 
und dem Mythos eines breiten Bündnisses - ist die Tatsache einer hohen Deu- 
tungsunsicherheit, was BRAGIDA eigentlich sei, und dass das Phänomen ohne den 
Deutungsrahmen PEGIDA nicht greifbar erschien. Die lokalen Akteure ließen ein 
dringendes Bedürfnis erkennen, BRAGIDA mit kategorialen Etiketten zu versehen. 
Denn: Je nachdem, wie man das Phänomen interpretierte, so lässt sich mutmaßen, 
justierte sich auch die eigene Reaktion auf, der Umgang mit und die Deutung von 
BRAGIDA. 

In der Reaktion unterschiedlicher Akteure der Stadtgesellschaft zeigt sich be- 
reits ein Kernelement der Braunschweiger Auseinandersetzung mit den »patrio- 
tischen Europäern«: Im Bemühen um Einordnung und damit auch um Handhab- 


122 Zit. nach ebd.; vgl. auch Speit, Andreas: Gegen die Einschüchterung, in: taz, 21.01.2015. 

123 Siehe Richter/Fiene: Polizei schafft Pufferzone. 

124 Noske/Richter: In Braunschweig ist kein Platz für Fremdenfeindlichkeit. 

125 Zit. nach o.V.: Der Protest gegen »Pegida« lebt, in: Aachener Zeitung, 20.01.2015. 

126 Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes/Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten 
Niedersachsen: Mitteilungsblatt 02/2016: »Demagogie bekämpfen! Asylrecht verteidigen! Ge- 
flüchtete unterstützen!«, 19. Antifa-Sozialkonferenz in Hannover, URL: http://niedersachsen. 
vvn-bda.de/mtb.php?nr=6 [eingesehen am 13.03.2019]. 
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barmachung, schlicht: im Ringen um den »richtigen Umgang«, deutet sich bereits 
der die gesamte Auseinandersetzung grundierende Kampf um Deutungshoheit an 
oder, schwächer formuliert: die Suche nach einem Normenmeridian, einem ver- 
bindenden Faktor, an dem die jeweiligen Gruppen ihr Handeln ausrichten.'”” Dabei 
sagt die Spannweite der Definitionen auch etwas über das Selbstbild der Akteure 
und über ihr Bild von einer Braunschweiger Normalität aus. 

Hatte BRAGIDA (zumindest am Anfang) die Chance, als Protest »besorgter Bür- 
ger«, als Unmutsartikulation »aus der Mitte der Stadtgesellschaft« heraus wahrge- 
nommen zu werden? Thesenartig überspitzt: Lässt sich aus der jeweiligen Etiket- 
tierung BRAGIDAs gar ein gewisses Verständnis ablesen? 

Nachdem im Dezember 2014 die BZ BRAGIDA erstmals ohne Zuschreibung er- 
wähnt hatte, wurde das Phänomen in der Folgezeit in die Berichterstattung über 
HAGIDA und PEGIDA eingebettet, in einen bundespolitischen Rahmen, der auf Er- 
eignisse verwies, die einen (vermeintlichen) Einfluss auf BRAGIDA haben könnten, 
wie beispielsweise ein Demonstrationsverbot in Dresden nach einer Drohung ge- 
gen Lutz Bachmann. Auch die Demonstrationen wurden über den deutschlandwei- 
ten Protest gegen PEGıDa und deren Ableger gerahmt.”® Die Vorberichterstattung 
zeigt, dass sich der Name »Bragida« noch nicht durchgesetzt hatte, stets war von 


»Pegida« die Rede. Später belegte die BZ BRAGIDA mit dem Label »islamkritisch«'”, 


30 Bewegung erweiterte, bevor sie die 


das sie später zu »presse- und islamkritische« 
Zuschreibung des BgR, es handele sich um »rassistische »Wutbürger« und unter- 
schiedliche Gruppen, überwiegend aus dem rechten Spektrum, übernahm." 

Von seinen individuellen Erfahrungen berichtete uns ein Journalist, welcher die 
Demonstrationen anfangs engmaschig begleitet hatte. Irritiert habe ihn eine Be- 
gegnung mit einem jungen Mann, »von entzückender Freundlichkeit, also er wollte 
jetzt offensichtlich beweisen, wie nett diese Bragida-Menschen sind. Ich fand das 
so süß, weil das so durchsichtig war« (116). Allerdings habe er auch Erfahrungen 
gemacht mit »eine[r] Gruppe von Kapuzenträgern [...], also die sahen sehr martia- 
lisch aus. Springerstiefel, ganz in schwarz gekleidet. Kapuzen hochgezogen«, die 
sich neben ihn auf eine Bank gesetzt hätten. »Mir war da nicht bang, die haben 
mir auch nichts getan, [...] aber sie haben gespielt mit diesem, mit ihrem eigenen 
Image.« Neonazis aus Braunschweig selbst habe er bei den Demonstrationen al- 
lerdings nicht ausgemacht, »haben wir gar nicht«. Ansonsten übernahm er in der 


127 Inwiefern Deutungsmuster in Bezug auf ein rechtes Ereignis sich gegenseitig bedingen, ei- 
ne Eigendynamik und frühe Pfadabhängigkeiten entwickeln, denen die Akteure dann folgen 
(müssen), hat Britta Schellenberg am Beispiel der Polizei in Mügeln aufgezeigt; vgl. Schellen- 
berg: Mügeln, S. 7 u. S. 9. 

128 Siehe Richter/Fiene/Engel: Diesmal deutlich weniger Demonstranten. 

129 OV.: Tausende gegen Pegida. 

130 Richter: Bragida wird nur auf dem Schlossplatz stehen. 

131 Siehe Richter/Fiene: Polizei schafft Pufferzone. 
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Retrospektive die Zuschreibungen der Polizei, es habe sich größtenteils um von 
außerhalb Zugereiste gehandelt, 


»und das waren dann auch die mit der Deutschlandfahne und betrunken mit den 
Bierdosen. Übrigens auch, die schmissen dann diese Bierdosen auch in der Ge- 
gend rum, [..] für gute Deutsche gehört das ja auch nicht zum guten Ton [...] und 
dann hatte man in der Tat diese Braunschweiger, die dazukamen, die dann so ein 
bisschen am Rand stehen und sagen [...] wir wollen nicht in die rechte Ecke ge- 
stellt werden in die extreme, aber das sind hier die Einzigen, die überhaupt die 
Probleme beim Namen nennen und [...] das muss ja in diesem Lande gesagt wer- 
den dürfen.« (116) 


Auch der Journalist hat BRAGIDA über den PEGIDA-Deutungsrahmen interpretiert, 
əda es ja kein neues Phänomen war, wir wussten ja, was da auf uns zukommt«. In 
der Nachberichterstattung über den ersten Demo-Montag fand die Beschreibung 
BRAGIDas in der BZ auffälligerweise jenseits des Haupttextes statt unter der spre- 
chenden Überschrift »Vermummte und Wutbürger demonstrierten abgeschottet«, 
die eingesperrte BRAGIDA wurde den freien Bürgern gegenübergestellt: 


»Auf der einen Seite stehen mehrere Tausend Gegendemonstranten — Wissen- 
schaftler, Künstler, Gewerkschafter, Politiker, Migranten. Sie verteidigen Offenheit 
und Toleranz gegenüber Zuwanderern und Asylbewerbern als hohes Gut. Auf der 
anderen stehen rund 450 selbst ernannte Wutbürger, die vor»Überfremdung« war- 
nen, eingekesselt von Zäunen und Polizisten.«'?? 


Noch klarer in der Zuordnung war Andreas Speit in der taz”, der BRAGIDA bereits 
vor der ersten Demonstration als »die rechten Wutbürger Braunschweigs« bezeich- 


84 sei. »Die Äußerungen dieses Schulterschlusses von 


nete, deren »Vorbild Pegida« 
rassistischen Wutbürgern, Neonazis und rechten Hooligans zeigten, dass hinter 
ihren geäußerten Ängsten und Sorgen rassistische Ressentiments stecken.«"° Auch 


Speit bezog sich auf Einordnungen des BgR: 


132 Teschner: Vermummte und Wutbürger demonstrierten abgeschottet. 

133 Gerade anfangs ging es in der Berichterstattung jenseits der BZ eher um allgemeine Erwäh- 
nungen im Zuge PEGIDAs und darum, wo, wann, wie viele demonstriert hatten. Weitere An- 
lässe der überregionalen Medien, zu berichten, waren die Absage des Karnevalsumzuges, die 
Demonstrationen am 30. März in Kralenriede, der Besuch von Lutz Bachmann, grundsätzlich 
die Gewalt bei den Demonstrationen inklusive rechter Straftaten in Braunschweig, Reden von 
Politikern beim Gegenprotest sowie Verbindungen zu Eintracht-Fans und ins Rockermilieu. Be- 
richtschwerpunkte waren außerdem die Einrichtung der SoKo Asyl und BRAGIDAs Umgang mit 
der Presse bezüglich der Unterstellung einer »Lügenpresse«. 

134 Speit: Attacke auf offener Straße. 

135 Speit, Andreas: Xenophobe Spaziergänge, in: taz, 08.01.2015. 
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»Die Kundgebung wurde aber nicht von rechten Wutbürgern geprägt. Rechtsex- 
treme, Hooligans gegen Salafisten und Rocker bestimmten den Verlauf [...], und 
zwar äußert aggressiv. Wir sind das Volk, Antifa-Hurensöhne und Wer Deutsch- 
land nicht liebt, soll Deutschland verlassen, skandierten sie.«'*° 


Im Februar kommentierte Speit, dass man bei BRAGIDA nach dem Ausscheiden 
der als gemäßigter geltenden Hamecher »auf der Suche nach dem rechten Kurs« 
sei, das BgR habe eine »weitere Radikalisierung« gefürchtet; Hamecher sei heraus- 
gedrängt worden, weil »sie sich von militanten Rechtsextremen und aggressivem 
Rassismus öffentlich distanzierte«, der neue Anmelder käme aus dem HoGeSa- 
Spektrum und hege auf Facebook Sympathien für Akteure aus dem rechtsradikalen 
Spektrum."” Die BZ gab Müller großen Raum, die Vorwürfe abzuweisen, es gebe 
für diese Gruppen »keinerlei Sympathien [...]. Der Anmelder habe vielmehr Kontakt 
zu den Organisatoren der Hooligans gesucht, um persönlich noch einmal darauf 
hinzuweisen, »welche Regeln bei unserer Demo von Bragida gelten«.«'* 
Interessanterweise bezog sich die Presse in ihrer Etikettierung von BRAGIDA als 
»rechtsextrem« ab Februar 2015 nicht mehr vorrangig auf das BgR, sondern auf die 
Polizei. Es scheint, als habe man dieser eine größere Autorität in der Zuschreibung 
beigemessen. Anders als der Lokalpresse war den Trägern des Gegenprotestes von 
Beginn an klar, dass es sich bei BRAGIDA um Rechtsradikale handele, die nun wegen 
PEGIDA und der politischen Großwetterlage auch in Braunschweig eine neue Aus- 
drucksform fänden. Auch der Rechercheblog Recherche 38 hatte BRAGIDA schon im 
November 2014 auf dem Radar, antizipierte sie als Abbild PEGıDAs und informierte 
über Hintergründe. Im Netz versammele sich »die gleiche Mischung von Sympa- 
thisanten [...], wie sie bereits in Dresden auf der Straße bei den Aktivitäten von 
PEGIDA anzutreffen ist: rechtsorientierte Fußballfans [...] »HoGeSa<-Anhänger und 
Neonazis, Mitglieder eines Rockerclubs und dessen Supporter und rechte Hoo- 
ligans [...]. Dazwischen ein paar eher unauffällige Bürgerinnen und Bürger, von 
denen viele allerdings gleichzeitig zu den Anhängern der Facebookseite der »Bür- 
gerinitiative für Sicherheit in Braunschweig« gehören, die seit einigen Wochen ver- 
sucht in Kralenriede Stimmung gegen die Flüchtlinge aus der Landesaufnahmebe- 
hörde zu machen.«"? In seinem ersten in der BZ abgedruckten Demonstrations- 
aufruf unterfütterte das BgR sein Bild von BRAGIDA und explizierte deren inhaltli- 
che Stoßrichtung: »ein (kultur-Jrassistisch motivierter Hass gegen den Islam, ein 
chauvinistischer Nationalismus und die Abwertung von Flüchtlingen und anderen 


136 Speit: Gegen die Einschüchterung. 

137 Speit, Andreas: Auf der Suche nach dem rechten Kurs, in: taz, 02.02.2015. 

138 Zit. nach Thoenes, Bettina: Bündnis fürchtet Rechtsruck bei Bragida, in: Braunschweiger Zei- 
tung, 31.01.2015. 

139 Recherche38: Braunschweig: Drohen Montagsdemonstrationen von Neonazis, rechten Hooli- 
gans und »Wutbürgern« nach Dresdner Vorbild? 
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Menschen, die von ihnen als »fremd« wahrgenommen werden«'*. Auf der Büh- 
ne des Gegenprotestes bezeichnete ein Sprecher des BgR die Rechtsradikalen und 
Hooligans unter den BRAGIDA-Anhängern dann als »Haufen von Gesindel«'*. Ein 
im BgR Aktiver beurteilte BRAGIDA zwar etwas vorsichtiger, meinte aber auch: »Es 
sind eben nicht nur die Wutbürger. Wenn es nur die Wutbürger gewesen wären 
oder diejenigen, die unzufrieden sind mit dem politischen Establishment, dann 
hätten wir nicht so einen Aufriss gemacht« (118). 

Diese Äußerungen zeigen erste Umrisse eines Normmeridians: Wutbürger 
sind noch akzeptabel in Braunschweig, als »Nazis« Etikettierte hingegen nicht. 
Diese Einordnung beinhaltete eine gewisse Entschuldung, da sie dem Phänomen 
zumindest eine Teilakzeptanz entgegenbrachte. Das zeigt sich auch an der Pro- 
gnose: Man werde so lange weiter gegen BRAGIDA demonstrieren, wie da »Nazis 
hingehen«; »wenn Frau Müller mit Bragida ohne Nazis auftritt, dann gehen wir 
da auch nicht mehr hin« (118). Müller und BRAGIDA per se wurden also nicht als 
»Nazis« eingeordnet. 

Reinhard Koch, der damalige Leiter der »Arbeitsstelle Rechtsextremismus und 
Gewalt« (ARUG), mahnte: »Wer jetzt zum zweiten Mal in Braunschweig auf die 
Straße geht, der weiß, dass er an einer Rechtsextremen-Demo teilnimmt«'* - 
ein Statement, das der Deutung BRAGIDAs als harmlose Bürger entgegentrat und 
zeigte, dass er den »Wutbürgern« vielleicht ein erstes neugieriges Gucken verzieh, 
ein zweites, nunmehr informiertes, aber nicht. Anders als der Sprecher des BgR 
zeigte sich Koch überrascht, dass sich Anhänger des Neonazi-Spektrums und aus 
Hooligan-Kreisen an der ersten Veranstaltung beteiligt hätten. Distanzierungen 
BRAGIDAs von dieser Klientel hielt Koch indes für ein leeres Pflichtritual. »Es ist 
unglaubwürdig von der Bragida, sich formal von dieser Gruppe loszusagen, ihnen 
aber zugleich mit den eigenen politischen Forderungen inhaltlich als Adapter zu 
dienen«. 

Koch stellte BRAGIDA auch explizit in den Deutungsrahmen PEGIDA: Er erwarte, 
dass sich die PEGIDA-Bewegung totlaufe und die organisierte rechtsradikale Sze- 
ne an ausgesuchten Orten in diese Lücke springe: »Braunschweig könnte ein sol- 
cher Punkt sein, weil es hier Akteure gibt.« Einige Monate später erläuterte Koch 
in einem weiteren Einordnungsversuch, es gebe seit Jahren eine »aktionistische 


140 Bündnis gegen rechts, URL: http://buendnisgegenrechts.net/aufruf2015/ [eingesehen am 
20.03.2019]. 

141 Zit. nach oV.: Demoticker: Zum Nachlesen: Pegida- und Gegendemo in Braunschweig, in: 
Braunschweiger Zeitung, 26.01.2015. 

142 Hier und im Folgenden zit.nach Richter, Ann Claire/Fiene, Jörg: »Rechtsextreme agieren wie 
der Wolf im Schafspelz«, in: Braunschweiger Zeitung, 23.01.2015. 
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Szen««'® 


, gut vernetzte Neonazis aus ganz Niedersachsen, denen er die Initiative 
hinter BRAGIDA zusprach. Von ihnen sei die Mobilisierung ausgegangen, nicht an- 
dersherum, im Sinne eines Aufsattelns auf »bürgerlichen« Protest. Diese Logik be- 
hauptete Koch allerdings auch für Dresden und Leipzig, wo man sich bemüht habe, 
»frustrierte Bürger aus der Mitte der Gesellschaft« zu erreichen, was in seinen Au- 
gen aber gescheitert sei. Statt »frustrierter älterer Herrschaften«, so habe sich die 
Polizei gewundert, seien »überwiegend polizeibekannte junge Leute« bei BRAGIDA 
aufgetaucht. »Diese Tendenz verstärkte sich, der Anteil der »‚Wutbürger< reduzierte 
sich zugunsten der Rechtsradikalen.« Die Gefahr sah Koch im Integrations- und 
Vernetzungspotenzial, »unter einem einzigen Label die verschiedenen Strömun- 
gen der Rechten unter einen Hut zu bringen«. Koch übertrug seine Erklärung, der 
Reiz der GIDAs liege im Eventcharakter, vorschnell von PEGIDA auf BRAGIDA, die 
im Mai 2015, als das Interview stattfand, gerade einmal fünfzig bis sechzig Teil- 
nehmer mobilisierte und - im Unterschied zu PEGIDA - niemals Massenprotest 
gewesen war. Die abgeleitete Schlussfolgerung, es bestände die »Gefahr [...], dass 
so eine neue Generation von Rechtsradikalen herangezüchtet wird«, erscheint dra- 
matisierend. 

Koch stand mit seiner Deutung jedoch nicht allein: Denn bei BRAGIDA spie- 
le sich zeitverzögert ab, was von PEGIDA ausgehe, wie das »Antifaschistische Ple- 
num« analysierte, eine antifaschistische Gruppierung aus Braunschweig. Noch im 
November 2015 griff es die (auch von der Polizei und teilweise von der Presse kol- 
portierte) These des Protestes und der »Mobilisierungen fernab vom klassischen 


144 auf und erläuterte, »wieso man kein Nazi sein muss, um ein ras- 


Nazispektrum« 
sistisches Arschloch zu sein«. Trotz der Distanzierungsbemühungen von PEGIDA 
gegenüber dem klassischen Neonazi-Spektrum laufe es faktisch auf eine friedliche 
Koexistenz hinaus. Diese Entwicklung sah das Antifaschistische Plenum anders als 
Koch oder die Polizei, jedoch weder als neu noch als überraschend an, sondern ord- 
nete sie vielmehr in rassistische Gewalttaten seit den 1990er Jahren ein. Erschienen 
andere sehr bemüht, BracıDa klar als Neonazis zu benennen, möchte das Plenum 
vielmehr verdeutlichen, dass Fremdenfeindlichkeit bis in die Mitte der Gesellschaft 
reiche. Sein Fazit: »Pegida ist also nicht Erfinder, sondern Ergebnis einer Entwick- 
lung, die sich seit Jahren abzeichnet.« Trotzdem bleibt das Statement widersprüch- 
lich, da im Folgenden dann doch betont wurde, dass die GIDAs in Westdeutschland 
vorrangig von »bekannten Personen aus dem Spektrum der faschistischen Kame- 
radschaften, Parteien und Gruppen organisiert«'* worden seien. 


143 Alle Zitate im Folgenden aus: oV.: »Neue Generation von Rechtsradikalen«, in: Unser Braun- 
schweig. Die Zeitung der Bürgerinitiativen BIBS, Nr. 13, Jg.7, Mai 2015, URL: www.braun- 
schweig-online.com/images/banners/ub13.pdf [eingesehen am 20.02.2019]. 

144 Antifaschistisches Plenum: No Pegida! No Bragida!, S. 2. 

145 Ebd.,S.5. 
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Neben dem BgR verfügte auch die Polizei über eine recht große Deutungsho- 
heit in der BZ.'* Die Einschätzung des BgR integrierte die Polizei allerdings nicht 
in ihr Statement im Vorfeld der ersten Demonstration, sondern äußerte in der 
Zeitung: Die Anmelder seien »polizeilich und versammlungsrechtlich unbekannt«, 
man schätze die Lage - irrtümlicherweise, wie sich herausstellen sollte - als »ent- 
spannt« ein.'* Der Polizeisprecher wurde in einem fett unterlegten Absatz zitiert, 
dass sich »beide Lager« »grundsätzlich gesprächsbereit und gewaltfrei« zeigten.‘ 
Hier offenbart sich die Deutung, dass potenziell von beiden Lagern das gleiche 
Gefährdungspotenzial ausgehe, zudem hätten »beide Lager [...] ihren Ursprung in 
der bürgerlichen Mitte«'®. Die Polizei betrete mit diesem Demonstrationsformat 


zwar Neuland,” 


allerdings: »Grundsätzlich gehen wir davon aus, dass BRAGIDA 
augenblicklich keinen Rückhalt in der Braunschweiger Bevölkerung findet«, doch 
habe die erste HaGcıDa-Demonstration gezeigt, dass »das Thema auch in Nieder- 
sachsen in der Öffentlichkeit präsent ist und wir damit rechnen können, dass auch 
die zweite Veranstaltung dieser Art in Braunschweig große Resonanz in der Bevöl- 
kerung hervorruft«."" 

Rückhalt und Resonanz erscheinen nicht als Synonyme. Interessant ist, dass 
die Polizei dem Protest eine gewisse Legitimität einräumte, da die Themen in Nie- 
dersachsen virulent seien, und BRAGIDA in ihrer Deutung somit zur sichtbaren 
Speerspitze eines berechtigten Anliegens wurde. Die polizeiliche Einordnung als 
aus der »bürgerlichen Mitte« stammend, verschaffte BRAGIDA eine öffentlich legi- 
time Sprecherinnenposition, indem das nach außen getragene Selbstverständnis 
des neuen politischen Phänomens von staatlicher Seite gewissermaßen anerkannt 
wurde. Nach der ersten Demonstration war die Polizei jedoch eines Besseren be- 
lehrt worden und bestätigte, dass die Teilnehmer zu etwa einem Drittel polizei- 
bekannte Rechtsradikale gewesen seien. Viele stammten nicht aus Braunschweig, 


152 Auch wenn die Polizei in ihrer Ein- 


sondern seien aus dem Umland angereist. 
ordnung umschwenkte, ersetzte sie in ihrer Erklärung eine Abgrenzungsfolie (Bür- 
gerliche statt Rechtsradikale) durch eine andere: Denn nun wurden die bei BRAG- 
IDA aufmarschierenden Rechtsradikalen von der Braunschweiger Gesellschaft ge- 
trennt, da sie von außerhalb zugereist seien - ein Muster, das uns in verschiedenen 


Formen mehrmals begegnet ist. 


146 Dass Polizei und Lokalpolitik als »definitionsmächtige Sprecher« in den Lokalmedien auftra- 
ten, darauf haben bereits hingewiesen Quent/Schulz: Rechtsextremismus in lokalen Kontex- 
ten S. 41. 

147 Zit. nach Richter: Bragida — keine Demo, aber Versammlung auf dem Schlossplatz. 

148 Richter: Zweiter Anlauf der Pegida. 

149 Ebd. 

150 Siehe Richter: Bragida — keine Demo, aber Versammlung auf dem Schlossplatz. 

151 Richter: Zweiter Anlauf der Pegida. 

152 Siehe Noske/Richter: In Braunschweig ist kein Platz für Frremdenfeindlichkeit. 


221 


222 


Rechtsradikalismus in Niedersachsen 


Das Ringen um Zuschreibungen hielt an: Nach der zweiten Veranstaltung griff 
die BZ das von der Polizei geprägte »Mitte-Label« kritisch auf: »Vor der Bibliothek 
formierte sich derweil unter der Fahne der »Bragida< die vermeintliche »Bürgerli- 
che Mitte«, die jedoch überwiegend aus jungen Männer um die 20 bestand, auffällig 
einheitlich und auffällig dunkel gekleidet.«? Doch trotz der anfänglichen Fehlein- 
schätzung der Polizei bezog sich die BZ im Laufe ihrer Februarberichterstattung 
dennoch meistens auf deren Zuschreibungen, die nun stets benannten, wie vie- 
le Demonstranten als rechtsradikal bekannt und von wo diese angereist seien”* 
- »man kennt seine Pappenheimer«'. Freimütig räumte die Polizei ein, dass sie 
anfangs die Zahl der Rechtsradikalen unterschätzt habe, BRAGIDA im Gegensatz 
zu anderen GIDAs »von einer geringeren Beteiligung aus dem bürgerlichen Spek- 
trum«"° geprägt gewesen sei. Und noch ein weiteres Mal geriet die Polizei mit 
einem Irrtum in die Schlagzeilen: Polizisten hatten behauptet, Christina Müller 
mit einschlägig bekannten Rechtsradikalen gesehen zu haben,” mussten diese Be- 
hauptung aber später öffentlich korrigieren und sich bei Müller entschuldigen.'°® 
Die Glaubwürdigkeit der Polizei hat dies jedoch nicht erkennbar geschmälert. 

PEGIDA als Deutungsschablone anzulegen, ist vor allem für Politiker nahelie- 
gend, von denen rasche Einordnungen und größere Kontextualisierungen erwartet 
werden. Diese Sprache sprach auch eine vom Niedersächsischen Landtag in Reak- 
tion auf den Anschlag auf Charlie Hebdo im Januar 2015 verabschiedete Resoluti- 
on, deren Proklamation des Eintretens für Toleranz und Meinungsfreiheit BRAG- 
IDA direkt in den Kontext von PEGIDA stellte.” Erstaunlich früh legte sich Minis- 
terpräsident Stephan Weil in seiner dazugehörigen Regierungserklärung auf eine 
Einordnung fest, indem er die niedersächsischen GIDAs als klar von rechtsradika- 
len Akteuren durchsetzt bezeichnete.’ Braunschweigs SPD-Oberbürgermeister 
Markurth, der sich anfangs mit einer Stellungnahme sehr bedeckt gehalten hatte, 


153 Richter/Fiene/Engel: Diesmal deutlich weniger Demonstranten. 

154 Dartsch, Katja/Stachura, Jörn: »Bragida« macht keine Pause, in: Braunschweiger Zeitung, 
04.02.2015. 

155 Zit. nach Stachura, Jörn: »Meine Frau hat immer Angst um michg«, in: Braunschweiger Zeitung, 
26.01.2015. 

156 Zit. nach Richter, Ann Claire/Fiene, Jörg: Polizeipräsident räumt ein: Es waren 8000 Demons- 
tranten, in: Braunschweiger Zeitung, 22.01.2015. 

157 Siehe Fiene, Jörg: Rechtsstreit zur Demo droht, in: Braunschweiger Zeitung, 27.02.2015. 

158 Siehe Polizei Braunschweig: Polizei korrigiert Darstellung - Sprecherin der Bragida war nicht 
am Bahnhof, 02.03.2015, URL: https://www.presseportal.de/blaulicht/pm/11554/2962372 [ein- 
gesehen am 13.03.2019]. 

159 Siehe Niedersächsischer Landtag: Stenografischer Bericht, 54. Sitzung, Hannover, den 20. Ja- 
nuar 2015 — Drs. 17/2765, darin: »Nous sommes Charlie« — Gegen den Hass - Ein Zeichen für 
Meinungsfreiheit und Toleranz. Antrag der Fraktion der CDU, der Fraktion des SPD, der Frakti- 
on Bündnis 90/Die Grünen und der Fraktion der FDP - Drs. 17/2765, hier S. 5063-5064. 

160 Siehe ebd., hier S. 5044. 
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äußerte in ähnlicher Stoßrichtung im Februar, BRAGIDA biete nur noch eine Hülle 
für Rechtsradikale aus ganz Norddeutschland.’ Verständnis für Sorgen »um die 
Errungenschaft unserer säkularen Gesellschaft«, die durch islamistische Anschlä- 
ge geschürt würden, äußerte die SPD-Landtagsabgeordnete Johanne Modder. Man 
müsse genau beobachten, wie sich PEGIDA entwickle, jedoch: 


»Über Nationalismus, Chauvinismus, Rassismus und gesellschaftliche Ausgren- 
zung anderer gibt es keine Debatte. [..] Wer die Pegida-Demonstrationen beob- 
achtet, sieht, dass sich diese Ideologie dort ausbreitet, dass Rechtsextremisten 
diese Veranstaltungen für sich nutzen, dass Hass formuliert und skandiert wird. 
[...]. Damit kein Missverständnis entsteht: Meine Fraktion und ich sind weit davon 
entfernt, jeden Teilnehmer, jede Teilnehmerin in die rechtsextremistische Ecke zu 
stellen. Viele Menschen artikulieren auf diesem Weg ihre Sorgen und Nöte, Unmut 
über die politischen Institutionen, Parteien, Politiker und politischen Prozesse«, 


diese Sorgen müsse man »ernst nehmen und sie wirklich als Warnsignale verste- 
hen.” 

Zwischen den Parteien konkurrierten unterschiedliche Auffassungen, wie mit 
politischen Phänomenen wie BRAGIDA umzugehen sei. Björn Thümler, der Frak- 
tionsvorsitzende der CDU im Niedersächsischen Landtag, machte deutlich, dass 
man zwar nicht bei PEGIDA, »oder wie auch immer sie heißen«, mitlaufen solle; 
man könne aber auch »die Probleme und Sorgen einiger, vielleicht auch vieler Leu- 
te, die bei PEGIDA und Co. mitmarschieren, nicht einfach ignorieren oder sie pau- 
schal als islamfeindlich oder rechtsradikal stigmatisieren«.'® In der Wahrnehmung 
von Christian Dürr (FDP) stehe PEGIDA zwar nicht für ein »weltoffenes und toleran- 
tes Land«; doch die Botschaft derer, »die für Weltoffenheit und Toleranz eintreten, 
ist doch viel stärker, wenn wir auch für die Meinungsfreiheit derjenigen eintreten, 
deren Meinung wir ausdrücklich nicht teilen«.'* Für die Grünen-Abgeordnete An- 
ja Piel gehe es bei BRAGIDA um »Abgrenzung und Abschottung«, um die »Angst vor 
dem scheinbar Fremden«, »die Ablehnung von Vielfalt und Freiheit überhaupt«.'“ 
Ihre Partei hatte sich im Landtag ohnehin verstärkt BRAGIDA angenommen und 


Anfragen zur Verbandelung mit AfD und NPD gestellt," allerdings mit geringem 


161 Siehe Richter, Ann Claire: Kommt ein Demo-Verbot für Bragida?, in: Braunschweiger Zeitung, 
25.02.2015. 

162 Niedersächsischer Landtag: Stenografischer Bericht, 54. Sitzung, Hannover, den 20. Januar 
2015, darin: Replik von Johanne Modder, S. 5054-5057, hier S. 5057. 

163 Ebd., Replik von Björn Thümler, S. 5048-5054, hier S. 5051. 

164 Ebd., Replik von Christian Dürr, S. 5057-5060, hier S. 5059. 

165 Ebd., Replik von Anja Piel, S. 5060-5063, hier S. 5061. 

166 Niedersächsischer Landtag: Mündliche Anfragen gemäß § 47 der Geschäftsordnung des Nie- 
dersächsischen Landtages, Hannover, den 04.11.2015, darin: Verbindungen von Nazis und AfD 
in Niedersachsen? Kleine Anfrage der Abgeordneten Helge Limburg, Filiz Polat, Meta Janssen- 
Kucz und Julia Willie Hamburg (Grüne), Drs. 17/4530, S. 4. 
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Erfolg. BRAGIDA sei weder »Beobachtungsobjekt oder Verdachtsfall der niedersäch- 
sischen Verfassungsschutzbehörde. Die Aktivitäten werden lediglich im Hinblick 
auf eine mögliche steuernde Einflussnahme von Rechtsextremisten auf diese Ak- 
tionsformen betrachtet.«'” 

Abgeordnete der Braunschweiger Grünen nahmen mehrfach an Gegenprotes- 
ten teil und verwendeten die Bezeichnung »Bragida« und »Pegida« fast konsequent 
synonym. Allerdings entstand der Eindruck, dass dies Ende 2015 auch dem Zweck 
diente, den Gegenprotest durch eine Aufwertung der Größenordnung des Phäno- 
mens am Leben zu halten.” Auch wenn die Grünen fanden, es sei Aufgabe der Po- 


litik, Menschen zuzuhören,'® 


sprachen ihre Aktionen doch eine andere Sprache: 
Beim Gegenprotest wurden in einer medikamentenähnlichen Verpackung Gum- 
mibärchen verteilt - »die Wirkstoffe: Multikultin und Toleranzol« in »Pegidatox 
akut«, ein rezeptfreies Breitbandpräparat gegen Fremdenangst, auch »wirksam bei 


der lokalen Virenmutation Bragida«.'”° 


Auch die kommunalpolitisch aktive Bürger- 
initiative Braunschweig (BIBS) trennte nicht zwischen BRAGIDA und PEGIDA. Es sei 
»nachgewiesen, dass die Bragida, die sich sehr gerne unter dem Deckmäntelchen 
der »besorgten Bürger: präsentiert, stark durch rechtsextreme Elemente geprägt 
ist. Es ist auch klar, dass Pegida/Bragida durch die Art ihrer Diktion den Boden 
für fremdenfeindliche Gewalttaten vor allem gegen Flüchtlinge in Deutschland be- 
' Ein Stadtratsmitglied der LINKEN betonte im März 2015 kurz und bün- 


dig: »Die Bragida ist nicht das Volk, war es nie und wird es in Braunschweig auch 


reitet.« 


nie.«7? 

Gebündelt zeigt sich: Einzelne Akteure gelangten in Bezug auf BRAGIDA rasch 
zu einer Einordnung, die zwar wenig Raum für Differenzierung ließ, die eige- 
ne Gruppe jedoch zusammenschloss. Durch die konkurrierenden Etikettierungen 


167 Niedersächsisches Ministerium für Inneres und Sport: Beantwortung der Mündlichen 
Anfrage der Grünen zu Verbindungen von Rechtsradikalen und AfD in Niedersach- 
sen, 13.11.2015, URL: https://www.mi.niedersachsen.de/aktuelles/presse_informationen/ 
beantwortung-der-muendl-anfrage-der-gruenen-zu-verbindungen-von-rechtsradikalen- 
und-afd-in-niedersachsen--138656.html [eingesehen am 13.03.2019]. 

168 Siehe Grüne Braunschweig: 9. November — Erinnern, Gedenken, Handeln!, 11.11.2015, 
URL: http://gruene-braunschweig.de/9-november-zurueckblicken-und-wachsam-in-der- 
gegenwart/ [eingesehen am 13.03.2019]. 

169 Siehe Grüne Braunschweig: Rede von Ministerin Gabriele Heinen-Kljaji€ zu »Bragida« in 
Braunschweig, 04.02.2015, URL: http://gruene-braunschweig.de/zum-nachlesen-rede-von- 
gabriele-heinen-kljajic/ [eingesehen am 13.03.2019]. 

170 Zit. nach Richter, Ann Claire: Rezeptfrei, in: Braunschweiger Zeitung, 04.03.2015. 

171 Zit. nach Braumann, Robert: Hetze und Gewalttaten steigen — was sagen die Fraktionen?, 
in: regionalBraunschweig.de, 01.12.2015, URL: https://regionalbraunschweig.de/hetze-und- 
gewalttaten-steigen-was-sagen-die-fraktionen/ [eingesehen am 13.03.2019]. 

172 Zit. nach Stachura, Jörn: Am Hauptbahnhof blieb alles ruhig, in: Braunschweiger Zeitung, 
03.03.2015. 
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kam es zu einem Deutungsstreit, der die mediale Präsenz des Themas verstärk- 
te und in dem um öffentliche Sprecherpositionen gerungen wurde. Für mögliche 
Veränderungen in der Wahrnehmung BRAGIDAs im Zeitverlauf war wenig Raum, 
die Meinungen standen fest, die Notwendigkeit, BRAGIDA weiter über das rah- 
mende daueraktuelle Phänomen PEGIDA zu deuten, verstärkte sich zunehmend - 
wertete es den eigenen Gegenprotest doch stetig auf. Eingespielte Muster, media- 
le Konjunkturen und die politische Nachfrage nach klaren Zuschreibungen waren 
letztlich ausschlaggebend und deutlich wirksamer als spezifische, lokalkulturelle 
Deutungsversuche, die über regionale Besonderheiten versucht hätten, sich dem 
Phänomen anzunähern. 

Die Gleichsetzung von BRAGIDA mit PEGIDA nicht nur in der anfänglichen Pha- 
se der Deutungsunsicherheit, sondern auch später zeigt also, dass der Deutungs- 
raum, in welchem die regionalen Besonderheiten BRAGIDAs hätten wahrgenom- 
men werden können, schmal war und unausgefüllt blieb. Die Akteure mit der größ- 
ten Deutungshoheit, vor allem die (lokale) Presse, die dort sehr präsenten Organi- 
satoren des Gegenprotestes, aber auch in vielleicht überraschender Eklatanz die 
Polizei, hatten an einer lokalen Perspektive anscheinend kein Interesse. Die wech- 
selseitige Bezugnahme innerhalb eines solchen Angebot-Nachfrage-Zyklus gehört 
im politischen Betrieb zwar zum Alltag, strukturiert die Wahrnehmung politischer 
Phänomene und war damit keine Braunschweiger Besonderheit. Allerdings präfor- 
miert ebenjenes Wechselverhältnis auch die jeweiligen Umfangsformen der Akteu- 
re entscheidend mit. 


5.4 Der Umgang mit BRAGIDA 
Zwischen Abgrenzung und Restriktion 


Der Umgang, den die Akteure mit BRAGIDA fanden, erstreckte sich über eine große 
Bandbreite von klar abgrenzend-bekämpfend bis zur Akzeptanz bzw. möglicher- 


weise (impliziten) Ermutigung BRAGIDas.'” Das sichtbarste Zeichen der Abgren- 


174 


zung”* im öffentlichen Raum wurde durch den Gegenprotest gesetzt. Dieser trug 


173 Wie Krappidel in ihrer Dissertation deutlich macht, erscheint eine Einteilung in bipolare Ver- 
haltenspaare nicht sinnvoll, da Verhalten auch ambivalent sein kann oder Gegensatzpaare 
überhaupt nicht in Erscheinung treten; vgl. Krappidel: Verhalten rechtsextremer und demo- 
kratischer Kommunalpolitiker, S. 82. 

174 Warum PEGIDA nicht durch Abgrenzung bekämpft werden könne, dazu vgl. Heim, Tino: Po- 
litischer Fetischismus und die Dynamik wechselseitiger Projektionen, in: Ders. (Hg.): Pegida 
als Spiegel und Projektionsfläche. Wechselwirkungen und Abgrenzungen zwischen Pegida, 
Politik, Medien, Zivilgesellschaft und Sozialwissenschaften, Wiesbaden 2017, S. 341-444, hier 
S.341ff. 
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durchaus kompetitive Züge, nicht nur im gegenseitigen Übertrumpfen der Teilneh- 
merzahlen: Teilweise entstand der Eindruck, man befände sich in einem Wettstreit 
mit anderen Städten, wer das stärkste Zeichen setze. 

Für das eigene Selbstverständnis war der bereits erwähnte Protest von 2011 
ein wichtiger Bezugspunkt: Dieser Mythos stabilisierte nach innen und schuf ein 
sinngebendes Referenzsystem, was zum gemeinsamen Kampf ermutigte. Der Um- 
gang mit BRAGIDA war für die Protestorganisatoren also ein aus historischen Er- 
fahrungen gelernter; der Rekurs auf vergangene selbsterklärte Erfolge verlieh der 
Bewegung Schlagkraft und den Glauben an die eigene Wirksamkeit. Die Erzählung 
ist hier von funktioneller Bedeutung, nicht das eigentliche, vergangene Protestge- 
schehen. Gemäß diesem Selbstverständnis war Protest für einen Aktiven aus dem 
BgR nicht nur ein geeignetes Mittel, um die Stadt »nazifrei« zu halten, sondern er 
schätzte die eigenen Einflussmöglichkeiten ganz konkret (in Bezug auf den Erfolg 
des Protestes gegen rechts) und auch abstrakt (in Bezug auf das Potenzial, gesell- 
schaftspolitische Veränderungen herbeizuführen) optimistisch ein. Für ihn sei es - 
dieser Typus wurde in der NoPegida-Forschung bereits identifiziert” - eine Bür- 
gerpflicht, sich in die Gesellschaft einzubringen, und das erwartete er auch von an- 
deren. »Und wenn das ein Schrebergarten ist oder bei der freiwilligen Feuerwehr, 
das gehört mit dazu, dass man sich am Leben beteiligt« (118). Die Grünen des Kreis- 
verbandes Braunschweig schlossen sich dem Narrativ artikulationsstark an, dass 
der Protest der engagierten Zivilgesellschaft verhindert habe, dass »rechtsextreme 
Bewegungen in unserer Stadt Fuß fassen konnten. Das gilt auch für den kümmer- 


176 Sie sahen 


lichen Haufen versprengter Anhänger/innen von »Pegida«/’Bragida«« 
PEGIDA als konkreten Anlass, eine »Gegenöffentlichkeit«'”” organisieren zu müs- 
sen. Länger als andere Parteien - mindestens bis zum August 2015 — unterstützte 
die SPD in Braunschweig den Gegenprotest aktiv, vor allem die Jusos, die »zivilen 
Protest für das beste Mittel [halten] sich Bragida in den Weg zu stellen«, damit 
diese nicht zu einer »legitimierten politischen Gruppe« und »Rassismus »normak 
im Braunschweiger Straßenbild« werden würde.” 

Um zu erfahren, wie sich Akteure eines Lokalraums einem rechtsradikalen Phä- 
nomen gegenüber positionieren, ist im vorliegenden Fall zunächst ihr Blick auf 
die Beurteilung der die BRAGIDA offenkundig bekämpfenden Akteure aufschluss- 
reich - lässt eine sympathisierende oder skeptische Haltung zum Gegenprotest 


175 Siehe Marg, Stine u.a.: NoPegida. Die helle Seite der Zivilgesellschaft?, Bielefeld 2016, S. 142ff. 

176 Grüne Braunschweig: Gegen rechte Hetze und Gewalt!, 27.11.2015, URL: http:// 
gruene-braunschweig.de/9740-2/ [eingesehen am 25.03.2019]. 

177 Grüne Braunschweig: Rede von Ministerin Gabriele Heinen-Kljaji€ zu »Bragida« in Braun- 
schweig. 

178 SPD Braunschweig: #nobragida — Wehret den Anfängen!, 03.08.2015, URL: https://www. 
spd-braunschweig.de/2015/08/03/nobragida-wehret-den-anfaengen/ [eingesehen am 
25.03.2019]. 
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doch schon erste Rückschlüsse auf die Positionierung gegenüber BRAGIDA zu. Ge- 
mäfß den benannten Ressourcen (starke und frühzeitige Mobilisierung, Aktualisie- 
rung des mythischen Bezugspunkts, Schulterschluss mit konservativeren Kräften) 
war die Wahrnehmung der eigenen Wirksamkeit des Gegenprotestes entsprechend 
selbstbewusst und wurde von der BZ multipliziert, die den ersten Demonstrations- 
montag als vollen Erfolg feierte: »Pegida-Protest - Eine Stadt macht klar, was ihr 
wichtig ist«'”°. Die eindeutigen Größenverhältnisse hätten gezeigt: »Pegida hat hier 
keine Chance.« Die Gegendemonstration mit 10.000 Teilnehmern wurde als »sen- 
sationell« eingestuft, die Rede von Markurth als »engagiert« und »kämpferischs«; 
ubiquitär wurden zahlreiche emotionalisierende Adjektive verwendet. Die Stim- 
mung sei eine »lebhafte, friedliche, fast aufgekratzte« gewesen. Die Kulturschaf- 
fenden hätten einen »eindrucksvolle[n] Beweis« geliefert, »dass Vielfalt in unse- 
rer Gesellschaft längst zu Hause ist«.'?° Mit einem kräftigen Schuss Pathos wurde 
der Gottesdienst im Dom als Zeichen der Geschlossenheit der Stadtgesellschaft für 
Frieden und Toleranz gewertet. Der Auftritt des Präsidenten der Technischen Uni- 
versität Braunschweig, der sich als Wissenschaftler für die »Vielfalt der Perspekti- 
ven«'®! aussprach, wurde von der BZ ebenfalls sehr honoriert; denn wenn der »all- 
seits geachtete« Präsident der Menge zuriefe, dass die »Weltoffenheit dieser Region 
für unser aller Wohlergehen« wichtig sei, dann werde aus der Gegendemonstration 
eine »Artikulation der Zukunftsfähigkeit. Und das ist noch wertvoller als die ent- 
schiedene Widerrede zu einer vergleichsweise kleinen Gruppe, die Versammlungs- 
und Meinungsfreiheit gleich nebenan genoss.«'?? 

Der zumindest anfänglich große Zuspruch mag die Eigenwahrnehmung der 
Protestorganisatoren als Gralshüter demokratischer Werte unterfüttert haben. 
Gleichzeitig muss betont werden, dass der Protest - anders als in anderen Städten 
- gewissermaßen unter »Erfolgsdruck« stand, war er doch anfangs mit enormen 
Ressourcen ausgestattet, die eine Erwartungshaltung weckten. Auch, um sich 
diesem Druck etwas zu entziehen, kündigte das BgR vor dem zweiten Demo- 
Montag an, man werde nun »alles sicher eine Nummer kleiner als am vorigen 


Montag«'*? 


gestalten; die BZ versuchte indes, BRAGIDA im Gespräch zu halten: Im 
Fragebogenformat gab sie Antworten auf die aus ihrer Sicht wichtigsten Fragen, 
die auf einen gewissen »Passiert-wieder-was-Schlimmes-Voyeurismus« schließen 


lassen. Zentral ist dabei die Frage: Wird es friedlich bleiben? Ja, wenn die Polizei 


179 Hier und im Folgenden Noske, Henningj/Richter, Ann Claire: Pegida-Protest- Eine Stadt macht 
klar, was ihr wichtig ist, in: Braunschweiger Zeitung, 19.01.2015. 

180 OV.:»Wirsind gegen Bragida«- Kultur aus aller Welt bei der Gegendemonstration, in: Braun- 
schweiger Zeitung, 19.01.2015. 

181 OV.: »Muslime werden zu Sündenböcken«, in: Braunschweiger Zeitung, 19.01.2015. 

182 Maus, Armin: Der Kampf um jeden Einzelnen, in: Braunschweiger Zeitung, 23.01.2015. 

183 Hier und folgend oV.: Was man vor dem zweiten Protest-Montag wissen muss, in: Braun- 
schweiger Zeitung, 26.01.2015. 
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ihre Lektion gelernt habe und »die auswärtigen Krawallmacher« unter Kontrolle 
halten könne. Letztlich komme es aber auf »extreme Ausleger« beider Seiten an. 

Die bereits hier auftauchende Frage: »Wie lange noch das Ganze?«, blieb un- 
beantwortet. Obwohl der Protest auch bei der zweiten Demonstration ressour- 
censtark auftrat, fiel die Nachberichterstattung schon schmaler als in der Vorwo- 
che aus - bereits die Überschrift enthielt die wichtigsten Informationen: Es seien 
deutlich weniger Gegendemonstranten gewesen und alles sei friedlich geblieben. 
Dennoch wurde (nach wie vor) der Gegenprotest als Erfolgsgeschichte der gesam- 
ten Stadt weitergesponnen, denn: »Braunschweig trotzte dem Nieselregen und der 
Kälte und stand am Montagabend ein zweites Mal gegen die islamkritische Pegi- 
da auf.«'?* Das Engagement fand die Anerkennung des Ministerpräsidenten Weil, 
der in seiner Regierungserklärung den »mich tief beeindruckenden« Gegenprotest 
in Niedersachsen lobte, dessen Zahlen er - wohl um den Schulterschluss gegen 
Fremdenfeindlichkeit zu betonen - maßlos übertrieb. 


»Ich bin sehr froh darüber, dass diese Haltung auf den großen Demonstrationen 
der vergangenen Tage in so eindrucksvoller Weise zum Ausdruck gekommen ist. 
Wir haben uns bei diesen Bürgerinnen und Bürgern dafür zu bedanken, mit wel- 
cher Entschiedenheit sie für ihren Staat auf die Straße gehen.« 


Auch Weil überhöhte den Gegenprotest, der »buchstäblich ein Querschnitt der Be- 
völkerung«'® sei. Ebenso fand Anja Piel (Grüne), dass die »breite gesellschaftliche 
Basis« des Gegenprotestes Mut mache." Johanne Modder (SPD), die selbst am 
Gegenprotest in Hannover teilgenommen hatte, urteilte differenzierter: 


»Die sogenannten Pegida-Demonstrationen beschäftigen uns seit Wochen. Zu- 
erst hat man diese nicht wirklich wahrgenommen. Dann war man über den Zu- 
lauf und die Dynamik irritiert, vielleicht auch etwas erschreckt. Vielleicht hat es 
deshalb bis zum Anfang des Jahres gedauert, eine Antwort der Zivilgesellschaft 
zu geben. Ich freue mich, dass in den letzten Tagen [...] auch in unserem Land, 
über 100 000 Menschen für eine offene und tolerante Gesellschaft demonstriert 
haben.«'®” 


Der Gegenprotest erhielt allerdings keine uneingeschränkt positive Resonanz, vor 
allem nicht im Zeitverlauf: Nach fast zweijähriger Präsenz von BRAGIDA äußerte 
ein Polizeieinsatzleiter, »was einige Außenstehende vielleicht auch denken: ‚Wenn 
eine der beiden Seiten nicht da wäre, würde vermutlich die Versammlung nicht 


184 Richter/Fiene/Engel: Diesmal deutlich weniger Demonstranten. 

185 Niedersächsischer Landtag: Stenografischer Bericht, 54. Sitzung, Hannover, den 20. Januar 
2015, S. 5043. 

186 Ebd.: Replik von Anja Piel, S. 5061. 

187 Ebd.: Replik von Johanne Modder, S. 5054. 


5 Fallbeispiel 3: Braunschweig und BRAGIDA 


mehr stattfinden, würde auch die andere Versammlung nicht mehr stattfinden.«'®® 
Und natürlich: Der Gegenprotest brauchte für seine Selbstdefinition den äußeren 
Feind, der sich eindeutig markieren ließ. Gerade weil den Initiatoren des Protestes 
klar war, dass man ihn nicht mit gleichbleibendem Aufwand stetig aufrecht würde 
erhalten können, organisierte man - als auch BRAGIDA zahlenmäßig kleiner wurde 
- ab Sommer 2015 keine regelmäßigen Kundgebungen mehr. 

Interessanterweise wurde der Protest gegen BRAGIDA zu einer ähnlichen Er- 
folgsgeschichte und zu einem Bezugspunkt verdichtet wie der Protest von 2011, 
der noch den Widerstand gegen BRAGIDA als Erzählung beflügelt hatte. Im August 
2018, kurz nach den rechtsradikalen Demonstrationen in Chemnitz, ließen sich 
in Braunschweig »in nur zwei Tagen« etwa 1.500 Menschen »zum Protest gegen 
Rassismus, Nazis und rechte Hetze« mobilisieren. Ein ver.di-Sprecher erinnerte 
daran, 


»wie die Braunschweiger erfolgreich die rechtsextreme Möchtegern-Bewegung 
BRAGIDA wegdemonstriert hat [sic!]: »Was in Braunschweig geklappt hat, muss 
auch in Chemnitz und Dresden der Normalfall werden.« [...]] Heute habe die 
Zivilgesellschaft gezeigt, dass sie da ist, dass sie wachsam ist und dass sie sich zu 


wehren versteht.«'®? 


Erneut wurde Braunschweig zum Vorbild stilisiert, dessen Normalität stets »nazi- 
frei« gehalten werde - unter Beteiligung der gesamten Zivilgesellschaft. Man war 
sich sicher: Der Gegenprotest habe »sehr viel bewegt in Braunschweig. Auch im 
Bürgertum. [...] viele Staatstheaterbesucher, die wissen gar nicht, dass es Nazis 
gibt in Braunschweig. Und jetzt wissen sie es« (118). 

Hieran wird deutlich: Wer in Braunschweig mobilisieren will, muss den Staats- 
theaterbesucher erreichen, auf dass dieser sich am Gegenprotest beteiligt - aller- 
dings meistens nur an der ersten Großkundgebung, in der sich die einmalige Akti- 
vierbarkeit durchaus breiterer gesellschaftlicher Schichten verdichtet in einem für 
Straßenproteste typischen Moment, in dem ein »Zeichen gesetzt« wird und der 
einem kontinuierlichen Protest Vorschub leistet, Legitimation verleiht und ihn na- 
türlich auch mit Ressourcen ausstattet. Für das Gros der Demonstrierenden am 
ersten Demo-Montag galt: Sie trieb mehr das Bedürfnis an, »Flagge zu zeigen«, als 
ein gefestigtes Selbstverständnis als Stadt ohne »Nazis«; etliche seien nicht unbe- 
dingt politisch interessiert, wie ein Journalist im Gespräch meinte, »sondern man 
merkte, das ist auch ein bisschen schick da mitzumischen«. Dennoch hätten die 


188 Zit. nach Gorille, Claudia: Bragida-Bewegung- Die Wutbürger von Braunschweig, in: Deutsch- 
landfunk Kultur, 24.10.2016. 

189 Zit. nach o.V.: Nach Chemnitz: Anti-Rechts-Demo in Braunschweig, in: regionalBraun- 
schweig.de, 31.08.2018, URL: https://regionalbraunschweig.de/nach-chemnitz-demo-in- 
braunschweig/ [eingesehen am 13.03.2019]. 
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»tragenden Säulen dieser Stadtgesellschaft [...] gesagt: Mit uns nicht. Das fand ich, 
das war ja eine ganz klare Aussage.« Anfangs habe es sogar Listen gegeben, die 
Einzelpersonen die Möglichkeit gegeben hätten, zu zeigen: »Ich bin dagegen«, die 
Menschen »haben gerne da auch Haltung bewiesen« (I16). 

Die wirksamsten Zeichen werden stets symbolisch gesetzt: Die Stadt, die - wie 
noch gezeigt wird - bemüht war, sich tendenziell, aber nicht prinzipiell neutral zu 
verhalten, schaltete am ersten Demo-Montag die Scheinwerfer, die normalerwei- 
se Schlossfassade und Reiterstandbild anstrahlen, aus — eine Geste, die auch das 
Staatstheater übernahm”. Auch noch im Februar 2015, als die meisten BRAGIDA 
bereits als »nervig«, als »Affentheater«, empfanden, setzte das Theater ein Zeichen, 
indem es das Stück »Frau Müller muss weg« »eisern« auf dem Spielplan stehenließ 
- »ein echtes Statement«'?' der Selbstvergewisserung der liberalen Bürgerschaft 
und der Kulturschaffenden, die in Bezug auf Bragida oftmals als hochkulturel- 
le, »bürgerliche Seite« des Protestes ausgestellt wurden.'”” Vor allem Singen er- 
schien als probates Mittel: Bei den Demonstrationen ertönte mehrfach das beliebte 
Protestlied »We shall overcome« oder auch »Shalom aleichem«. In Braunschweig 
hatten (ebenso wie in Mainz) außerdem Ensemblemitglieder »Ode an die Freude« 
samt der Zeile »Alle Menschen werden Brüder« so laut gesungen, dass Kundge- 
bungen der BRAGIDA bzw. AfD gestört wurden.'” Diese Unterstützung beurteilte 
das BgR als »wirklich etwas Neues, dass sich so viele Bereiche von sich aus gemel- 
det haben und sich engagieren wollten. Das hat auch den Charakter der Proteste 
verändert« (117). 

Jenseits des Protestes und der symbolischen Positionierung gegen BRAGIDA 
hatte es in Braunschweig auch schon zuvor Initiativen gegen Rechtsradikalismus 
gegeben. Eine Durchsicht der Rats- und Ausschussprotokolle der Stadt Braun- 
schweig zeigt bei einer systematischen Suche nach »Rechtsextremismus« zwischen 
2008 und 2010 allerdings lediglich drei Treffer'”*, sodass man nicht von einer gro- 


190 Siehe Noske/Richter: Pegida-Protest. 

191 Haberstrumpf, Sibylle: Lieber ins Theater als zu Bragida!, in: Braunschweiger Zeitung, 
12.03.2015. 

192 Siehe Haberstrumpf, Sibylle: Demokratie leben!, in: Braunschweiger Zeitung, 23.03.2015. Auch 
über die ersten Gegendemonstrationen hinaus blieb BRAGIDA in der Kulturszene Thema. Al- 
lerdings nicht nur über die offensive, eigene Position des Gegenprotestes, sondern auch in- 
dem man anmahnte, BRAGIDA gelinge es, Themen zu setzen und ein Klima der Intoleranz zu 
schaffen; vgl. bspw. das Programmheft des CSD Braunschweigs 2015, URL: https://csd-bs.de/ 
downloads/solo15_programmheft.pdf [eingesehen am 25.03.2019]. 

193 Siehe Dartsch, Katja/Richter, Ann Claire: Sitzblockade stoppt Aufmarsch, in: Braunschweiger 
Zeitung, 20.04.2015. Vom Staatstheater-Balkon wird gesungen »Alle Menschen werden Brü- 
der«, vgl. dazu auch Böhm, Roland: Kann denn Singen Sünde sein?, in: Frankfurter Neue Presse, 
11.12.2015. 

194 Die Angabe der Suchergebnisse bezieht sich auf die online einsehbaren Protokolle bzw. die 
Aspekte, die jeweils im öffentlichen Teil der Sitzungen verhandelt wurden. 
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ßen Präsenz des Themas in den städtischen Gremien ausgehen kann. Man sprach 
aber im Rahmen der Demokratieförderung insbesondere über den Lokalen Akti- 
onsplan (LAP), wenige Monate, bevor BRAGIDA erstmals auf den Braunschweiger 
Straßen auftauchte; solche Aktionspläne gab es auch in anderen Städten, um - so 
konstatiert zumindest der Politikwissenschaftler Dierk Borstel - die Aktionsräume 
der Rechten zu begrenzen.” 

Der Braunschweiger LAP entstand nicht im luftleeren Raum: Bereits im Rah- 
men des von 2007 bis 2010 geförderten Bundesprogramms »Vielfalt tut gut« waren 
mehr als siebzig Projekte durchgeführt worden; der LAP wurde dann im Nach- 
folgeprogramm »Demokratie leben! Aktiv gegen Rechtsextremismus, Gewalt und 
Menschenfeindlichkeit« als »Partnerschaft für Demokratie« fortgesetzt - ein »öf- 


196 Diese Form des städtischen 


fentliches Zeichen« der Stadt für ihr Engagement. 
Engagements wurde allerdings 2016 auf den Prüfstand gestellt, da nun die neu in 
den Stadtrat gewählte AfD Teil der Stadtpolitik war. Sie fragte nach, »inwieweit 
die Förderung [der »Demokratie-leben«-Projekte, Anm. d. V.] mittels dauerhaften 
Zuschusses wirtschaftlich vertretbar ist«, und bat um Auskunft, »welche Projekte 
gefördert werden, von welchen Trägern«, und ob auch Parteien gefördert würden, 
die »sich gegen demokratiegefährdende Entwicklungen stellen und Demokratie 
stärken«.”” Im Mai 2017 wurde den skeptischen Anfragen zum Trotz die lokale 
»Partnerschaft für Demokratie« als Vorhaben bezeichnet, »das von Bedeutung ist, 
um demokratiegefährdenden Entwicklungen in Braunschweig entgegenzuwirken. 
Angesichts zunehmender rechtsextremistischer Umtriebe, diskriminierenden Äu- 
ßerungen und menschenverachtenden Einstellungen ist das Programm ein wichti- 


198 


ges Signal.«'”® Kurzum: Über »Demokratie leben« (laut Markurth »ein Wahnsinns- 


glücksfall!«'”) wurde in den Ausschüssen kontinuierlich berichtet, auch eine kom- 
munale Integrationsplanung der Stadt Braunschweig wurde 2018 umgesetzt, die 
Bezug auf Rechtsextremismus nahm. ”°° 


195 Siehe Borstel/Luzar/Sundemeyer: Rechtsextreme Strukturen in Dortmund, S. 6. 

196 Rat der Stadt Braunschweig, Ratssitzung vom 24.06.2015. Bundesprogramm Demokratie le- 
ben! — Aktiv gegen Rechtsextremismus, Gewalt und Menschenfeindlichkeit — Sachstand Ju- 
ni 2015. 

197 Rat der Stadt Braunschweig, Ratssitzung vom 13.02.2017, Anlage zur Beschlussvorlage 
17-03767. Beantwortung der Anfrage zum Haushalt 2017 Nr. 16-03352 der AFD 1.31.3517.20 För- 
derung der Integration vom 1.12.2016. 

198 Ausschuss für Integrationsfragen, 10.05.2017: Bundesprogramm Demokratie leben!-Aktivge- 
gen Rechtsextremismus, Gewalt und Menschenfeindlichkeit - Sachstand April 2017. 

199 Zit. nach Haberstrumpf: Demokratie leben!. 

200 Siehe Ausschuss für Soziales und Gesundheit, 02.08.2018: Status Quo Bericht zum Stand der 

Umsetzung der kommunalen Integrationsplanung der Stadt Braunschweig, S. 86ff. 
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Eine Besonderheit im Engagement gegen BRAGIDA war der Betriebsrat des VW- 
Konzerns, der offensiv für den Zusammenschluss mit dem BgR geworben hatte.” 
Aufgrund dieser klaren Positionierung - die in Dresden oder anderswo ausblieb - 
prangerte BRAGIDA eine vermeintliche »Gesinnungsdiktatur« an, da der Konzern 
Mitarbeiter unter Druck setze, wenn diese sich PEGIDA anschlössen.”°* Auch Ein- 
tracht Braunschweig war nicht nur ein Faktor für die »Patriotischen Europäer«, 
sondern auch innerhalb des Gegenprotestes. Selbst der Vizepräsident sprach dort, 
weil es ihm »ein Bedürfnis« gewesen sei, »auch als Vertreter des Sports unseren 
Beitrag zu leisten«?°, doch »auch als Bürger [sei es] ein ganz persönliches Anlie- 
gen heute Rassismus und Fremdenfeindlichkeit die Rote Karte zu zeigen«.”°* Er 
sprach jedoch relativierend von einer »kleinen Gruppe« innerhalb der Fanszene, 
»die anfällig sei für sausländerfeindliche Denk- und Handlungsmuster« - und die 
bei BRAGIDA mitlaufe. Zu erreichen, dass diese »zumindest gesprächsbereit und 
ausländerfriedlich« würde, sei das erklärte Ziel.” Ähnliche Werte stellte VW öf- 
fentlichkeitswirksam in den Vordergrund: Man stehe in der Pflicht, bereits in den 
Betrieben »Respekt und Toleranz« zu vermitteln; so müssten die Auszubildenden 
verpflichtend an einem Courage-Workshop teilnehmen. VWs abgrenzender Um- 
gang mit BRAGIDA wurde von einer selbstkritischen Komponente flankiert: Der 


201 Vor allem am 19. April 2015 nutzten die Redner von VW die Bühne, um die Weltoffenheit 
und Toleranz ihres Unternehmens zu verkünden und für den Sally-Perel-Preis zu werben, der 
an junge Engagierte vergeben wurde. VW betonte, man brauche alle Nationen, damit das 
»Exportland Deutschland« weiter erfolgreich sei. Etliche VWler traten auf unterschiedlichen 
Veranstaltungen als Redner auf, z.B. Auke Tiekstra, Vertrauenskörperleiter bei Volkswagen 
Salzgitter, Heinrich Betz, Geschäftsführer des Betriebsrats des Werks Braunschweig VW AG, 
Uwe Fritsch, Vorsitzender des Betriebsrats Werk Braunschweig der Volkswagen AG, und eine 
Auszubildende aus dem Volkswagenwerk Braunschweig sowie Thorsten Jablonski (Werkleiter 
Volkswagen Braunschweig) und Mathias Möreke, Stellvertretender Betriebsratsvorsitzender 
Werk Braunschweig der Volkswagen AG. 

202 Siehe Richter, Ann Claire: Pegida wirft Volkswagen Gesinnungsdiktatur vor, in: Braunschwei- 
ger Zeitung, 20.04.2015. 

203 Zit. nach Fiene, Jörg: Eintracht-Vize Ottinger spricht bei Gegendemo, in: Braunschweiger Zei- 
tung, 25.01.2015. 

204 Zit. nach 0.V.: Demoticker, 26.01.2015. 

205 Zit. nach Richter/Fiene/Engel: Diesmal deutlich weniger Demonstranten, 27.01.2015; 
vgl. zur rechten Fanszene in Braunschweig u.a. FanRat Braunschweig eV.: Richtigstel- 
lung: »Daltons Braunschweig« waren nicht an Bragida-Marsch beteiligt, URL: https:// 
www.fanrat-braunschweig.de/richtigstellung-daltons-braunschweig-waren-nicht-an- 
bragida-marsch-beteiligt/ [eingesehen am 13.03.2019], NoHogesaMD: #md0904: Über 
Böcke und Gärtner, 21.02.2016, URL: https://nohogesamd.wordpress.com/tag/gsd/ [einge- 
sehen am 13.03.2019], Fritsch: In Braunschweig gilt das Faustrecht, 24.10.2013, Posting der 
Facebook-Seite »FanRat Braunschweig e.V.« vom 31.03.2018, URL: https://www.facebook.com/ 
fanrat.braunschweig/posts/1375407769272287 [eingesehen am 13.03.2019]. 
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VW-Betriebsrat gestaltete im April 2015 anlässlich Bachmanns Besuch bei BRAGI- 
DA nicht nur das Programm der Gegendemonstration, sondern betonte auch die 
besondere Verantwortung, die Braunschweig aufgrund der »Einbürgerung Hitlers« 
trage. Dieser Rekurs auf Braunschweigs historische Verantwortung ist in der Aus- 
einandersetzung mit BRAGIDA nahezu singulär. Ferner wies der Geschäftsführer 
des VW-Betriebsrates daraufhin, dass »die Nazis [...] seit vielen Jahren [versuchen] 
in Braunschweig Fuß zu fassen, beispielsweise Jugendfeuerwehren und Sportver- 
eine zu unterwandern. Da ihnen das aber nicht gelingt, versuchen sie es nun über 
die Bragida«. Deswegen forderte er die Zivilgesellschaft auf, sich entschieden ge- 
gen BRAGIDA zu stellen. Seinerseits offerierte der Konzern, sich in problematischen 
Stadtbezirken wie Kralenriede zu engagieren, um »den Rechtsextremen die Grund- 
lage zu entziehen«?°°. All dies täuschte jedoch nicht darüber hinweg, dass auch Ar- 
beiter aus dem Braunschweiger Werk bei BRAGIDA mitliefen. Bekannt wurde sogar 
der Fall, dass ein offenkundiger Neonazi, der auf Facebook für den ersten BRAGIDA- 
Spaziergang geworben habe, bei VW nicht entlassen werden durfte.”°” VW warf 
ihm aufgrund seiner Überzeugungen vor, das Unternehmen habe durch ihn nicht 
nur einen »beträchtlichen Image-Schaden erlitten. Außerdem sei ein Neonazi als 
Mitarbeiter - wegen der Rolle des Konzerns im Dritten Reich - nicht hinnehm- 
bar.«2°® 

Partiell zeigte auch die Stadt Braunschweig ein restriktives Vorgehen gegen 
BRAGIDA, das sie aber einerseits nicht kontinuierlich beibehielt und das anderer- 
seits Akteuren des Gegenprotestes sowie einiger Ratsfraktionen (vor allem von der 
LINKEN, den Grünen und der BIBS) nicht weit genug ging, da es auf einer forma- 
listischen Ebene verharre und den Rahmen des Möglichen nicht ausschöpfe, viel- 
mehr Symbolpolitik sei. Virulent wurde dies Ende Februar 2015, als die »Erkennt- 
nisse der Polizei eindeutig belegten, dass sich dort überwiegend polizeibekann- 
te, gewaltbereite Rechtsextreme aus ganz Norddeutschland versammelten«?°. Erst 
nachdem sich die Polizei dieser bereits zuvor von linken Akteuren geäußerten Ein- 
schätzung angeschlossen hatte und bei Demonstrationen Hitlergrüße gezeigt wor- 
den waren, kündigte Markurth an, dass »die Stadt gewillt sei, sämtliche Mittel des 


206 Zit. nach Richter, Ann Claire: VW-Betriebsrat bietet Bragida die Stirn, in: Braunschweiger Zei- 
tung, 18.04.2015. 

207 Siehe Recherche38: »Volkswagen darf mutmaßlichen Neonazi nicht entlassen«, URL: http:// 
recherche38.info/2018/03/16/bz-volkswagen-darf-mutmasslichen-neonazi-nicht-entlassen/ 
[eingesehen am 13.03.2019]. 

208 Zit. nach Rasehorn, Hendrik: Volkswagen darf mutmaßlichen Neonazi nicht entlassen, in: 
Braunschweiger Zeitung, 16.03.2018. Der Kläger ließ sich vom Düsseldorfer Rechtsanwalt 
Björn Clemens vertreten, der in der rechtsextremen Szene als Redner und Publizist bekannt 
sei. 

209 Hier und im Folgenden zit. nach Richter, Ann Claire: Stadt prüft Verbot von Bragida-Demos, 
in: Braunschweiger Zeitung, 25.02.2015. 
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Rechtstaats auszuschöpfen, damit Braunschweig nicht allwöchentlich Aufmarsch- 
zone für diese Extremen sei. Das Bürgertum der Stadt habe auch ein Recht, sich 
frei zu bewegen, sagte er im Hinblick auf Straßensperrungen und Verkehrsbehin- 
derungen.« Hier wurden also die Bedürfnisse des Bürgertums ins Feld geführt, 
keine normative Haltung. 

Es zeigt sich bereits die Ambivalenz der Begründung: Es ging darum, »Extre- 
men« allgemein keinen öffentlichen Raum zuzugestehen, damit die Bewegungs- 
freiheit der »normalen Bürger« nicht beeinträchtigt werde. Nichtsdestotrotz muss- 
te BRAGIDA, begründet durch die Sicherheitslage, zunächst am Bahnhof stationäre 
Kundgebungen abhalten. Markurths Einsatz wurde von der BZ als »emotionale 
und unmissverständliche Rede« gelobt, auch die Polizei begrüße den Vorstoß; ihr 
war allerdings am wichtigsten, dass der Veranstalter durchsetze, dass keine ver- 
fassungsfeindlichen Symbole gezeigt würden, die das »NS-System verharmlosen 
oder verherrlichen«.”'° Dennoch ging sie nicht davon aus, dass sich die Demons- 
trationen grundsätzlich würden verbieten lassen, obwohl »die überwiegende Zahl 
der BRAGIDA-Teilnehmer nur nach Braunschweig komme, um rechtsextremes Ge- 
dankengut zu verbreiten«, da keine »konkrete Gefahrenprognose« bestehe, solan- 
ge sich die BRAGIDA-Organisatoren an die Auflagen hielten. BRAGIDas rechtliche 
Schritte unter Zuhilfenahme eines Dresdner PEG1DA-Anwaltes”" waren indes nicht 
von Erfolg gekrönt; die Organisatoren beklagten, es handele sich um ein »abge- 
kartetes Spiel«, die Polizei »diffamiere« die Teilnehmer durch falsche Tatsachen- 
behauptungen; obwohl man Kooperationsbereitschaft gezeigt habe, seien Gründe 
für eine Verlegung »an den Haaren herbeigezogen«.”"” 

Dass die Stadt langfristig bestrebt war, den zunehmend als lästigeempfundenen 
Protest loszuwerden, zeigen weitere Vorstöße im März und Juli 2015. »Aggressives 
Verhalten« der BRAGIDA-Teilnehmer, das »in Verbindung mit Gegendemonstratio- 
nen nicht zu beherrschen ist, ohne dass die Sicherheit der Teilnehmer und der Poli- 
zei gefährdet wird«, gebe erneut Anlass, ein Verbot zu diskutieren, zumal BRAGIDA 
- und das ist bemerkenswert - kaum einen Ortsbezug aufweise.”” Das restrikti- 
ve Vorgehen der Stadt wurde vom Verwaltungsgericht gestützt, das mit Blick auf 
die Verhältnismäßigkeit urteilte, es könne nicht angehen, dass eine kleine Gruppe 
Woche für Woche den Verkehr lahmlege, sodass 20.000 Braunschweiger darun- 
ter zu leiden hätten.” Als im Juli das Gerücht kursierte - durch einen anonymen 


210 Hier und im Folgenden zit. nach Richter, Ann Claire: Polizei begrüßt die Haltung Markurths zu 
Bragida-Demos, in: Braunschweiger Zeitung, 26.02.2015 

211 Siehe oV.: Gegendemo am Montag am Bahnhof, in: Braunschweiger Zeitung, 28.02.2015. 

212 Fiene: Rechtsstreit zur Demo droht, 27.02.2015. 

213 Siehe Richter, Ann Claire: Verfügung gegen die Bragida, in: Braunschweiger Zeitung, 
13.03.2015. 

214 Vgl. Stachura, Jörn: Klänge aus dem Orient gegen die Bragida, in: Braunschweiger Zeitung, 
17.03.2015. 
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Brief an die BZ lanciert -, die Polizei werde von der Stadt und dem Landesinnen- 
ministerium unter Druck gesetzt, die BRAGIDA-Veranstaltungen ganz zu beenden, 
wurden die Unterstellungen empört zurückgewiesen; immerhin - so wurde nun 
argumentiert - sei Versammlungsfreiheit ein Grundrecht, auch für BRAcıDa.”” 

Der Brief fiel in eine Zeit, in der sich Beschwerden von Anwohnern und Gewer- 
betreibenden wegen Einschränkung ihrer Freiheitsrechte häuften. Und sogleich 
wurde auch die Kritik aus den Reihen des BgR lauter: Der Aufwand sei einerseits 
nicht gerechtfertigt »für gerade mal noch 29 unverbesserliche rechte »Wutbürger«; 
andererseits fürchte man, dass »Bragida eine Art Platzhalter für künftige Neonazi- 
Demonstrationen in Braunschweig ist«.”'° Es zeigt sich: Gab es bei BRAGIDA hand- 
feste Vorfälle, wie das Zeigen des Hitlergrußes oder Druck von außen, ging die 
Stadt restriktiv vor, um kurz darauf die Auflagen meistens doch wieder zu lockern 
- vor allem an symbolträchtigen Kalenderdaten, die im Folgenden noch beispiel- 
haft analysiert werden. 

Ein restriktives, dabei indes auch vollkommen unpolitisches Verhalten zeigte 
das Stadtmarketing im Mai 2015, als es den Betreibern der BRAGIDa-Facebook- 
Seite untersagte, dort den Wappenlöwen zu zeigen. Das Corporate Design der 
Stadt sollte geschützt und öffentlich verdeutlicht werden, dass BRAGIDA nicht zum 
Image der Löwenstadt passe. Allerdings: »Bereits in der Vergangenheit mussten wir 
anderen Facebook-Seiten die Verwendung untersagen, das Vorgehen ist hier stets 
einheitlich.«”'” Dass man sich das städtische Symbol nicht nehmen lassen wollte, 
sollte also nicht als politisches Statement erscheinen, sondern als eine Erwägung 
des Urheberrechts bzw. Markenschutzes. Möglicherweise erwähnte die Stadt das 
standardisierte Verfahren auch bloß, um sich keinen Zensurvorwürfen aussetzen 


zu müssen. 


Zwischen Aufklärung, Dialog und Moderation 


Eine Alternative zum restriktiven Vorgehen war der Versuch, über Bragida aufzu- 
klären und so einerseits die Stadtgesellschaft zu sensibilisieren, andererseits aber 
auch diejenigen bei Bragida, die man für empfänglich für Argumente hielt, zu er- 
reichen. Diese Umgangsweise war getragen vom unerschütterlichen Glauben an 
die Kraft der politischen Bildung als Immunisierungsrezept gegen »rechts«, der 
vor allem von der Kirche und der IG Metall gepredigt wurde. Die Gewerkschaft 


215 Siehe Steiner, Cornelia: Bragida — Polizei unter Druck?, in: Braunschweiger Zeitung, 18.07.2015. 

216 Steiner, Cornelia: »Versammlungsfreiheit ist ein Grundrecht — auch für Bragida«, in: Braun- 
schweiger Zeitung, 18.07.2015. 

217 Zit. nach Braumann, Robert: Bragida darf Wappen der Stadt nicht mehr nutzen, in: 
regionalWolfenbüttel.de, 05.05.2015, URL: https://regionalwolfenbuettel.de/bragida-darf- 
wappen-der-stadt-nicht-mehr-nutzen/ [eingesehen am 13.03.2019]. 
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hatte bereits früh mehr Aufklärung gefordert. »Die Menschen müssen darüber in- 
formiert werden, welche Konsequenzen es hat, wenn sich die Rechten durchset- 
zen.«”"® Etwas blumiger drückte der Moderator, der durch das Programm des Ge- 
genprotestes führte, am 26. Januar seinen Anspruch an Aufklärung aus: Man müsse 
nicht nur »Kraft tanken für den Diskurs«, sondern auch »denjenigen, die sich zur 
Pegida aus Fantasielosigkeit verlaufen haben, die Möglichkeit [...] geben, ihren Ho- 
rizont zu erweitern«, indem man »Fakten« und »Medienkompetenz« vermittele.”” 

Doch ließ sich Bragida überhaupt erreichen? Ein Aktivist des BgR, mit dem wir 
sprachen, unterteilte die Klientel in zwei Gruppen: einerseits die wirklichen Neo- 
nazis, die unbelehrbar seien, und andererseits die »Leute, die lassen wir ja auch 
dann durch und beschimpfen die auch nicht, die da hingehen wollen. Das sind Pa- 
pa, Mama, meistens Pärchen. Ich weiß es nicht, ob es Hartz IV-Empfänger sind, [...] 
eher aus dem ärmeren Milieu, würde ich jetzt vermuten« (118). Deren Position, un- 
zufrieden mit der Politik zu sein und deshalb bei Bragida mitzulaufen, wurde also 
als legitim empfunden - gerade auch, weil sie aus den eigenen Reihen stammten: 
»Wir wissen auch, dass unter Gewerkschaftsmitgliedern Bragida-Anhänger sind 
[...]. Und das ist dann unsere Aufgabe in den Betrieben, dass wir zu den Leuten 
Kontakte suchen und wir versuchen, von einer besseren und einer anderen Mei- 
nung zu überzeugen« (118). 

Im Umgang mit BRAGIDA zeigte sich also der Versuch einer Überzeugungsar- 
beit, etwa durch Veranstaltungen der politischen Bildung. »Allerdings muss man 
sagen, dass da die BRAGIDA-Leute nicht aufgetaucht sind. Ist ja auch kein Wun- 
der, wer geht schon ins Gewerkschaftshaus von BRAGIDA? Weil die gehören ja mit 
dazu«, wie der BgR-Aktivist weiter berichtete. Diese Passage illustriert die Schi- 
zophrenie des Angebotes. Man wusste, dass BRAGIDA an solchen Formaten nicht 
teilnahm, dennoch setzte man politische Bildung als Mittel ein.””° 

Die stadtpolitischen Bemühungen fielen hingegen noch reflexhafter aus: Ober- 
bürgermeister Markurth verwies auf das Programm »Demokratie leben«, das er 
als Förderung von »Projekten, die aufklären«?”, begreife. Die Grünen indes stell- 
ten auf ihrer Website nicht nur Informationsmaterial zu PEGIDA zur Verfügung, 
sondern bemühten sich auch auf Landesebene, mit Anfragen die Sensibilität und 


218 Zit. nach Schweiger, Andreas: IG Metall: Wir verteidigen die Demokratie, in: Braunschweiger 
Zeitung, 16.12.2014, vgl. auch Memmert, Stephanie: Ein Ort für Gespräche über Toleranz, in: 
Braunschweiger Zeitung, 19.01.2015. 

219 Zit. nach Richter, Ann Claire: Kraft tanken für den Diskurs, in: Braunschweiger Zeitung, 
26.01.2015. 

220 Zu den gescheiterten Dialogformaten im Kontext von PEGIDA vgl. den Bericht zum Dresdner 
Stadtteil Klotzsche in Schenke u.a.: PEGIDA-Effekte?, S. 323ff. 

221 Zit. nach Haberstrumpf: Demokratie leben!. 
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den Kenntnisstand im politischen Raum zu erweitern.” Entsprechende Anfragen 
lagen vereinzelt auch von der FDP vor.””? 

Der Aufklärungsimpuls der Presse geschah in erster Linie in eigener Sache, 
um sich gegen den von BRAGIDA erhobenen Vorwurf der »Lügenpresse« zu vertei- 
digen. Nicht nur im Zuge der Berichterstattung der BZ über Müllers vermeintliche 
Kontakte zu Rechtsradikalen habe »Bragida dieses Lügenpressephänomen sauber 
forciert« (116). Infolgedessen habe man die eigene Arbeitsweise reflektiert, aus den 
Vorwürfen auch langfristig gelernt und eine Anmeldepflicht für diejenigen einge- 
führt, die online Kommentare hinterlassen wollten, die Diskussionsmöglichkeiten 
also reguliert. 

Bereits hier deutete sich an: Ebenso wie in Dresden wurde auch in Braun- 
schweig innerhalb der Stadtgesellschaft irgendwann auf Dialogformate ein- 
geschwenkt - allerdings nicht direkt mit BRAGIDA, sondern eher an lokalen 
Brennpunkten wie etwa in Kralenriede. Nach der Auseinandersetzung über eine 
BRAGIDA-Demonstration in unmittelbarer Nähe zur Landeserstaufnahmebehör- 
de (LAB), auf die im Folgenden noch ausführlicher eingegangen wird, hatten 
verschiedene Gruppen zu einem Informations- und Diskussionsabend eingela- 
den.”* Ein Journalist erzählte retrospektiv, man habe sogar einen Anlaufpunkt 
für »besorgte Bürger« eingerichtet (immer montags, zeitgleich zu BRAGIDA), um 
ihnen die Möglichkeit zu geben, gehört zu werden. Auch seine Zeitung habe ein 
Leserforum vor Ort abgehalten, »und wir haben versucht, so viele Informationen 
auszutauschen, Sorgen aufzugreifen, Nöte aufzugreifen« (116). 


222 Siehe Niedersächsischer Landtag: Mündliche Anfragen gemäß $ 47 der Geschäftsordnung des 
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Hamburg, Meta Janssen-Kucz, Filiz Polat und Belit Onay (Grüne), Drs. 17/0000: Rechte Straf- 
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Während die CDU bestrebt war, eine Stigmatisierung BRAGIDAs zu vermeiden 
und auch die »besorgten Bürger« nicht zu belehren, äußerten andere Parteien, 
dass es, um Ressentiments abzubauen, eines längerfristigen Engagements in dem 
Stadtteil bedürfe, in welchem sich jedoch, wie sie hervorhoben, ein überwiegender 
Teil der Bürger von Rechtsradikalen distanziere. Es zeigt sich: Die Dialogbemü- 
hungen waren darauf ausgerichtet, durch Moderation ein gewisses Harmoniebe- 
dürfnis zu befriedigen und einer Konsensorientierung zu ihrem Recht zu verhel- 
fen.””® Eine Moderation wurde vor allem vom Oberbürgermeister erwartet, der als 
eine Art Schiedsrichter auftreten sollte. Dieser hatte bei seiner Rede beim Gegen- 
protest zwar dem »demokratischen Braunschweig«?”° gedankt, das ein Signal für 
gutes Miteinander und Toleranz setze; er selbst könne aber in seiner Funktion als 
Oberbürgermeister, der zugleich für die Versammlungsbehörde zuständig sei, nur 
vermitteln, spreche gerne dezidiert als Bürgermeister aller Braunschweiger und er- 
mögliche so, dass »ein positives Signal aus der ganzen Breite der Gesellschaft mög- 
lich wurde«?””. Markurths Selbstinszenierung als Sprecher aller beruhte auf einer 
Übertreibung seiner eigentlichen Position, aber auch Funktion: Weder war er als 
Oberbürgermeister unbedingt von einer Mehrheit der Braunschweiger Bürger ge- 
wählt worden, noch war sein Amt zwangsläufig als das einer quasi überparteilichen 
Instanz auszulegen. 

Den politischen Fraktionen in Braunschweig fiel schwer, bezüglich BRAGIDA 
mit einer gemeinsamen Stimme zu sprechen. Das zeigte eine Aktion der LIN- 
KEN, die am 9. Februar 2015 ein Banner mit der Aufschrift »Bunt statt Braun« 
am Rathaus befestigt hatte, das sogleich entfernt wurde, was zu dem Vorwurf 
führte, Markurth wolle Meinungsäußerungen von Ratsmitgliedern unterbinden. 
Dieser wiederum monierte, dass auf diese Weise ein »breites Bündnis« sicherlich 
nicht funktionieren werde. Vielmehr ginge es ihm darum, wie man ein Statement 
gegen Fremdenfeindlichkeit »dauerhaft in der Stadt« verankern könne, »jenseits 
von Demonstrationen«.””® Markurth teilte also die Linie, dass der nervige Protest 
nicht das richtige Mittel sei; die BZ machte aus der Aktion eine Angelegenheit aller 
Braunschweiger und fragte: »Ist die Rathaus-Fassade ein geeigneter Ort für po- 
litische Botschaften?« Letztlich wurden als Kompromiss anlässlich der nächsten 
Demonstration drei Flaggen vor dem Rathaus gehisst mit der Aufschrift »Selbst- 
bewusst«, »Toleranz«, »Offen«.””? 


225 Zur Auswirkung eines Harmonieideals in einer lokalen politischen Kultur am Beispiel von Saal- 
feld vgl. auch Quent/Schulz: Rechtsextremismus in lokalen Kontexten, S. 42. 

226 Zit. nach Richter/Fiene: Polizei schafft Pufferzone. 

227 Zit. nach Maus: Der Kampf um jeden Einzelnen. 

228 Zit. nach Dartsch, Katja: Streit um ein Banner am Rathaus-Balkon, in: Braunschweiger Zeitung, 
13.02.2015. 

229 Siehe Fiene, Jörg: Vor dem Protest-Sonntag: Einheit im Rat, Aufregung um Janzen, in: Braun- 
schweiger Zeitung, 20.02.2015. Zu unterschiedlichen Umgangsformen demokratischer Politi- 
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Zwischen Einordnung und Differenzierung 


Die BZ begriff sich als Chronistin der Ereignisse, welche die Dinge multiperspek- 
tivisch einordne, was die Frage aufwirft, ob sie mit dieser Gangart einer gewissen 
Relativierung das Wort redete. Natürlich habe man sich intern die Frage gestellt, 
wie viel Raum man BRAGIDA einräumen solle - die »Gretchenfrage des Journalis- 
mus« (116). Doch sei man zu dem Schluss gekommen, wenn die Stadt etwas bewege, 
»dann würdigen wir das, dann gehen wir hin und wenn viele Menschen da drau- 
ßen sind, dann müssen wir natürlich hingucken [und] wenn wir eine Meinung 
dazu haben, kommentieren wir«. So solle der Leser befähigt werden, sich selbst 
ein Bild zu machen. Dennoch hatten, wie bereits angemerkt, manche Akteure eine 
große Präsenz in der BZ, was die Urteilsbildung der Leser natürlich beeinflusste. 
Man könnte auch sagen: Durch die Gewichtung, wen sie sprechen ließ, nahm die 
Zeitung eine implizite Wertung vor. 

Insgesamt blieb die BZ jedoch bei ihrer Linie, den Kontext anderer GIDAs stets 
einzubeziehen und dem Gegenprotest deutlich mehr Aufmerksamkeit zu schenken 
als den »Patrioten«. Auch die Braunschweiger wurden in dem Format »Reden Sie 
mit« immer wieder aufgefordert, ihre Meinung kundzutun, etwa: »Für welches 
Thema würden Sie in Braunschweig auf die Straße gehen?«; »Was erwarten Sie 
vom Oberbürgermeister vor dem Protest-Montag?«; »Was halten Sie davon, dass 
‚die Bragida< sich nicht der Diskussion stellt?« 

Gerahmt wurden die Berichte von Meinungskommentaren, so erstmals am 16. 


Januar 2015. Unter der Überschrift »In die Falle gestolpert«?°° 


positionierte sich die 
Journalistin gegen BRAGIDA in einem klar abwertenden Unterton: »Abtauchen, Ar- 
gumente vorschieben und Schuldzuweisungen wie »Lügenpresse« ins Feld führen - 
die »Bragida« macht es einem leicht, sie nicht ernst zu nehmen als Gestalter einer 
lebenswerten Gesellschaft.« Der die eigene Rolle lobende Verweis, dass »die Braun- 
schweiger Zeitung der Öffentlichkeit doch längst vor Augen geführt habe, für was 
der Verein stehe«, ist bemerkenswert, da sich bis zu diesem Zeitpunkt eben keine 


inhaltliche Auseinandersetzung mit BRAGIDA in der BZ fand.” 


Ungeachtet dessen 
war die Berichterstattung über den ersten Demonstrationsmontag äußerst um- 
fangreich. Sie enthielt einen Live-Blog, Fotogalerien, Reportagen, O-Töne, sodass 
auch BRAGIDA erstmals in der BZ eine - wenn auch leise - Stimme erhielt. Be- 


merkenswerterweise berichtete die Lokalzeitung zunächst jedoch nicht prominent 


ker mit Rechtsextremismus vgl. genauer Krappidel: Verhalten rechtsextremer und demokra- 
tischer Kommunalpolitiker, S. 92ff. 

230 Hier und im Folgenden: Richter, Ann Claire: In die Falle gestolpert, in: Braunschweiger Zeitung, 
16.01.2015. 

231 Lediglich die Thesen PEGIDAs waren einmal thematisiert worden; vgl. dazu: Löbbers, Heinrich 
Maria: Pegida auf Papier - plötzlich eher maßvoll, in: Braunschweiger Zeitung, 16.12.2014. 
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darüber, dass der BRAGIDA-Zug nicht laufen konnte, weil er vom Gegenprotest ein- 
gekreist war und die Polizei die Situation als gefährlich einschätzte. 

Liest man die zahlreichen Artikel, entsteht vielmehr der Eindruck, Braun- 
schweig habe überwiegend ein friedliches, buntes Fest gefeiert. Erst im Laufe 
der folgenden Tage stellte sich heraus, dass die Zahlen der Gegendemonstranten 
von der Polizei nach oben, insgesamt aber deutlich nach unten korrigiert werden 
mussten und dass es eben doch nicht so friedlich war wie zunächst kolportiert. 
Die Berichterstattung vor der zweiten Demonstration wurde flankiert von einer 


Reportage über einen Polizisten im BRaGIDa-Einsatz””* 
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und die Sperrung be- 


stimmter Straßen 
234 


, eine Reportage, die Stimmen von Geschäften und Pendlern 
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einfing , einen Bericht 


über die Andacht im Dom” 


, ein Interview mit dem Moderator des Gegenprotestes 


é sowie mehrere Artikel über Demonstrationen von 


PEGIDA, Ablegern und Gegenprotesten.”” Die Lokalzeitung bemühte sich sichtlich, 
viele verschiedene Perspektiven über BRAGIDA und die Reaktionen in der Braun- 
schweiger Stadtgesellschaft einzufangen. Doch schon in der Vorberichterstattung 
über die dritte Veranstaltung zeigte sich dann bereits eine gewisse Routine: »Nach 
dem Protest-Montag ist vor dem Protest-Montag«”°®. 

Bewegung kam noch einmal in die Berichterstattung, als es auch in Braun- 
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schweig zu Konflikten in der Führungsspitze von BRAGIDA kam?” und Hamecher 


eine eigene Initiative gründete.”*° Alsdann rückte die Gewaltfrage, wie noch geson- 
dert thematisiert werden wird, in den Fokus, bevor das Interesse der BZ mit Aus- 
nahme einiger Ausschläge zu besonderen Anlässen kontinuierlich abnahm, ebenso 
wie das der Politik. Ab Mai 2015 ging die Berichterstattung signifikant zurück, im 
Sommer kam sie fast zum Erliegen. Kurzmeldungen über Teilnehmerzahlen und 
darüber, ob die Veranstaltungen friedlich blieben, füllten nur noch wenige Zeilen. 
2016 gab es insgesamt noch ein gutes Dutzend Artikel, die sich mit BRAGIDA be- 
schäftigten - so viele wie noch zu Beginn der Berichterstattung in einer einzigen 
Woche. 


232 Siehe Stachura: »Meine Frau hat immer Angst um mich«. 

233 Siehe Stachura, Jörn: Bohlweg war für Straßenbahnen fünf Stunden gesperrt, in: Braunschwei- 
ger Zeitung, 26.01.2015; 0.V.: Kein Durchkommen auf dem Bohlweg, in: Braunschweiger Zei- 
tung, 24.01.2015. 

234 Siehe Dartsch, Katja: Viele Pendler verspäten sich, in: Braunschweiger Zeitung, 26.01.2015. 

235 Siehe Richter: Kraft tanken für den Diskurs. 

236 Siehe oV.: »Gläubige wollen mit Respekt beieinander wohnen«, in: Braunschweiger Zeitung, 
26.01.2015. 

237 Siehe Ahlers: »Hagida« kommt zu Wort. 

238 Richter, Ann Claire/Fiene, Jörg: Braunschweigs 3. Demo-Montag wird vorbereitet, in: Braun- 
schweiger Zeitung, 27.01.2015. 

239 Vgl. Thoenes, Bettina/Richter, Ann Claire: Braunschweiger Pegida zersplittert, in: Braun- 
schweiger Zeitung, 31.01.2015. 

240 Siehe Thoenes: Bündnis fürchtet Rechtsruck bei Bragida. 
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In einer retrospektiven Bilanz meinte der Journalist, mit dem wir sprachen, 
der selbst gestellte Anspruch, »offen« über Phänomene zu berichten, die in der 
Stadt wichtig seien, sei bei BRAGIDA eingelöst worden. Man habe »sauber kom- 
muniziert«, sodass »die Bürger« keinen Anlass gehabt hätten, »zu zweifeln, dass 
da nicht die Wahrheit gesagt wird« (Iı6). Allerdings war er der Meinung, es ha- 
be in Braunschweig Wichtigeres gegeben als BRAGIDA - was natürlich auch eine 
nachträgliche Relativierung sein kann. Für ihn war BRAGIDA eng mit der Flücht- 
lingssituation im Jahr 2015 verknüpft, die man medial adäquat begleitet habe - 
auch in dem Versuch, BrAcıDa den Wind aus den Segeln zu nehmen: »Wir haben 
gesagt, man kann auf solche Tendenzen wie Bragida ... denen kann man im Grunde 
auch entgegenwirken, indem man wirklich keine... wir haben versucht, keine Tabus 
aufzubauen.« Indem man schonungslos berichte, entkräfte man den Vorwurfeiner 
»Lügenpresse«, die Dinge verschweige und einer unkritischen Willkommenskultur 
das Wort rede. 

Zusammengefasst: Eine Besonderheit der Berichterstattung in Braunschweig 
war der Umstand, dass BRAGIDA selbst in den Zeitungen zu Wort kam; in anderen 
Städten blieb dies undenkbar. Indem die BZ ihre Leser durch unterschiedliche For- 
mate beteiligte, erweckte auch sie - vergleichbar mit Markurth, der den Anspruch 
formulierte, der Bürgermeister aller Braunschweiger zu sein - den Eindruck, eine 
Zeitung wenn nicht aller, so doch zumindest einer großen bürgerlichen Mehrheit 
zu sein. 


Zwischen Singularisierung, Pathologisierung und Externalisierung 


Die Tendenz, BRAGIDA als Phänomen zu pathologisieren,’* 


kaprizierte sich vor 
allem auf Tina Müller und ihre vermeintliche Geltungssucht: Ein BgR-Aktivist ver- 
glich sie mit einem Braunschweiger Prediger, der in der Fußgängerzone stehe und 
sich »gebauchpinselt« (118) fühle, wenn Leute für ihn klatschten. Damit persona- 
lisierte und singularisierte er das Phänomen in gewisser Weise — eine ähnliche 
Haltung wie die Externalisierung, die betonte, die eigentlichen Träger des Protes- 
tes kämen »von außerhalb«, BRAGIDA habe »mit Braunschweig nichts zu tun, dafür 
stehen wir Braunschweiger nicht«.”* 

Daraus, dass man BRAGIDA größtenteils nicht als Problem innerhalb Braun- 
schweigs anerkannte, resultierte auch die eher zögerliche Haltung der Stadtpolitik. 
Zum Entstehungszeitpunkt von BRAGIDA war Markurth (SPD) seit gut einem hal- 
ben Jahr Oberbürgermeister eines Rates, in dem die CDU zwar stärkste Fraktion 


war, aber eine linke Mehrheit existierte. Markurth wurde 2016 im Amt bestätigt, 


241 Vgl. auch Marg u.a.: NoPegida, S. 86ff. 
242 Richter, Ann Claire/Noske, Henning: Künftig jeden Montag Demos in der Stadt?, in: Braun- 
schweiger Zeitung, 21.01.2015. 
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die Zusammensetzung des Rates veränderte sich allerdings stark. Nach deutlichen 
Verlusten der CDU und der Grünen war nunmehr die SPD stärkste Fraktion, die 
AfD erreichte auf Anhieb fünf Sitze. Direkt mit BRAGIDA konfrontiert war aller- 
dings in erster Linie der Stadtbezirksrat 131 Innenstadt, wo schwerpunktmäßig die 
Demonstrationen stattfanden. Die stellvertretende Bezirksbürgermeisterin (Grü- 
ne) berichtete regelmäßig von ihrer Teilnahme am Gegenprotest;”* allerdings re- 
präsentierte sie dort nicht erkennbar den gesamten Bezirksrat. Das war nicht über- 
all so: In Dortmund beispielsweise nahm der Rat 2018 nahezu geschlossen an einer 
Demonstration gegen die Partei »Die Rechte« teil und unterbrach dafür sogar eine 
Ratssitzung.”* 

Querelen, wer wann wo laufen durfte, gab esmehrfach, jedoch wurde weniger 
politisch als vielmehr formalistisch argumentiert; vor allem die Stadt verwies dar- 
auf, dass stets unter Abwägung der öffentlichen Sicherheit entschieden werde.”® 
Sie war bemüht, diese Praxis auch den Bürgern zu erklären,?*‘ um Transparenz 
zu schaffen. Dass sie allerdings Demonstrationen nicht einfach verbieten könne, 
wurde vom BgR und auch von städtischen Politikern als eine BRAGIDA tolerierende 
Haltung kritisiert: 


»Warum lässt die Stadt Braunschweig zu, dass die islamfeindliche BRAGIDA immer 
wieder aufmarschieren darf [...]? Warum verbietet sie nicht, dass Rechtsextreme 
die Innenstadt lahmlegen und der Polizei etliche (teure) Überstunden aufbürden? 
Warum duldet sie die Provokation in unmittelbarer Nähe der Landesaufnahmebe- 
hörde für Flüchtlinge [...]?«”* 


Auch ver.di artikulierte »eine klare Erwartungshaltung an die Stadt Braun- 
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schweig«”*. Eine BRAGIDA-Veranstaltung »sollte verboten werden oder zumindest 


243 Vgl. Protokoll der Sitzung des Stadtbezirksrats 131 Innenstadt, 03.03.2015: Monika Georgi 
nahm auch in der Folgezeit sehr regelmäßig am Gegenprotest teil. 

244 Vgl. oV.: Dortmunder Ratsmitglieder demonstrieren gegen Rechts, in: WDR, 28.09.2018, URL: 
https: //wwwi.wdr.de/nachrichten/ruhrgebiet/dortmunder-rat-demonstriert-gegen-rechts- 
100.html [eingesehen am 13.03.2019]. 

245 Vgl. beispielhaft Niedersächsisches Oberverwaltungsgericht: Bragida-Versammlung 
am 23. März 2015 darf nicht auf dem Schlossplatz in Braunschweig stattfinden, 
23.03.2015, URL: https://www.oberverwaltungsgericht.niedersachsen.de/aktuelles/ 
presseinformationen/bragida-versammlung-am-23-maerz-2015-darf-nicht-auf-dem- 
schlossplatz-in-braunschweig-stattfinden-132442.html [eingesehen am 13.03.2019]. 

246 Gibt man »Bragida« als Suchbegriff auf der Website der Stadt Braunschweig ein, landet 
man bei einem Hinweis auf das Versammlungsrecht, URL: www.braunschweig.de/vv/produk- 
te/Il/32/32_1/ag5/versammlung.php [eingesehen am 13.03.2019]). 

247 Zit. nach Richter, Ann Claire: Bürgermeisterin der Schunteraue: Wir wollen Bragida nicht, in: 


Braunschweiger Zeitung, 25.03.2015. 
248 Ebd. 
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so weit an den Stadtrand verlegt werden, dass sie nicht erneut eine Gefährdung von 
Bürgern durch anreisende [Anm.: Herv. d. V.] Nazis und Hooligans bedeutet”. 

Auch in dieser Forderung zeigt sich das Muster einer tendenziellen Externali- 
sierung. Die Verschiebung des politischen Phänomens auf einen nicht zu Braun- 
schweig gehörenden Rand geriet zur indirekten Aufforderung an die Stadt, die 
Randständigen dürften - symbolisch gesprochen - kein Forum in der »Stadtmit- 
te« bekommen. Die Externalisierung des Phänomens wurde zugleich aber auch zu 
einer Personalisierung, da die »Anreisenden« mit einem Gefahrenpotenzial gleich- 
gesetzt wurden, was wiederum zum Argument für die städtischen Restriktionen 
im Namen der öffentlichen Sicherheit erweitert wurde. Die BZ erklärte in moderie- 
rendem (und auch simplifizierendem) Tonfall, dass die Sachlage komplizierter sei: 
»Einfach mit Verboten kann die Stadt selbst dem Unbliebsamsten nicht kommen.« 
Der Ordnungsdezernent erörterte: »Bei der Versammlungsfreiheit handelt es sich 
um ein Grundrecht«, der Veranstalter könne selbst entscheiden, »wo die Veranstal- 
tung stattfinden soll, wenn es sich dabei um öffentliche Flächen handelt.«”°° Die 
Versammlungsbehörde dürfe Veranstaltungen nur dann einschränken, wenn un- 
mittelbare Gefahren für die öffentliche Sicherheit zu erwarten seien - und diese 
wurden bei BRAGIDA nur selten erkannt. 


Von Marginalisierung bis Desinteresse 


Die öffentliche Diskussion um den Ort BRAGIDAs - außerhalb der Stadtgesell- 
schaft, lediglich am äußersten Rand oder doch irgendwo in der »Mitte« - fand 
ihre Entsprechung auch in den städtischen Gremien. Diese befassten sich zwar 
kaum mit BRAGIDA direkt, thematisierten aber vereinzelt Strategien rechtsradi- 
kaler Raumaneignung. So stellte die SPD im Mai 2016 eine Anfrage?” im Stadt- 
bezirksrat 120 Östliches Ringgebiet zu rechtsradikalen Schmierereien. Als Anlage 
wurden Bilder und eine Stellungnahme des BgR eingereicht, das von einer »ge- 
zielten Provokation« aus dem Spektrum der JN sprach. Wiederholt seien »dutzende 
Hakenkreuze und Schriftzüge, wie »NS«, »NSU«, »NPD«, »Nazi Zones oder »Nazi Kiez« 
angebracht [worden]. Gleichzeitig wurden dort zahlreiche Aufkleber der NPD und 
der JN verklebt.«?”” Die »„Zunahme rechter Aktivitäten und Gewalttaten in Braun- 


249 Zit. nach Richter, Ann Claire: Stadt kann Aufmärsche von Bragida nicht einfach verbieten, in: 
Braunschweiger Zeitung, 17.04.2015. 

250 Ebd. 

251 Hier und folgend zit. nach: Protokoll der Sitzung des Stadtbezirksrates im Stadtbezirk 120 am 
11.05.2016. Anfrage der SPD, Drs. 16-02152: Schmierereien im Östlichen Ringgebiet — Rechte 
Symbole/Parolen. 

252 Eine fortlaufende Bilddokumentation der rechten Schmierereien ist einsehbar unter URL: 
https: //www.flickr.com/photos/dokurechts/albums/72157666840434492 [eingesehen am 
13.03.2019]; das Zitat entstammt der Anfrage. 
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schweig« gebe Anlass zur Sorge, das BgR kritisierte, dass »Politik, Stadt und Be- 
hörden dieses Problem nicht ernst genug nehmen«. Und obwohl BRAGIDA seiner 
Meinung nach in Braunschweig »kaum Fuß fassen« konnte und auch »die Versuche 
von Neonazis und anderer rechter Kreise »Bürgerproteste< und »Bürgerwehren« ge- 
gen Flüchtlinge ins Leben zu rufen«, bisher »weitgehend gescheitert« seien - auch 
wegen des Engagements der Zivilgesellschaft und der Stadt -, sollte man sich nicht 
der »Illusion« hingeben, dass »es in Braunschweig kein Problem mit einem Erstar- 
ken von extrem rechten Positionen und rassistischen Einstellungen auch in der 
Mitte der Gesellschaft gibt«.”°? Die Antwort betonte, die Stadt habe Schmiererei- 
en mit volksverhetzendem Charakter immer »besonders ernst« genommen. Auch 
hier ist die Wortwahl interessant: »In jedem Falle gilt die Vorgabe, extremistische 
Schmierereien im öffentlichen Raum vorrangig zu beseitigen«”*. 

Im Mai 2017 nahm die Verwaltung erneut, diesmal zu einer Anfrage der BIBS, 
Stellung zum Thema »Neonazis, ihr Umfeld und ihr Treiben in der Weststadt«”” 
- denn im Donauviertel sei »eine massive Zunahme von Aufklebern der NPD und 
ihrer Jugendorganisation JN« zu beobachten gewesen. Um »inhaltlich aussagekräf- 
tige Antworten« wurde gebeten; diese verwiesen auf »Demokratie leben«?” sowie 
auf die präventive Kinder- und Jugendarbeit. Außerdem würden die »städtischen 
Partner für die öffentliche Infrastruktur [...] ihre jeweiligen Anlagen sauber [hal- 
ten] und [...] rassistische, sexistische, verfassungsfeindliche und ähnliche Schmie- 
rereien und Aufkleber vorrangig« beseitigen, vor allem das Projekt »Unser sauberes 
Braunschweig«.”” Die Projektbezeichnung war anscheinend symbolisch zu verste- 
hen, da es sich um einen Zusammenschluss der Abfallsparte handelte. Die Parolen 


253 Die Raumaneignung durch Aufkleber und Schmierereien haben Borstel/Luzar/Sundemeyer: 
Rechtsextreme Strukturen in Dortmund, S. 24, für den Fall Dortmund ausführlich beschrieben. 
In Braunschweig zeichnete im Jahr 2018 v.a. Adrenalin Braunschweig für solche Aktionen ver- 
antwortlich, welche Parolen ausgegeben hatte wie »Braunschweig bleibt stabil« oder »Unsere 
Stadt — Unsere Regeln«. Sie verbreiteten agitatorischen Aktionismus und posierten maskiert 
in Kampfmontur oder vor Gebäuden der linken Szene. Solche Nadelstiche gelten als Versuche, 
die Stadtgesellschaft zu zermürben (vgl. ebd., S. 28). 
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braunschweig.de/bi/__tmp/tmp/450810361042450619/1042450619/01031484/84.pdf [einge- 
sehen am 25.03.2019]. 
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Stadtbezirksrat vom 11.05.2017, URL: https://ratsinfo.braunschweig.de/bi/__tmp/tmp/ 
450810361042450619/1042450619/01142136/36.pdf [eingesehen am 25.03.2019]. 

256 BIBS-Fraktion Stadtbezirksrat Braunschweig: Vorlage — 17-04583-01: Neonazis, ihr Umfeld 
und ihr Treiben in der Weststadt; Bedrohungslagen und polizeiliche, ggf. geheimdienstliche, 
Erkenntnisse, in der Sitzung des Stadtbezirksrates im Bezirk 221 am 30.08.2017, URL: https:// 
ratsinfo.braunschweig.de/bi/__tmp/tmp/450810361042450619/1042450619/01162155/55.pdf 
[eingesehen am 25.03.2019]. 

257 Projekt »Unser sauberes Braunschweig«, URL: https://www.braunschweig.de/leben/wohnen_ 
energie_abfall/usbs/index.html [eingesehen am 25.03.2019]. 
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wurden also in einen Kontext mit verschmutzten Parks und Kaugummis auf dem 
Gehsteig gestellt. 

Die Tendenz der Marginalisierung nach einer gewissen Spanne der Aufmerk- 
samkeit kennzeichnet jedoch nicht nur den Umgang der Stadtpolitik mit BRAGIDA, 
sondern auch medial wurde das Phänomen bereits seit Anfang Februar 2015 ten- 
denziell wegdiskutiert: »Alles deutet darauf hin, dass sich die »Bragida« in Braun- 
schweig nicht zu einer Massenbewegung entwickeln wird.«”® Mit einem ähnlichen 
Statement dominierte das BgR dann im April die Schlagzeile der BZ: »Bragida ist 
am Ende. Am Sonntag ist deutlich geworden, dass sie hier keinen Fuß auf die Erde 
kriegen” , »von einer Bürgerbewegung kann man nicht mehr sprechen«*“°. 

Derlei Aussagen waren nicht nur dazu geeignet, das Phänomen verbal kleinzu- 
halten, sondern auch, um eine Relativierung im Sinne eines Ins-Verhältnis-Setzens 
zu begründen. Schon nach einigen Wochen stellte sich ein Gewöhnungseffekt ein, 
die Aufmerksamkeit schwand, die Nervenprobe begann. Diese Genervtheit sei ein 
gesamtstädtisches Phänomen gewesen, »also die Braunschweiger hat es dann ir- 
gendwann auch nicht mehr interessiert, sondern nur noch auch genervt. Man hat 
festgestellt, es kostet, es kostet viel Geld für die Polizei. [...] Die Braunschweiger 
haben sich positioniert und ja, und dann war's das auch« (116). 


Verharmlosung, Verständnis, Akzeptanz? 


Neben dem BgR besaßen, wie bereits dargestellt, vor allem die Sicherheitsbehör- 
den eine große Deutungshoheit über BRAGIDA, die sie zu unterschiedlichen Zeit- 


punkten als »bürgerlich«’* 


etikettierten und damit einen Deutungsrahmen setz- 
ten, der eine gewisse Pfadabhängigkeit nach sich zog, was zumindest anfangs zu 
einer Verharmlosung BRAGIDAs führte. In der Wahrnehmung des Staatsschutzes 
im Jahr 2016 sei BRAGIDA anfangs bürgerlich gewesen, dann von Rechtsextremen 
gekapert und dann wieder »zu 99,9 Prozent bürgerlich« geworden. »Am Anfang 
hat uns der Zulauf aus der rechten Szene schon Kopfzerbrechen gemacht«’”, dann 
aber habe BracıDa sich von den Rechtsradikalen distanziert, letztmals im Novem- 
ber 2015. Mittlerweile, im Jahr 2016, könne es sein, dass »sich der ein oder andere 


mit rechtem Gedankengut dort einfindet, aber aus der Sicht von politischen Straf- 


258 Dartsch/Stachura: »Bragida« macht keine Pause. 

259 Schönberg, Shirin: Bündnis zieht Fazit: Bragida ist am Ende, in: Braunschweiger Zeitung, 
21.04.2015. 

260 O.V.:1.000 Braunschweiger gegen Pegida, in: taz, 20.04.2015. 

261 Erstmals vgl. Richter: Bragida— keine Demo, aber Versammlung auf dem Schlossplatz. 

262 Hier und im Folgenden: Braumann: Bragida ist zu 99,9 Prozent »Bürgerlich«. 
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taten ist BRAGIDA mittlerweile völlig harmlos«, die Thematik habe sich »zu sehr 
abgenutzt und werde zum Beispiel durch die AfD genutzt«.”® 

Frappierenderweise kehrten staatliche Sicherheitsbehörden letztlich also wie- 
der zu ihrer Anfangsdeutung von BRAGIDA als »bürgerlichem« Protest zurück. Auch 
in der Kontextualisierung mit der AfD zeigte sich erneut das Bemühen, BRAGIDA 
in einen größeren Rahmen einzuordnen: Für zivilgesellschaftliche Akteure des 
Gegenprotestes bildeten diesen Rahmen PEGIDA und die »Flüchtlingskrise« - für 
den Staatsschutz die AfD, die aber offensichtlich, so lässt sich aus der Erklärung 
schlussfolgern, als »bürgerlich« wahrgenommen wurde. Der Darstellung der 
Sicherheitsbehörden widersprachen die Organisatoren des Gegenprotestes vehe- 
ment, indem sie den Versuch BRAGIDAs, »sich ein bürgerliches Deckmäntelchen 
zu geben«**, betonten. Offenbar wurde die Ambivalenz der binären Dichotomie 
extremismustheoretischer Einordnungen: entweder »extremistisch« am äußersten 
Rand oder »bürgerlich« in der »Mitte« - mit den entsprechenden Folgen für die 
weitere Deutung, die durch die jeweilige Einordnung präformiert wurde. 

Wie gezeigt, sah sich auch die Stadtpolitik dem Vorwurf ausgesetzt, BRAGIDA 
mindestens zu unterschätzen, zu verständnisvoll zu agieren, damit zur Verharmlo- 
sung beizutragen und sogar einen gewissen Akzeptanzraum zu schaffen. Die BIBS 
formulierte im April 2015: »Die bisherigen Erfahrungen der Stadt mit fremden- 
feindlichen Aufmärschen seit Anfang des Jahres geben zu denken.«’ Das Verhal- 
ten der Stadt, vor allem am 30. März (Demonstration an der LAB) und am 19. April 
(Besuch von Lutz Bachmann), werfe »die Frage auf, ob der Umgang mit Neo-Nazis 
und Hooligans der so genannten »Patrioten zur Rettung des christlichen Abendlan- 
des: neben dem Versammlungsrecht auch den Geboten von Respekt und Toleranz 
und Völkerverständigung Rechnung trägt«. Politik und Verwaltung als Teile der 
Zivilgesellschaft ständen gemeinsam in der Pflicht, weswegen der Rat den »bisher 
alleine zuständigen Versammlungsbehörden« eine beratende Arbeitsgruppe an die 
Seite stellen solle, in welchem u.a. die ARUG, Kirchen und das Staatstheater vertre- 
ten sein sollten. Eine solche goutierte der Rat jedoch nicht, gemäß Geschäftsgang 
sei er »nicht zuständig«?“. Die Antwort wurde allerdings noch ergänzt: 


»Im Übrigen würde eine solche Arbeitsgruppe auch in der Sache nicht helfen: 
Die versammlungsrechtlichen Sachverhalte wie die Demonstrationsanzeigen der 


263 Seit September 2016 war die AfD in Braunschweig mit fünf Sitzen im Rat vertreten; ihre direk- 
te Bezugnahme auf BrAcıDA fiel zeitlich bedingt eher marginal aus. Doch gab es den bereits 
erwähnten direkten Zusammenhang über Sebastian Rinke, den Anmelder der ersten BRAGI- 
DA-Veranstaltung. 

264 Richter: Kraft tanken für den Diskurs. 

265 Hier und im Folgenden: Rat der Stadt Braunschweig, Antrag der BIBS vom 22.04.2015. Vorlage 
3914/15: Gesicht zeigen für Respekt und Toleranz. 

266 Hier und im Folgenden: Rat der Stadt Braunschweig, Stellungnahme der Verwaltung 11016/15 
vom 23.04.2015. 
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Bragida sind ausschließlich nach juristischen Kriterien zu beurteilen und zu ent- 
scheiden. [...] Für»moralische« oder »politische«, also nicht rechtliche Erwägungen 
lassen die einschlägigen Vorschriften und die bundesweite Rechtsprechung zu 
Demonstrationen keinen Raum.« 


Was die Stadt als naheliegendes verhalten-formalistisches Vorgehen interpretier- 
te, wurde von den Kritikern als technokratisch-apolitisch, wenn nicht gar als ver- 
ständnisvoll ausgelegt. Anlässlich des Jahrestages der Novemberpogrome, an dem 
eine BRAGIDA-Kundgebung erlaubt worden war, monierte das BgR: »Statt Farbe 
zu bekennen und eindeutig Flagge zu zeigen, versteckt die Stadt sich hinter for- 
maljuristischen Entscheidungen« und weise den »Rechtspopulisten, Wutbürgern 
und Neonazis« den zentralen Rathausplatz zu, wohingegen der Gegenprotest, der 
»an die Verbrechen des NS-Regimes erinnern und die Vertreter der Verfolgten zu 
Wort kommen lassen« wolle, verdrängt werde.” Eine Wolfsburger Bundestagsab- 
geordnete hielt die Entscheidung für »geschichtsvergessen und ein fatales Signal«, 
sie sei »fassungslos«’°®. »Damit gibt die Stadt [...] BRAGIDA klar den Vorzug und 
stellt ihnen [...] eine große Bühne für ihre menschenverachtende Hetze zur Ver- 
fügung«; ihnen an diesem Tag überhaupt »den öffentlichen Raum zu überlassen«, 
sei »geschmacklos! Es ist eine Ohrfeige für all jene, die sich Woche für Woche dem 
braunen Mob in den Weg stellen. Bestärkt werden mit dieser Entscheidung rech- 
te Demagogen und geistige Brandstifter.« Dass die Versammlungsbehörde denke, 
dass BRAGIDA »die Würde der NS-Opfer voraussichtlich nicht beeinträchtige«, zeu- 
ge »entweder von großer Unkenntnis und Naivität [...] oder - was ich wirklich nicht 
annehmen möchte - von politischem Kalkül«. 

Die Haltung der Stadt veranlasste die LINKE dazu, einen Antrag mit dem pro- 
vokant formulierten Titel »Grundrechte gelten auch in Braunschweig« einzurei- 
chen, der das städtische Selbstverständnis direkt angriff. Markurth habe erklärt, 


»dass er stolz sei auf die Proteste gegen die rassistischen Bragida-Veranstaltungen 
und dass Bragida keinen Meter laufen dürfe. Die Realität sieht seit Monaten aller- 
dings so aus, dass die Behörde des Oberbürgermeisters nicht nur alles bewilligt, 
was Bragida beantragt, sondern den Gegenveranstaltungen [...] eigene politische 
Positionen abspricht. [...] Begründet ist die problematische Genehmigungspraxis 
der Stadtverwaltung in der Lageeinschätzung der Braunschweiger Polizeileitung. 
Diese setzt mittlerweile alles daran, diejenigen zu kriminalisieren, die [...] fried- 
lich für eine Willkommenskultur und gegen Rassismus auf die Straße gehen. [...] 


267 Zit. nach Speit, Andreas: Wer zu kommt spät, in: taz, 07.11.2015. 

268 Vgl. hier und folgend DIE LINKE: Verlegung der Gedenkkundgebung des Braun- 
schweiger Bündnisses gegen Rechts ist geschichtsvergessen und ein fatales Signal, 
04.11.2015, URL: http://pia-zimmermann.de/verlegung-der-gedenkkundgebung-des- 
braunschweiger-buendnisses-gegen-rechts-ist-geschichtsvergessen-und-ein-fatales-signal/ 
[eingesehen am 25.03.2019]. 
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Der § 8 des Grundgesetzes wird damit ausgehöhlt und lediglich für die Hassbürger 
von Bragida in Anwendung gebracht. Damit muss Schluss sein.« 


Deshalb brachte die LINKE folgende Beschlussvorlage ein: 


»1. Der Rat der Stadt Braunschweig verurteilt die seit über einem Jahr in Braun- 
schweig stattfindenden Veranstaltungen von Rechtsextremisten, Hooligans 
und Hassbürgern (Bragida) auf das Schärfste. Er stellt sich an die Seite der 
Braunschweiger Migrantinnen und Migranten und spricht sich für eine Willkom- 
menskultur aus. 


2. Dass am Jahrestag der Reichspogromnacht eine Veranstaltung von Bragida auf 
dem Platz der deutschen Einheit von der Stadtverwaltung genehmigt und Protes- 
te auf dem Platz untersagt wurden, empfindet der Rat als beschämend. 


3. Der Oberbürgermeister wird gebeten, mit Mitarbeitern der Ordnungsverwal- 
tung und desZOD, eigene Lageeinschätzungen der Bragida-Veranstaltungen vor- 
zunehmen. Vorhandene Spielräume und die neuen Erkenntnisse sollen dazu ge- 
nutzt werden, dass mögliche Rechtsverstöße durch Bragida-Teilnehmer auch ge- 
ahndet und die Bragida-Veranstaltungen auf das rechtlich geringst mögliche Maß 
reduziert werden.<?°? 

Obwohl die Formulierung später noch einmal geändert und der Wortlaut ent- 
schärft wurde, lehnte der Rat den Antrag bezeichnenderweise bei Fürstimmen 
und einer Enthaltung zunächst ab,””° das Ringen um eine gemeinsame Positio- 
nierung war somit nicht von Erfolg gekrönt. Eine wiederum gekürzte Version” 
von den Grünen wurde schließlich, ebenfalls nicht einstimmig, angenommen, 


272 Noch Anfang 2015 war es 


was den mühsamen Kampf um Konsens illustriert. 
dem Niedersächsischen Landtag, anders als dem Braunschweiger Rat, leichter 
gefallen, eine fraktionsübergreifende normative Haltung in Bezug auf BRAGIDA 
zu finden, die sich in der einstimmig verabschiedeten Erklärung »Nous sommes 
Charlie: - Gegen den Hass - Ein Zeichen für Meinungsfreiheit und Toleranz« 


niederschlug.?”? 


269 Rat der Stadt Braunschweig, Öff. Antrag der Fraktion die Linke: Grundrechte gelten auch in 
Braunschweig! (15-01066) vom 04.11.2015. 

270 Siehe Rat der Stadt Braunschweig, Ratssitzung vom 17.11.2015, Beschluss bzgl. Vorlage 
15-01066 URL: www.braunschweig.de/res/php/toproxy/too20.php?TOLFDNR=1004435 [einge- 
sehen am 25.03.2019]. 

271 Vgl. Rat der Stadt Braunschweig, Änderungsantrag 15-01176 zu 15-01066, Grundrech- 
te gelten auch in Braunschweig! Antrag der Fraktion Die Linke, URL: www.braun- 
schweig.de/res/php/toproxy/too20.php?TOLFDNR=1004527 [eingesehen am 25.03.2019]. 

272 Andere Städte hatten ähnliche Erklärungen im Zusammenhang mit Rechtsextremismus ver- 
abschiedet; vgl. etwa Saalfeld, Quent/Schulz: Rechtsextremismus in lokalen Kontexten, S. 56f. 

273 Siehe Niedersächsischer Landtag: »Nous sommes Charlie«, Drs. 17/2765, S. 5063-5064. 
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Der Vorwurf, die BRAGIDA begünstigende Haltung der Stadt gehe Hand in 
Hand mit dem Verhalten der Polizei, blieb jedoch unausgeräumt. Nachdem die 
Stadt Bußgeldbescheide gegen Teilnehmer des Gegenprotestes wegen angeblicher 
Verstöße gegen das Versammlungsgesetz verschickt hatte, monierte das BgR - ge- 
stärkt durch ein Gerichtsurteil””* - die repressive Rechtsauffassung der Polizei. 
Diese erscheint hier, wie schon an anderer Stelle in Bezug auf NoPegida-Proteste 
beschrieben, als Akteurin mit einer eigenen Agenda, die durch Sanktionen den öf- 
fentlichen Raum als Ort der demokratischen Meinungsäußerung einenge.”” Der 
Gegenprotest sah sich zunehmend inkriminiert und strafrechtlichen Repressionen 
ausgesetzt, nachdem das Verhältnis zur Polizei noch im Mai 2015 vom BgR als »re- 
lativ ok [...] bis auf wenige Ausnahmen« (117) beurteilt worden war. Doch später ha- 
be das Verhalten der Polizei eine »neue Qualität« erreicht, sie sei »offen aggressiv« 
gegen den Gegenprotest vorgegangen, habe BRAGIDA in Schutz genommen - eine 
Argumentation, die vielfach bei NoPegida-Protesten artikuliert wurde: Solange der 
Staat den Gegenprotest schütze, sei die Kritik an der Polizei gering. Setzte er hin- 
gegen die Rechte von BRAGIDA durch oder ging gegen Gegendemonstranten vor, 
sah man die Polizei als Akteurin an, die Partei ergreife. Als der Gegenprotest noch 
vom Bürgertum mitgetragen worden sei, habe sich die Polizei anders verhalten, 
»da war die Polizei - hatte sie auch gar keine andere Chance gehabt - eindeutig 
auf unserer Seite«, vermutlich, weil sie »überrascht« gewesen sei, dass »so viele 
Demokraten« (118) auf die Straße gingen. 

Ein letztes Beispiel mag verdeutlichen, inwieweit man sich nicht nur an die 
Präsenz von BRAGIDA gewöhnte, sondern politisches Handeln sogar eine gewisse 
Akzeptanz dieser Präsenz ausdrückte, indem Komponenten der Flüchtlingspolitik 
direkt mit der Existenz BRAGIDAs begründet wurden. Denn in Braunschweig wur- 
de unter dem Kriminaldirektor Ulf Küch die bundesweit erste SoKo Asyl eingerich- 
tet. Küch erreichte eine hohe mediale Präsenz mit einem Buch über (Flüchtlings- 


276 In der stadtgesellschaftlichen Debatte sei die 


)Kriminalität, auch in Kralenriede. 
Thematik der SoKo deutlich stärker wahrgenommen worden als BRAGIDA, wie ein 
Journalist berichtete. Küch habe das Thema neu besetzt, indem er zwischen Ge- 
flüchteten, die »wirklich Hilfe suchen«, und solchen, »die sich druntergemogelt 
und die Situation ausgenutzt haben«, unterschieden habe (I16). Zwar sei ihm »völ- 


lig egal, aus welchem Land ein Straftäter kommt«, sagte Küch, »aber unsere Arbeit 


274 Siehe Bündnis gegen Rechts Braunschweig: Freisprüche und Einstellungen: 
Polizei scheitert mit  Kriminalisierungsversuchen, 19.03.2017, URL: http:// 
buendnisgegenrechts.net/2017/03/19/freisprueche-und-einstellungen-polizei-scheitert-mit- 
kriminalisierungsversuchen/ [eingesehen am 26.03.2019]. 

275 Zur Rolle der Polizei auf NoPegida-Kundgebungen vgl. Marg u.a.: NoPegida, S. 55ff. 

276 Siehe Küch, Ulf: Soko Asyl. Eine Sonderkommission offenbart überraschende Wahrheiten über 
Flüchtlingskriminalität, München 2016. 
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ist es, Straftaten zu verhindern«.””’ Die BZ beurteilte die SoKo retrospektiv posi- 
tiv, habe die Bevölkerung durch sie doch den Eindruck erhalten, »hier wird was 
getan«, es werde »Klartext« gesprochen und Braunschweig habe »genug Rückgrat, 


um die Wahrheit zu verkraften«.?” 


Schließlich habe man BrAGIDA, die in Kom- 
bination mit der steigenden Kriminalität um die LAB zur Einrichtung der SoKo 
geführt habe, in der Tat die Stirn geboten. 

In dieser Deutung wurde BRAGIDA ein öffentlicher und legitimer Stellenwert 
zugesprochen, weil die Demonstranten als Agendasetter fungierten und die De- 
batte aufgeheizt hätten. Die SoKo wiederum beanspruchte für sich, Braunschweig 


und die durch BRAGIDa ausgelöste Unruhe befriedet zu haben: 


»Verändert habe sich auch die Stimmung in der Stadt. Der PEcıpA-Ableger »Bragi- 
da<habe Anfang des Jahres Hunderte Anhänger gehabt. Die Demonstration findet 
immer noch jeden Montag statt, es kommen aber nur noch eine Handvoll Men- 
schen. »Wir haben ihnen den Wind aus den Segeln genommen,, sagt Küch.«?’? 


In Küchs Wahrnehmung sei die SoKo nicht bloß eine Reaktion auf BRAGIDA gewe- 
sen, sondern habe die Bewegung in der Folgezeit gleichsam dezimiert und sich das 
»Vertrauen der Bürger erarbeitet«*®°. Die Kritik, Küchs Äußerungen über krimi- 
nelle Geflüchtete seien »unnötiges Benzin in das Feuer von Bragida«”®”, verhallte 
indes relativ ungehört. Wohl aber wiesen antifaschistische Gruppen darauf hin, 
dass der Staat eine massive Mitschuld an der politischen Großwetterlage trage - 
Akteurinnen wie BRAGIDA fühlten sich durch restriktive Maßnahmen nur bestä- 
tigt.” Der Vorwurf, durch Restriktionen gegen den Gegenprotest und durch ein 
Wegschauen der Stadtgesellschaft eine Mitschuld an BRAGIDA zu tragen, bildete 
den äußersten Standpunkt auf der Skala des Umgangs der Akteure mit BRAGIDA. 


5.5 Deutungen BRAGIDAS und Konsequenzen 
für die »Braunschweiger Normalität« 


Was lässt sich nun, in Kenntnis der Bandbreite der Reaktions- und Umfangsfor- 
men, über BRAGIDA in der Stadtgesellschaft aussagen? Welche Deutungen lassen 


277 Zit. nach Meifert, Jens: Delikte von Migranten. In Braunschweig ermittelt eine eigene Soko — 
auch ein Modell für Köln?, in: Kölnische Rundschau, 13.01.2016. 

278 Richter, Ann Claire: Soko Asyl hilft allen, in: Braunschweiger Zeitung, 18.08.2015. 

279 Meifert: Delikte von Migranten. 

280 Zit. nach Rose, Marco: Ein Kripo-Chef kämpft gegen Vorurteile, in: Aachener Nachrichten, 
02.02.2016. 

281 Kalla, Fabio: Soko Asyl eingerichtet, in: taz, 20.08.2015. 

282 Siehe Antifaschistisches Plenum: No Pegida! No Bragida!, S. off. 
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sich schlussendlich herausstellen und inwiefern treten sie in Beziehung zum ge- 
schilderten Selbstverständnis Braunschweigs — wurde dieses gar durch BRAGIDA 
unter Druck gesetzt? Was sagen die Deutungen über das stadtgesellschaftliche 
Normgefüge aus, lässt sich ein durchscheinendes Normenkorsett, eine Schnitt- 
menge in der Braunschweiger Stadtgesellschaft, ausmachen, die durch die Debat- 
te um BRAGIDA kurzfristig sichtbar wurde? Und welche Normalität wird wann von 
wem wie verteidigt? Welcher Grad an politischer Radikalität erscheint als legi- 
tim, wo beginnt der Affront? 

Diese Fragen sind gerade deshalb von Relevanz, da an den Reaktions- und Um- 
gangsformen ersichtlich wurde, dass das jeweilige Interaktionsmuster - die Wech- 
selwirkung von Reaktion und Umgangsform - zu ganz unterschiedlichen, teils 
konträren Konsequenzen führte, wie BRAGIDA prinzipiell gedeutet wurde. Deshalb 
soll im Folgenden eine Annäherung versucht werden, was der Verdichtungsraum 
Braunschweig in seiner Aushandlung BRAGIDAs als »Normalität« ansah und welche 
Grenzziehungen jeweils in Interaktion mit BRAGIDA stattfanden. Kurzum: Gibt es 
einen kleinsten gemeinsamen Nenner, der sich - mit BRAGIDA als Skalpell - als 
Braunschweiger Normalität herauspräparieren lässt? 


Normalität unter Druck 


BRAGIDA hat in Braunschweig offenbart, dass die städtische Normalität - deren 
Schemen wir uns lediglich annähern können - unter Druck geriet. Doch was hat 
BRAGIDA, eingebettet in eine bundesdeutsche Entwicklung, in Braunschweig an 
die Oberfläche gespült? 

»Unsere offene Gesellschaft steht von verschiedenen Seiten unter Druck«’** 
- so konstatierte Ministerpräsident Stephan Weil anlässlich des Anschlages auf 
Charlie Hebdo und angesichts der zeitgleich in Niedersachsen aufkommenden 
GIDAs. Der gemeinsame gesellschaftliche Ort werde nicht nur durch BRAGIDA, 
sondern auch durch Fluchtbewegungen, durch ein Abwenden von der Demokra- 
tie, gefährdet, die Gesellschaft erfahre eine spürbare Verunsicherung, welche die 
CDU, zu »mehr Gelassenheit« ratend, allerdings relativierte, denn: »Nie gab es in 
Deutschland und Niedersachsen ein solches Maß an Freiheit, Toleranz, Gleichbe- 
rechtigung, Weltoffenheit und Neugier auf die Welt wie heute«.”®® Natürlich müss- 
ten diese Normen verteidigt werden, möglicherweise drohe gar »ein neuer Kultur- 


283 Zur mitschwingenden Problematik einer »guten Normalität« und »mittigen Bürgern« vgl. im 
Zusammenhang mit PEGIDA auch Barp, Francesca/Eitel, Hannah: Weil die Mitte in der Mitte 
liegt, in: Heim, Tino (Hg.): Pegida als Spiegel und Projektionsfläche. Wechselwirkungen und 
Abgrenzungen zwischen Pegida, Politik, Medien, Zivilgesellschaft und Sozialwissenschaften, 
Wiesbaden 2017, S. 111-141, hier S. 111ff. 

284 Zit. nach Niedersächsischer Landtag: »Nous sommes Charlie«, Drs. 17/2765, S. 5043. 

285 Ebd., darin: Replik von Björn Thümler, hier S. 5049. 
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kampf« - doch sei er eben noch nicht da. In eine ähnliche Kerbe schlug bemer- 
kenswerterweise ein Aktivist des BgR im Sommer 2015, der sowohl AfD als auch 
BRAGIDA damals für ein zeitlich begrenztes Phänomen hielt. »Und dann ziehen sich 
die Leute [...] alle wieder in ihre Schneckenhäuser aus Vorgärten und Schrebergär- 
ten zurück und ja, bei Stammtischen wird weiter gepöbelt, und also dass es eine 
breite Bewegung ist [...], das ist vorbei« (I18). Das Antifaschistische Plenum hin- 
gegen machte den eigentlichen Feind im »bürgerlichen Staat [...] mit einer demo- 
kratischen Lackierung, der auf Problemlagen nur mit Verboten, Gesetzesverschär- 


fungen, Ausgrenzung und Kriminalisierung reagiert«**® 


‚aus. Die VVN sprach von 
einer »dramatisch[en] [...] Mobilmachung von rechts«”. 

Unterschiedliche Akteure konstatierten also, dass eine vermeintliche »Normali- 
tät« herausgefordert werde, denn die Wahrnehmung der politischen Kräfteverhält- 
nisse eines großen Teils der Gesellschaft war von der Manifestation rechtsradikaler 
Kräfte im Stadtbild gestört, wie sich an BRAGIDA zeigte: Die Bewegung wurde für 
einen Teil des Segments der Bevölkerung, das traditionsgemäß aufgrund seines 
bürgerschaftlichen Kerns eine große Deutungskraft besaß, zum Symptom eines 
Stimmungsumschwungs. Das Aufbegehren auf der rechten Seite des politischen 
Spektrums erzwang einen Bruch mit der vermeintlichen »Normalität«, die bislang 
die Kräfteverhältnisse zugunsten bürgerschaftlicher Akteure aus dem links-libera- 
len Spektrum stabilisiert hatte, die auch »Werte« innerhalb einer Stadtgesellschaft 
setzten. Doch ist das so konstituierte Normgefüge, das als »Normalität« angese- 
hen wird, durch ein neues politisches Phänomen herausgefordert, wird damit die 
»Normalität« selbst infrage gestellt. 


Was wurde gegen BRAGIDA verteidigt? 


An drei Anlässen lässt sich veranschaulichen, welche Normen und Normalität die 
jeweiligen Akteure für verteidigungswürdig hielten und ob sich dies im Zeitverlauf 
änderte. Denn - so die Hypothese - sobald die eigene Normalität unter Druck ge- 
rät, eine Unsicherheit in der eigenen Deutung besteht, setzt ein Aushandlungspro- 
zess darüber ein, was verteidigt werden soll, der auch die grundierenden Normen 
aufblitzen lässt, die sich durch die Aushandlung wieder verfestigen. Dieser Pro- 
zess lässt sich symptomatisch anhand der BrAGıDA-Veranstaltungen am 30. März 
in der Nähe der LAB, des Besuches von Lutz Bachmann am 19. April und des De- 
monstrationsgeschehens am 9. November des Jahres 2015 exemplifizieren. 

Am 30. März intensivierte sich die Berichterstattung über BRAGIDA nochmals 
- die Wahl des Demonstrationsortes, direkt an der LAB, war als große Provokation 
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empfunden worden, hatte es dort doch bereits zuvor Versuche der Raumaneig- 
nung gegeben, indem fremdenfeindliche Flyer verteilt und NPD-Sticker verklebt 
worden seien. Die BZ urteilte: »Bekannt ist, dass sich die NPD im Kielwasser von 
BRAGIDA in der Schunteraue positionieren will.« Die Stadt erlaubte - sehr zur Em- 
pörung der lokalen Politiker, die eine »Eskalation« befürchteten (»im Stadtteil bro- 
delt es«2°®) - eine Demonstration in unmittelbarer Nähe der LAB auf dem Tost- 
mannplatz. Die Formulierung der bewussten »Provokation«*® griff die BZ in ei- 
nem Kommentar auf, der sich - wie die meisten BZ-Meinungsstücke - als Stimme 
überwiegend des städtischen Bürgertums gerierte. Längst sei klar, dass BRAGIDA 
»keinerlei Bindungskraft für die normale Bevölkerung entfaltet«, sondern nur für 
»Krawallmacher von überall her«. Doch statt aufzugeben, setze BRAGIDA nun auf 
offene Provokation und »zündele« so lange, »bis wirklich etwas passiert [...]. Das 
ist erbärmlich, gefährlich - und lässt jedes Maß an bürgerlicher Verantwortung 
für ein intaktes Gemeinwesen vermissen. [...] Es wird Zeit, dass die normalen Bür- 
ger Bragida zeigen, was davon zu halten ist: Wir wollen das nicht. Das hat unsere 
Stadt nicht nötig und das hat sie nicht verdient.« Ein Statement, das klar zeigt, 
welche Form von zugeschriebener - und normativ gewünschter - »Normalität« 
am Tostmannplatz verteidigt wurde. Auch im European illustrierte ein Anwohner 
anschaulich, welche Normalität durch BRAGIDA gestört wird: Der Tostmannplatz 
sei 


»so etwas wie der Mittelpunkt unseres beschaulichen Vorstadt-Stadtteils »Schun- 
tersiedlung«. Kleine Häuschen ohne viel Pomp, erbaut von den Nationalsozialisten 
für die zum Teil auch aus dem Rheinland importierten Arbeiter des damals neu- 
en Volkswagen-Werkes, die auch den Karneval nach Braunschweig brachten, der 
- Ironie der Geschichte - dieses Jahr ausfiel wegen Warnung vor islamistischem 
Terror. Sie sehen schon, irgendwie gehört alles irgendwie zusammen.«?”° 


Die Vorstellung einer Demonstration auf »unserem verschlafenen Tostmannplatz 
- ein Lottoladen, zwei Bänke, der Schaukasten der CDU und der SPD und ein 
Zahnarzt« - hielt der Autor für eine »gruselige Vorstellung«, freilich vor allem aus 
Perspektive des Schutzsuchenden. Allerdings: 


»Einen Vorfall wie in Rostock wird es hier nicht geben. Schon gar nicht in der 
Schuntersiedlung, einem traditionellen Arbeiterviertel, das heute von vielen 
Alternativen, von engagierten und — na klar - politisch links stehenden Menschen 
bewohnt wird, [die] wissen, wie gewinnbringend es sein kann, auf engem Raum 
gut miteinander auszukommen.« 
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Denn man vertraue auf »nachbarschaftliche Obacht und, ja, auch das: auf den 
Rechtsstaat. Hier passt jeder noch ein bisschen mehr auf den anderen auf, als in 
der Innenstadt.« Es sei 


»eine Bürgerpflichtaufgabe aufzustehen, beizustehen und den einmarschieren- 
den überzeugten Abendländern klar und in aller Deutlichkeit zu sagen: »Ja, es gibt 
Probleme! Das wollen wir nicht bestreiten. Aber wir lösen solche Probleme hier 
auf unsere Weise. Auf eine bessere Weise. Mit Anstand und Moral.« 


Auch auf die Aufkleber der NPD ging der Anwohner ein: 


»Da steht etwas von »Identität«. Die man zeigen soll. Also als ethnisch Deutscher. 
Das finde ich gut. Das werden wir hieram Montag gerne machen. Wirwerdeneine 
Identität vorstellen, die wir hier gemeinsam teilen. Und die ist selbstbewusst und 
hatetwas Unverrückbares in ihrem Wesenskern: funktionierende Alarmsensoren, 
wenn Menschlichkeit und Mitgefühl vakant zu werden drohen. Wir bleiben also 


achtsam [...], wie es sich für jeden guten Menschen gehört.” 


Eine ähnliche Stoßrichtung hatten weitere Kommentierungen, die Hinweise auf 
die (zumindest von der Presse antizipierte) Positionierung der Braunschweiger 
Stadtgesellschaft gaben, deren Verhalten nur vereinzelt kritisiert wurde, wie etwa 
am 16. Januar 2015 anlässlich des Anschlags auf Charlie Hebdo. Dort hieß es: 


»Es hätte Braunschweig schon am Dienstag gut zu Gesicht gestanden, auf die Stra- 
ße zu gehen. Gemeinsam mit der Islamischen Gemeinschaft [...]. Aber wo waren 
all die Braunschweiger, die angekündigt haben, am Montag den Schulterschluss 
demonstrieren zu wollen? Sie haben ihre muslimischen Nachbarn im Regen ste- 
hen[ge]lassen«.??? 


Drei Tage später waren die Vorwürfe jedoch vergessen, da das Zeichensetzen ge- 
gen BRAGIDA gelungen war. Unter der Überschrift »Danke, Braunschweig« bedank- 
te sich der Chefredakteur der BZ emotional bei seiner Stadt, die einen »Pauken- 
schlag« gesetzt habe - »das hat richtig gut getan«.”” Es wirkte fast so, als habe er 
stille Zweifel gehegt, dass Braunschweig wirklich ein antirassistisches Gesicht zei- 
gen würde. Der Text illustriert, wie sehr man auf das städtische Image bedacht war, 
»denn eine Kultur- und Forschungsstadt, eine Stadt erfolgreicher Unternehmen 
und selbstbewusster Bürger kann und will es nicht hinnehmen, dass mit Ängsten 
Stimmung gemacht wird«. Zwar wurde ein Konzessionsabsatz angefügt, dass man 
besorgte Bürger in einer Demokratie mitnehmen müsse; doch »die Wut-Bürger 
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selbst müssen sich überlegen, ob es das ist, was sie meinen, wenn Neonazis und 
Ausländerfeinde ihre Demonstration benutzen und umfunktionieren. Solche PE- 
GIDA-Demos braucht Braunschweig nicht.« 

Der Kommentar vom 23. Januar 2015 triumphierte, wie viele Menschen sich 
zum Gegenprotest versammelt hätten, »um Gesicht zu zeigen [...]. Die Bürger- 
gesellschaft zeigte ihre Vitalität« - ein »guter Tag für die Meinungsfreiheit«, 
»weil so viele Bürger für ihre Überzeugungen eintraten, weil die hiesige PEGI- 
DA-Gruppierung trotz aller Einschränkungen demonstrieren konnte, und weil 
sich die »Lügenpresse<-Propaganda als Rohrkrepierer erwies«. Außerdem freue 
man sich über die Gesprächsbereitschaft der BRAGIDA-Organisatorinnen, die sich 
»klar und deutlich« von Rechtsradikalen distanziert hätten; »das war gut, denn es 
schafft die Basis, auf der eine Diskussion zwischen Demokraten unterschiedlicher 
Auffassungen erst möglich wird«.””* Auch hier zeigt sich, welche Deutungen von 
BRAGIDA miteinander rangen und welche ambivalenten Sichtweisen miteinander 
konkurrierten. Denn die Organisatorinnen wurden als »Demokraten« etiket- 
tiert, die somit eine legitime Position innerhalb der »Normalität« beanspruchen 
könnten. 

Andererseits wuchs der Unmut der Braunschweiger, dass das Alltagsleben 
durch die Demonstrationen behindert werde und zu viele Ressourcen fordere.”” 
Vor allem die Verkehrsstörungen sorgten für Unmut, die BZ fragte in der Ru- 
brik »Reden Sie mit«: »Sind Sie auch genervt von den Demonstrationen in der 


29° Während Grüne und SPD um Verständnis warben und auf das 


Innenstadt?« 
Demonstrationsrecht verwiesen, stellte sich die CDU auf die Seite der klagenden 
Bürger und fand es »absolut nicht schön«?”, wie das Braunschweiger Leben durch 
Demonstrationen lahmgelegt werde. Die BRAGIDA-Organisatorin Müller gerierte 
sich daraufhin aus taktischen Gründen als eine die Klage der Braunschweiger 
aufnehmende Akteurin und deutete an, die Demonstrationsorte zu verlegen, um 
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»nicht den Unmut der Bürger zu wecken«’”. Auch der Kommentar »Es nervt 
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langsam, bitte einstellen!«”” verwies auf die empfundene Belastung. Der Tenor 


der vom Protestgeschehen Genervten?” wurde zunehmend lauter, zudem wurde 
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eine klare Grenze dessen definiert, was in der Stadt als tolerabel galt - und was 
nicht. Unter der Überschrift »Unerträglich« schrieb die BZ: 


»Es reicht. Es ist genug. Diese Stadt hat wahrlich andere Sorgen, als sich unabläs- 
sig mit Entgleisungen und Verschwörungstheorien zu beschäftigen. [...] Es ist un- 
erträglich, wie als bürgerlicher Protest in Sorge um die Demokratie angemeldete 
Demos sich regelmäßig überwiegend als Aufmarsch Rechtsradikaler entpuppen. 
Der Oberbürgermeister hat dazu im Rat das richtige Wort gesagt: Braunschweig 


will sie nicht! «°°' 


Im Fokus der Berichterstattung stand nun kontinuierlich der hohe Aufwand, den 
BRAGIDA (und der Gegenprotest) insbesondere für die Polizei und die nicht betei- 
ligte Stadtgesellschaft bedeute. Am Rosenmontag verzichtete BRAGIDA auf eine De- 


302 wolle, 


monstration, da man der Polizei »keinen weiteren Großeinsatz zumuten« 
woraufhin auch die Gegenveranstaltung abgesagt wurde, ebenso für den nächsten 
Montag, weil da ein Heimspiel der Eintracht stattfinde.?” Eintracht und Karneval 
reibungslos funktionieren zu lassen: eine Normalität, auf die sich BRAGIDA und der 
Gegenprotest einigen konnten. 

Bereits drei Wochen nach der Demonstration in Kralenriede war die Stadtge- 
sellschaft anlässlich des Besuches von Lutz Bachmann am 19. April 2015 erneut auf- 
gefordert, Haltung zu zeigen. Das BgR versuchte noch einmal verstärkt, die Stadt- 
gesellschaft zu einer Protestgeste zu motivieren, sollte die Stadtverwaltung den 
Aufmarsch nicht untersagen. »Wir meinen, dass diese Veranstaltung im Zentrum 
unserer Stadt nichts zu suchen hat. Sie ist nicht nur eine unglaubliche Zumutung, 
sie ist auch eine Gefahr für uns«; es sei »gut, dass wir nie aufgehört haben, uns 


gegen Bragida zu wehren«* 


- eine Formulierung, die suggerierte, das Protestge- 
schehen ziehe sich bereits endlos hin. Man protestiere für eine »bunte, tolerante 
und vielfältige Stadt«, in der es »keinen Platz für antimuslimischen Rassismus und 
dumpfe Vorurteile gegen Flüchtlinge« geben und in der BRAGIDA »keinen Meter 


laufen« dürfe.?°° 


jeden Montag.« »Das sieht sehr chaotisch aus, darum gehen wir weiter — genießen unseren 
Tag.« »Wir ärgern uns, dass hier jede Woche die Polizisten stehen müssen für diese Veran- 
staltung, das ist ein Unding, wie oft die hier schon stehen müssen, um die paar Männecken 
auseinanderzuhalten, es ist eine Frechheit.«»Das kostet den Steuerzahler!«, zit. nach: Gorille: 
Bragida-Bewegung. 
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Auch hier zeigt sich in der Wortwahl, dass ein eigener, durch bestimmte Nor- 
men umrissener Raum gegen BRAGIDA verteidigt werden musste, und zwar Me- 
ter für Meter. Die kämpferische Haltung des BgR hatte sich durch einen Angriff 
dreier Rechtsradikaler, die aus dem BRAGIDA-Umfeld gestammt haben sollen, auf 
das alternative Brunsviga-Zentrum noch verstärkt - laut Angaben der Polizei eine 
»politisch motivierte Tat«’°. Dennoch blieb der Mobilisierungserfolg gering; die 
Klage des BgR, in Hör- und Sichtweite zu protestieren, war abgewiesen worden, 
die Stadt erklärte erneut, weshalb sie Aufmärsche nicht einfach verbieten könne.?”® 

Augenfällig war: Der teils kreative Gegenprotest, der den Protagonisten und 
das Datum thematisierte (»Die Partei« trug Schilder mit Slogans wie »Mutter, der 
Mann mit dem Koks ist da« oder »Der Führer wäre stolz auf euch«), zog kaum die 
Aufmerksamkeit der Passanten auf sich. Dem Großteil der Braunschweiger blieb 
BRAGIDA gleichgültig, solange die Demonstration nicht die Infrastruktur und das 
Alltagsleben störte; denn parallel fand der »Auto-Mode-Frühling« statt, sodass die 
BZ titelte: »Heißer Sonntag mit Shopping und Bragida«, an dem das Stadtmarke- 
ting auf die »Expertise von Polizei und Stadt« vertraue, auf dass der störungsfreie 
»Ablauf des verkaufsoffenen Sonntags nicht gefährdet«’” sei. Der Manager der 
Schloss-Arkaden erklärte: »Das ist kein freundliches Verhalten der BRAGIDA, ihre 
politische Kundgebung ausgerechnet an einem Ort zu machen, wo Menschen der 
Region sich auf ein schönes Einkaufserlebnis freuen.«™ Die Einkaufenden äußer- 
ten sich achselzuckend bis ablehnend, dass Demos am verkaufsoffenen Sonntag 
erlaubt würden.?" Der Kommentar der BZ formulierte: »[Wir] haben etwas dage- 
gen, wenn Pegida und BRAGIDA Unfrieden nach Braunschweig bringen, wo er zum 
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#2 Zwar dürfe BRAGIDA »selbstverständlich« auch eine un- 


Glück noch nicht ist.« 
liebsame Meinung vertreten und es sei zu »respektieren«, wenn sie sich »sorgen«. 
Allerdings sei in Braunschweig kein Platz für »Dummbheit« und »Hetze«, deswegen 
würden »Wir Patrioten« genau hinhören, wenn »einer wie Lutz Bachmann« in die 
Stadt komme. 

Das letzte symbolische Gefecht mit Erregungspotenzial wurde um den 9. No- 
vember 2015 geführt: Gerade an diesem Tag hätten »Neonazis, Rechtspopulisten, 
Rassisten und Hooligans am zentralen Platz der Stadt nichts zu suchen - sonst üb- 
rigens auch nicht«” , gab etwa ver.di zu Protokoll. Die Stadt aber sah das anders: 
BRAGIDA durfte ausgerechnet auf dem Platz der Deutschen Einheit demonstrieren 
und verdrängte den Gegenprotest,?'* das BgR sprach von einem »Schlag ins Ge- 
sicht«™, die Stadt wiederum argumentierte mit dem Erst-Anmelder-Prinzip und 
der Befürchtung, es seien gewalttätige Ausschreitungen zu erwarten. 

Interessanterweise wurde argumentiert, dass beide Demonstrationen einen 
örtlichen Bezug aufwiesen, sodass eine Grundrechtsabwägung vorgenommen wer- 
den müsse: BRAGIDA wolle den Mauerfall thematisieren, während das Bündnis an 
die Pogrome von 1938 erinnern wolle. Bemerkenswerterweise sah sich das BgR in 
seiner Einschätzung des Verhaltens der Behörde als »fatales politisches Signal« in 
diesem Fall im Einvernehmen mit allen Ratsfraktionen - auch wenn manche die 
Rechtmäßigkeit der Entscheidung anerkannten. Die Braunschweiger SPD hielt ei- 
ne BrRAGIDA-Veranstaltung an diesem Datum grundsätzlich »für völlig unangemes- 
sen und das Thema Mauerfall für vorgeschoben. Der Stadt Braunschweig obliegt es 
aber nicht, nach politischen Kriterien Demonstrationen zuzulassen oder abzuleh- 
nen.« Deshalb könne man »die juristische Argumentation nachvollziehen«, auch 
wenn man sich »eine andere Entscheidung gewünscht hätte«. Die Praxis zeige je- 
doch »erfreulicherweise, dass BRAGIDA in Braunschweig nicht Fuß fassen kann. 

Auch Ministerpräsident Weil hatte Anfang des Jahres betont, dass man die 
Rechte auch unliebsamer Minderheiten nicht beschneiden, sie jedoch durch einen 
mehrheitlichen Normenkonsens in einer »wehrhaften Demokratie« delegitimieren 
dürfe. Expressis verbis: 


»Wir haben etwas zu verteidigen in Deutschland und in Niedersachsen: eine Ge- 
sellschaft, die auf Vielfalt und Toleranz setzt. Wir haben etwas zu verteidigen ge- 
gen Hass und Gewalt, gegen Ausländerfeindlichkeit und Rassismus. Wirhaben ei- 
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nen Staat zu verteidigen, der wie wenige andere auf der Welt eine freie und offene 
Gesellschaft mit sozialer Gerechtigkeit und wirtschaftlichem Erfolg zu verbinden 
versteht." 


Weil instrumentalisierte hier die Zivilgesellschaft als Akteur, »den Staat« zu vertei- 
digen, den er zum Garanten der gemeinsamen Werteordnung erklärte. 

Die Braunschweiger Grünen gestanden der Versammlungsbehörde zwar zu, 
sich »die Entscheidung nicht leicht gemacht« zu haben, allerdings sei sie »nur 
schwer erträglich«. Wie die SPD verwiesen auch sie darauf, dass das Grundrecht 
der Versammlungsfreiheit für alle gelte, und zeigten sich überzeugt: »Unsere ge- 
festigte demokratische Gesellschaft hält das aus«, man werde gemeinsam gegen 


»den braunen Ungeist demonstrieren«.?' 


Die Grünen waren von Beginn an aktiv 
am Gegenprotest beteiligt gewesen und hatten auf ihrer Website bereits am ersten 
Protest-Montag ihre Position verdeutlicht: »Danke Braunschweig, gut gemacht!« 
Der Tag werde »in die Geschichte unserer Stadt eingehen! Als der Tag, an dem 
Tausende von Menschen für ein weltoffenes und tolerantes Braunschweig demons- 
trierten. Im Vergleich zu den paar Hundert Demonstranten von »Pegida«/>Bragi- 
da< (ca. 500 - mehrheitlich zugereiste Rechtsextremisten) waren sie in deutlicher 
Überzahl [...]. Sie kamen aus allen Richtungen, geographisch und politisch«.?' 
Dieser Text zeigt, dass hier eine harmonierende Stadtgesellschaft einem un- 
liebsamen Störer seine Grenzen aufzeigen wollte. Die klare Botschaft lautete: Die 
Stadt gehört allen - nur nicht (so jedenfalls implizit) BRAGIDA und von außerhalb 
zugereisten Demonstranten; man müsse, wie die damalige Ministerin für Wissen- 
schaft und Kultur, Gabriele Heinen-Kljajic, am 2. Februar 2015 klarstellte, eine »Ge- 


genöffentlichkeit«*° 


organisieren, wofür es eines »politischen Minimalkonsens« 
bedürfe: Demokratische Parteien dürften nicht der Versuchung erliegen, »durch 
Bedienen dieser Ressentiments auf Stimmenfang zu gehen«.?”' Die Ministerin ap- 
pellierte an die Braunschweiger, sich als eine Gesellschaft zu begreifen und mit 
dem Gegenprotest ein Signal auszusenden, dass »wir uns in Braunschweig nicht 
auseinanderdividieren lassen [...] als wehrhafte Demokraten«”””. Am 9. November 
2015 setzten sich die Grünen letztlich über die Vorgaben der Behörden hinweg und 


verlegten ihren Protest doch noch auf den Platz der Deutschen Einheit, »obwohl 


317 Niedersächsischer Landtag: »Nous sommes Charlie«, Drs. 17/2765, S. 5048. 

318 Alle Zitate nach Steiner: Jahrestag der Pogromnacht. 

319 Grüne Braunschweig: »Danke Braunschweig, gut gemacht!«, 21.01.2015, URL: http:// 
gruene-braunschweig.de/danke-braunschweig-gut-gemacht/ [eingesehen am 26.03.2019]. 
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321 Zit. nach oV.: Wieder Bragida-Demo: Heinen-Kljaji fordert Willkommenskultur, in: Bild, 
02.02.2015. 
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dieser eigentlich nur dem (lächerlich kleinen) rechten Haufen zur Verfügung ste- 
hen sollte. Wir GegendemonstrantInnen waren aber der Meinung, dass vor dem 
Rathaus auch Platz für uns ist und sein muss! (Die Polizei nahm's gelassen und 
reagierte besonnen ...)«’”°. Die grünen Ratsmitglieder erkämpften sich also gegen 
die Anordnung der Stadt ihren Raum zum Demonstrieren. 

Die stärkste Kritik anlässlich des 9. November 2015 übte indes die BIBS. 
BRAGIDA bereite »durch die Art ihrer Diktion den Boden für fremdenfeindliche 
Gewalttaten vor allem gegen Flüchtlinge«, weshalb die Entscheidung der Stadt 
»in keinster Weise nachvollziehbar und geradezu unerträglich« sei; »eine BRAGI- 
DA-Demonstration an diesem Tag an diesem Ort schädigt die Würde der Opfer. 
Wir erwarten mehr Rückgrat von unserem Oberbürgermeister und fordern ihn 
auf, sich Umtrieben mit fremdenfeindlichen- und rechtsradikalem Hintergrund 
in der Stadt entschiedener als bisher entgegen zu stellen und entsprechend zu 
handeln.«””* In ähnlicher Diktion bezeichnete die LINKE die Entscheidung als 
»beschämend« - und monierte, dass sich im Rahmen des Versammlungsgesetzes 
eine andere Lösung hätte finden lassen.” Die Stadt selbst hielt eine Gedenk- 
veranstaltung ab, in deren Rahmen u.a. Markurth an der ehemaligen Synagoge 
Kränze niederlegte”*° - eine symbolische Geste, welche die Gemüter jedoch kaum 
besänftigen konnte. Interessanterweise hatte auch die CDU die Entscheidung 
kritisiert, die von einer »großen Mutlosigkeit« zeuge - »und das in einer Zeit, in 
der sich die PEGIDA-Verantwortlichen immer weiter radikalisieren und mit ihrer 
Hetze letztlich Auslöser von körperlicher Gewalt sind«; man hätte sich »gewünscht, 
dass die Verwaltung nicht so schnell einknickt«.””” Derart klare Worte hatte die 
Braunschweiger CDU zuvor selten gewählt, stattdessen eher versucht, sich als 
Anwältin von Recht und Ordnung im Verbund mit der Polizei zu profilieren. 


Gemeinsamer Nenner? Normalität ohne Gewalt 


Was in einer Stadtgesellschaft als »Normalität« angesehen wird, ist zwischen den 
lokal als legitim erachteten Akteuren umkämpft und unterliegt Konjunkturen so- 
wie Aushandlungsprozessen. Innerhalb des Bereiches des Akzeptierten gibt es stets 
einen gewissen Spielraum; sein Resonanzrahmen lässt sich vor allem von außen 
bestimmen, indem aufgezeigt wird, was als »Normalität« überschreitende Grenze 


323 Grüne Braunschweig: 9. November - Erinnern, Gedenken, Handeln! 

324 Zit. nach Büchs, Wolfgang: BIBS-Stellungnahme zur Bragida-Demo, in: braunschweig-spie- 
gel.de, 04.11.2015, URL: https://Jarchiv.braunschweig-spiegel.de/index.php/politik/ 
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325 Siehe Steiner: Jahrestag der Pogromnacht. 
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327 Zit. nach Steiner: Jahrestag der Pogromnacht. 
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empfunden wird. Im Falle BRAGIDAs bildete eine entscheidende Demarkations- 
linie die Kategorie »Gewalt«: Die Thematisierung physischer Gewalt erschien als 
Verdichtung eines gesellschaftlichen Aushandlungsmodus, welche Normalität in 
Braunschweig verteidigt, was toleriert und was als inakzeptabel empfunden wur- 
de. 

Gewalt im Zuge des Demonstrationsgeschehens rückte, beginnend bereits mit 
der ersten Berichterstattung, im Laufe der Zeit immer stärker in den Fokus. Die 
Medien identifizierten eine Gewaltspirale: Ab einem bestimmten Zeitpunkt sei es 
nur noch darum gegangen, »kriegen sie sich in die Haare oder nicht« (116). Ge- 
mäß ihrer Funktion im staatlichen Gefüge betonte die Polizei stoisch, dass es ihre 
Aufgabe sei, Demonstrationsrecht und -abläufe zu sichern; die Stadt stützte die- 
se Position grundsätzlich: »Dazu gehört auch, eine möglicherweise gewalttätige 
Konfrontation zwischen den verschiedenen Lagern zu verhindern. [...] Ziel ist die 
größtmögliche Wahrung der verschiedenen Interessen und für alle Beteiligten ei- 
nen - sprichwörtlich - gangbaren Weg zu finden.«?*® 

Noch beeindruckt vom großen Gegenprotest hatte die BZ nach dem ersten 
Protest-Montag berichtet, »große Auseinandersetzungen zwischen den Lagern 
und Zwischenfälle [seien] ausgeblieben, doch auf dem Weg zum Bahnhof kam es 
noch zu kleineren Auseinandersetzungen zwischen PEGIDA-Leuten und Antifa- 
Demonstranten. Die Polizei zog jedoch insgesamt ein zufriedenes Fazit. »Wir 
sind froh, dass unser Konzept aufgegangen ist. Es hat alles funktioniert«.«”° Die 
Berichterstattung in den überregionalen Medien sprach allerdings eine andere 
Sprache; so berichtete etwa die Welt von Böllerwürfen einer »explosiven Stim- 
mung«®°. Erst im Nachgang wurden auch in Braunschweig Stimmen laut, die 


331 


kritisierten, dass beide Lager nicht ausreichend getrennt worden seien?” und dass 


der Demonstrationszug von BRAGIDA letztlich untersagt werden musste, weil er 
blockiert worden war. Am zweiten Demo-Montag berichtete die Polizei, ihr zuvor 
kritisiertes Einsatzkonzept sei diesmal aufgegangen, trotz Blockade habe man 
die Lager auf Distanz halten können. Anlässlich einer Blockade bei der dritten 


Demonstration sprach die BZ von 200 als linksautonom eingeschätzten, mitunter 
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gewaltbereiten Personen.” Auch wurde von Blockaden, Flaschenwürfen””” und 


einem Handgemenge mit BRAGIDA-Anhängern berichtet. 


328 Richter: Bragida— keine Demo, aber Versammlung auf dem Schlossplatz. 

329 Noske/Richter: Pegida-Protest. 

330 OV.: Böller in Braunschweig — Bragida-Demo gestoppt, in: Die Welt, 19.01.2015. 
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Es zeigt sich: Die Blockadestrategie des Gegenprotestes hatte also mehrfach Er- 
folg.??* Anlässlich des Besuches von Bachmann wurde sogar auf der Bühne des Ge- 
genprotestes zur Teilnahme an Blockaden aufgerufen, was angesichts der bürger- 
lich-akademischen Klientel überraschte, waren doch zuvor konkrete Widerstands- 
formen eher im linken Spektrum Gegenstand strategischer Diskussionen gewe- 
sen.” Die Teilnahme an Blockaden blieb in Braunschweig sogar straffrei, sofern 
diese umgangen werden könnten, da sie dann nicht den Tatbestand einer Nöti- 


gung erfüllten?‘ 


- sehr zur Freude des BgR, das »immer deutlich gemacht [ha- 
be], dass es angesichts der Welle rassistischer Gewalt richtig sei, nicht nur laut zu 
protestieren, sondern sich auch mit Mitteln des zivilen Ungehorsams den rech- 
ten Menschenfeinden in den Weg zu stellen«°”. Die Polizei widersprach allerdings 
Aussagen des BgR, es habe keine Gewalt aus den Gegendemonstrationen heraus 


gegeben: 


»Am vergangenen Montag waren mindestens 200 Antifa-Aktivisten dabei, die ein- 
deutig gewaltbereit waren. [..] Nach Ende der Kundgebungen sollen im Magni- 
Viertel Linksextreme ältere unbeteiligte Passanten für BRAGıDAa-Anhänger gehal- 
ten und diese geschlagen haben.«*® 


Polizeiliche Ermittlungen wegen schweren Landfriedensbruchs und gefährlicher 
Körperverletzung wurden aufgenommen. Beim Abzug der Demoteilnehmer sei es 
zu »zu wechselseitigen Flaschenwürfen aus beiden Lagern und zu Würfen von Böl- 
lern aus den Reihen der autonomen Szene gekommen. Eine aus dieser Gruppe ge- 
worfene Glasflasche verfehlte den Kopf eines Polizeibeamten nur knapp. <? 

Und schon dominierte das Thema Gewalt die Berichterstattung in Braun- 
schweig, präjudizierte gewissermaßen weiterführende Debatten: 


»Sicherlich hat die Polizei bei der Erfüllung ihrer undankbaren Aufgabe Lehrgeld 
bezahlt. Die faktische Einkesselung der PEGıDA-Kundgebung war in ihrer Wirkung 
so besorgniserregend wie die Tatsache, dass sich extreme Linke und Rechte sehr 
nahe kamen. Wer die Polizeitaktik kritisiert, muss zugleich zur Kenntnis nehmen, 


334 Vgl. Dartsch, Katja/Stachura, Jörn: Braunschweig zeigt weiter Flagge, in: Braunschweiger Zei- 
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wie massiv die Militanz auf beiden Seiten war. Da standen sich nicht reife, fried- 


fertige Bürger gegenüber, sondern Leute, die auf Krawall gebürstet sind.«°*° 


Laut der Polizei, die bemüht war, die diskursive Oberhand zu behalten, habe die 
»sogenannte Problemklientel«°* jedoch zahlenmäßig den Erwartungen entspro- 
chen - am Vortag hatte die Polizei von 300 »Gewaltbereiten aus dem rechtsextre- 
men Lager« und 400 »Linksextremisten« gesprochen. 

Nach der harschen Kritik an der Polizei brachte die BZ unter der Überschrift 


342 das Porträt eines Polizisten, um Ver- 


»Meine Frau hat immer Angst um mich« 
ständnis für die Beamten zu wecken. Der Polizist, der »eigentlich immer lächelt«, 
habe sich am Montag nicht beim Sport entspannen können, sondern »die hei- 
kelste Polizei-Aufgabe erfüllen« und BRAGIDA zum Bahnhof eskortieren müssen. 
Bei diesen Einsätzen sei »Fingerspitzengefühl« gefragt, agiere die Polizei doch 
als »menschlicher Puffer zwischen gewaltbereiten Demonstranten und Gegende- 
monstranten«. Obwohl er damit vertraut sei, sagte er: »Man weiß nie, ob man un- 
verletzt nach Hause kommt. Meine Frau hat immer Angst um mich und ein ungutes 
Gefühl, wenn ich zu solchen Einsätzen fahre.« 

Nachdem suggeriert worden war, die Gewalt sei mindestens ebenso stark vom 
Gegenprotest ausgegangen, forderte das BgR nach der ersten Demonstration sei- 
nerseits »deutlich härtere Auflagen und eine klare Ansage der Polizei an den Veran- 
stalter der Bragida«’ sowie mehr Schutz für die Gegendemonstranten. Auch die 
BZ vollzog eine Wende, wenn sie fragte, wie viele gewaltbereite »Extremisten« von 
beiden Seiten am nächsten Montag demonstrieren würden: Einige Tage, nachdem 
sie nahezu ausschließlich den bunten Gegenprotest gerühmt hatte, schwenkte sie 
nun auf die Linie ein, aus der bunten, vermeintlichen »Normalität« ohne Gewalt, 
welche die Braunschweiger emphatisch verteidigten, eine durch »Extremisten bei- 
der Lager« gestörte Normalität entstehen zu lassen. Die Demonstrationen würden 
zunehmend zu einem Magneten für »rechtsradikale Gestalten«, die »hier keiner 
sehen will«.?** Man könne verlangen, dass »dumpfen Volksverhetzern« kein Podi- 
um geboten werde; jedoch: Die Aggressionen der Antifa seien »auch nicht besser«. 
»Hier ist man auch nur auf Krawall aus. Die meisten Bürger sind dieses Schau- 
spiels, das da vermeintlich in ihrem Namen veranstaltet wird, längst überdrüs- 
sig.« Auch die Polizei habe »Wichtigeres zu tun«. Der politische Protest und sein 
Anliegen erscheinen in dieser personalisierten Wahrnehmung auf Gewalttäter re- 
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in: Braunschweiger Zeitung, 22.01.2015. 
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duziert, was zu einer impliziten Gleichsetzung von Protest und Gegenprotest führ- 
te. 
In der Folgezeit blieb es zunächst friedlich, obwohl »ein erheblicher Anteil der 


345 sei. Dies 


Kundgebungs-Teilnehmer dem rechtsextremen Lager zuzuordnen« 
galt auch für die erste Februar-Demonstration, bei der man mehr »gewaltbereite 
linke und rechte Demonstranten«°*° erwartet hatte. Eine neue Eskalationsstufe 
schien Ende Februar 2015 erreicht, als Tatjana Festerling Braunschweig besuchte. 
Die BZ titelte: »Die Stimmung heizt sich auf. Ohne den massiven Polizeiein- 
satz würde die Situation eskalieren.«” Nun wurde das Aggressionspotenzial 
zunächst BRAGIDA zugeschoben, von denen »die wenigsten« aus Braunschweig 
kämen, während Festerling vom »muslimischen Mob« und »linksfaschistischen 
Schlägertrupps« sprach. Gegenstände flogen, Böller wurden gezündet, die BZ 
meldete, »offene Aggression ist auf beiden Seiten zu spüren«. Im Nachgang der 
Demonstration wurden vier Strafanzeigen gegen BRAGIDA-Teilnehmer wegen 
Zeigens verfassungsfeindlicher Symbole gestellt.” 

Erst die Nachberichterstattung machte klar, dass an diesem Tag das Maß des- 
sen, was in Braunschweig akzeptiert wurde, deutlich überschritten worden war. 
War zuvor Kritik am Gegenprotest laut geworden, hatte man nun, mit den eindeu- 
tig der rechtsradikalen Szene zuzuordnenden Personen, eine Gruppe identifiziert, 
die man in Braunschweig nicht tolerierte. »Die Bragida-Demonstrationen drohen 
zu entgleiten und werden für viele zunehmend unerträglich. Und eine Provoka- 
tion, die man nicht gewillt war zu akzeptieren.«’* Die Stimmung eskalierte, als 
»ein Pulk von knapp 100 in Schwarz gekleideten Rechtsradikalen [...] am frühen 
Sonntagabend grölend und fahnenschwenkend durch die Innenstadt [marschier- 
te] - aus Sicherheitsgründen eskortiert von der Polizei«. Doch bei dieser eindeu- 
tigen Zuschreibung der Gewaltbereitschaft blieb es nicht: Circa dreißig BRAGIDA- 
Teilnehmer hätten in der Gruppe gewartet, dass sich die Lage normalisiere und sie 
»ohne Gefahr und unerkannt heimgehen« könnten. In dieser Deutung gehörten sie 
nicht zu den Krawallmachern von außerhalb, sondern kamen aus Braunschweig, 
von ihnen ging folglich keine Gefahr aus, sondern sie wurden hier zur Zielscheibe 
von Aggressionen des Gegenprotestes - eine interessante Beobachtung, welche die 
»besorgten Bürger« vor dem Hintergrund der Gewaltfrage im Prinzip als akzepta- 
bler darstellt als die Linksautonomen. 
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Dass die Polizei überhaupt in der Lage sei, Recht und Ordnung zu verteidigen, 
darum sorgte sich Ende des ersten BRAGIDA-Jahres die CDU in einer Kleinen An- 
frage zur Polizei in Braunschweig, die vor allem auf neue Anforderungen durch 
die »Flüchtlingssituation und damit verbundene häufige Einsätze im Bereich der 
Landesaufnahmebehörde (LAB)« abstellte. Allerdings schien sich das bürgerliche 
Lager vor allem um die Freizeitgestaltung zu sorgen, insbesondere um die Durch- 
führbarkeit der Eintracht-Spiele. Denn die Polizeieinsätze aus besonderem Anlass, 
zu denen auch Demonstrationen, Fußballeinsätze etc. gehörten, seien von sieben 
Demonstrationen im Jahr 2013 auf 42 im Jahr 2015 beträchtlich gestiegen. Diese 
deutliche Steigerung resultiere »fast ausschließlich aus den polizeilichen Einsät- 
zen anlässlich der »BRAGIDA«-Versammlungen«.?°° 

Der Wunsch nach einer gewaltfreien Normalität als Ausfluss bürgerlicher 
Normvorstellungen wurde zwischenzeitlich nicht mehr in Bezug auf BRAGIDA, 
sondern stärker noch anlässlich terroristischer Bedrohungssituationen artikuliert, 
insbesondere nach dem Anschlag auf Charlie Hebdo und als im Februar 2015 
der geplante Karnevalsumzug in Braunschweig wegen einer diffus angespannten 
Sicherheitslage abgesagt werden musste®°', was BRAGIDA weidlich ausschlachtete. 
Die Ratspolitiker arbeiteten unter Federführung der Grünen an einer gemein- 
samen Erklärung bezüglich der Absage des »Schoduvel«, was jedoch misslang. 
Allerdings bereitete Oberbürgermeister Markurth eine Rede zur Lage der Stadt 
vor. Der Rat habe sich zu diesem Thema ein »Debattierverbot« auferlegt, um die 
Rede nicht »aus Versehen zu zerreden«.” Es wurde also nicht mit gemeinsamer, 
aber doch mit einer (nicht zur Disposition stehenden) Stimme gesprochen, ohne 
allerdings einen gemeinsamen Nenner zu finden. Zur »Schadensvermeidung« 
habe man auf den weiteren Disput verzichtet und dem Bürgermeister »den Stift 
in die Hand gedrückt«. Man erhoffe sich vom »ersten Bürger der Stadt als über- 
parteilicher Institution«, die Bürger am besten zu erreichen. Die Polizei hoffte 


350 Siehe Niedersächsischer Landtag: Antwort der Landesregierung auf eine Kleine Anfrage der 
Abgeordneten Heidemarie Mundlos und Thomas Adasch (CDU), Drs. 17/4920: Wie ist die Per- 
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351 Die Absage wurde überregional medial aufgegriffen; vgl. bspw. Janzen, David: »Warum knallt 
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in-braunschweig-tobt-virtuelle-mob_18605 [eingesehen am 13.03.2019]; Tempusculum: 
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in der Folgezeit zwar »auf keine zusätzlichen Sympathisanten” für BRAGIDA, 
stellte sich aber dennoch wieder auf mehr Demonstranten ein.?* 

Nach dieser Aufregung kehrte die Berichterstattung über BRAGIDA wieder in 
den unaufgeregten Modus des Ankündigens, Zählens, also Berichtens, zurück. 
Größere Meldungen gab es erst wieder über einen »Sieg-Heil«-Ruf auf einer BRAG- 
ıDa-Demonstration, allerdings - wie von BZ und Polizei betont wurde - nicht 
von Braunschweigern, sondern von Zugereisten aus dem »Ostharz«.?” Auffällig 
ist, dass sich die folgenden Berichte immer wieder auf diese Rufe bezogen - fast, 
als sei man erleichtert, nun über etwas Handfestes zu verfügen, um BRAGIDA als 
Rechtsradikale betiteln und das Problem externalisieren zu können. Die Störung 
der Normalität wurde in dieser Phase klar BRAGIDA zugeordnet. Dennoch erhob 
der Gegenprotest den Vorwurf, die Polizei sehe ihre Aufgabe darin, »einem win- 
zigen Haufen von Rechtsextremisten ein möglichst großes Aufmarschgebiet in 
Braunschweig vorzuhalten«®°. Und der Landesvorsitzende der Gewerkschaft der 
Polizei gestand zu, dass der »öffentliche Raum« zuletzt zwar durch »fragwürdi- 
ge« BRAGIDA-Veranstaltungen, doch auch durch eine »Vielzahl meist friedlicher 
Gegendemonstrationen« »enorm beansprucht« worden sei.’ 

Im März 2016 erreichten die Straßenproteste nach einem Angriff des JNlers 
Pierre Bauer auf einen Braunschweiger Schüler eine weitere Eskalationsstufe. Hat- 
te sich, wie erwähnt, die Problemwahrnehmung zuvor stark auf BRAGIDA kon- 
zentriert, kam es nun zu einer erneuten Akzentverschiebung: Am 12. März wur- 
de über den Gegenprotest berichtet, er habe »ein Zeichen setzen« wollen, »weil 
es in den vergangen Wochen in Braunschweig vermehrt Straftaten mit rechtsex- 
tremem Hintergrund gegeben hat - zuletzt einen Angriff auf Schüler der Neuen 
Oberschule«.?°® Bei einer Blockade sei es dann zu Gewalt gegen die Polizei gekom- 
men: »Die Beamten wurden bedrängt, geschlagen, getreten, beleidigt«, das BgR 
und die LINKE wiederum kritisierten das aggressive Vorgehen der Polizei: »Seit 
über einem Jahr erfüllt die Polizeiführung BRAGIDA und anderen Rechtsextremis- 
ten jeden Wunsch, während friedliche Gegendemonstranten wegen des Besitzes 
von Trillerpfeifen und Taschenlampen verhaftet werden«. Die Polizei parierte be- 
zeichnenderweise und in zuvor nicht geäußerter Klarheit: »Die Übergriffe bei den 
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354 Vgl. Fiene, Jörg: Angespannte Lage vor dem Protest-Sonntag, in: Braunschweiger Zeitung, 
17.02.2015. 

355 Siehe Richter, Ann Claire/Stachura, Jörn: »Sieg Heil« im Posttunnel, in: Braunschweiger Zei- 
tung, 10.03.2015. 

356 Richter, Ann Claire: Bragida-Teilnehmer greifen Polizei an, in: Braunschweiger Zeitung, 
11.03.2015. 

357 Zit. nach Schilff, Dietmar: Vereine müssen ihre echten Fanclubs stärken, in: Braunschweiger 
Zeitung, 09.02.2015. 

358 Hier und im Folgenden Steiner, Cornelia: Polizisten bei Kundgebung attackiert und verletzt, 
in: Braunschweiger Zeitung, 02.03.2016. 
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Kundgebungen der vergangenen Monate seien fast ausschließlich von Gegende- 
monstranten verübt worden.« Das bis dato relativ gute Verhältnis zwischen Polizei 
und BgR wurde deutlich angespannter; ein BgR-Aktivist räumte zwar Gewaltpo- 
tenzial auf beiden Seiten ein, berief sich allerdings auf »leidvolle Erfahrungen« 
(118) von 2005 - eine Erzählung, die das Verhältnis zur Polizei noch immer prägte. 
»Hier gab es mal einen Kessel, wo Leute - auch ganz normale Passanten - einge- 
kesselt wurden, damit die NPD marschieren kann, wo Schülerinnen, die sich auf 
die Straße gesetzt haben, mit Pferden angegriffen wurden, mit Polizeipferden. Das 
war alles nicht so schön« (118). Dieses fast schon als traumatisch erinnerte Erlebnis 
wurde zum Bezugspunkt der Selbstvergewisserung stilisiert.?° 

Vor allem die LINKE und die Grünen stellten zur Problematik rechtsradika- 
ler Gewalt - diesbezüglich nehme Braunschweig einen unrühmlichen »Spitzen- 
platz ein - Anfragen im Stadtrat, bereits 2015 erstmals in direkter Verknüpfung 
mit BRAGIDA. Gefragt wurde, ob es Zusammenhänge gebe zwischen »der unkri- 
tischen Genehmigungspraxis und dem mangelnden Problembewusstsein gerade 
auch bei der Polizei bei den »Bragida-Aufmärschen< und den rechten Straftaten 


360 


und wenn ja, welche«®°. Die Antwort war gepfeffert: Nach Auskunft der Polizei 


sei Braunschweig kein Brennpunkt rechtsradikaler Straftaten. »Vielmehr würden 
rechte Straftaten konsequent aufgedeckt und verfolgt, so dass deren Anzahl«’“", 
so die Interpretation der Statistik, »im Vergleich zu anderen Städten relativ hoch 
sei.« Überhaupt wurde die Integrität der staatlichen und städtischen Instanzen 
verteidigt: »Es gibt weder eine unkritische Genehmigungspraxis [...] noch ein man- 
gelndes Problembewusstsein.« Man entscheide »ausschließlich nach Recht und Ge- 
setz«. Der Zusammenhang zwischen rechten Straftaten und BRAGIDA sei indes tat- 
sächlich nicht von der Hand zu weisen. Allerdings sei die »Aufklärung und Verfol- 
gung krimineller Handlungen [...] ausschließlich Aufgabe der Polizei«, diese gehe 
dabei »nach ihren Angaben objektiv und unparteiisch vor«, auch der Staatsschutz 
beobachte die Szene im Rahmen seiner Möglichkeiten. Mit »Demokratie leben!« sei 
man »außerhalb des Strafrechts im gesellschaftlichen Kontext gegen Rechtsextre- 
mismus aktiv«. Die Formulierung einer politischen Haltung oder ein normatives 
Bekenntnis wurden vermieden, obwohl sich - glaubt man dem BgR - das Klima 
in der Stadt durch BRAGIDA verschärft habe: »Wir haben immer wieder gesehen, 
dass BRAGIDA-Anhänger mit Wut, Hass und Aggressionen auf den bunten und ge- 
sellschaftlich breiten Protest reagieren, der ihnen hier in der Stadt entgegentritt«; 


359 Siehe oV.: »Braunschweiger Kessel« war rechtswidrig, 16.06.2006, URL: https://de.indymedia. 
org/2006/06/150130.shtml [eingesehen am 26.03.2019]. 

360 DIE LINKE-Fraktion Rat der Stadt Braunschweig: Anfrage der LINKEN Rechte Straftaten in 
Braunschweig — Was unternimmt die Verwaltung? Vorlage -15-00434 in der Sitzung des Rates 
der Stadt Braunschweig, vom 08.07.2015. 

361 Hier und im Folgenden Sitzung des Rates der Stadt Braunschweig, 21.07.2015, Stellungnahme 
15-00434-01. Die Beantwortung erfolgte durch Stadtrat Ruppert (CDU). 
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politisch rechts orientierte Menschen sähen sich durch BracıDa darin bestärkt, 
»ihre Ressentiments und ihren Hass offener auszuleben«.?” 

Bereits 2006 war im Stadtrat die Präsenz Rechtsradikaler im öffentlichen Raum 
- allerdings nur als sporadisch auftauchendes Thema - diskutiert worden. Die 
LINKE fragte damals, inwieweit die Stadt gedenke, eine Veranstaltung der NPD 
in städtischen Räumlichkeiten zu verhindern.’ Aus der Antwort geht hervor, dass 
die Verwaltung keine Kenntnis von den Bestrebungen der NPD habe und folglich 
auch nicht agiere. Diese Antwort überrascht insofern, als ein Jahr später die BIBS 
von einer »gravierenden Entwicklung der rechtsextremen Szene in den Umlandge- 
meinden« sprach, die eine aktive Präventionsarbeit »unabdingbar« mache.?“* Den- 
noch dauerte es acht weitere Jahre, bis die BIBS im September 2015 die Verwal- 
tung fragte, »was diese unternimmt um Rassismus und dessen Zurschaustellung 
im Stadtbezirk [Nordstadt] einzudämmen und neonazistische bzw. rassistische 
Umtriebe zu unterbinden«°®. Allerdings, so die Polizei, gebe es in der Nordstadt 
»keine die Sicherheitslage betreffenden besonderen Auffälligkeiten«’. Die BIBS 
gab sich damit nicht zufrieden und reichte drei Monate später eine erneute Vor- 
lage ein bezüglich »Landfriedensbruch durch rechtsradikale Schlägertruppe in der 
Nordstadt«.? Es ging um einen Infotisch der JN, der - so interpretierte Speit’‘® 
- bloß ein Vorwand gewesen sei, die gegen ihn protestierende Antifa anzugreifen, 
weswegen die BIBS nun fragte, inwiefern »rechtsradikale, ergo rassistische und 
gewaltbereite, Schlägerbanden rund um das Umfeld der >JN« [...] und der Partei 
»Die Rechte«« den Behörden bekannt seien und was man unternehme, »um die- 
ses Dunkelfeld von gewaltbereiten Banden, womöglich Intensivtätern, zu erleuch- 
ten«, und ob ihre Hoffnung berechtigt sei, dass »den Umtrieben dieser potenziell 
schwerkriminellen Banden auch seitens unserer Stadtverwaltung Einhalt geboten 
wird«, damit sich jedermann »angstfrei im öffentlichen Raum bewegen« könne. 


362 Zit. nach Speit, Andreas: Gepöbel und Hakenkreuze. Wieso es in Braunschweig mehr rechte 
Straftaten gibt, in: taz, 20.08.2015. 

363 Siehe DIE LINKE-Fraktion Rat der Stadt Braunschweig: Anfrage 436/06, in der Sitzung des Rates 
der Stadt Braunschweig, vom 19.12.2006. 

364 BIBS-Fraktion Rat der Stadt Braunschweig: Anfrage der BIBS 582/07 Koordinierungsstelle ge- 
gen Recht Stellungnahme, in der Sitzung Rat der Stadt Braunschweig, 17.07.2007. 

365 Stadtbezirksrat im Stadtbezirk 331 Nordstadt, 24.09.2015. Stellungnahme 15-00760-01. 

366 Stadtbezirksrat im Stadtbezirk 331 Nordstadt: Stellungnahme bzgl. VO 15-00760, URL: 
www.braunschweig.de/res/php/toproxy/voo20.php?VOLFDNR=1000953 [eingesehen am 
26.03.2019]. 

367 Soweit nicht anders gekennzeichnet im Folgenden Stadtbezirksrat 331 Nordstadt: Land- 
friedensbruch durch rechtsradikale Schlägertruppe in der Nordstadt, Bedrohungslagen und 
polizeiliche, ggf. geheimdienstliche, Erkenntnisse zum Jahreswechsel (Vorlage 15-01376), 
URL: www.braunschweig.de/res/php/toproxy/voo20.php?VOLFDNR=1001719 [eingesehen am 
26.03.2019]. 

368 Siehe Speit, Andreas: Hinterhalt am Nibelungenplatz, in: taz, 09.12.2015. 
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Die Polizei ließ mitteilen, dass es in »Braunschweig keine sog. rechten Schlä- 
gerbanden, die durch die Stadt ziehen«, gebe, die Auseinandersetzung am Nibe- 
lungenplatz sei »durch gegenseitige Provokation heraufbeschworen [worden] und 
mündete in wechselseitige Körperverletzungen«.’“ Die Nordstadt habe kein Pro- 
blem mit »Extremismus«, »das Straftatenaufkommen »rechts/links< in der Nord- 
stadt liegt nach polizeilichen Erkenntnissen prozentual noch unter dem gesamt- 
städtischen Durchschnitt«. Ein Aktivist des BgR, der selbst vor Ort war, geriet zu- 
sätzlich in die Kritik, weil er die Auseinandersetzung gefilmt, aber nicht einge- 
griffen haben soll, da er nach eigener Aussage privat als nebenberuflicher Fach- 
journalist vor Ort gewesen sei. Die BZ meinte: »Dass [er] es womöglich mit seiner 
Identität hält wie andere mit einer Wendeweste, heizt nun vor allem in bürger- 
lichen Kreisen erneut die Debatte um das Selbstverständnis des Bündnisses und 
seine Haltung zum Gewaltverzicht an.«’”° 

Auch im Folgejahr wurde die Anfrage zu rechtsradikaler Gewalt, dieses Mal von 
den Grünen, im März 2016 direkt mit der Präsenz von BRAGIDA und deren Verbin- 
dung zur JN, ebenso wie mit dem »Schulhofschläger«, verknüpft. Die Grünen ap- 
pellierten an die Wachsamkeit einer ohnehin schon alarmierten Zivilgesellschaft: 


»Auch wenn die Braunschweiger Zivilgesellschaft sich engagiert gegen die brau- 
nen Umtriebe von »Bragida«, JN & Co. zur Wehr setzt, sind wir doch sehr besorgt 
über die zunehmende Verrohung und Gewaltbereitschaft im rechtsextremen 
Spektrum. Insbesondere der jüngste Vorfall im besonders geschützten Raum 
»Schule« muss unser besonderes Augenmerk besitzen.” 


Dieser kurze Abriss zeigt: Eine erhöhte Sensibilität für das Thema Rechtsradika- 
lismus im Nachgang BRAGIDAs war in den städtischen Gremien nicht erkennbar. 
Aufmerksamkeit erregten Phänomene wie BRAGIDA immer dann, wenn sie medial 
thematisiert wurden, und vor allem, sobald sie sich in einen größeren Rahmen so- 
wie ein Bedrohungsszenario wie PEGIDA einordnen ließen. Sobald eine Personali- 
sierung vorgenommen wurde, wie das Kaprizieren auf Gewalttäter, konnten diese 
exkludiert werden, ohne dass zwangsläufig eine grundsätzliche Auseinanderset- 
zung mit dem als »Rechtsradikalität« benannten Problem folgen musste. Dennoch 
konfrontierte die Zivilgesellschaft die Stadtpolitik mit diesem Anspruch; Akteure 
von rechts wiederum versuchten, in die Lücke vorzustoßen, die BRAGIDA geöffnet 
hatte. 


369 Hier und folgend zit. nach Stadtbezirksrat 331 Nordstadt, Stellungnahme 15-01376-01, 
URL: www.braunschweig.de/res/php/toproxy/voo20.php?VOLFDNR=1001719 [eingesehen am 
26.03.2019]. 

370 Fiene: Vor dem Protest-Sonntag, 20.02.2015. 

371 Die Grünen-Fraktion Rat der Stadt Braunschweig: Öffentliche Anfrage der Grünen 16-01749: 
Rechte Gewalt in Braunschweig, in der Sitzung des Rates der Stadt Braunschweig, vom 
15.03.2016. 
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Normalität ohne »Extremismus« und die Suche nach Konsens 


Ein wesentliches Analyseergebnis der Deutung von BRAGIDA und dessen, was in 
Braunschweig als Normgerüst herausgeschält werden konnte, ist die Beobachtung, 
dass ein gesellschaftlicher Zustand verteidigt werden sollte, dem gewisse »Wer- 
te« und »Normen« im Selbstverständnis zugeschrieben wurden. Und innerhalb 
dieses durch das Normkorsett gerahmten Zustands wurde nicht nur eine Nor- 
malität ohne Gewalt verteidigt, sondern er stand auch kategorisch gegen einen 
als solchen bezeichneten »Extremismus«.?’” Der nahezu reflexhafte Verweis vie- 
ler Braunschweiger Akteure auch auf einen »linken Extremismus« - im Zusam- 
menhang mit BRAGIDA-Veranstaltungen sei die Zahl »linksmotivierter Straftaten 
besonders« (116) gestiegen’? - scheint zumindest einer gemeinsamen Problem- 
wahrnehmung mit BRAGIDA entgegenzukommen. 

Die Anknüpfungspunkte für die AfD sind evident: Denn die »extremistische 
Ideologie« abzuwehren, hatte auch sie sich — unter anderen Vorzeichen - auf 
die Fahnen geschrieben. Im August 2017 brachte sie im Stadtrat den Antrag 
»Demokratische Grundwerte bewahren - politisch motivierte Gewalt verurteilen!« 
ein: »Die Zunahme von politisch motivierter Gewalt und das Erstarken von links- 
und rechtsextremistischer [sic!] Strukturen sind eine für die demokratische Ge- 
sellschaft beunruhigende Entwicklung, die nicht unwidersprochen hingenommen 
werden kann und darf«, hieß es in dem Antrag. Deshalb forderte die AfD, der Rat 
solle Gewalt »als Mittel der politischen Auseinandersetzung« ablehnen und kon- 
statieren, dass »jeder, der politisch motivierte Gewalt von links und rechts fördert, 
begünstigt oder verharmlost, den demokratischen Grundkonsens unseres Staates 


372 Diese Haltung innerhalb der Stadtgesellschaft offenbart insbesondere eine kursorische 
Durchsicht von Leserbriefen und Online-Kommentaren der Braunschweiger Zeitung, für 
die hier exemplarisch zwei Auszüge zitiert werden, in deren Duktus und Impetus jedoch 
etliche vorliegen: Leserbrief von Ekkehard Senf am 20.01.2015: Er übt Kritik am Namen »Bünd- 
nis gegen Rechts«, das alle »aufrechten Demokraten« beleidige. »Ich fühle mich diffamiert«, 
er lasse sich als CDU-Wähler »nicht in die rechtsextreme Ecke drängen«, stehe mit seiner Mei- 
nung auf dem Boden des Grundgesetzes, das BgR sei schlimmer als PEcıDa selbst, weil es nicht 
zwischen rechts und rechtsextrem differenzieren könne. Wie »meine Kanzlerin Frau Dr. Mer- 
kel, lehne ich Extremismus ab, egal ob von links oder rechts«. Ähnlich Holger Pleitner unter 
dem Titel »Keine Macht den Extremisten« am 22.01.2015: »Extreme Linke und Rechte sind lä- 
cherlich.« Dass autonome Linke bei der Gegendemonstration ihre »Gewaltlust« ausleben wür- 
den und Steine und Flaschen auf Unbeteiligte geworfen hätten, könne er »nicht gutheißen«. 
»Beide Seiten«, gemeint sind Linke und Rechte, »agieren sinnfrei und lächerlich. Das eigentli- 
che Problem ist ihnen egal.« 

373 Zur Gleichsetzung von links und rechts im Kontext von Gewalt am Beispiel Saalfeld vgl. 
Quent/Schulz: Rechtsextremismus in lokalen Kontexten, S. 43 u. S. 58. 
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verlässt«.?”* Die SPD brachte daraufhin einen Änderungsantrag ein, auf dessen 
Grundlage der Rat dann überraschenderweise einstimmig folgenden Entschluss 
fasste: 


»Der Rat der Stadt Braunschweig verurteilt Gewalt als Mittel der politischen Aus- 
einandersetzung und lehnt darüber hinaus auch jegliche Form von Hass, Hetze 
und Diskriminierung gegen Menschen aufgrund ihrer Herkunft, Hautfarbe, Reli- 
gion, sexueller Orientierung oder politischen Einstellung ab. Hass, Hetze und Dis- 
kriminierung sind zunehmend der Nährboden für politisch motivierte Straftaten. 
Diese sind eine Bedrohung für die freiheitlich-demokratische Grundordnung und 
machen es erforderlich, dass alle demokratischen Kräfte zusammenstehen und 
die Werte unseres Grundgesetzes verteidigen. Wir erklären, dass jeder, der zur Ge- 
waltals Mittel der politischen Auseinandersetzung aufruft, oder diese durch hass- 
erfüllte und hetzerische Darstellungen begünstigt, den demokratischen Grund- 


konsens unseres Staates verlässt.<”° 


Die Ablehnung von »Extremismus« ging Hand in Hand mit der Suche (und Sehn- 
sucht) nach einem Konsens, vor allem hinsichtlich einer »spürbare[n] Verunsi- 
cherung unserer Gesellschaft« im Rahmen der Demonstrationen von PEGIDA und 
BRAGIDA - wie auch schon Weil in seiner Regierungserklärung betont hatte.?”° 
Doch ist die Normalität durch BRAGIDA nun letztlich gefährdet bzw. verändert 
worden? Ein Aktivist vom BgR urteilte im Sommer 2015: Auch wenn BRAGIDA als 
»sichtbare Bewegung auf der Straße« (117) gescheitert sei, habe sie doch ihr na- 
hestehenden Menschen ein anderes Selbstbewusstsein gegeben. Damit sprach er 
BRAGIDA einen stillen, begrenzten diskursiven Erfolg zu, der vor allem der AfD und 


JN weitere Räume geöffnet habe. Im März 2016 konstatierte ein BgR-Aktivist: 


»Früher fehlte Rechtsradikalen ein Versammlungsort in Braunschweig, um sich 
zu organisieren. Das hat sich mit den BrAGIıDa-Demonstrationen geändert. 
Es scheint mir offensichtlich, dass die Demonstrationen von Rechtsradikalen 


genutzt werden, um Anhänger zu rekrutieren.«”’ 


374 AfD-Fraktion Rat der Stadt Braunschweig: Antrag der AfD im Rat der Stadt Braunschweig: 
17-05078: Demokratische Grundwerte bewahren - politisch motivierte Gewalt verurteilen, 
vom 08.08.2017. 

375 Rat.der Stadt Braunschweig, Ratssitzung vom 22.08.2017. Änderungsantrag 17-05207 der SPD- 
Fraktion zum Tagesordnungspunkt »Resolution: Demokratische Grundwerte bewahren - poli- 
tisch motivierte Gewalt verurteilen!« URL: https://ratsinfo.braunschweig.de/bi/voo21.asp [ein- 
gesehen am 26.03.2019]. 

376 Niedersächsischer Landtag: »Nous sommes Charlie«, Drs. 17/2765, S. 5042. 

377 Zit. nach Stachura, Jörn: Friedliche Demo gegen rechte Gewalt, in: Braunschweiger Zeitung, 
21.03.2016. 
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Folgt man den von Borstel u.a. angestellten Überlegungen zu rechten Raumge- 
winnen, erscheint das zumindest möglich, da langsame Raumeroberungsgewinne 
anfangs nicht bemerkt würden, weil eher unterschwellig eine schleichende Präsenz 
im Stadtbild erobert werde. Obwohl sich auch in Braunschweig Gewalt und Ein- 
schüchterungen durch Rechtsradikale ereignet hatten, stellte sich bei der Mehrheit 
der Stadtgesellschaft kein Bewusstsein für Raumgewinne durch BRAGIDA ein. Ein 
Journalist sprach anlässlich der ersten BRAGIDA-Veranstaltung davon, die 


»Braunschweiger Stadtbevölkerung [ist] mit einer ganz großen Eintracht, weiß der 
Geier, wie man das nennen will, [..] auf die Straße gegangen dagegen [...] und 
die Stadtbevölkerung hatsich positioniert gegen BRAGIDA. Eindeutig. Das war ein 
Phänomen, was ich sehr außergewöhnlich fand, weil das in anderen Städten so 
eindeutig teilweise nicht passiert ist.« (116) 


Entsprechend dieser Deutung habe BRAGIDA auch keine weitere Wirkung entfalten 
können, irgendwann sei sie nicht mehr da gewesen, ein Agendasetting sei ihr nicht 
gelungen. Wenn überhaupt, sei parallel zu BRAGIDA im positiven Sinne eine Dis- 
kussionskultur befördert worden. »Das heißt, also all die Ängste und Nöte, Sorgen, 
die die BRAGIDA glaubt allein in sich aufzunehmen, die wurden bei uns ganz offen 
diskutiert.« Der Befragte zeichnete Braunschweig als »vorbildliche« (116) Stadt der 
Ausverhandlung, die erfolgreich verlaufe, weil sie Themen befrieden könne unter 
Einbindung vieler. 

Allerdings: Tatsächlich verlief diese Ausverhandlung nicht unter Einbindung al- 
ler Bürger; denn bestimmte gesellschaftliche Gruppen, die zwar eventuell nicht bei 
BRAGIDA mitgelaufen waren, aber sicherlich Affinität zu den dort vertretenen Po- 
sitionen hatten, waren aus solchen Aushandlungsprozessen häufig ausgeschlossen 
- ein stadtpolitisch »normales« Prozedere, das allerdings unter demokratietheore- 
tischen Gesichtspunkten betrachtet zugleich ein fragwürdiges ist. Denn hierdurch 
verstärkte sich der Eindruck eines Teils der Gesellschaft, dass »die Politik« dessen 
Anliegen nicht beachte - und dieser Teil der Gesellschaft ist, wie der weitere Er- 
folgslauf der AfD nach 2015 anzeigt, doch größer, als sich der Rest der Gesellschaft 
bisweilen eingestehen mag. 

Auch wenn BRAGIDA den Diskurs in der Bewertung der Akteure - anders als 
etwa in Dresden - nicht verschob, hatte die Formation doch insofern Auswirkun- 
gen auf Braunschweig, als sie zumindest eine kurzfristige Irritation eines ohne- 
hin schon brüchigen Selbstbildes verursachte. BRAGIDA brachte an die Oberfläche, 
dass es zwar einen Konsens in Braunschweig darüber gab, welche Normalität - ei- 
ne ohne Gewalt und »Extremismus« - gelten sollte, dass die Ausverhandlung und 
Verteidigung selbiger jedoch anstrengend und nicht von schnellem Einvernehmen 
getragen war. 

Das Attest, das Borstel Dortmund ausstellte - die demokratische Stadtgesell- 
schaft habe auf den Rechtsradikalismus reagiert »und die Machtfrage um Räume 
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und Einflusssphären angenommen«, damit also »die Voraussetzungen zu ihrer Be- 
grenzung«?”® geschaffen -, kann Braunschweig mit Blick auf BRAGIDA keinesfalls 
uneingeschränkt ausgestellt werden. Das breite Bündnis, das bis zum Schluss pro- 
klamiert wurde, hat es nie gegeben. Und auch wenn BRAGIDA letztlich als Straßen- 
protest gescheitert sein mag, waren die kurzfristig durch sie kanalisierten Themen 
nicht aus den Auseinandersetzungen der Stadtgesellschaft verschwunden. 

Die Praxis der Verhandlung eines rechtsradikalen Phänomens wie BRAGIDA hat 
gezeigt, dass dieser Prozess durchaus wichtig ist für das Selbstverständnis einer 
Stadt, dass aber immer auch Teile der Gesellschaft außen vor bleiben, sich nicht 
hinter die Positionen der artikulationsstarken Protestorganisatoren oder Reprä- 
sentanten der Politik stellen wollen, sondern eher für die Ansprache von Bünd- 
nissen wie BRAGIDA oder Parteien wie der AfD empfänglich sind und es durch- 
aus gesellschaftliche und lokalkulturelle Faktoren gibt, die dazu führen, dass diese 
Menschen sichtbarer werden und für ihre Anliegen ebenfalls Diskurslegitimität 
einfordern. 


378 Borstel/Luzar/Sundermeyer: Rechtsextreme Strukturen in Dortmund, S. 72. 
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6 Zusammenführung und Schlussbetrachtung 


Ziel dieser Studie war, mehr über die politische Kultur in Niedersachsen und ihre 
Verwobenheit mit Rechtsradikalismus zu erfahren. Wie wir bereits einleitend (Kap. 
1 und 2) ausgeführt haben, folgen wir in unserem Verständnis von Politischer Kul- 
turforschung vor allem dem historisch-vergleichenden Blick von Karl Rohe, der die 
gesellschaftliche Verfasstheit hinsichtlich verschiedener Tiefenschichten von poli- 
tischen Einstellungen und Mentalitäten differenziert: Das historisch-kulturell Ge- 
wachsene, das tieferliegende lokalgesellschaftliche Fundament, das nicht auf den 
ersten Blick erkennbar ist, stellt für Rohe die Ebene der Soziokultur dar; diese 
ist zugleich die Basis für die öffentlich-sichtbare Austragung politischer Konflik- 
te, die auf der Ebene der Deutungskultur stattfindet. Nach Rohes Basis-Überbau- 
Verständnis ist die Politische Kultur erst das Zusammengehen dieser beiden eng 
verbundenen Ebenen. 

Folgen wir diesem Verständnis und fragen danach, wie Politische Kultur mit 
Rechtsradikalismus zusammenhängen kann, dann muss erneut betont werden, 
dass wir zunächst einmal lediglich Aussagen über die Ebene der Deutungskultur 
(also über die Oberfläche) treffen können. Zwar ist es der Anspruch der Politischen 
Kulturforschung, über diese an der Oberfläche liegenden Vorstellungen hinauszu- 
kommen; doch um überhaupt tiefer bohren zu können, muss man zunächst die 
Oberfläche kennen. Denn die flexible, konjunkturell abhängige Deutungskultur 
prägt nach Rohe langfristig auch die Ebene der Soziokultur mit kulturellen Ein- 
flüssen, die wiederum als Bodensatz nachfolgend auf die weitere Entwicklung der 
Deutungskultur zurückwirken. 

Um diesem Zusammenhang von politischer Kultur und Rechtsradikalismus nä- 
her zu kommen, haben wir als Zugang die Analyse von Wechselwirkungen zwi- 
schen rechtsradikalen Phänomenen und der lokalkulturellen Mehrheitsgesellschaft 
- lokalen Akteuren und Institutionen - in verschiedenen Regionen Niedersachsens 
ausgewählt. Im Folgenden wollen wir die Auffälligkeiten und Besonderheiten, die 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede in den von uns behandelten drei Fällen sam- 
meln und diskutieren. Die politische Kultur, wie sie sich in einzelnen Regionen his- 
torisch entwickelt und beständig deutungskulturell modifiziert hat, ist nicht nur 
reiner Austragungsort politischer Konflikte, sondern sie prägt auch durch die je- 
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weiligen Dispositionen und Mentalitäten die Aushandlungsmodi der Konflikte ent- 
scheidend mit. Deshalb haben die lokalkulturellen Verhandlungs- und Deutungs- 
formen selbst auch einen Einfluss auf die neuerlichen Bedingungen rechtsradikaler 
Phänomene. Dieser Zusammenhang wird zwar schon seit Jahren in der Forschung 
konstatiert, über die genauen Ausprägungen liegen bislang allerdings nur wenige 
Studien vor. 

Zunächst einmal grundlegend gefragt: Warum ist die Untersuchung der Struk- 
turmomente von politischen Bewusstseinsformen, Mentalitäten und des Ressen- 
timents in unserem Zusammenhang so wichtig? Nietzsche sprach in seiner »Ge- 
nealogie der Moral« als Erster offen aus, dass die gesellschaftlichen Strukturen der 
Nährboden für das Ressentiment seien." Das Ressentiment, was etwa »heimlicher 
Groll« bedeutet, ist - da das Individuum als gesellschaftliches Wesen nun einmal 
in gesellschaftlichen Strukturen verankert ist - überall in der Gesellschaft und in al- 
len Individuen vorhanden. Es ist der libidinös besetzte Ausdruck des »Unbehagens 
in der Kultur«, wie Freud es ausdrückte, und damit fest im psychischen Apparat 
des Individuums verankert.” Demgegenüber wird in der sozialwissenschaftlichen 
Forschung das Vorurteil als bewusst-unbewusste Oberflächenmeinung verhandelt, 
als affektgeladener Ausdruck voreiliger Urteile. Streng genommen ist das Vorurteil 
damit lediglich eine spezifische Ausprägung und konkrete Erscheinungsform des 
tiefer verankerten Ressentiments.? 

Obwohl diese Aussage philosophiegeschichtlich betrachtet eine (banale) Selbst- 
verständlichkeit darstellt, haben sich die Sozialwissenschaften weitgehend von die- 
ser Einsicht distanziert; viel eher hat man sich auf die Gleichsetzung von Ressen- 
timent und Vorurteil konzentriert, obwohl diese - wiederum philosophisch be- 
trachtet, aber auch unter Verweis auf Adornos »Studien zum autoritären Charak- 
ter« - auf unterschiedlichen Ebenen liegen: Das Vorurteil ist das an der Oberfläche 
sichtbare, das Ressentiment das tieferliegende Unbehagen an der Kultur (Sigmund 
Freud), aus dem sich Vorurteilsstrukturen speisen können. Daher sind Vorurteil 
und Ressentiment strikt voneinander zu trennen.* 

Ermöglichte dies in der positivistischen Forschung eine Gleichsetzung beider 
Begriffe, Einstellungen auf der Ebene phänomenologisch sichtbarer Vorurteile em- 
pirisch zu messen, werden nun auch Stimmen in der Forschung lauter (zu ih- 


1 Siehe Nietzsche, Friedrich: Zur Genealogie der Moral, in: Colli, Giorgio/Montinari, Mazzino (Hg.): 
Kritische Studienausgabe (KSA) 5, München 1999, S. 245-412, hier S. 270. 

2 Vgl. Freud, Sigmund: Das Unbehagen in der Kultur, in: Sigmund Freud: Studienausgabe, Bd. IX, 
hg. v. Mitscherlich, Alexander/Richard, Angela/Strachey, James, Frankfurt a.M. 1997, S. 191-270. 

3 Vgl. Institut für Sozialforschung: Soziologische Exkurse. Nach Vorträgen und Diskussionen, 
Frankfurt a.M. 2013, S. 158f. 

4 Vgl. bspw. Adorno: Studien zum autoritären Charakter, S. 5f., S. 20, S. 111 u. S.123. Dort heißt es 
entsprechend auch buchstäblich, dass Vorurteile bloß Teile von »Oberflächenideologien« seien 
(ebd., S. 22). 
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nen zählen etwa Claus Leggewie und Dirk Jörke), die kritisieren, dass durch diese 
Gleichsetzung die qualitative Verschiedenheit der Strukturmomente von Ressen- 
timent und Vorurteilen aus dem Blick gerate.? 

Diese Schieflage fällt mit Blick auf den Erfolgslauf der AfD umso stärker ins 
Gewicht, als die reine Vorurteilsforschung gerne den sogenannten Modernisie- 
rungsverlierer aus den tendenziell unteren Schichten als besonders empfänglich 
für autoritäre Politikangebote ausgemacht hat. Zwar trifft dies für einen Teil der 
AfD-Wählerschaft sicherlich auch weiterhin zu; aber ein relativ großer Teil ent- 
stammt doch der sogenannten bürgerlichen Mittelschicht‘ - und an diesem Punkt 
wird die Unterscheidung von Vorurteilen und Ressentiment relevant.” 

Die Identifizierung der bestehenden Schieflage und die Kritik an der mangeln- 
den Differenzierung sind insofern auch als Forschungsimpuls zu verstehen, sich 
stärker auf die gesellschaftlichen Strukturmomente der Genese des Ressentiments 
zu konzentrieren als nur auf die Ausbreitung von an der Oberfläche sichtbaren - 
also messbaren - Vorurteilen. Derartige Forschung ist zwar nur in großen, kom- 
plexen, im Idealfall interdisziplinären Forschungsprojekten möglich, die überdies 
langfristig angelegt sind, doch kann auch unabhängig davon die Logik, die hinter 
der Entstehung und Wirkungskraft des Ressentiments steht, nachvollzogen wer- 
den.? Denn wie Cornelia Koppetsch zu recht festhält, hat sich die Forschung nur 
unzureichend mit den Dimensionen von Emotionen und Gefühlen wie Angst, Neid 
oder Unterlegenheit beschäftigt, hat ihre Bedeutung für die Konstituierung politi- 
schen Bewusstseins und politischen Handelns unterschätzt und dadurch auch die 
Strukturdimensionen des Ressentiments aus den Augen verloren.’ 


un 


Vgl. Leggewie, Claus: Populisten verstehen. Ein Versuch zur Politik der Gefühle, in: Korte, Karl- 
Rudolf (Hg.): Emotionen und Politik. Begründungen, Konzeptionen und Praxisfelder einer poli- 
tikwissenschaftlichen Emotionsforschung, Baden-Baden 2015, S. 139-154; Jörke, Dirk: Moralisie- 
rung und die Instrumentalisierung sozialpsychologischer Erklärungen, in: Becker, Karina/Dörre, 
Klaus/Reif-Spirek, Peter (Hg.): Arbeiterbewegung von rechts? Ungleichheit, Verteilungskämpfe, 
populistische Revolte, Frankfurt a.M. 2018, S. 287-296, hier S. 289. 

Vgl. Hensel u.a.: Die AfD vor der Bundestagswahl 2017, S. 21. 

7 Vgl. Stender, Wolfram: Ethnische Erweckungen. Zum Funktionswandel von Ethnizität in moder- 
nen Gesellschaften. Ein Literaturbericht, in: Mittelweg 36, H. 4/2000, S. 65-82, bes. S. 75f. 

Auch hieran fällt auf, wie ähnlich die Denkart der »Studien zum autoritären Charakter« und der 


o\ 
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Schriften zur Politischen Kulturforschung Karl Rohes sind. Das Forschungsprogramm der »Studi- 
en« lautet schließlich schon im ersten Satz: »Die Untersuchungen, über die hier berichtet wird, 
waren an der Hypothese orientiert, daß die politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Überzeugungen eines Individuums häufig ein umfassendes und kohärentes, gleichsam durch 
eine ‚Mentalität« oder einen ‚Geist: zusammengehaltenes Denkmuster bilden, und daß dieses 
Denkmuster Ausdruck verborgener Züge der individuellen Charakterstruktur ist.« (Adorno: Stu- 
dien zum autoritären Charakter, S.1.) Zugespitzt: Nichts anderes wollte Rohe mit seinem ganz 
eigenen Begriffs- und Methodeninventar untersuchen. 

9 Vgl. Koppetsch, Cornelia: Ressentiments, in: Soziopolis, 20.12.2018, URL: https://soziopolis.de/ 
beobachten/gesellschaft/artikel/ressentiments/ [eingesehen am 07.03.2019]. Diesem Urteil 


277 


278 


Rechtsradikalismus in Niedersachsen 


Um es gleich vorwegzunehmen: Auch wir sind in unserer Studie nicht zufrie- 
denstellend an das Ressentiment herangekommen. Allerdings war das auch gar 
nicht unser Anspruch. Vielmehr haben wir gewissermaßen Vorarbeiten für nach- 
folgende vertiefende Analysen geleistet. Diese Studie zielte zunächst einmal auf 
die Analyse des gesellschaftlichen Nährbodens ab, der die Voraussetzung für das 
Ressentiment bildet. Wir haben in unserer Studie daher die Perspektive kleintei- 
lig auf einen Aspekt gelegt, auf eine spezifische Dimension innerhalb dieser Matrix 
an sich gegenseitig überlagernden Strukturmomenten, die zur Herausbildung po- 
litischer Bewusstseinsformen und letztlich von Ressentiments beitragen: auf die 
lokalpolitische Verhandlung politischer Phänomene, die unter der Chiffre »Rechts- 
radikalismus« diskutiert wurden. 


6.1 Zusammenfassung 


In unserem explorativen Design der Fallanalysen haben wir drei Fragen gestellt. 
Erstens: Welche unmittelbaren Reaktionen zeigten unterschiedlichste Akteure in 
der Stadtgesellschaft auf das jeweils ausgewählte rechtsradikale Phänomen? Zwei- 
tens: Wie gingen sie mit selbigem um? Drittens: Wie entwickelten sich das stadtge- 
sellschaftliche Verhalten und der Umgang nach den ersten Reaktionen, und lassen 
sich daraus resultierend bestimmte Deutungen identifizieren, die erste Hinweise 
darauf geben, was in der lokalen Mehrheitsgesellschaft als »Normalität«, als nor- 
mierendes Korsett, angesehen wurde? Von diesen Fragen ausgehend haben wir 
lokalkulturelle Wechselwirkungen und Dynamiken anhand von drei ausgewählten 
Fällen analysiert: Salzhemmendorf, Dorfmark und Braunschweig. Wir haben uns 
dabei für eine möglichst kontrastive Fallauswahl entschieden, um möglichst un- 
terschiedliche Verhandlungsformen abbilden zu können. 

Das Fallbeispiel Salzhemmendorf, wo sich 2015 im Kontext der »Flüchtlings- 
krise« der erste Brandanschlag auf eine Asylunterkunft in einem westdeutschen 
Bundesland ereignete, hat nicht nur unterschiedliche Formen der bürgerschaft- 
lichen Bearbeitung der Geschehnisse - sowohl je nach sozialer Statusgruppe als 
auch im zeitlichen Verlauf -, sondern auch verschiedene Erklärungsversuche vor 
Ort gezeigt, wie es überhaupt zu diesem Anschlag kommen konnte. Es galt, die »Tat 
von Einzelnen«, den (vor allem emotionalen) Schock, die Singularität zu erklären. 
Diese Deutungen prägten den Bearbeitungsprozess vor Ort mit. Dabei zeigte sich 
zudem, dass die lokalkulturell spezifischen Vorstellungen davon, was als »rechts«, 


schließt sich auch Birgit Aschmann an; siehe Aschmann, Birgit: Stimmungsmache. Zu Risi- 
ken und Chancen von »Stimmungen« als (sozial)wissenschaftlichem Konzept, in: Merkur, Jg. 73 
(2019), H. 839, S. 91-97. 
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»rechtsradikal« und auch »rechtsterroristisch« wahrgenommen wurde, weit aus- 
einandergingen und unterschiedliche Deutungsmuster darüber existierten, welche 
politischen Konsequenzen für das demokratische Gemeinwesen aus dem Anschlag 
erwachsen sollten. 

In Dorfmark haben wir die eingespielten Routinen vor Ort studiert, wie sich 
die Ludendorffer im Alltag etabliert haben und welche Selbstverständlichkeit diese 
politische Gruppierung in der Dorfmarker Bürgerschaft inzwischen erlangt hat. 
Dadurch, dass die Ludendorffer teilweise schon seit Jahrzehnten in diesem Ort 
leben bzw. zumindest dort ihre jährlichen Veranstaltungen durchführen, haben 
sich einige als solche zu bezeichnende Normalisierungseffekte eingestellt.'” Der 
entscheidende Modus dieses Arrangements besteht darin, so unsere These, dass 
die Akzeptanz der Ludendorffer daran gekoppelt ist, erstens ihre politischen Vor- 
stellungen klandestin zu halten, also etwa in nichtöffentlichen Räumen zu tagen, 
sodass der Dorfmarker Alltag nicht gestört wird; und zweitens mit ihren Veranstal- 
tungen einen ökonomisch-lukrativen Beitrag für die Region zu leisten. Nur indem 
beide Faktoren zusammenwirken, werden die Ludendorffer kaum als politisches 
Problem, und spezifischer: auch nicht als rechtsradikales Phänomen, wahrgenom- 
men. 

In Braunschweig wiederum haben wir die bürgerschaftliche Verhandlung der 
BRAGIDA-Bewegung als wiederkehrendes Protestphänomen untersucht. Sowohl in 
west- als auch in ostdeutschen Städten konnten sich nach 2014 PEGIDA-Ableger 
konstituieren. Aber in Braunschweig gelang der Protestbewegung - zumindest 
zeitweise und aufgrund der Deutungshoheit bestimmter (in erster Linie staatli- 
cher) Akteure -, nicht als rechtsradikales Protestbündnis, sondern partiell als bür- 
gerliche Kraft wahrgenommen zu werden. Doch nicht nur der um BRAGIDA ent- 
brannte rigorose Deutungskampf um das Selbstverständnis der Stadtgesellschaft 
ist bemerkenswert, sondern auch die wechselseitige Abschottung bürgerschaftli- 
cher Teilgruppen und ihre Polarisierung. Denn zu Beginn war das soziallibera- 
le Bürgertum in Braunschweig außerordentlich mobilisierungsfreudig und -fähig, 
konnte relativ große Massen zum Gegenprotest auf die Straße bringen. Indes: Ge- 
rade diese Interaktionsdynamik zwischen Protest und Gegenprotest - sowohl in 
der Konstituierungsphase als auch in der zeitlichen Entwicklung - offenbart eine 
Tendenz zum identitätspolitischen Tribalismus. 

Nicht nur rechts der Mitte finden wir eine grassierende Identitätspolitik, son- 
dern auch links davon - beide Seiten bedingen und begünstigen einander": Die 
»liberale Identitätspolitik zeigt, wie sich die Vertreter dieser Politik zunehmend 


10 Held spricht in solchen Fällen von einer »unbemerkten Selbstverständlichkeit«; Held u.a.: 


Rechtsextremismus und sein Umfeld, S. 166. 
11 Siehe Koppetsch, Cornelia: Soziologiekolumne. Eine Welle der Nostalgie. Die akademische Mit- 


telschicht und die illiberale Gesellschaft, in: Merkur, Jg. 72 (2018), H. 832, S. 51-58. 
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den Belangen von Gruppen und Individuen außerhalb der jeweiligen Identitäts- 
gemeinschaft verschließen - Ironie der liberalen Ideologisierung.«'* Schließlich 
zogen sich beide politischen Lager auf ihren eigenen Kreis zurück, beanspruch- 
ten dennoch beide jeweils den Alleinvertretungsanspruch für die Braunschweiger 
Bürgerschaft und exkludierten damit den Bürgerschaftsanspruch des jeweils ande- 
ren Lagers. Zwar unterschieden sich natürlich die politischen Motive zwischen den 
Gruppierungen; aber für die Tendenz der Polarisierung ist doch bezeichnend, dass 
auch das sozialliberale Bürgertum in einen antiliberalen Manichäismus verfiel, der 
jedem Braunschweiger Bürger, der potenziell Sympathie für den politischen Pro- 
test BRAGIDas hegte (der zugleich lokal phasenweise auch noch als »bürgerlich« 
wahrgenommen wurde) - ob er nun rechtsradikale Ansichten vertrat oder nicht, 
ist für dieses Argument zweitrangig —, das politische Ansinnen kategorisch ver- 
weigerte. 

Zwar war dieser beobachtete Mechanismus der paradoxen Deutungshoheit"? 
eine Art Nebenergebnis, doch ist diese Interaktionsdynamik augenscheinlich kenn- 
zeichnend für das Selbstverständnis der Stadtgesellschaft. Denn an diesem Punkt 
schlug, erstens, der Effekt des Gegenprotestes aus dem linksliberalen Bürgertum 
um in einen moralischen Alleinvertretungsanspruch, der dazu konträr liegende 
politische Ansichten delegitimierte. Ironischerweise zählte genau diese Kritik - 
freilich neben kulturkonservativen, traditionalistisch-reaktionären oder auch anti- 
liberalen und zum Teil rechtsradikalen Motiven - zu den ursprünglichen Antrieben 
des BRAGIDA-Protestes. Und zweitens spiegelte sich dieser Mechanismus über das 
Protestphänomen BRAGIDA hinausweisend auch in der Deutung der Mehrheitsge- 
sellschaft wider, und zwar von BRAGIDA und Gegenprotest: Politischer Protest in 
Braunschweig wurde, ungeachtet seines Inhalts, als illegitim empfunden, sobald 
er sich als politisch begriff, sich auf der Straße formierte, sobald von ihm eine Stö- 
rung des Alltags oder gar Gewalt ausging - dann war von »Extremisten aus beiden 
Lagern« die Rede. Gerade deshalb offenbarte sich hier ein strukturelles Problem der 
Braunschweiger Bürgerschaft ganz allgemein hinsichtlich der Aushandlung politi- 
scher Phänomene." 


12 Nickel, Carsten: Rückbau der Gesellschaft, in: Merkur, Jg. 73 (2019), H. 839, S. 27-36, hier S. 30. 

13 Paradox ist diese Deutungshoheit insofern, als die Mobilisierung, das Auftreten und die Prak- 
tiken der Gegenproteste sehr stark an die Strukturen solcher Proteste erinnern, die einen enor- 
men Rückhalt in der Stadtgesellschaft genießen, wie bspw. Gegenproteste in der linksliberal 
geprägten Stadt Göttingen. Allerdings genießt der Braunschweiger Gegenprotest ebendiesen 
Rückhalt gerade nicht, zumal Braunschweig sowohl hinsichtlich der Wahlergebnisse als auch 
soziokulturell gerade nicht mehrheitlich linksliberal geprägt ist. 

14 Schon Dudek und Jaschke haben auf die Schieflagen des »Engagements gegen rechts« hinge- 
wiesen, die aus strukturellen und lokalkulturellen Gründen oftmals Teil des Problems seien, 
weil sie die Problemwahrnehmung für das, was als »rechts« gilt, verzerren und diese Vorstellung 
in der Bürgerschaft perpetuieren: »Der linke Antifaschismus von heute ist, wie die Geschichte 
des Kampfes gegen die NPD eindrucksvoll demonstriert, zur Parodie seiner selbst geworden. 
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6.2 Vergleich 


Wenn wir nachfolgend diese drei Fälle systematisch vergleichen, gilt zunächst zu 
beachten, dass die Fallauswahl kontrastiv ausgelegt ist.” Im Folgenden geht es 
um die Systematisierung des empirischen Materials und davon ausgehend um die 
theoretische Einordnung von Auffälligkeiten und Besonderheiten auf einer abs- 
trakteren Ebene. Hingegen geht es nicht um einen inhaltlich-messbaren Abgleich, 
welche Region gewissermaßen besser oder schlechter reagiert hat, sondern um ei- 
nen inhaltlich-qualitativen Vergleich, um gerade aufgrund der vielen Unterschiede 
mehr über die Gemeinsamkeiten herauszufinden." 

Unsere drei Fälle (Salzhemmendorf, Dorfmark und Braunschweig) unterschei- 
den sich von der Ausgangslage her besonders in zwei Dimensionen: der Soziostruk- 
tur der Region und der Form des politischen Phänomens. Die kleineren regional 
und ländlich geprägten Gebiete Salzhemmendorf und Dorfmark sind soziostruk- 
turell ganz anders verfasst als die Stadt Braunschweig. Schon in den 1920er Jahren 
hat Leopold v. Wiese auf die je eigentümlichen Strukturdynamiken und die jewei- 
lige Anziehungskraft von Dörfern und Städten hingewiesen: Das Dorf verfüge als 
»soziales Gebilde« aufgrund seines Konformitätsdrucks, aber auch aufgrund sei- 
ner gleichzeitig vermittelnden Geborgenheit über eine ganz eigentümliche »Ele- 
mentarkraft«’”, die Städte gerade nicht besäßen. In Dörfern und Provinzen seien 
das »zwischenmenschliche Verhalten und die - positiven und negativen — Verge- 
sellschaftungen« viel direkter als in Städten, weshalb die »sozialen Beziehungen« 
viel eher Aufschluss über die »Haltung der Menschen«'* gäben, wie der Soziologe 
v. Wiese schwärmt. 


Selbst der Begriff »Antifaschismus« kann seinen negativen Beiklang immer weniger verbergen. 
Es ist eine Folge der Vergesellschaftung des »Antifaschismus< und der dogmatischen Okkupati- 
on durch DKP VVN und Teile der Gewerkschaften, daß wir über keinen gültigen Begriff für den 
demokratischen Auftrag verfügen, die Entstehung und Ausbreitung des Rechtsextremismus zu 
verhindern. Die diffusen Bestandteile des Kampfes gegen rechts sind heute unfreiwillig zu- 
sammengeschlossen in der Handlungslogik des Interaktionssystems des Rechtsextremismus« 
(Dudek/Jaschke: Entstehung und Entwicklung des Rechtsextremismus in der Bundesrepublik, 
S. 485). Diesen Befund konnten wir auch in unserer Analyse bspw. an der identitätspolitischen 
Selbstvergewisserungsfloskel »bunt statt braun« beobachten. 

15 Vgl. Dimbath, Oliver/Ernst-Heidenreich, Michael/Roche, Matthias: Praxis und Theorie des Theo- 
retical Sampling. Methodologische Überlegungen zum Verfahren einer verlaufsorientierten Fall- 
auswahl, in: Forum Qualitative Sozialforschung, Jg. 19 (2018), H. 3, Art. 34. 

16 Siehe Funcke, Dorett/Loer, Thomas: Von der Forschungsfrage über Feld und Fall zur Theorie. Zur 
Einleitung, in: Dies. (Hg.): Vom Fall zur Theorie. Auf dem Pfad der rekonstruktiven Sozialfor- 
schung, Wiesbaden 2019, S. 1-56, S. hier S. 10. 

17 Wiese, Leopold v.: Einleitung. Die Problematik einer Soziologie des Dorfes, in: Ders. (Hg.): Das 
Dorf als soziales Gebilde, München 1928, S. 1-9, hier S. 3. 

18 Ebd., S. 6. 
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Dieser Stadt-Land-Unterschied zeigt sich vor allem in der Anzahl der in den 
Fallbeispielen jeweils beteiligten Akteure. Gerade in Braunschweig fällt dies im 
Vergleich auf: Die Stadt hat eine ganze andere Entwicklungsphase zwischen Re- 
aktion und Umgang durchlaufen als die Orte aus den anderen Fallbeispielen. Wir 
konnten den Braunschweiger Fall in Phasen einteilen, die gezeigt haben, dass sich 
die Reaktions-, Umgangs- und Deutungsformen allein im zeitlichen Ablauf schon 
deutlich unterschieden haben. Dies hängt auch mit der Größe und dem Mög- 
lichkeitsspielraum der stadtgesellschaftlichen Interaktion zusammen - zumal das 
Agieren innerhalb der Lokalpolitik deutlich komplexer funktioniert als in kleineren 
Gemeinden. Dort wird Lokalpolitik auf der Ebene der Responsivität in der Kom- 
munalpolitik viel unmittelbarer erfahren als in städtischen Ballungsbieten. Kom- 
munalpolitiker sind relativ nah an der Bevölkerung dran. 

In dieser Hinsicht erscheinen Dorfmark und Salzhemmendorf von der Dorf- 
gemeinschaftsstruktur her vergleichbar.” Demgegenüber ermöglicht die potenzi- 
ell größere Distanz in Stadtgebieten dem bürgerschaftlichen Engagement mehr 
Freiräume, denn dort kann es wesentlich einfacher als in Dorfgemeinschaften un- 
abhängig von lokalpolitischen Vernetzungen agieren.” In Braunschweig existiert 
dementsprechend eine ausgeprägte und ausdifferenzierte Zivilgesellschaft, wes- 
halb das Beziehungsnetz der Gegenproteste denn auch anders strukturiert war und 
auch die Interaktionsketten der Reaktionsformen ganz anders abliefen als in klei- 
neren Regionen. Weitere Unterschiede lassen sich über die antagonistischen Stich- 
wortpaare Öffentlichkeit/Privatheit, Anonymität/Intimität, Heterogenität/Homo- 
genität und Stadtgesellschaft/Dorfgemeinschaft andeuten. 

Die Beispiele unterscheiden sich aber auch inhaltlich, denn im Vordergrund 
der jeweiligen Fallbetrachtungen stehen ganz unterschiedliche politische Phäno- 
mene. In Salzhemmendorf geht es mit dem rechtsterroristischen Brandanschlag 
um ein Schock-Moment; in Dorfmark geht es mit den Ludendorffern um eine ri- 
tualisierte, eingewöhnte und im Ort kaum als solche wahrgenommene Form des 
Rechtsradikalismus; und in Braunschweig geht es um einen — wie ihn die For- 
schung nennt - bewegungsförmigen Rechtsradikalismus, der über Jahre hinweg 
regelmäßig auf der Straße demonstrierte. Form und Qualität dieser Phänomene 
unterscheiden sich grundlegend, weshalb auch das Verhalten und Handeln der Ak- 
teure bereits bedingt durch die Fallanlage strukturell verschieden ist. Schlichtweg: 
Ein Brandanschlag als »Schock«-Moment emotionalisiert mehr als ein ritualisierter 


19 Zur Stadt-Land-Unterscheidung und zu spezifischen Dorfstrukturen vgl. Barlösius, Eva/Spohr, 
Michele: Infrastrukturen im Dorf: Welche Formen von Sozialität ermöglichen sie?, in: Flit- 
ner, Michael/Lossau, Julia/Müller, Anna-Lisa (Hg.): Infrastrukturen der Stadt, Wiesbaden 2017, 
S. 229-251. 

20 Vgl. Siebel, Walter: Die Kultur der Stadt, Berlin 2015. 
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Protest und fordert die Lokalpolitik zu ganz anderen Reaktions- und Umgangsfor- 
men heraus. Diese strukturellen Unterschiede müssen bei der Auswertung beach- 
tet werden. 

Indes: Eine Bewertung der jeweils beobachteten Aushandlungsmodi im Sinne 
einer Wertung verbietet sich, wie bereits erwähnt, nicht nur prinzipiell; sie wäre 
auch ein analytischer Fehlschluss, denn unser Material würde - selbst wenn die- 
se Absicht vorläge - einen solchen Schluss keineswegs befriedigend ermöglichen. 
Um es noch einmal zu betonen: Wir haben in unseren Fallanalysen jeweils ledig- 
lich einen Ausschnitt des sozialen Lebens vor Ort betrachten können, die spezifi- 
sche Entwicklung im Zusammenhang mit einem politischen Phänomen vor Ort. 
Allein auf Grundlage dieser Reaktions- und Verhandlungsformen lassen sich keine 
ausreichenden Rückschlüsse auf die grundlegenden politischen Bewusstseinsfor- 
men der Regionen - nach Karl Rohe also die Ebene der Soziokultur - ziehen. Oder 
einfacher ausgedrückt: Nur weil die Bürger in dem einen Fall nach einem rechtsra- 
dikalen Ereignis auf die Straße gehen und demonstrieren, heißt das im Umkehr- 
schluss noch lange nicht, dass diese Bürger auch politisch sensibler in der Pro- 
blemwahrnehmung von politischen Phänomenen wie dem des Rechtsradikalismus 
in Gänze sind. Deshalb haben wir uns auf die Untersuchung der Aushandlungs- 
modi beschränkt. Schließlich entscheidet der lokalkulturelle Umgang maßgeblich 
über die lokale Bedeutung und Problemwahrnehmung des Rechtsradikalismus mit. 
Zwar muss sie nicht ursächlich für die Formierung des Phänomens des Rechtsradi- 
kalismus (auf Ebene der Bewusstseinsformen) sein; doch kann die stadtkulturelle 
Verhandlung zumindest dazu beitragen, wie sich dieses politisch organisatorisch 
ausbildet und entwickelt. 


6.2.1 Das Selbstbild der lokalen Gemeinschaft 


In unseren Fallanalysen fällt auf, dass alle Orte in ihrer Selbstwahrnehmung (oder 
zumindest Selbstdarstellung) den bürgerlichen Zusammenhalt und, in den kleinen 
Orten noch stärker ausgeprägt, die gemeinschaftliche Harmonie betonten. Für sich 
genommen mag ein solches Selbstbild soziologisch betrachtet vollkommen normal 
sein — denn wahrscheinlich neigt jede Gemeinschaft dazu, sich selbst in einem 
möglichst vorteilhaften Licht zu sehen.” Vergleicht man aber unsere drei Fälle, so 
irritieren diese auf den ersten Blick ähnlichen bürgerlichen Gemeinschaftsbilder 
schon. 

Denn jeder der Orte versteht unter diesem Zusammenhalt offenkundig etwas 
anderes. Gleichzeitig aber betonen alle, dass das bürgerschaftliche Engagement, 


21 Zur soziologischen Diskussion über Stadtbilder vgl. Löw, Martina: Soziologie der Städte, Frank- 
furt a.M. 2010, S. 141. 
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der individuelle zivilgesellschaftliche Einsatz für die Gemeinschaft und das Ge- 
meinwohl, der Transmissionsriemen für das Funktionieren der Gemeinschaft ins- 
gesamt sei. Diese Gemeinschaftserzählungen vom Zusammenhalt im Ort durch 
das individuelle Engagement und die Vereine, die wie ein Netz über den Regio- 
nen liegen, sind uns in allen Fällen begegnet. Aber während sich Braunschweig 
als »bürgerliche Stadt« verstand, sah sich Salzhemmendorf als unpolitische Idylle 
einer heilen und homogenen Dorfgemeinschaft, ähnlich wie Dorfmark. Im kollek- 
tiven Gedächtnis und im lokalkulturell gewachsenen Selbstverständnis (wohl auf- 
grund der historischen Rolle der Orte) sind diese Idyll-Vorstellungen offensicht- 
lich tief verankert: Salzhemmendorf sieht sich weiterhin als Kurfürstenidyll, als 
herausgehobener Ort der Ruhe und Beschaulichkeit; und Dorfmark versteht sich 
als Erholungsgebiet, das gewissermaßen davon lebt, dass umliegende Großstädter 
und Touristen zur Entspannung anreisen. 

Dieses jeweilige Selbstbild korreliert auch mit den Krisenerzählungen des Or- 
tes, wie sie unsere Interviewpartner wahrnahmen. Trotz des vielfältigen Engage- 
ments gab es in beiden Orten eine Art Verfallserzählung - sei es der demografi- 
sche Wandel oder die drohende Erosion der Gemeinschaftsstrukturen. Vor allem 
in Salzhemmendorf zeigt sich allerdings, dass das Selbstverständnis auch kulturell 
abfedernd gegen Krisenerscheinungen wirkt. Zwar hat die Kurpleite offenbar im 
Ort eine Art Trauma verursacht, da das lukrative Zukunftsprojekt bloß finanzielle 
Schulden und eine Kränkung des Stolzes hinterlassen hatte. Aber in unseren Inter- 
views wurden die angesprochenen Krisen durchaus mit dem historisch-kulturellen 
Selbstverständnis und dem Image einer als wichtig empfundenen Stadt relativiert. 
Denn, wie uns ein Lokalpolitiker mitteilte (I1), die Lage, die Anbindung und die In- 
frastruktur seien schließlich — trotz aller Krisen und Verfallserscheinungen - au- 
ßerordentlich gut; zumal die Dorfgemeinschaft bisher noch jede Krise überstanden 
habe. 

Interessanterweise wurden gerade diese Krisengeschichten sowohl in Salz- 
hemmendorfals auch in Dorfmark zusammengebracht mit der Wahrnehmung von 
Migration (in den Interviews wurde vor allem die Migration seit 2015 angespro- 
chen) als Chance für die Kommunen, insbesondere seitens der Kommunalpolitik. 
Der Zuzug, der die Kommunen vor enorme Herausforderungen stelle,” könne 
beispielsweise die Überforderung der Kommunalpolitik aufgrund ihrer struktu- 
rellen Krisen ausgleichen, helfe gegen den demografischen Wandel und gleiche 
die Stadt-Land-Abwanderung aus. Ob diese Wahrnehmung jedoch auch für die 
Dorfbevölkerung gilt, können wir mit unserem Material allerdings nicht fundiert 
bestätigen. Allerdings zeigt sich bereits ein frappierender Unterschied zu Braun- 
schweig, wo der Zuzug von Flüchtlingen überwiegend weniger als Chance denn 


22 Siehe Aumüller, Jutta: Die kommunale Integration von Flüchtlingen, in: Gesemann, Frank; Roth, 
Roland (Hg.): Handbuch Lokale Integrationspolitik, Wiesbaden 2018, S. 173-198. 
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mindestens als Herausforderung, meist jedoch als Belastung angesehen wurde. 
Wie am Beispiel der Landesaufnahmebehörde ausgeführt, scheint der positive 
Gegenentwurf einzelner Akteure gegen die Negativ- oder Krisenerzählung über 
Migration kaum Wirkmächtigkeit entfaltet zu haben. Dies lässt sich wohl zumin- 
dest zum Teil auch damit erklären, dass BRAGIDA das Thema früh aufgriff und 
die Einrichtung der SoKo Asyl den Fokus auf (Flüchtlings-)Kriminalität richtete, 
weshalb in der Stadtgesellschaft - wie wir von unseren Gesprächspartnern er- 
fahren haben und wie auch unsere Analyse der lokalen Medien gezeigt hat - die 
Debatte über Herausforderungen und Möglichkeiten der Migration unter anderen 
Vorzeichen geführt wurde. 


6.2.2 Die zwei Seiten der Zivilgesellschaft 


Die Zivil- oder auch Bürgergesellschaft ist das Bindeglied zwischen der Bevölke- 
rung und dem staatlichen Verwaltungsapparat. Sie ist die »Zusammensetzung aus 
jenen mehr oder weniger spontan entstandenen Vereinigungen, Organisationen 
und Bewegungen, welche die Resonanz, die die gesellschaftlichen Problemlagen in 
den privaten Lebensbereichen finden, aufnehmen, kondensieren und lautverstär- 
kend an die politische Öffentlichkeit weiterleiten«’. Hiermit ist die Relevanz des 
bürgerschaftlichen Engagements für den sozialen Zusammenhalt bereits angedeu- 
tet. Dieses Engagement bildet das soziale Netz für die Stadtgesellschaft und bedarf 
vor allem Bürgern mit Ressourcen wie Zeit und Geld, die Strukturen wie Vereine 
und Initiativen antreiben, damit die Vernetzung auch aufrechterhalten bleibt.” 
Diese aktiven Bürger sind Stützen des Sozialen und strukturieren auch den All- 
tag im Gesellschaftlichen. Vor allem in Dorfmark und Salzhemmendorf sind diese 
Strukturen das Lebenselixier des Ortes - ohne sie würde nur wenig funktionieren. 

Zwar sind Engagementstrukturen auch in Braunschweig wichtig, aber offenbar 
nehmen sie in kleineren Orten eine noch weitaus dominantere Rolle im Alltag ein 
als in Ballungsgebieten.”® Das bürgerschaftliche Engagement definiert damit zum 
großen Teil auch die Gemeinschaft, prägt wesentlich die entsprechenden Norm- 
vorstellungen (auch durch die direkte Wechselwirkung mit der Lokalpolitik) und 


23 Jürgen Habermas zit. nach Hentges, Gudrun: Schattenseiten der Zivilgesellschaft. Das Phäno- 
men Pegida unter demokratietheoretischen Aspekten und Möglichkeiten der Prävention durch 
politische Bildung, in: Kopke, Christoph/Kühnel, Wolfgang (Hg.): Demokratie, Freiheit und Si- 
cherheit. Festschrift zum 65. Geburtstag von Hans-Gerd Jaschke, Baden-Baden 2017, S. 32-45, 
hier S. 39. 

24 Vgl. Borstel, Dierk/Fischer, Ute: Stadtgeschichten. Soziales Dortmund im Spiegel von Biografi- 
en, Wiesbaden 2016, S. 122. 

25 Wie wichtig diese Engagementstrukturen aber auch in größeren Städten sind, haben bereits 
frühere Studien analysiert; vgl. Hoeft, Christoph u.a.: Wer organisiert die»Entbehrlichen«? Vier- 
telgestalterinnen und Viertelgestalter in benachteiligten Stadtquartieren, Bielefeld 2014. 
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ist der Ort der politischen Aushandlung zwischen den Bürgern. In regionalen und 
lokalen Kontexten definiert der Anspruch der engagierten Bürger das Gemeinwohl. 
Insbesondere Vereine gelten als zentrale intermediäre Instanzen, sie sind der Kno- 
tenpunkt. Wohl gerade deshalb wollen Dorfgemeinschaften ihre Vereine auch nicht 
diskreditiert oder kritisiert sehen. 

Interessanterweise richtet sich - nicht nur vonseiten der Lokalpolitik - an die 
Vereine auch eine bestimmte Erwartungshaltung, dass gerade sie in ihrer sozialen 
Interaktion gewissermaßen das »Rechte« im Ort einhegen sollen. Demgegenüber 
beschränkt sich das Bürgerschaftsengagement in der Stadt Braunschweig auf spe- 
zifische Bereiche, erfüllt hier mehr eine kompensatorische Funktion. Zwar soll es 
das gesellschaftliche Wurzelwerk stabilisieren, vor allem aber auch das kulturelle 
Leben prägen und bereichern - mithin in seiner Vielfalt auch ein Aushängeschild 
der Stadt sein; doch erscheint Politik davon tendenziell entkoppelt. Nur in Kri- 
sen und zur Proklamation eines Selbstverständnisses, eines »Flaggezeigens«, wird 
- wie im Falle von BRAGIDA - auf diese Bürgerschaftsressourcen zurückgegriffen. 
Dies ist die eine Seite der Zivilgesellschaft, die aufgrund ihrer normativ erwünsch- 
ten, aber auch unzweifelhaft unersetzbaren Funktionen immer wieder hervorge- 
hoben wird. 

In unseren Fallanalysen konnten wir aber auch eine Kehrseite dieser Zivilgesell- 
schaft erkennen. Denn zugleich stellt die Bürgerschaft Anforderungen an die Ge- 
meinschaft, die gewissermaßen zur Voraussetzung der Funktionserfüllung werden 
- denn ohne diese Aktiven geht es einfach nicht. Darüber hinaus haben sie selbst 
wiederum meist eine »Selbstwirksamkeitserwartung«”°, also eine Art Erwartungs- 
haltung, die sie mit ihrem Engagement verbinden. Die Aktiven erwarten nicht nur 
eine gewisse Form der Anerkennung, auch sind sie deutungsstarke Produzenten 
vermeintlicher Selbstverständlichkeit, indem sie über die Aushandlung politischer 
Konflikte mitentscheiden und vor allem: bestimmte Positionen, Einstellungen und 
Handlungen vor Ort legitimieren oder delegitimieren und so das Normkorsett der 
Gemeinschaft prägen. Ein solches Bürgerschaftsmodell ist gekennzeichnet durch 
ein Streben nach sogenannter Normalität, hinter dem der Wunsch nach relativer 
Homogenität steht, die sich wiederum in Normvorstellungen ausdrückt. Deshalb 
führt das Zivilgesellschaftsmodell immer auch zu selektiver Ausgrenzung von Men- 
schen, die aus den unterschiedlichsten Gründen diesen Ansprüchen nicht genügen 
(können). 

Diese Kehrseite offenbart, dass das bürgerschaftliche Integrationsverständnis 
selbst letztlich ein relativ oberflächliches ist - hier ganz im Wortsinne: Denn nur 
wer in den Vereinen aktiv ist und sich selbst engagiert oder dessen Eltern im Ort 
Engagierte sind oder wer zumindest über entsprechende Ersatzleistungen und 


26 Butzlaff, Felix: Die neuen Bürgerproteste in Deutschland. Organisatoren, Erwartungen, Demo- 
kratiebilder, Bielefeld 2016, S. 39. 
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Ressourcen verfügt, damit er nicht auf dem dorföffentlichen Parkett regelmäßig 
in Erscheinung treten muss, nur diese Menschen werden als dauerhaft und fest 
integriert wahrgenommen, genießen eine gewisse Form der Anerkennung, gelten 
dann als Etablierte, wie sich ganz besonders in Salzhemmendorf zeigte. 

Natürlich ist dieses Etablierten-Außenseiter-Verhältnis nicht rein bipolar. 
Schon Elias und Scotson identifizierten in ihrer Studie mehrere Abstufungen 
dieses Verhältnisses, die sich beispielsweise in alltagspraktischen Nachbar- 
schaftsbeziehungen ausdrücken können. Die Soziologen sprechen hierbei sogar 
wortwörtlich von »Rangordnung« und dem »Statusgefüge« einer Gemeinde.” Aber 
allein dieses Integrationsverständnis offenbart schon den Konformitätsdruck, den 
die Bürgergesellschaft immer auch auf ihren jeweiligen Ort ausübt.” 

Hieran zeigt sich nicht nur, dass die Anforderungen, die an die Zivilgesellschaft 
gestellt werden, außerordentlich hoch sind; auch offenbart sich, dass die Zivilge- 
sellschaft zwar die Voraussetzungen gesellschaftlichen Zusammenlebens schafft, sie 
aber zugleich in sich das Potenzial für Unzivilität birgt, da sie ebenso Hort für poli- 
tische Bewusstseinsformen wie Rechtsradikalismus sein kann,” wie ebenfalls das 
Beispiel Salzhemmendorf gezeigt hat. Diese andere Seite nennen Franz Walter, Sti- 
ne Marg und Lars Geiges auch die schmutzige Seite der Zivilgesellschaft, für die 
vor allem PEGIDA, aber auch BRAGIDA als Beispiele und Symbole gelten können: 


»Die Zivilgesellschaft, also der von Bürgern selbst organisierte Raum zwischen 
Staat und Individuen, ist nicht allein ein Gewächshaus für löbliche Tugenden der 
Liberalität, Toleranz und Humanität. Zur Zivilgesellschaft gehören auch patho- 
logische Ängste und Aggressionen, soziale und ethnische Ausgrenzung und Ver- 
drängungsbemühungen, Zynismus und Verachtung gegenüber dem demokrati- 
schen Prozess.«° 


Vor allem das Beispiel Salzhemmendorf hat diese Ambivalenz offenbart, da einer 
der Täter ebenjenen Vereinsstrukturen entstammte. Die Feuerwehr vor Ort kannte 
dessen politische Ansichten, aber nahm sie offenbar nur unzureichend ernst und 


27 Elias/Scotson: Etablierte und Außenseiter, S. 236. 

28 Vgl. Becker: Wenn abstrakte Items auf die Wirklichkeit der Stammtische treffen, S. 456. 

29 Zu diesen »Normalisierungspraktiken« vgl. am Beispiel von Bautzen Kurtenbach, Sebastian: 
Ausgrenzung Geflüchteter. Eine empirische Untersuchung am Beispiel Bautzen, Wiesbaden 
2018, S. 247f. 

30 Geiges/Marg/Walter: Pegida, S. 294. Reiner Becker schließt sich dieser These an: »Für die >Zivil- 
gesellschaft« als ein eher normativ besetztes Konzept gilt zugleich, dass freiwillige Assoziatio- 
nen, Vereine, Bewegungen und Verbände nicht perse demokratisch, pluralistisch und fürjeder- 
mann offen sind. Vielmehr versagt eine >zivilgesellschaftliche Gegenwehr« dann, wenn die ört- 
liche Zivilgesellschaft mit ihren ausgeprägten Vorurteilskulturen mehr Teil des Problems denn 
der Lösung ist.« (Becker: Wenn abstrakte Items auf die Wirklichkeit der Stammtische treffen, 
S. 448). 
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sanktionierte sie nicht, konnte sich augenscheinlich auch kaum vorstellen, dass je- 
mand, der im Vereinsleben und in der Feuerwehr Mitglied war, seinen politischen 
Einstellungen Taten folgen ließe. Auffällig ist, dass hier gerade die Vereinsstruk- 
turen eben nicht der normativ erwünschte und allseits erwartete gesellschaftli- 
che Transmissionsriemen, Vermittler und Einhegungsinstanz sein konnten. Um 
es bildhaft und überspitzt auszudrücken: Die rechtsradikalen Ansichten des Tä- 
ters wurden nicht sanktioniert, nicht eingehegt, sondern konnten in der Mitte 
der Gesellschaft fortbestehen. Zu dieser Ironie gehört aber letztlich auch, dass ge- 
nau dieses Faktum später mitverantwortlich dafür war, dass die Aufarbeitung und 
die stadtgesellschaftliche Reflexion über Ausmaß und Ursachen der Tat an diesem 
Punkt an ihre Grenzen stießen. 


6.2.3 Die Rolle des Gegenprotestes 


Ein wesentliches Ziel von zivilgesellschaftlichem Protest ist, sich gegen ein politi- 
sches Ereignis oder Phänomen zu positionieren. Man will dem politischen Gegner 
nicht die Straße überlassen, will die Stadtgemeinschaft aufklären und wachrütteln, 
will den Gegner bekämpfen. Diese Form des Engagements, des Entgegentretens, 
birgt aber immer auch den Wunsch, zu einer vermeintlichen Normalität zurück- 
kehren zu können.” Schließlich will man ein Zeichen setzen, will gehört werden, 
will eventuell auch sein Gegenüber überzeugen, in jedem Fall will man aber immer 
auch, dass der politische Gegner nicht öffentlich sichtbar und wahrnehmbar wird. 
Ist der Kontrahent nicht mehr öffentlich präsent, erlischt in der Regel auch das 
Problematisierungs- und Erregungspotenzial. 

Das jeweilige Selbstbild der Stadtgesellschaft und das Selbstverständnis des 
bürgerschaftlichen Engagements prägen auch die Rolle des Gegenprotestes vor 
Ort. Betrachtet man unsere drei Beispiele, so fällt auf, dass der sich gegen die 
entsprechenden politischen Phänomene richtende Protest ganz unterschiedliche 
Funktionen erfüllte: In Salzhemmendorf war der Gegenprotest ein Ventil zur Ver- 
arbeitung des Anschlages und fungierte als Regulator, um nach dem zivilgesell- 
schaftlichen Zeichen möglichst rasch zum Alltag zurückzukehren. Er erfüllte eine 
entlastende, aber auch reinigende Funktion, das drohende Stigma abzuwaschen. 
In Dorfmark galten gerade nicht die Ludendorffer, sondern die Protestierenden 
als die eigentlichen Störenfriede. Zwar lag ihr Erregungspotenzial in diesem Fall 
deutlich niedriger als in den anderen Fällen, sodass das politische Phänomen nicht 
so stark zur Stellungnahme herausforderte. Aber dennoch ist auffällig (und sozio- 
logisch wie sozialpsychologisch erklärungsbedürftig), wie affektgeladen die Ableh- 
nung der Gegenproteste in Dorfmark doch ausfiel. 


31 Vgl. Gassert: Bewegte Gesellschaft. 
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An diesem Beispiel zeigt sich das Dilemma des Aktivismus und Gegenprotes- 
tes: Denn hier verschärfte sich im Ort gerade durch das Engagement und die Art 
und Weise der Positionierung der Eindruck, stigmatisiert und instrumentalisiert 
zu werden, weil der Gegenprotest vor allem von Menschen von außerhalb der Ge- 
meinde getragen werde, sodass der lokalen Bevölkerung gewissermaßen von au- 
ßen ein Stempel aufgedrückt zu werden schien. Ganz anders Braunschweig: Hier 
verstand sich der Gegenprotest als die »gute Seite der Zivilgesellschaft«, welche 
die »Löwenstadt« nicht BRAGIDA überlassen wollte. Er wurde hier sogar von orts- 
ansässigen Unternehmen wie VW und von kulturellen Eliten unterstützt; hier ge- 
hörte es zunächst zum guten Ton, sich dem Gegenprotest anzuschließen, der ei- 
ne moralische Entlastungsfunktion erfüllte - denn durch den verbalen Zuspruch 
zum Gegenprotest oder ein einmaliges Zeichensetzen wurde der Einzelne gewis- 
sermaßen entlastet, habe seine Pflicht getan: Dieser Antifaschismus hatte damit 
offensichtlich nicht nur seine historische Funktion eingebüßt, sondern die Kri- 
tik an Strukturzusammenhängen, die »Rechtsradikalismus« begünstigen können, 
war überwiegend reduziert worden auf eine »Attitüde moralischen Protests«°”, wie 
dies Dudek und Jaschke bereits in den 1980er Jahren festgestellt hatten. Die politi- 
sche Auseinandersetzung geriet hierdurch zu einem rein moralisch aufgeladenen 
Bekenntnisakt. 

Ebenso kam in Braunschweig rasch die Wahrnehmung auf, dass die störende 
Gewalt bei den Protesten von beiden Lagern ausgehe, womit politischer Protest an 
sich diskreditiert wurde. Aus dem geschilderten Mechanismus heraus entstand zu- 
gleich eine Problematik - wurde so doch die gesellschaftliche Verantwortung allein 
auf die im Gegenprotest regelmäßig Aktiven verlagert. Dadurch entstand der Ein- 
druck, dass die »Rechten« schließlich weggingen, sobald der Gegenprotest ende. Es 
zeigte sich eine Form der Erwartungshaltung an den Gegenprotest, der entschlos- 
sen bis zum Ende agiere, wobei das Ende des Protestes mit dem Erreichen des 
Zieles gleichgesetzt wurde: dem Verschwinden des »rechtsradikalen Bewusstseins« 
und der Wiederherstellung der empfundenen Normalität. Eine solche Überhöhung 
des Gegenprotestes führt strukturell zwangsläufig zur Frustration (oder Verschie- 
bung der Problemwahrnehmung), da ein Gegenprotest (egal, wie er agiert) diesen 
Anspruch nicht erfüllen kann. 


6.2.4 Formen der Reaktion auf Rechtsradikalismus 


Das Selbstbild oder auch das Selbstverständnis eines Ortes ist kein objektiver Aus- 
druck gesellschaftlicher Realität, sondern immer ein subjektives Konstrukt, letzt- 
lich auch eine Wunschvorstellung. Dieser normative Referenzpunkt ist aber in so- 


32 Dudek/Jaschke: Entstehung und Entwicklung des Rechtsextremismus in der Bundesrepublik, 
S. 486. 
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zialen Zusammenhängen außerordentlich wirkmächtig, denn die Leitvorstellung, 
wie ein Ort sich selbst sieht, wird als Bewertungsmaßstab für soziales und poli- 
tisches Verhalten herangezogen und formt das Normkorsett einer Gemeinschaft. 
Der Traum von der Gemeinschaft, wie sie selbst sein will, wird zur self-fulfilling pro- 
phecy, weil der Rückbezug des Verhaltens auf diese Hoffnungen und Erwartungen 
das Verhalten selbst beeinflusst. Von daher hat dieses Selbstbild auch eine entschei- 
dende Bedeutung hinsichtlich der gesellschaftlichen Verhandlung von Rechtsradi- 
kalismus, prägt diese Leitvorstellung doch den Rahmen der Deutung vor, was unter 
Rechtsradikalismus verstanden und wie das politische Phänomen wahrgenommen 
wird. 

Zunächst fällt das Selbstbild der Gemeinschaften als harmonische Idylle und 
Hort bürgerlichen Zusammenhalts auf. In diesen Erzählungen ist es unvorstellbar, 
dass es rechtsradikale Bewusstseinsformen oder gar offen bekennende Rechtsra- 
dikale im Ort geben könnte. Dieses Selbstbild begann immer dann zu bröckeln, 
wenn unsere Interviewten beispielsweise in Salzhemmendorf im Rückblick äußer- 
ten, alle im Ort hätten gewusst, dass die späteren Täter »Rechte« seien. Dieser 
Widerspruch wurde von unseren Gesprächspartnern selbst nie als solcher wahr- 
genommen. Zum Selbstbild gehört aber auch das Verständnis oder eben Unver- 
ständnis für politische Manifestationen in der Öffentlichkeit: Dorfmark verstand 
sich als Erholungsgebiet. In einem solchen stört gewissermaßen jeglicher Protest 
in der Öffentlichkeit, während etwa die Ludendorffer im Verborgenen wohl auch 
deshalb kaum als Problem wahrgenommen wurden. Das Selbstbild von Städten 
ist demgegenüber schwerer zu bestimmen, weil eine Stadtgesellschaft wesentlich 
ausdifferenzierter ist; doch präsentierte sich die Braunschweiger Selbsterzählung 
für die jüngere Vergangenheit ebenfalls als eine der Moderation, des Ausgleichs, 
des Kompromisses. 

Der Soziologe Ulrich Oevermann hat verschiedene Möglichkeiten, wie auf 
rechtsradikale Phänomene reagiert werden kann, idealtypisch zusammengefasst.” 
Nicht berücksichtigt sind bei ihm unterschiedliche Formen der Nicht-Reaktion, 
also der Ignoranz, aber auch Akzeptanz oder Toleranz. Im Folgenden legen wir 
zunächst Oevermanns Palette möglicher Reaktionsformen an unsere Fälle als sys- 
tematisches Vergleichsraster an. Auf die weiteren von uns beobachteten Formen 
kommen wir anschließend zu sprechen. 

Die erste potenzielle Reaktionsform ist die Dramatisierung. Mit Dramatisie- 
rung bzw. Über-Dramatisierung meint Oevermann, dass ein Phänomen automa- 
tisch als genuin politisch angesehen werde, obwohl dies keineswegs von vornher- 
ein so sein müsse. Diese Über-Dramatisierung sei daher eine Art der »indirekten 


33 Siehe Oevermann: Zur soziologischen Erklärung und öffentlichen Interpretation von Phänome- 
nen der Gewalt und des Rechtsextremismus bei Jugendlichen, S. 112. 
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Abarbeitung eines Dauer-Schuldgefühls«’* in vorauseilender Manier. Ein solches 
Verhaltensmuster war in keinem unserer Fälle dominant. Zwar konnten wir Ten- 
denzen in diese Richtung in Braunschweig beobachten - dass beispielsweise der 
Gegenprotest und Lokalmedien im Deutungsstreit um die Einordnung von BRAG- 
IDA zu Beginn der Demonstrationen dramatisierend auf die Gruppierung reagiert 
haben mögen -, doch schienen diese vereinzelten Äußerungen kaum öffentliche 
Wirkungskraft innerhalb der Stadtgesellschaft zu entfalten oder die Deutung nach- 
haltig zu beeinflussen. 

Eine zweite Möglichkeit ist nach Oevermann die der Relativierung, wenn 


35 allein aus einer 


Phänomene aufgrund einer »Moralisierung des Politischen« 
vorgezeichneten Perspektive, wie beispielsweise der »Verbrechen des Nationalso- 
zialismus«°°, heraus bewertet werden. Dieses Muster konnten wir in unseren Fall- 
analysen in Dorfmark identifizieren; denn hier wurde die Existenz rechtsradikaler 
Strukturen auch jenseits der Ludendorffer in der Region überwiegend geleugnet. 
Die Relativierung fungierte auch als Teil der Entschuldung, wie nachfolgend noch 
verdeutlicht wird. Wir konnten aber noch andere Relativierungsformen erkennen, 
die etwas niedrigschwelliger angesetzt sind. In Salzhemmendorf wurden etwa 
Hakenkreuz-Symbole nicht als Teilausdruck rechtsradikaler Bewusstseinsformen 
wahrgenommen, sondern zusammen mit dem Entschuldung-durch-Alkohol- 
Muster abgetan. Auch in Braunschweig haben wir Relativierungsformen identi- 
fizieren können, denn vor allem im zeitlichen Verlauf der Entwicklung und des 
Umgangs mit BRAGIDA wurde offenbar, dass BRAGIDA als politisches Phänomen 
gerade in der Rückschau von der Stadtgesellschaft relativiert wurde. 

Als eine dritte Möglichkeit bestimmt Oevermann die Tendenz zur Verharmlo- 
sung, wenn politische Phänomene nicht im Kontext ihrer Entwicklung und über- 
geordneter Konflikte betrachtet, sondern gewissermaßen auf einen vermeintlichen 
Faktor reduziert werden. Als Beispiel hierfür zählt in den 1990er Jahren die Ten- 
denz, die Gewaltausbrüche junger Rechtsradikaler allein als Ausdruck unpoliti- 
scher, orientierungsloser Adoleszenten abzutun.?’ Eine solche Reaktionsform war 
in unterschiedlichen Ausformungen und Erscheinungen in allen Fällen präsent.?® 
In Salzhemmendorf raunte man sinngemäß (und überspitzt) über den »Dumme- 
Jungen-Streich«, in Dorfmark sprach man von den »alten Herrschaften mit den 
lustigen Klamotten und Volkstänzen« und in Braunschweig von »besorgten Bür- 
gern«, deren Ängste gehört werden müssten. Indem man in Dorfmark und Braun- 
schweig stets auch auf (tatsächliches oder vermeintliches) Fehlverhalten des Ge- 


34 Ebd. 

35 Ebd., S.115. 

36 Ebd.,S.124. 

37 Vgl. ebd. 

38 Ähnliche Verharmlosungsmuster hat Josef Held in seiner Regionalstudie feststellen können; 
vgl. Held u.a.: Rechtsextremismus und sein Umfeld, S. 155. 
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genprotestes hinwies, wurden rechtsradikale Straftaten, Gesten und Symbole ver- 
harmlost. Beschwichtigung - vor allem durch politische und staatliche Akteure -, 
Wegschauen und den Anliegen oder Akteuren eine Teillegitimität zuzusprechen 
waren weitere Verharmlosungsformen. 

Die vierte von Oevermann beschriebene Reaktionsform ist die der Tabuisie- 
rung.” Das Tabu ist gerade aus sozialpsychologischer Perspektive ein herausra- 
gendes Muster sozialer Verhaltensformen. Es ist eine sozial und kulturell einge- 
übte sowie stillschweigend praktizierte Übereinkunft über bestimmte Verhaltens- 
weisen, die gewissermaßen erlaubt oder verboten sind. Das Tabu ist eine soziale 
Norm, deren Wirkung sich gerade dadurch offenbart, dass ihre Gültigkeit nicht 
oder kaum angezweifelt wird. Das Tabu zählt zu den wirkmächtigsten Schutzme- 
chanismen sowohl von Individuen als auch von sozialen Gemeinschaften - denn 
diese Bewusstseinsform, die auch eine Art Verarbeitungsform sein kann, schützt 
das Normgefüge vor äußeren Einflüssen, stabilisiert gewissermaßen die Überein- 
kunft der Individuen. Aufgrund seiner Komplexität und der Tatsache, dass das Ta- 
bu unterschiedliche Dimensionen, Funktionen und Ausdrucksformen annehmen 
kann, können wir dieses Muster von unserer Datengrundlage und unserem me- 
thodischen Zugang her nicht ausreichend benennen. 

In all unseren Fällen sind wir aber auf starke Normierungen und Rationalisie- 
rungsversuche gestoßen: Seien es Entschuldungsmuster, seien es schlicht auffäl- 
lige Grenzen der individuellen Reflexion, an die unsere Gesprächspartner stießen 
und aufgrund derer sie in ihrer Erzählung abbrachen, ablenkten oder zu anderen 
Themen überleiteten. All diese Formen (von Verdrängung über Rationalisierung bis 
zur Projektion) sind Teil (sozial-)psychologischer »Abwehrmechanismen« zur Ei- 
genbestätigung des individuellen Handelns, wie es bereits Adorno in »Schuld und 
Abwehr« herausgearbeitet hat.*° 

Ein Beispiel aus unseren Analysen für solche Grenzen ist die Reflexionsform 
im Salzhemmendorfer Fall, wenn es um die Rolle der Feuerwehr im Ort geht, in 
der auch einer der späteren Täter des Anschlages Mitglied war. Das Tabu wurde 
gerade dann sichtbar, wenn unsere Interviewten ihre Reflexion darüber, wie es zu 
dem Anschlag hatte kommen können, immer dann abbrechen, wenn es um die 
Feuerwehr, ihre sozialintegrative Rolle und die vermeintliche Unmöglichkeit, dass 
Rechtsradikalismus (in welcher Form auch immer) hier existieren könne - oder 
entsprechend dem Tabu: nicht existieren dürfe -, ging. Dieses Beispiel zeigt be- 
reits an, dass wir die spezifischen Tabus nicht umfassend analysieren konnten, 


39 Siehe Oevermann: Zur soziologischen Erklärung und öffentlichen Interpretation von Phänome- 
nen der Gewalt und des Rechtsextremismus bei Jugendlichen, S. 114. 

40 Siehe Adorno, Theodor W.: Schuld und Abwehr. Eine qualitative Analyse zum Gruppenexperi- 
ment, in: Ders.: Gesammelte Schriften, Bd. 9.2: Soziologische Schriften II, Frankfurt a.M. 1986, 
S. 121-324, hier bes. S. 232f. 
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da die Datengrundlage nicht ausreicht, um die individuelle und soziale Funktion 
spezifisch herauszustellen. Deshalb benennen wir hier ganz offen eine Leerstelle 
unserer Forschung, die von weiterführenden Untersuchungen geschlossen werden 
muss. 

Als letzte mögliche Grundform, wie auf Rechtsradikalismus reagiert werden 
könne, bestimmt Oevermann die sogenannte ungewollte Dämonisierung.*' Dieses 
Muster findet sich in unseren Fallanalysen in den Externalisierungsformen wie- 
der, wenn beispielsweise der »Rechte« nicht aus der Dorfgemeinschaft, sondern 
nur von außen kommen könne, um gewissermaßen Unheil in der ansonsten unge- 
störten Normalität anzurichten. Die Dämonisierung traf allerdings, wie erwähnt, 
sowohl im Falle Dorfmarks als auch Salzhemmendorfs gleichermaßen Teile des Ge- 
genprotestes. Die ungewollte Dämonisierung ist nach Oevermann vor allem eine 
»Chance der eigenen Gesinnungsbewährung« und dient zuvörderst der »Pflege der 
eigenen Identität«.*” 


6.2.5 Wahrnehmung von Rechtsradikalismus 


Die Ausdifferenzierung der Reaktionsformen hat bereits angedeutet: Es existie- 
ren unterschiedliche akteurs- und kontextspezifische Formen der Wahrnehmung 
dessen, was überhaupt als »rechtsradikal« angesehen wird. In Salzhemmendorf 
unterschieden sich die Wahrnehmungen nicht nur zeitlich, sondern auch je nach 
Perspektive. Während die Bewohner zumindest betonten, dass jeder gewusst ha- 
be, dass die späteren Täter rechtsradikale Einstellungen gehabt hätten, verneinte 
die Lokalpolitik nach dem Anschlag, dass es überhaupt rechte Strukturen gebe. 
Zugleich wird hier eine eindimensionale Wahrnehmung von Rechtsradikalismus 
erkennbar, die Gedankengut und Strukturen mehr oder minder gleichsetzt und 
sie lediglich auf der Ausdrucksseite verortet. 

Die Identifizierung von Rechtsradikalismus ist zudem an bestimmte Leit- 
vorstellungen gekoppelt. In keinem unserer Fälle ließ sich eine ausgeprägte oder 
über eine sehr begrenzte Akteursgruppe hinausgehende Tendenz ausmachen, die 
Rechtsradikalismus in seiner Tiefendimension als eine politische Bewusstseins- 
form wahrgenommen hätte. Diese Beobachtung stützen wir selbstverständlich 
nicht darauf, ob in den Gesprächen, die wir führten, dieser Sachverhalt mit 
exakt diesen Begrifflichkeiten benannt wurde - hier das begriffliche Inventar des 
akademischen Elfenbeinturms anzulegen, wäre vermessen. Doch konnten wir in 
unseren Fallanalysen auch kaum anders artikulierte Tendenzen hinsichtlich einer 
Reflexion über diese komplexen Zusammenhänge feststellen. 


41 Oevermann: Zur soziologischen Erklärung und öffentlichen Interpretation von Phänomenen 
der Gewalt und des Rechtsextremismus bei Jugendlichen, S. 113. 
42 Ebd. 
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Stattdessen haben wir viele verschiedene Ausprägungen einer eindimensiona- 
len Wahrnehmung von Rechtsradikalismus beobachten können. In Salzhemmen- 
dorf etwa war das Klischee eines Rechtsradikalen mit Glatze und Springerstiefeln 
tief verankert. Diese Projektion half offensichtlich im Rationalisierungs- und Ver- 
drängungsprozess, die Entwicklungen und Ursachenzusammenhänge, wie es zu 
dem Anschlag kommen konnte, zu bearbeiten bzw. zunächst einmal überhaupt 
mit ihnen umzugehen. Gleichzeitig aber konnten wir in genau dieser Wahrneh- 
mung des Rechtsradikalismus einen Widerspruch herausstellen: Die Vorstellung, 
dass Rechtsradikale immer Glatze und Springerstiefel trügen, half offenbar im Fall 
von Salzhemmendorf, dass sich die Gemeinde einreden konnte, vor dem Anschlag 
habe es keinen Rechtsradikalismus gegeben. Gleichzeitig erwähnten dieselben Ge- 
sprächspartner allerdings auch, dass alle im Dorf gewusst hätten, dass die späteren 
Täter »Rechte« seien. 

Nun könnte an dieser Stelle auch eine Differenzierung zwischen »Rechtsradi- 
kalen« und »Rechten« plausibel erscheinen. Allerdings äußerten unsere Gesprächs- 
partner auch, dass die späteren Täter beispielsweise Kontakte zu rechtsradikalen 
Kreisen hätten, jeder im Dorf auch gewusst habe, dass sie »rechte Ansichten« (13) 
verträten, und auch das Hören von Landser - einer der bedeutendsten neonazis- 
tischen Rechtsrock-Bands - sei bekannt gewesen, aber nicht problematisiert wor- 
den. Obwohl also unsere Gesprächspartner die Begriffe »rechts« und »rechtsradi- 
kal« nahezu synonym gebrauchten, zeigt sich, dass sie in ihrer Adressierung des 
Attributes dennoch sehr Unterschiedliches meinten. Der prototypisch vorgestellte 
Neonazi war demnach äußerlich erkennbar, kam von außerhalb und stand auch au- 
erhalb der Gemeinschaft. Die späteren Täter hörten zwar eine bestimmte Musik 
und pflegten auch manche aus der Perspektive des Ortes fragwürdige Kontakte, 
doch wurden diese Puzzleteile im Inneren der Ortsgemeinschaft bewusst nicht 
zum Bild eines »Rechtsradikalen« zusammengesetzt, wodurch die Problemwahr- 
nehmung an einem bestimmten Punkt abgebrochen bzw. verstellt wurde. 

Auch wenn die Struktur von der Ausgangslage her im Fall von Dorfmark 
anders gelagert war, ließ sich eine solche Wahrnehmungsform - vielleicht sogar 
noch forcierter — auch hier beobachten. Die Ludendorffer wurden, obwohl sie eine 
identifizierbare politische Vereinigung waren und nicht wie in Salzhemmendorf 
als Einzelpersonen in Erscheinung traten, in Dorfmark nicht als »rechtsradikal« 
wahrgenommen (111), ihre politischen Vorstellungen wurden nicht problemati- 
siert. Aber anders als in Salzhemmendorf wurden hier »rechts« und »rechtsra- 
dikal« gerade nicht gleichgesetzt. Denn die Ludendorffer seien zwar »Rechte«, 
aber meistens ältere Menschen und aufgrund ihrer Trachtenjacken (wieder wurde 
eine Attribuierung über Äußerlichkeiten vorgenommen) gewissermaßen nicht 
ernst zu nehmende (akzeptierte) Außenseiter (»Das ist aber nichts Böses«, 19), 
schließlich gebe es »Rechtsgruppen, die sehr viel gefährlicher« (I10) seien. Da 
die Benennung und Identifizierung des Rechtsradikalismus, beispielsweise der 
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»Schneverdinger Jungs« (lı5), einfacher gelang, liegt die Vermutung nahe, dass 
der »Rechtsradikalismus« in der Wahrnehmung unserer Gesprächspartner vor 
allem auf junge Aktivisten reduziert und verkürzt wurde. Dies könnte auf einen 
zusätzlichen Normalisierungs- oder Gewöhnungseffekt hindeuten - man hatte 
sich an die älteren Herrschaften der Ludendorffer im Stadtbild gewöhnt -, zumal 
im Fall Dorfmark noch hinzukam, dass es hier auch rassistische Äußerungen aus 
der Dorfbevölkerung gab, als Teilnehmende der Gegenproteste von Passanten 
beleidigt wurden, die von der Mehrheitsgesellschaft - zumindest begegnete uns 
dies nicht in unseren Recherchen und Gesprächen - nicht als »rechts« bzw. 
»rechtsradikal« kritisiert oder sanktioniert wurden. 

In dieser Hinsicht unterscheidet sich der Fall Braunschweig von den beiden 
anderen Fällen. Die Präsenz rechtsradikaler Gruppen, die auch als solche wahrge- 
nommen wurden, war hier schließlich öffentlich durchaus akzeptiert, was an der 
dauerhafteren Präsenz liegen mochte, an den festeren Organisationsstrukturen vor 
Ort, die über einen längeren Zeitraum auch jenseits von BRAGIDA immer wieder 


in Erscheinung traten,” 


und weil man in der Großstadt vor allem formal-poli- 
tisch auf Demonstrationen und Aktionen »von rechts« reagierte. Diese latente Ak- 
zeptanz war lediglich an gewisse Bedingungen gekoppelt - sei es, dass die NPD- 
Jugendorganisation nur in einzelnen Stadtteilen außerhalb des Zentrums in Er- 
scheinung trat, sei es, dass BRAGIDA nicht an symbolträchtigen Orten oder Daten 
marschierte. 

Zwar trafen diese Demonstrationen durchaus auf Widerspruch der linkslibe- 
ralen bürgerlichen Zivilgesellschaft, aber diese Bürgerschaft war schließlich nur 
ein kleiner Teil der Braunschweiger Stadtgesellschaft, zumal das Entgegentreten 
gegen solche politischen Phänomene, so unser Eindruck, in Bezug auf viele Akteu- 
re weitgehend beschränkt blieb auf das kollektivierende Moment in der Masse der 
Gegenproteste. Fernab dieser Gegendemonstrationen konnten wir nur vereinzel- 
ten Widerspruch gegen rechtsradikale Phänomene finden, da diese oftmals entwe- 
der nicht identifiziert oder externalisiert bzw. in verharmlosender Manier abgetan 
wurden, oftmals als Gewaltphänomen und nicht als politisch rezipiert wurden, so- 
dass die latente Akzeptanz (durch Ignoranz der Mehrheitsgesellschaft) vor allem im 
Alltag offenkundig bestehen blieb. Aus dieser Perspektive erklärt sich auch, so un- 
sere These, unter welchen Bedingungen das »Rechte« oder »Rechtsradikale« wirk- 
lich als Problem wahrgenommen wurde: Das »Rechtsradikale« störte offensichtlich 
nur dann, wenn es sich öffentlich im Zentrum der Stadtgesellschaft zeigte und 


43 In jüngster Zeit v.a. als »Adrenalin Braunschweig« oder im April 2019 in dem Versuch, auch in 
Braunschweig im Bezirk Kralenriede eine »Schutzzone« zu etablieren; vgl. oV.: Selbsternannte 
»Schutzzone« in Braunschweig - so harsch reagiert die Polizei, in: news38.de, 11.04.2019, URL: 
https: //www.news38.de/braunschweigj/article216929975/Schutzzone-NPD-Braunschweig- 
Polizei-Salzgitter-Goslar.html [eingesehen am 14.05.2019]. 
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dann durch die sich anschließende Reaktionskette (Gegendemonstration, Polizei- 
absperrungen, »Verschwendung von Steuergeldern«, Infrastruktureinschränkun- 
gen etc.) im Alltag auffiel und nervte. 

Der kleinste gemeinsame Nenner dieser unterschiedlichen Wahrnehmungs- 
formen von Rechtsradikalismus ist die Gewaltfrage. Wird eine bestimmte Ausprä- 
gung von Rechtsradikalismus mit Gewalt gleichgesetzt (oder zumindest erwartet, 
dass von dieser Ausprägung Gewalt ausgehen kann), wird diese auch als Rechtsra- 
dikalismus identifiziert. Die Gewaltschwelle ist eine Demarkationslinie, bei deren 
Überschreitung das »Rechte« als Problem, zumindest jedoch als Störung, wahrge- 
nommen wird.** Dies konnten wir im Material an allen drei Fallbeispielen nach- 
weisen. In Braunschweig gab es allerdings einzelne Fälle und Ereignisse, die diese 
These zugleich auch relativieren: In bestimmten Stadtteilen konnten schließlich 
einzelne rechtsradikale Gruppierungen regelmäßig auftreten, ohne auf besonders 
großen Widerspruch zu stoßen - selbst wenn es dabei punktuell zu Gewalt kam. 
Dies führt uns zu unserer Öffentlichkeitsthese zurück: Denn offensichtlich stört 
Rechtsradikalismus, auch wenn er mit Gewalt gleichgesetzt wird, in Braunschweig 
wiederum nur in bestimmten Stadtteilen oder wenn dem Ereignis, wie bei BRAG- 
IDA, ein großer medialer Aufmerksamkeitsraum zukommt. 

In Braunschweig konnten wir aber noch eine weitere Besonderheit beobach- 
ten, die wir in den anderen Fällen nicht eruiert haben: Das »Rechte« wurde auch 
dann als Problem wahrgenommen, wenn es öffentlich provozierte. Während BRAG- 
IDA auf Dauer gesehen und als die Erregungssituation abgeklungen war mit den 
meisten Demonstrationsaufzügen das öffentliche Leben kaum störte (außer, wenn 
der Alltag wie die Straßenbahn oder Spiele der Eintracht beeinträchtigt wurden) 
und auch mehrheitlich nicht als Problem angesehen wurde, so forderte BRAGIDA 
gewissermaßen zyklisch immer dann besonders heraus, wenn die Auswahl der De- 
monstrationstage und -orte das bürgerschaftliche Selbstverständnis der Stadtge- 
sellschaft provozierte. Denn gerade dann, wenn BRAGIDA an einem symbolischen 
Datum oder an einem symbolischen Ort demonstrierte, wurde BRAGIDA in der Öf- 
fentlichkeit verstärkt als »rechtes« Problem verhandelt. Somit drängt sich der Ein- 
druck auf, dass sich Braunschweig an den übrigen Tagen, wenn die Demonstratio- 
nen nicht übermäßig provozierten, wirklich an BRAGIDA gewöhnt hatte. 

Was zusammenführend für alle drei Fälle hinsichtlich der Wahrnehmung von 
»rechts« gilt, ist, dass die Problemwahrnehmung und die Skandalisierung des Phä- 
nomens einsetzten, wenn dieses »Rechte«, erstens, öffentlich präsent in Erschei- 


44 Zur Tendenz der Relativierung und Simplifizierung des Rechtsradikalismus durch die Redukti- 
on auf die Gewaltfrage vgl. Möller, Kurt: Rechtsextremismus und pauschalisierende Ablehnun- 
gen. Alte Probleme mit neuen Herausforderungen, in: Frindte, Wolfgang u.a. (Hg.): Rechtsex- 
tremismus und »Nationalsozialistischer Untergrund«. Interdisziplinäre Debatten, Befunde und 
Bilanzen, Wiesbaden 2016, S. 131-147, hier S. 134. 
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nung trat - also nicht nur im Privaten verborgen blieb -; und zweitens, wenn Gewalt 
oder ein mögliches Gewaltpotenzial hinzukam. Erst wenn beides zusammenkam, 
so lässt sich für alle drei Fälle sagen, wurde das »Rechte« entsprechend eingeord- 
net, benannt und auch als Problem wahrgenommen. 

Hieran zeigt sich ein Dilemma demokratischer Auseinandersetzungen: Denn 
offensichtlich werden im lokalkulturellen Umgang mit dem politischen Phänomen 
des Rechtsradikalismus, der unterschiedliche Dimensionen, Ausprägungen und 
Formen haben kann, gerade nicht unterschiedliche Dimensionen von Politik- und 
Gesellschaftsvorstellungen rechts der Mitte thematisiert: Diese werden entweder 
überhaupt nicht wahrgenommen oder eindimensional von Beginn an automatisch 
unter rechtsradikale Vorstellungen subsumiert. Diese selektive Wahrnehmung be- 
hindert aber langfristig eine Auseinandersetzung, vor allem mit den strukturellen 
Momenten, Ursachen und Tiefendimensionen von Rechtsradikalismus. 

Bei der Fallbetrachtung fällt hinsichtlich der Frage nach der lokalkulturellen 
Sensibilisierung für Rechtsradikalismus eine Besonderheit ins Auge: Sowohl in 
Dorfmark als auch in Braunschweig ist uns aufgefallen, dass die Lokalpolitik nach 
dem Auftreten politischer Phänomene, die rechts der Mitte entsprangen, nicht von 
»rechten« Phänomenen, auch nicht von »Rechtsextremismus« oder »Rechtsradika- 
lismus« sprach, sondern zumeist allgemeiner von »Extremismus« bzw. die Debatte 
rasch auf ebendiesen Begriff ausweitete. Dies ist insofern bemerkenswert, als in 
diesen Fällen zeitbezogen keinerlei Anlass bestand, diesen sicherheits- und ord- 
nungspolitischen Einordnungsbegriff zu gebrauchen, der schließlich die prinzipi- 
elle Gleichsetzung von Rechts- und Linksextremismus beabsichtigt. 

Die Bezeichnung »Extremismus« ist in diesen Fällen schon frappant - greift sie 
doch einen Extremismusbegriff auf, der in Behörden Verwendung findet, sodass 
sich geradezu der Eindruck aufdrängt, als habe die Lokalpolitik zumindest auch 
den potenziellen »Linksextremismus« miterwähnen wollen, sobald es vereinzelte 
Störungen aus dem Gegenprotest heraus gab. Lediglich in Salzhemmendorf ha- 
ben wir dieses Muster nicht identifizieren können; die Vermutung liegt also nahe, 
dass die »Tat«, als besonders gelagertes Ereignis, ein solches möglicherweise latent 
ebenfalls vorhandenes Wahrnehmungsmuster überlagerte. 

Jedenfalls zeigen diese Beispiele, dass das Extremismus-Label an dieser Stelle 
- noch einmal: unabhängig von seiner sicherheitspolitischen Logik und Verwen- 
dung - die Wahrnehmung von »Rechtsradikalismus« beeinträchtigt.” Vor allem in 
den Fällen von Dorfmark und Braunschweig zeigte sich, dass ein solcher Extremis- 
musbegriff die lokalkulturelle Sensibilisierung für unterschiedliche Formen von 
Rechtsradikalismus mitbeeinflusste, da er die Problemwahrnehmung verschob. 


45 Schellenberg beobachtet in ihrer Regionalanalyse eine ähnliche Wirkung. Die Verwendung des 
Extremismusbegriffs verzerre das eigentliche Phänomen: »Es entsteht ein völlig falsches Lage- 
bild« (Schellenberg: Mügeln, S. 79). 
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6.2.6 Entschuldungsmuster 


In unseren Fallanalysen konnten wir unterschiedliche Formen identifizieren, war- 
um ein rechtsradikales Phänomen als solches nicht wahrgenommen wird, warum 
dieses (selbst wenn es erkannt wird) kaum problematisiert wird oder warum Aus- 
prägungsformen ignoriert, relativiert, entschuldigt oder verteidigt werden. Dabei 
zeigten sich unterschiedliche Mechanismen, Logiken und Strategien, um dieses 
»Rechte« oder »Rechtsradikale« in seiner Tiefendimension letztlich nicht als etwas 
Dorf- oder Stadteigenes anerkennen zu müssen. Sie stehen natürlich zumeist nicht 
idealtypisch für sich alleine, sondern vermischen sich und können auch einander 
ergänzen. 

Ein zentrales Entschuldungsmuster ist die Vorstellung von einer politischen 
Großwetterlage, die - einem unentrinnbaren Schicksal gleich - für die politischen 
Phänomene vor Ort verantwortlich sei. In Salzhemmendorf und Braunschweig 
fungierten die »Flüchtlingskrise«, der Anschlag auf Charlie Hebdo und die 
Dresdner Protestbewegung PEGIDA gewissermaßen als Referenzpunkte und Er- 
klärungsmuster, wie es zu dem Anschlag in Salzhemmendorf, aber auch zu den 
Aufmärschen in Braunschweig kommen konnte. Demgegenüber funktionier- 
te die politische Großwetterlage als Projektionsfläche in Dorfmark umgekehrt 
dergestalt, den eigenen Ort als krisenresistent und robust zu stilisieren - denn 
hier gebe es schließlich keinen Rechtsradikalismus, der durch externe größere 
Entwicklungen hätte mobilisiert werden können. 

Ein weiteres Entschuldungsmuster ist die Personalisierung. Sie verengt ge- 
wissermaßen den Vorstellungsrahmen dessen, was Rechtsradikalismus bedeuten 
kann. Diese Verengung führt zu einer Attribution, also zur Zuschreibung bestimm- 
ter Eigenschaften auf einzelne Personen, die dann im Umkehrschluss auch für be- 
stimmte Ursachen verantwortlich gemacht werden. Dieses kognitive Muster der 
Personalisierung hat Adorno in seiner »Iheorie der Halbbildung« bereits als Mus- 
ter beschrieben, mit dem »objektive Verhältnisse [...] einzelnen Personen zur Last 
geschrieben«* werden. Aufgrund dieser Personalisierung politischer Phänomene 
prägen sich auch nur bestimmte Attribute im Normkorsett ein, was entsprechend 
als »Rechtsradikalismus« angesehen und verhandelt wird. Die Tendenz zur Per- 
sonalisierung bewirkt damit auch die Reduktion eines politischen Phänomens auf 
einige wenige, aber sichtbare Attribute. Deshalb reproduziert dieser Mechanismus 
die Klischeebilder des Rechtsradikalismus, wie etwa den Typus eines Rechtsradi- 
kalen mit Springerstiefeln und Glatze. Diese Vorstellung war in all unseren Fällen 
präsent - und sei es auch nur indirekt in der Form, dass ein Rechtsradikaler im- 
mer nur jung und gewaltbereit sein könne. Zusätzlich kommt er von außerhalb, ist 


46 Adorno, Theodor W.: Theorie der Halbbildung, in: Ders.: Gesammelte Schriften Bd. 8: Soziolo- 
gische Schriften I, Frankfurt a.M. 1986, S. 93-121, hier S. 118. 
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»angereist«, entstammt also nicht der eigenen Gemeinschaft - sodass er in einer 
doppelten Äußerlichkeit vom Eigenen ausgeschlossen werden kann. 

Zu diesem Wahrnehmungsmuster gehört auch die Tendenz zur Relativierung. 
Wir konnten in unseren Fallanalysen mindestens zwei Relativierungsformen er- 
kennen. Sie zeigten sich zum einen vonseiten der Lokalpolitik, die wie in den Fällen 
Salzhemmendorf und Dorfmark bestritt, dass im Ort eine »rechte Szene« existiere. 
Zum anderen konnten wir etwa in Salzhemmendorf die Tendenz zur Relativierung 
auch in Form der sogenannten Einzeltäter-Ihese feststellen. Die Täter wurden in 
ihrem motivationalen und Herkunftszusammenhang entkontextualisiert und auf 
alleinstehende, geradezu pathologisch-verwirrte Einzeltäter reduziert. Interessan- 
terweise funktionierte diese Relativierung auch zur eigenen Entschuldung im Ort. 
Denn so konnte sich die Mehrheit eine Machtlosigkeit gegenüber unvorherseh- 
baren Handlungen Einzelner einreden und die Mitverantwortung oder das zuvor 
mangelnde Problembewausstsein von sich weisen. Dieses Muster wurde (indirekt) 
ergänzt um das Entschuldungsmuster Alkohol: Auf der einen Seite wurde der Alko- 
holkonsum beständig als Erklärung für deviantes, provozierendes Verhalten her- 
angezogen; auf der anderen Seite half im Umkehrschluss der Alkoholmissbrauch 
auch zur Rationalisierung ebendieses Verhaltens. Deshalb fungierten diese Wahr- 
nehmungsformen zugleich auch als lokalkulturelle Abwehrmechanismen. 

Ein weiteres Entschuldungsmuster ist die Externalisierung der Problemursa- 
che oder auch die Verdrängung. Dieses Muster war vor allem in Salzhemmendorf 
zu beobachten, was gegebenenfalls auch dadurch zu erklären ist, dass es sich hier 
um eine »Tat« handelt, also ein deutlich emotionalisierenderes Ereignis als eine 
Demonstration. Hier greifen mehrere Entschuldungsmuster ineinander: Nach der 
Personalisierung des rechtsradikalen Potenzials auf Gruppen und der Reduzierung 
auf wenige junge Personen funktioniert die Externalisierung als Mechanismus, um 
diese identifizierbaren Personen aus dem Stadtbild herauszudrängen. Denn diese 
Gruppen und Personen könnten wie erwähnt gewissermaßen immer nur von au- 
ßen kommen, könnten nicht in die eigene Stadtgesellschaft integriert sein. Im Fall 
von Salzhemmendorf war dieses Muster allerdings gebrochen, weil nachweislich 
einer der Täter bei der Feuerwehr im Ort war, der selbst beim Löschen des Feuers 
half. Dieses schlichte Faktum, dass der Täter mitten aus dem Herz der Bürgerge- 
sellschaft Salzhemmendorfs kam, wurde in den nachfolgenden Bearbeitungspha- 
sen und -formen im Ort - wenn überhaupt - nur durch Medien immer wieder 
thematisiert und am Ende weitgehend verdrängt. 

Zumindest von der Logik her zeigt sich hier eine interessante Gemeinsamkeit 
mit Dorfmark: Denn auch hier funktionierte nicht nur eine Externalisierungsstra- 
tegie - auch wenn diese nicht auf»Rechte«, sondern auf junge linke Gegendemons- 
tranten projiziert wurde -; in Dorfmark zeigte sich ebenfalls eine Sorge um das 
Stadtbild. Dorfmark sorgte sich ebenso wie Salzhemmendorf um den Ruf des Or- 
tes, fürchtete eine Stigmatisierung und versuchte, stets die finanzielle Situation im 
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Blick zu behalten. Gerade der ökonomische Aspekt wirkte in Dorfmark zumindest 
im Hintergrund in Fragen der Beurteilung von Rechtsradikalismus und möglichen 
Gegenmaßnahmen. 

Als letztes Entschuldungsmuster haben wir die sogenannte Verschiebung fest- 
stellen können: In unterschiedlichen Formen zeigte es sich in allen Fällen, dass es 
offensichtlich dazu gehört, das eigene Verhalten, das mangelnde Problembewusst- 
sein oder auch das geringe Engagement damit zu rechtfertigen, dass man alleine 
einfach zu wenig tun könne. Vor allem in der Lokalpolitik fiel dies auf, wenn die 
fehlende Handhabe oder insgesamt die mangelnden Möglichkeiten, selbst adäquat 
auf ein Ereignis (oder vor einem Ereignis) reagieren zu können, betont wurden. 
Natürlich haben gerade kleine Kommunen und Gemeinden hier einen geringen 
Handlungsspielraum; aber wenn uns dies in Gesprächen gewissermaßen affektiv 
vorgehalten wurde, entstand der Eindruck, als seien dies gewissermaßen Entschul- 
dungsformen, die als eine Art Alibi herangezogen wurden. 

Diese unterschiedlichen Entschuldungsformen - nicht nur ihre allgemeine 
Präsenz, sondern auch ihre deutlich erkennbare Wirkungskraft - offenbaren aus 
unserer Sicht den lokalkulturellen Wunsch nach einer Rückkehr zur bzw. Auf- 
rechterhaltung der Normalität. In einigen Fällen zeigte sich, dass dieser Wunsch 
offensichtlich über dem Bedürfnis der Reflexion und der Auseinandersetzung mit 
bestehendem rechtsradikalem Potenzial vor Ort stand. 


6.2.7 Deutung und Problemwahrnehmung 


Dies führt zur letzten, grundlegenden Frage nach der lokalkulturellen Aushandlung 
und dem Umgang mit politischen Konflikten sowie dem Phänomen Rechtsradika- 
lismus. Was wurde in den jeweiligen Fällen vor Ort als Problem angesehen und wer 
störte eigentlich wirklich? 

Sowohl in Dorfmark als auch in Salzhemmendorf störte gerade nicht das 
»Rechte« oder »Rechtsradikale« an sich, sondern vielmehr störte grundsätzlich 
das Politische in der Öffentlichkeit. Zugleich störte dieses öffentlich Politische in 
Dorfmark aber auch nur dann, wenn sich daraus keine positive Gemeinschafts- 
erzählung stricken ließ, denn über das dorfgemeinschaftliche Engagement zum 
Erhalt des Freibads wurde im Nachhinein nur positiv berichtet. Hier zeigt sich ein 
Unterschied zu Braunschweig, denn dort störte das Politische in der Öffentlichkeit 
nicht grundsätzlich, sondern wie gezeigt nur unter bestimmten Bedingungen. 
Dies könnte auf den erwähnten strukturellen Unterschied hinsichtlich Stadt-Land 
zurückzuführen sein. 

In Braunschweig störte das »Rechte« vor allem deshalb, weil es öffentlicher 
Anlass einer stadtgesellschaftlichen Polarisierung war, die im Wechselspiel von 
Demonstrationen und Gegenprotesten insgesamt die Stadt aufwühlte. Denn dies 
wiederum hat Auswirkungen darauf, dass der Alltag gestört wird, sei es, dass die 
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Spiele der Eintracht gefährdet sind, sei es, dass die Polizei überlastet ist oder dass 
die Straßenbahnen nicht fahren und in den Medien über die Verschwendung von 
Steuergeldern berichtet wird. Dieses Muster der Ablehnung - nicht aus politischen 
Gründen, sondern weil die politisch-öffentliche Manifestation den Alltag stört - 
haben wir bereits in früheren Untersuchungen über Dresden und die dortigen Po- 
larisierungseffekte aufgrund von PEGIDA identifizieren können.” 

In Salzhemmendorf störte das »Rechte«, weil der Ort öffentlich stigmatisiert 
wurde, weil dadurch ein Gefühl der Scham aufkam, da der Eindruck erweckt wur- 
de, man habe im Ort vor dem Anschlag zu wenig getan. Diesen Eindruck teilte die 
Bürgerschaft zwar überhaupt nicht, sondern sie störte sich offenbar vor allem dar- 
an, dass ihr Image darunter leide.** Zumindest für diesen speziellen Fall gilt, dass 
die Problemwahrnehmung, Empörung und Problematisierung von rechtsradika- 
len Formen von moralischen Empfindungen abhängt. Ob diese Feststellung auch 
für andere Fälle zutrifft, kann allein von unserem Material her nicht ausreichend 
beurteilt werden. 

Was wir besonders in Salzhemmendorf identifizieren konnten, war der Faktor, 
dass das »Rechte« gerade in der Rückschau deshalb störte, weil sich entsprechen- 
de politische Tendenzen in der Mitte der Gesellschaft, in den Vereinsstrukturen 
und der Feuerwehr, einem Herzstück der Bürgerschaft, fanden. Es war vor allem 
diese Verbindung, die dazu führte, dass sich die Anwohner an dem »Rechten« (zu- 
gleich aber auch an dessen Identifizierung) störten, weil einer der Täter zugleich 
in der Feuerwehr aktiv war. Im Fall von Salzhemmendorf ist die Feuerwehr der 
identifizierte Prototyp des schmutzigen Teils der Zivilgesellschaft. Gerade weil die 
Bürgerschaft aber auf die soziale Rolle der Feuerwehr angewiesen war, ihr auch ei- 
ne ethische Funktion zuschrieb, musste dieser Konflikt für die Salzhemmendorfer 
aufgelöst werden, weshalb das Entschuldungsmuster der Verdrängung zur Wir- 
kung kam. 

In Dorfmark wiederum störte gerade nicht das »Rechte«, weil es keine öffent- 
lich identifizierbaren »Rechten« vor Ort gab - so zumindest die mehrheitliche 
Wahrnehmung. Stattdessen störten vielmehr die sichtbaren Linken, weil sie mit 
ihrer öffentlichen Erscheinung die Alltagsroutine und die gewohnte »Normalität« 
durchbrachen. An diesem Punkt greift das Entschuldungsmuster der Externalisie- 
rung, weil die jungen Linken gewissermaßen von außen kämen, den Alltag störten 
und das Dorf zusätzlich stigmatisierten. Dieser Drang zur Normalität zeigt sich 
beispielsweise daran, dass man vor Ort keine Notwendigkeit zur Positionierung 


47 Schenke u.a.: PEGIDA-Effekte?, S. 184. 

48 Becker betont die grundlegende Bedeutung des sozialen Mechanismus in der Wahrnehmung 
und Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus, dass »das Bild der (DorfJ)Gemeinschaft nicht 
getrübt werden darf« (Becker: Wenn abstrakte Items auf die Wirklichkeit der Stammtische tref- 
fen, S. 458), und führt dieses »öffentliche Schweigen« auf ein Wechselverhältnis von »[lJokale[n] 
Schweigekartelle[n] und -spiralen« (ebd.) zurück. 


301 


302 


Rechtsradikalismus in Niedersachsen 


gegen die Ludendorffer sah, weil man, so ein Gesprächspartner, »neutral sein« (I9) 
wolle - hier lässt sich hinzufügen, dass dieses Neutralitätsgebot zumindest so lan- 
ge gilt, wie rechtsradikale Positionen nicht als solche wahrgenommen werden, weil 
sie keine Formen von öffentlicher Sichtbarkeit und Gewalt annehmen. 

Allerdings bedeuten diese Wahrnehmungsformen von Rechtsradikalismus, die 
jeweiligen Entschuldungsmuster und die Problemwahrnehmungen noch nicht, 
dass der Rechtsradikalismus als politisches Phänomen ansonsten automatisch 
auf große Akzeptanz stößt. Im Zuge der gesellschaftlichen Polarisierung und des 
Aufstiegs der AfD sowie des steten Mantras eines befürchteten »Rechtsrucks« der 
Gesellschaft wird diese vermeintlich zunehmende Akzeptanz immer wieder als 
Erklärungsfaktor herangezogen.” 

Zwar haben auch wir entsprechende Indizien für diese These in unseren Fall- 
analysen gefunden, die sich vor allem auf die sozialpsychologischen Dynamiken 
der Entschuldungsmuster beziehen, aber allgemein bestätigen können wir diese 
These nicht. Dies mag zum Teil sicherlich auch an unserem Setting und unserer 
Materialgrundlage liegen, aber vor allem sehen wir diese Akzeptanz-Widerspruch- 
Bipolarität nicht starr. Denn schließlich kann die Frage der Akzeptanz mehrere 
Dimensionen besitzen. Es muss nicht automatisch alles positiv akzeptiert werden, 
vielmehr kann es auch sein, dass die Beteiligten vor Ort überhaupt keine Problem- 
wahrnehmung für politische Phänomene besitzen - dann ignorieren sie vielmehr 
solche Erscheinungen oder haben überhaupt keine Vorstellung davon, dass Rechts- 
radikalismus auch andere Formen haben kann als das ihnen inzwischen geradezu 
liebgewonnene Springerstiefel-Klischee. Ignoranz oder Unwissen sind sicherlich 
auch Formen der Akzeptanz, aber ihre Konnotationen sind weniger moralisch auf- 
geladen und vor allem führen diese Ursachen zu ganz anderen praktischen Maß- 
nahmen im politischen Handeln.” 

Betrachtet man nun alle Fälle trotz ihrer Unterschiede zusammen, lässt sich zu- 
mindest als Minimalgemeinsamkeit festhalten, dass nicht das »Politische« automa- 
tisch und per se stört, sondern erst dann, wenn es auch öffentlich in Erscheinung 
tritt und Routinen oder das lokalkulturelle Normkorsett durchbricht. Gerade in den 
ländlichen Gebieten ist dieses Muster deutlich zu erkennen. Nicht ganz so deutlich, 
aber auch rudimentär vorhanden, ist dies in der Stadt Braunschweig, wenn die De- 
monstrationen in den zentralen Stadtvierteln stattfinden und nicht in Randgebie- 
ten. Das, was unter »Rechtsradikalismus«, »rechts« oder »rechtsextrem« allgemein 
wahrgenommen wird, ist insgesamt, für alle drei Fälle zusammengenommen, lo- 
kal nur dann überhaupt als Problem präsent, wenn es von einzelnen Personen ge- 


49 Decker, Oliver: Flucht ins Autoritäre, in: Ders./Brähler, Elmar (Hg.): Flucht ins Autoritäre. Rechts- 
extreme Dynamiken in der Mitte der Gesellschaft, Gießen 2018, S. 15-62. 

50 Zur Unterscheidung von Akzeptanz, Ignoranz, Nicht-Wissen und Leugnung, v.a. aus sozialpsy- 
chologischer und psychoanalytischer Perspektive, vgl. Adorno: Schuld und Abwehr, S. 154-173. 
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tragen wird, die klar erkennbar und identifizierbar sind. Zwar wirken hier dann 
unterschiedliche Entschuldungs- und Relativierungsmuster, wie bereits beschrie- 
ben; aber als dorf- und stadtgemeinschaftliches Problem, das mehr umfasst als nur 
die minimal begrenzte Personalisierung, wird das Phänomen des Rechtsradikalis- 
mus insgesamt kaum wahrgenommen.” Es drängt sich immer mehr der Eindruck 
auf, als seien sowohl der Begriff des »Rechtsextremismus« als auch der Begriff des 
»Rechtsradikalismus« in der öffentlichen Wahrnehmung verbrannte Schlagwörter, 
die politische Gruppierungen mit gewissen Tricks offenbar relativ leicht von sich 
weisen können, um als legitimierte Akteure aufzutreten.” Überspitzt formuliert: 
Nimmt man nur einmal die öffentlich artikulierten Stellungnahmen und Meinun- 
gen in unseren Fällen, so könnte geradezu der Eindruck entstehen, in Deutschland 
gäbe es Anfang des 21. Jahrhunderts fast keinen Rechtsradikalismus, in irgend- 
einer Form. Selbst wenn in Einzelfällen einzelne Personen als solche identifiziert 
sind, so dienen sie letztlich doch lediglich als Projektionsfläche, damit sich der Kern 
der Stadtgesellschaft in seinen Aushandlungsformen gemeinsam oberflächlich von 
diesen abgrenzen und damit gewissermaßen befreien kann. 

Wenn in lokalen Kontexten das politische Bewusstsein dafür fehlt, dass Rechts- 
radikalismus mehr umfasst als junge und gewaltbereite Aktivisten, sondern dass 
damit auch Politik- und Gesellschaftsvorstellungen verbunden sind, dann stoßen 
demokratische Selbstvergewisserungsfloskeln, die sich gegen einen »Rechtsruck« 
stellen, schnell an ihre Grenzen. Dann ist vielmehr nach den Ursachen und Kon- 
stituierungsbedingungen politischer Bewusstseinsformen in politisch-kultureller 
und psychoanalytischer Hinsicht zu fragen, die sich in bürgerschaftlichen Aus- 
handlungsformen alleine nicht zivilisieren lassen, sondern die sich durch deu- 
tungskulturelle Umgangsformen in der Soziokultur perpetuieren. 


6.3 Ausblick 


Unsere Studie hat gezeigt, dass die lokalkulturellen Aushandlungsmodi nicht nur 
Einfluss auf Reaktionen, Umgang und Deutung von Rechtsradikalismus vor Ort ha- 
ben, sondern auch, dass die Problemwahrnehmung deutlich durch sie beeinflusst 


51 Salzborn bspw. weist ebenfalls darauf hin, dass »Rechtsextremismus« in der Öffentlichkeit oft- 
mals kaum erkannt werde: Dies gelte sowohl für die Fremdwahrnehmungals auch für die Selbst- 
wahrnehmung; vgl. Salzborn: Rechtsextremismus, S. 68f. Becker und Hafeneger sprechen vor- 
sichtiger von »verschiedenen Facetten des Rechtsextremismus«, die oftmals nicht alle erkannt 
würden; vgl. Becker/Hafeneger: Rechtsextremismus im ländlichen Raum, S. 157. 

52 Zu diesen Tricks gehört bspw. auch die sprachliche Codierung, bzw. die Verwendung und Um- 
deutung von Sprache, womit es Rechtsradikale schaffen, in der Öffentlichkeit nicht als solche 
wahrgenommen zu werden; vgl. Niehr, Thomas/Reissen-Kosch, Jana: Volkes Stimme? Zur Spra- 
che des Rechtspopulismus, Berlin 2018, S. 83f. 
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wird. Das stützt die These, dass sie ebenfalls Einfluss nehmen auf neuerliche Kon- 
stituierungsbedingungen und -dynamiken rechtsradikaler Phänomene und ihrer 
Performanz in den jeweiligen Orten und Regionen - mithin: in Niedersachsen. Au- 
ßerdem konnte gezeigt werden, dass das jeweilige Ereignis, sein Bewältigungsmo- 
dus und die dazu führende Interaktion im lokalkulturellen Kontext das zeit- und 
lokalspezifische Verständnis dessen offenbaren, was als Normalität wahrgenom- 
men wird. Auf dieser Folie wird jeweils ausgehandelt, welcher Grad an Radikalität 
noch als legitim erachtet wird. So wurde eine Annäherung an die untergründigen 
Normvorstellungen der jeweiligen lokalen Mehrheitsgesellschaft unternommen, an 
die lokale Deutungskultur als Teil der jeweiligen politischen Kultur. In ihr sollten 
(verborgene) Verbindungslinien zwischen Rechtsradikalismus, seinen manifesten 
Formen, untergründigen Mentalitäten und der Mehrheitsgesellschaft aufgezeigt 
werden. 

Natürlich hat die Suche nach ebendiesen Verbindungslinien durch die Ana- 
lyse der Fallbeispiele erst begonnen. Sie lässt sich jedoch ergänzen durch eine 
kurze Rekapitulation der Quintessenz des Blickes auf die niedersächsische Ge- 
schichte. Denn das Bundesland Niedersachsen hat historisch betrachtet im po- 
litisch-kulturellen Leben einen ungemeinen Wandlungsprozess durchlaufen. Das 
»Stammland des Nachkriegsrechtsradikalismus« (Helga Grebing) gilt heute keines- 
wegs mehr als Hort und Hochburg eines aggressiven Rechtsradikalismus, ist nicht 
mehr das Gebiet, in welchem in Krisenzeiten im bundesrepublikanischen Vergleich 
am schnellsten rechtsradikale Parteien politische Erfolge erzielen. Wir haben ein- 
gangs nicht nur die historisch-kulturellen Traditionslinien des Rechtsradikalismus 
in Niedersachsen strukturiert, sondern auch die einstmaligen Hochburgen rechts- 
radikaler Parteien identifiziert und sie mit den politischen Milieus in einzelnen 
Regionen in Beziehung gesetzt. Hierdurch konnten zentrale Strukturdimensionen 
des Rechtsradikalismus herausgearbeitet werden, die an dieser Stelle noch einmal 
zusammengefasst werden sollen. Denn die Bündelung der daraus ableitbaren Pro- 
bleme eröffnet in Kenntnis der empirisch untersuchten Fallbeispiele Perspektiven 
und Anknüpfungspunkte für weitere Forschungen zu aktuellen politischen Phäno- 
menen. 

Was sind die Strukturdimensionen des Rechtsradikalismus in Niedersachsen 
im historisch-kritischen Vergleich und welche regionalen sowie kulturellen Cha- 
rakteristika haben rechtsradikale Kräfte begünstigt? 

Im 20. Jahrhundert bot der ländlich geprägte, protestantische, historisch-kul- 
turelle Charakter des Bundeslandes einen reichen Nährboden für rechtsradikale 
Parteien und politische Formationen weit rechts der Mitte. In Niedersachsen fand 
der politische Rechtsradikalismus aufgrund unterschiedlichster regionaler Fakto- 
ren relativ günstige Ausgangsbedingungen vor. Veranschaulichen lässt sich dies vor 
allem an der Heimatverbundenheit, die hier gerade aufgrund des ländlich-agra- 
rischen Charakters und des hohen Anteils an Flüchtlingen und Vertriebenen be- 
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sonders ausgeprägt war. Davon zeugt nicht zuletzt die ungemein große Faszina- 
tion für Heimatfilme in den 1950er Jahren. Der bekannteste deutsche Heimatfilm 
»Grün ist die Heide« (1951), zugleich einer der erfolgreichsten Filme dieser Dekade 
überhaupt,” spielt wohl nicht zufällig ausgerechnet in der Lüneburger Heide, in 
der auch Dorfmark liegt. Der Film »Grün ist die Heide« zeichnet eine vermeint- 
lich »heile« konservative Lebenswelt mit einem tradiert-patriarchalen Familien- 
bild, Volksfesten und Trachten und verherrlicht zugleich im klassisch geschichts- 
revisionistischen Stil die Taten deutscher Soldaten im Zweiten Weltkrieg. Der Hei- 
mattopos bot Rückhalt und Geborgenheit, versprach gemeinschaftsstiftende Mo- 
mente, ließ aber auch das Grauen der NS-Zeit leichter vergessen. Daher waren 
Heimatverbundenheit und die damit verknüpften Imaginationen je nach Einbin- 
dung in politische Programme auch ein Anknüpfungspunkt für autoritäre Gesell- 
schaftsvorstellungen. 

Eng mit der Heimatverbundenheit zusammen hing auch die lokalkulturelle 
Kraft des Welfentums. Der Rückbezug auf die Traditionslinie der herzoglichen 
Welfenfamilie, die im 18. Jahrhundert in Hannover geherrscht hatte, stiftete ei- 
nen (noch heute beispielweise in Braunschweig stark im Stadtbild manifestierten) 
landesspezifischen Stolz, konstruierte ein Landeskollektiv mit Traditionen, an das 
Volksfeste, Sänger- und Turnvereine bereits im 19. Jahrhundert appellieren konn- 
ten. Aber auch im 20. Jahrhundert war das Welfentum identitätsstiftend, wie sich 
allein schon an dem von Hermann Grote verfassten »Niedersachsenlied« zeigt. 
Darin werden die Welfen zum tellurischen Ankerpunkt eines Stammeskollektivs 
in »Niedersachsen« stilisiert, wenn es heißt: »Wir sind die Niedersachsen, sturm- 
fest und erdverwachsen«. Der Bezug auf die Welfen und das Welfische begüns- 
tigte auch den Rechtsradikalismus, wenn sozioökonomische und soziokulturelle 
Faktoren oder Krisen in den entsprechenden Traditionsgebieten - um Rotenburg 
(Wümme) und den Heidekreis - hinzukamen. 

In Niedersachsen war aber obendrein der Antikommunismus weitverbreitet, 
teilweise sogar in äußerst verbittert-rigoroser Form vor allem in den östlichen 
Regionen von Lüneburg bis Helmstedt, also jenen Gebieten, die an die DDR an- 
grenzten. Die Grenzlinie zur Sowjetischen Besatzungszone und später zur Deut- 
schen Demokratischen Republik hatte auch unmittelbare Folgen für die Anzahlvon 
Flüchtlingen und Vertrieben, die aus dem Osten allein schon geografisch bedingt 
vor allem in Niedersachsen ankamen. Der politische Rechtsradikalismus hatte or- 
ganisatorisch zuvorderst in solchen Regionen günstige Voraussetzungen, in denen 
eine hohe Flüchtlings- und Vertriebenenanzahl sowie eine wirtschaftliche Krisen- 
lage bei hohen Arbeitslosenzahlen auftraten. Fielen diese zusammen, wählten so- 


53 Vgl. Höbel, Wolfgang: »Wir decken uns mit dem Himmel zu«. Deutschland, deine Filme: Was 
das Heimatkino gestern und heute über nationale Befindlichkeiten erzählt, in: Der Spiegel, 
13.12.2016. 
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wohl oftmals die Vertriebenen selbst als auch vor allem die mittelständische, pro- 
testantische Bevölkerung rechtsradikale Parteien. 

Die liberalen und konservativen, teilweise aber auch die sozialdemokratischen 
Milieus hatten dem teils rabiat auftretenden Rechtsradikalismus wenig entgegen- 
zusetzen. In liberalen Traditionsgebieten, wie etwa im nördlichen Weser-Ems- 
Raum, erzielten Parteien rechts der Mitte im Landesvergleich überdurchschnitt- 
lich gute Ergebnisse. Und in konservativen Milieus, die agrarisch-rural und zu- 
gleich protestantisch geprägt waren, befeuerten diese Milieustrukturen zugleich 
noch mithilfe von Antikommunismus und Welfenstolz den politisch organisierten 
Rechtsradikalismus. Dies gelang vor allem im nordöstlichen Teil Niedersachsens 
von Rotenburg (Wümme) bis Lüneburg. Aber auch die sozialistischen Milieus wa- 
ren nicht immun gegen Angebote von Parteien rechts der Mitte. Dies gilt, wenn 
überhaupt, nur für die katholisch geprägten konservativen Milieus wie im Ems- 
land, wo rechtsradikale Parteien kaum eine Chance hatten, da ihre Verheißungen 
an den katholisch-religiös konturierten Ordnungs- und Gesellschaftsvorstellungen 
offenbar abprallten. 

Doch diese politisch-kulturellen Momente haben inzwischen sicherlich ihre 
einstmalige genuine Bedeutung eingebüßt, haben an Wirkungskraft verloren. »Mi- 
lieus« können heute überhaupt nicht mehr innerlich so verfasst, strukturiert und 
organisiert sein, wie sie es einmal (vermeintlich) waren. Kaum jemand - erst recht 
nicht mehr die jüngeren Kohorten — geht heutzutage noch regelmäßig in die Kir- 
che, obschon doch der mindestens wöchentliche Kirchgang als Zeichen der not- 
wendigen Portion Demut gerade für katholisch-konservative Milieus so wichtig 
war. Aber auch von durchstrukturierten, durchrationalisierten und sedimentier- 
ten Netzwerken, die sowohl den Arbeitsalltag von Arbeitern in gewerkschaftlichen 
Interessenorganisationen als auch den Lebensalltag in Sport- und Turnvereinen 
oder in genossenschaftlich-organisierten Verbänden prägten, was für die sozialis- 
tischen Milieus konstitutiv war, kann heute kaum mehr die Rede sein. Auch diese 
Beobachtung macht eine weitere Beschäftigung mit dem ambivalenten Verhältnis 
von Vereinen und Rechtsradikalismus im ländlichen Raum lohnenswert. Gerade 
das Fallbeispiel Salzhemmendorf illustriert die Dringlichkeit dieser Frage. 

Aber: Verschwunden sind diese politisch-kulturellen Momente sicherlich nicht, 
vielmehr wirken sie heutzutage offenbar mittelbarer und indirekter. Es zeigen sich 
unzählige Residuen dieser politisch-kulturellen und milieugeprägten Traditionen, 
die bis heute fortwirken und sich auch in den Fallbeispielen angedeutet haben. 
Aber welche Wirkung von diesen politisch-kulturellen Kräften wirklich ausgeht, 
wie die Mentalitätsbestände heute verfasst sind, welche Ingredienzen der Milieu- 
strukturen heute noch bestehen und wie sich diese in Schichten, Lebensstilen und 
anderen Vergesellschaftungsformen äußern: Darüber wissen wir - besonders mit 
Blick auf die niedersächsische Gesellschaft - noch recht wenig. Doch genau diese 
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Dinge sind entscheidend, wenn man verstehen will, wie die Genese der politischen 
Bewusstseinsformen genau vonstattengeht. 

Kurzum: Die Mechanismen und Vermittlungen politisch-kultureller Momen- 
te, sozioökonomischer Faktoren, sozialisatorischer wie individueller Bedingungen 
und weiterer Aspekte und Dimensionen für die Entstehung, Entwicklung und Prä- 
gung politischer Bewusstseinsformen sind umstritten bzw. weithin ungeklärt. Die- 
ser Umstand ist frappierend und unbefriedigend, wo doch kaum jemand abstreiten 
könnte (oder besser: dürfte), dass lokale, regionale und politisch-kulturelle Fakto- 
ren eine mitentscheidende Rolle dabei spielen, wie gesellschaftliche Gruppen po- 
litisch »denken«. Und zum politischen, mentalitätsgeschichtlichen Haushalt von 
Gesellschaften gehören eben auch durchaus autoritäre Gesellschaftsvorstellungen, 
Ressentiments und Vorurteile. Diese Strukturmomente und Ursachen eines »an- 
tizivilisatorischen, antiwestlichen Unterstrom[s] der deutschen Überlieferung«°*, 
wie Adorno pointiert in seinem berühmten Vortrag »Was bedeutet: Aufarbeitung 
der Vergangenheit?« zugespitzt hat, müssen langfristig und zielführend analysiert 
werden, um sie verstehen und bekämpfen zu können. 

Die Ambivalenz politischer Mentalitäten und Bewusstseins- sowie politischer 
Erscheinungsformen zeigt sich nicht zuletzt aktuell mit Blick auf die AfD. De- 
ren politische Einordnung ist umstritten. Zumindest unserer Minimaldefinition 
folgend” versammelt die Partei inzwischen alle Strukturmomente einer rechts- 
radikalen Partei, weil sie autoritäre Politik- und Gesellschaftsvorstellungen ver- 
tritt und ihre führenden Politiker zumindest tendenziell antiliberal, völkisch, ras- 
sistisch und geschichtsrevisionistisch sind. Dies bedeutet allerdings im Umkehr- 
schluss noch nicht, dass die AfD per se rechtsradikal ist - eine solche kategorische 
Einordnung wird von ihrer weiteren Entwicklung abhängen. Dass die AfD aber in 
jedem Fall das Potenzial hierfür birgt, bedeutet zugleich jedoch nicht, dass auch 
die AfD-Wählerschaft in toto rechtsradikal ist bzw. sein muss. Nach allen bisherigen 
Erkenntnissen zu Wahlstrukturdimensionen und -motiven ist die Wählerschaft der 
AfD, wie bereits ausgeführt, zurzeit enorm heterogen. 

Zumal sich das Problem der gesellschaftlichen Konstituierungsmomente poli- 
tischer Bewusstseinsformen auch mit Blick auf den AfD-Wahlerfolg der vergange- 
nen Jahre symptomatisch verdeutlichen lässt. Zwar zeigen die reinen Wahlergeb- 
nisse in Niedersachsen für sich genommen, dass die AfD in diesem Bundesland 
deutlich weniger Erfolg hat als in anderen Bundesländern; aber auch hier deu- 
ten sich gesellschaftliche Tendenzen der Frustration, politischen Verhärtung und 
Verkrustung an, die spezifisch zu ganz heterogenen Wählergruppen und diversi- 
fizierten Wahlmotiven führen, wovon die AfD in Zukunft profitieren könnte. Aus- 
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zuschließen ist das jedenfalls nicht (mehr); vor allem, wenn sich in Zukunft - bei- 
spielsweise infolge einer abermaligen Wirtschafts- und Finanzkrise - auch hier 
Momente der Radikalisierung politischer Formen ergeben. 

Freilich ist dies nur ein Gedankenspiel, und die AfD hat derzeit in Nieder- 
sachsen weniger gute Karten als beispielsweise in den ostdeutschen Bundeslän- 
dern. Aber blickt man nur einmal auf Bevölkerungsumfragen, auf Zufriedenheits- 
werte von Politik und Parteien, auf Einstellungsmuster gewisser gesellschaftlicher 
Schichten, so drängt sich doch der Eindruck auf, dass sich Skepsis, Apathie, Miss- 
trauen, Ablehnung, ja teils Verachtung auch in der niedersächsischen Gesellschaft 
immer weiter ausbreiten.” Aus sozialwissenschaftlicher Perspektive ist diese Am- 
bivalenz natürlich erklärungsbedürftig: Objektiv betrachtet finden sich in Nieder- 
sachsen derzeit relativ gute Voraussetzungen, von denen eine Partei wie die AfD 
profitieren kann. Aber in realiter schöpft die AfD diese Bedingungen (noch) nicht 
aus, wie sich mit Blick auf aktuelle Umfragewerte zeigt. Von daher muss nach den 
Polstern gefragt werden, die derzeit offenbar (noch) verhindern, dass Misstrauen 
zwar in partielle Verbitterung und Apathie umschlägt, aber nicht noch stärker in 
AfD-Voten mündet. 

Aber: Dass die AfD in Niedersachsen weniger erfolgreich ist als in ostdeut- 
schen Regionen, auch weniger als im süddeutschen Raum wie etwa in Baden- 
Württemberg, muss keineswegs so bleiben. Zwar ist die Partei derzeit die Gewin- 
nerin der politischen Umbruchsstimmung, in der sich viele rechtsradikale Kreise, 
Strömungen oder einzelne Aktivisten sammeln; aber neben der AfD existieren frei- 
lich weitere rechtsradikale Strömungen, Netzwerke und Akteure auch in Nieder- 
sachsen, die sich nicht auf diese Partei einlassen. Und die Geschichte von Parteien 
und sozialen Bewegungen zeigt: In dem Moment, in dem sich die führende poli- 
tische Kraft eines Spektrums institutionalisiert (bei der AfD durch die Sachlogik- 
Zwänge der Parlamentarisierung), können sich andere politische Kräfte aufgrund 
von Abgrenzungsbemühungen gegenüber der sich institutionalisierenden Orga- 
nisation politisch-programmatisch radikalisieren. Von daher müssen auch diese 
abseitigen Strukturen und Bewegungen genau im Blick behalten werden. Alle die- 
se Ebenen gehören zum Gesamtphänomen des Rechtsradikalismus. Gerade dies 
macht Untersuchungen hierzu so komplex und herausfordernd. 

Wir können also festhalten: Rechtsradikalismus als politische Bewusstseins- 
form gehört zur politischen Kultur, ist eingespeist in die tiefliegenden kulturel- 


56 Dazu grundlegend Walter, Franz: Bürgerlichkeit und Protest in der Misstrauensgesellschaft. 
Konklusion und Ausblick, in: Ders. (Hg.): Die neue Macht der Bürger. Was motiviert die Protest- 
bewegungen?, Reinbek bei Hamburg 2013, S. 301-343. Dies zeigt sich bspw. mit Blick auf den 
Rückgang der Vertrauenswerte der großen Parteien SPD wie CDU bei der letzten Landtagswahl 
in Niedersachsen 2017; vgl. Infratest dimap: Wahlreport Landtagswahl Niedersachsen 2017. Ei- 
ne Analyse der Wahl vom 15. Oktober 2017, Berlin 2017; Marg, Stine u.a.: Niedersächsischer 
Demokratie-Monitor. NDM 2019, FoDEx-Studie, Nr. 2 (2019). 
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len Normvorstellungen der Gesellschaft, was Karl Rohe als Soziokultur bezeichnet 
hat. Auf der Ebene der Deutungskultur finden kaum Auseinandersetzungen um 
Rechtsradikalismus statt, weil die kulturelle Verhandlung von Rechtsradikalismus 
ebendiesen - wie gezeigt - verengt auf einige wenige Vorstellungs- und Deutungs- 
muster. Durch diese Komplexitätsreduktion scheint der Rechtsradikalismus zwar 
auf den ersten Blick auf Ebene der Deutungskultur eingehegt zu werden. Aber: 
Hierbei handelt es sich lediglich immer situativ um einzelne Ausprägungsformen. 
Andere Formen werden gerade nicht verhandelt - auch deshalb (nicht nur, aber vor 
allem) bleiben viele andere Phänomene und Krisensymptome in ihrem Verhältnis 
zur Konstituierung von Rechtsradikalismus außerhalb des Blickfeldes. 

Die Analyse der Fallbeispiele in Verbindung mit den historischen Beobachtun- 
gen hat uns über die Aushandlungsform an der Oberfläche (Deutungskultur) ge- 
zeigt, dass lokalkulturelle Wahrnehmungsmuster die Problemwahrnehmung und 
damit zugleich das Phänomen verzerren. Es bedarf jedoch einer tieferen Analyse, 
um zu verstehen, warum diese Verzerrungen stattfinden und inwiefern sie lokal 
differieren. Rohes Perspektive lässt vermuten, dass die Antwort irgendwo in den 
Tiefenschichten der kulturellen Überformung (also in der Soziokultur) liegt, dass 
sie auf historischen Entwicklungen, auch ihrer Trägerschichten und deren sozio- 
ökonomischer Basis gründet. Diese Vermutung schließt an frühere Studienergeb- 
nisse an. Der Sozialpädagoge Josef Held kommt zu dem Ergebnis, dass die »lokale 
Orientierung [...] in einem deutlichen Zusammenhang mit rechten politischen Ori- 
entierungen«’’ stehe, wobei auch er anmerkt, dass der Bevölkerung dieser Anteil 
an politischen Orientierungen kaum bewusst sei. 

Kurzum: Es gibt also noch weitere tieferliegende Schnittstellen und Gemein- 
samkeiten zwischen der Mehrheitsgesellschaft und dem als rechtsradikal wahr- 
genommenen Phänomen, das von ihr an den Rand gedrängt wird. Die Interak- 
tionsdynamiken, Wechselwirkungen und der lokalkulturelle Umgang in unseren 
Fallanalysen bewirken letztlich - ob bewusst oder unbewusst - eine Selektion. Ein 
kleiner Teil wird durch gewisse Mechanismen von der lokalen Gemeinschaft ex- 
kludiert, was zusätzlich noch einen normstabilisierenden Effekt nach innen hat, 
aber ein großer Teil wird gerade aufgrund dieser Ausgrenzungsmechanismen in 
der Vorstellungswelt der Gemeinschaft verdrängt. Insofern bestätigen und aktua- 
lisieren unsere Ergebnisse in dieser Hinsicht frühere Untersuchungen, die bereits 
auf die Bedeutung des Umgangs hingewiesen haben.°® 

Schließlich sind das lokale, kulturelle und politische Klima, das Beziehungs- 
geflecht und die Wechselwirkungen in der Auseinandersetzung mit Rechtsradika- 


57 Held u.a.: Rechtsextremismus und sein Umfeld, S. 165. 
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lismus nicht nur deshalb wichtig, um den offen identifizierbaren Rechtsradikalis- 
mus zu bekämpfen. Mindestens genauso wichtig ist es, zu ergründen, warum be- 
stimmte Formen und Ausprägungen des Rechtsradikalismus gerade nicht als sol- 
che wahrgenommen werden. Die Frage, wie politische Bewusstseinsformen entste- 
hen, ist jedoch weithin ungeklärt. Die vorliegende Untersuchung kann allerdings 
zumindest als Teilergebnis festhalten, dass ein lokalkultureller Rückhalt zur wei- 
teren Konstituierung dieser Strukturen beitragen kann. Denn das Ressentiment 
findet sich in allen sozialen Gebilden. Es kann aber durchaus auch durch kultu- 
relle, soziale und politische Polster eingehegt werden. Dennoch bedarf es weiterer 
Forschungen zur Beschaffenheit politischer Bewusstseinsformen und zur Ausprä- 
gung von Rechtsradikalismus - gerade jenseits der Ebene der öffentlich-sichtbaren 
Identifizierung qua Personalisierung. Der Politikwissenschaftler Jürgen R. Winkler 
identifizierte schon vor Jahren ein Forschungsdefizit in der Rechtsextremismus- 
forschung: Jenseits einer aus seiner Sicht notwendigen »Iheorie des Rechtsextre- 
mismus«°? im Verhältnis zu einer neuen Gesellschaftstheorie müsse die Forschung 
der »Logik der Situation« mehr Beachtung schenken. Damit meint Winkler die Be- 
deutung von »Wahrnehmung und Bewertung von Ereignissen, Handlungsoptionen 
und -konsequenzen, die ihrerseits vom individuellen Überzeugungssystem beein- 
flusst werden«®. 

Mit Blick auf den bereits in der Einleitung dargelegten Forschungsstand und 
unsere explorativ gewonnenen Erkenntnisse über das kulturelle Normkorsett und 
die sozialen Interaktionsdynamiken lässt sich festhalten: Winklers identifizierte 
Forschungslücke besteht weiterhin, wie auch Beckers Forderung nach einer »tie- 
fere[n] Analyse der lokalen Ausgangsbedingungen«“ zeigt, um die gesamtgesell- 
schaftliche Akzeptanz, die stillschweigende Toleranz und die Ignoranz bzw. man- 
gelnde Problemwahrnehmung von bestimmten politischen Demokratie- und Ge- 
sellschaftsvorstellungen genauer zu identifizieren und damit erklärbar zu machen. 
An diesem Punkt kommen die möglichen Anschlussstellen zwischen rechtsradika- 
len Gruppierungen und der Mehrheitsgesellschaft ins Spiel. Nicht nur die derzei- 
tigen Krisen (von der AfD über die Krise der Volksparteien bis zur allgemeinen 
Repräsentationskrise in der »Misstrauensgesellschaft«) offenbaren, dass das kul- 
turelle Polster zur Einhegung des Ressentiments offenkundig dünner geworden 
ist. Diese Krisen zeigen auch an, dass sie in einem direkten Verhältnis zur Mani- 
festation rechtsradikaler Bewusstseinsformen in der Öffentlichkeit stehen. 


59 Winkler, Jürgen R.: Rechtsextremismus. Gegenstand, Erklärungsansätze, Grundprobleme, in: 
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Gehen wir also von unseren Befunden, den sich daraus ergebenden Fragen und 
konstatierten Forschungsdefiziten als gedanklicher Ausgangsbasis aus, kann ei- 
ne weitere Forschungsagenda, die Teil einer umfassenderen Politischen Kulturfor- 
schung ist, skizziert werden. Ein zentrales Instrument, den aufgeworfenen Fra- 
gen nachzugehen und mehr über die politische Kultur Niedersachsens, über Ver- 
dichtungsräume und Einstellungsmuster, zu erfahren, ist der »Niedersächsische 
Demokratie-Monitor«.°* Dieser birgt die Möglichkeit, in theoretisch-methodischer 
Hinsicht einen stärkeren Akzent auf die Demokratievorstellungen der Bürger zu 
legen und die Erkenntnisse hierzu durch qualitativ-empirische Untersuchungen 
zu vertiefen. Ein solcher Methodenmix ermöglicht es, über aktuelle Bewertungen 
der Demokratie hinaus Wahrnehmungsmuster und Beurteilungsmaßstäbe vertie- 
fend zu erfassen und dadurch nicht nur die quantitativen Ergebnisse umfassender 
zu interpretieren, sondern auch einer eventuellen Verfestigung oder gar Durch- 
brechung der historischen Linien in den einzelnen Regionen nachzuspüren und 
damit weitere Erklärungsansätze für die durch die Fallbeispiele erhobenen Befun- 
de zu erhalten. 

Um diese Erklärungen sukzessive zu vertiefen, sollen die bereits dargestellten 
Regionen (um weitere ergänzt) über mehrere Jahre erforscht werden. Erst dadurch 
wird es möglich sein, die Verdichtungen des dortigen Rechtsradikalismus in die 
langen historischen Linien einordnen und deren aktuelle Weiterführung oder Un- 
terbrechung nicht nur an der Oberfläche beschreiben, sondern sie in den Begriff- 
lichkeiten der Politischen Kulturforschung, d.h. die jeweiligen Ausprägungen ihrer 
Deutungs- und Soziokultur, analysieren zu können. Der Rückgriff auf qualitative 
Methoden erlaubt, die genauen Deutungsmuster sowie die leitenden Gesellschafts- 
, Ordnungs- und Demokratievorstellungen ganz unterschiedlicher Gruppen zu- 
gleich mit Tiefenbohrungen und im regionalen Vergleich zu analysieren, ergo so- 
wohl synchrone als auch diachrone Erklärungen für die Deutungs- und Soziokultur 
in Niedersachsen zu erhalten. 

Dieser Zugang wird auf lange Sicht zeigen, ob sich manche Hochburg des 
Rechtsradikalismus als persistent erwiesen hat und ob sich in Kombination mit 
den Fallanalysen, die auf heutige Einstellungen abzielen, Rückschlüsse auf spezifi- 
sche niedersächsische Milieus ziehen lassen. Oder gab es Verschiebungen, wurden 
historische Linien aufgebrochen, haben sich Schwerpunkte verlagert oder sogar 
aufgelöst? Für die konkrete Forschung bedeutet das: Auf den geschilderten Forma- 
ten (umfassende Auswertung des »Niedersächsischen Demokratie-Monitors« und 
erste Fallstudien) aufbauend, werden tiefergehende Analysen zu politisch-kultu- 
rellen Kristallisationsmomenten rechtsradikaler Mentalitäten und Bewusstseins- 
formen erst möglich. Um aber ein Milieu umfassend beschreiben, salopp gesagt: 
um Rechtsradikalismus in all seinen Ausprägungen in einer Region erforschen zu 
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können, dürfen lokalkulturelle Verdichtungen und lebensweltliche Zusammenhän- 
ge nicht aus dem Blick geraten. 

Diese verschiedenen Zugänge sollen langfristig einander ergänzen und das 
Gesamtbild der untergründigen politischen Bewusstseinsformen der niedersächsi- 
schen Gesellschaft schärfen und somit auch Auskunft geben über die Ursachen und 
Erscheinungsformen des politischen Rechtsradikalismus. In verdichteter Form 
entsteht so ein Porträt der Geschichte des Rechtsradikalismus in Niedersachsen 
im 20. und 21. Jahrhundert, das Traditionslinien und Strukturdimensionen aus 
der Region des späteren Niedersachsens bereits im 19. Jahrhundert über das 
Kaiserreich und die Weimarer Republik, die Weltkriege und den Nationalsozia- 
lismus hinaus aufgreift. Eine solche Kompilation in historisch-vergleichender 
Perspektive, die nicht nur Erkenntnisse über Ursachen und Dynamiken des 
Rechtsradikalismus verspricht, sondern auch Antworten für die Gegenwart liefert, 
steht bisher schließlich noch aus. Denn, wie gezeigt, bestimmen die lokalkulturel- 
len Traditionslinien die politischen Ausprägungen vor Ort auch in der Gegenwart 
entscheidend mit. 
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Anhang: Liste der Interviews 


Die nachfolgende Liste versammelt diejenigen von uns geführten Interviews, die 
wir im Laufe des Forschungsprozesses transkribiert und ausgewertet haben. Zum 
Zweck der Anonymisierung sind die nachfolgenden Angaben möglichst allgemein 
gehalten und absichtlich in allein männlicher Form verfasst. 
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